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1 Einführung 

1.1 Problemstellung 
Die meisten Länder der Europäischen Union (EU) haben – aus eigener Initiative 
oder nach Vorgabe durch EU Richtlinien – seit den 80er Jahren Bahnreformen 
durchgeführt, deren Ziel es war im Schienenverkehr mehr Marktorientierung zu 
etablieren. Am radikalsten sind dabei Großbritannien und Schweden.   

Dem legendären deutschen Wirtschaftsminister Karl Schiller wird die Aussage 
zugeschrieben, „dass derjenige der beste Marktwirtschaftler ist, der nicht nur die 
Möglichkeiten, sondern auch die Grenzen des Wettbewerbs kennt.“1 

Die EU betrachtet die Gewährleistung sicherer, effizienter und hochwertiger Ver­
kehrsleistungen als Hauptziel ihrer Verkehrspolitik. Dieses Ziel soll durch eine 
Förderung des Wettbewerbs erreicht werden. Auf der anderen Seite unterstreicht 
die EU aber auch die Bedeutung von (geförderten) öffentlichen Verkehren für die 
Daseinsvorsorge. Um die beiden – auf den ersten Blick konträren – Ziele zu errei­
chen, plant die Europäische Kommission eine neue Verordnung zur Regelung der 
öffentlichen Personenverkehrsdienste auf Straße und Schiene. Die bisherigen 
Regelungen der EU lassen einen großen Spielraum und entsprechend vielfältig 
sind auch die Umsetzungen des Wettbewerbs im Schienenpersonenverkehr 
(SPV). Auch in Österreich werden Ausschreibungen im SPV, insbesondere des 
Schienenpersonennah- (SPNV) und Schienenpersonenregionalverkehrs (SPRV) 
diskutiert. 

In dieser Situation ist es zweckmäßig, die bis jetzt praktizierten Formen des Aus­
schreibungswettbewerbs einer grundsätzlichen Analyse zu unterziehen, und zwar 
unter dem Gesichtspunkt der ökonomischen Effizienz. Dabei geht es im Wesentli­
chen um drei Fragen: 

1. Können Ausschreibungen zu einer Angebotsverbesserung führen? 
2. Sind Ausschreibungen ein geeignetes Mittel um die Kosten des SPV zu 

senken? 
3. Steht bei den momentan vorgeschriebenen Verfahrensvarianten der Aus­

schreibungsaufwand in einem vertretbaren Verhältnis zu den erzielbaren 
Angebotsverbesserungen? 

Möglicherweise waren die Hoffnungen, die in punkto Angebotsverbesserungen im 
SPV an den Ausschreibungswettbewerb geknüpft waren, von Beginn an zu opti­
mistisch. Möglicherweise hätte es sogar von Anfang an eine Alternative zum Aus­
schreibungswettbewerb geben sollen, nämlich die Verpflichtung zur Angebotsdif­
ferenzierung, die den Kunden in die Lage versetzt, dem Anbieter zu signalisieren, 
welche Angebotsvariante ihm mehr zusagt. Eine Analyse von europäischen Aus­
schreibungslösungen soll wichtige Hinweise für die zukünftige Ausgestaltung des 
österreichischen SPV geben. Dabei sollen die Strategien bzw. Philosophien 

1 Cox, Helmut: Obligatorischer Ausschreibungswettbewerb bei öffentlichen Dienstleistungen – 
Garant für optimale Marktergebnisse?, S. 1, Vortrag auf dem Kongress des CEEP am 17. Juni 
2004 in Leipzig, http://www.bvoed.de/vortraege.html, 13.12.2011. 
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ebenso wie die gewählten ÖPNV-Vergabe-/Ausschreibungsverfahren beschrie­
ben werden. Außerdem soll aufgezeigt werden, welche Ergebnisse die von den 
unterschiedlichen Ländern gewählten Lösungen für die Gesellschaft und die be­
teiligten Unternehmen haben. 

1.2 Forschungsauftrag, -frage und Zielsetzung 
Die Studie wurde im Auftrag des bmvit im Zeitraum von April bis Juli 2012 erstellt. 

Das Ziel des Projektes ist es, eine sachliche Grundlage für die Diskussion der 
Ausschreibungen im Schienenpersonenverkehr zu schaffen. Hierzu sollen insbe­
sondere die nachstehend angeführten Themenkreise näher beleuchtet und kor­
respondierende Fragestellungen beantwortet werden: 

 Analyse länderspezifischer Erfahrungen mit dem 

Ausschreibungswettbewerb 


 Modelle für den Ausschreibungswettbewerb darstellen/vergleichen 

 Identifizierung von Ausschreibungsstrategien 

 Welche Modelle bzw. welche Systemelemente sind für Österreich rele­
vant? 

 „Lessons learned“ - Lassen sich aufgrund der Erfahrungen der Verände­
rung der SPV-Systeme der analysierten Länder Ansatzpunkte für die Ge­
staltung von SPV Systemen identifizieren?  

Methode und Vorgehensweise 

Um die Erfahrungen unterschiedlicher Länder mit Ausschreibungen im Schienen­
personenverkehr zu sammeln und daraus Schlussfolgerungen über positive und 
negative Aspekte bezüglich der unterschiedlichen Ausschreibungs­
/Vergabestrategien ziehen zu können, wurde eine möglichst einheitliche Be­
schreibung der unterschiedlichen Ausschreibungs-/Vergabestrategien, der Orga­
nisation, des Ausschreibungsregime, der Finanzierungsformen, der Marktentwick­
lung und des Umgangs bzw. der Auswirkungen auf die (ehemaligen) Staatsbah­
nen sowie bzgl. des Leistungsniveaus gegeben. Dabei wurden auch die unter­
schiedlichen Wechselwirkungen berücksichtigt werden. 

Die hierzu im Rahmen dieser Studie erhobenen und analysierten Daten können 
grundsätzlich zwei Bereichen zugeordnet werden. Den ersten Baustein stellt in 
diesem Zusammenhang eine umfassende Dokumentenanalyse dar. Sie besteht 
aus der Sichtung/Identifikation, Verortung/Kombination und kritischen Reflexion 
komplementärer Studien, wissenschaftlicher Publikationen sowie der Analyse von 
Ausschreibungstexten und Rechtsdokumenten. Die projektbezogene Erhebung, 
Analyse und Integration von Daten der ausländischen Projektpartner stellt die 
zweite wesentliche Komponente der vorliegenden Studie dar. 

Nachstehend wird die in Abbildung 1 graphisch dargestellte Vorgehensweise kurz 
skizziert. 
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Abbildunng 1: Vorgeh ensweise 

Erhebbungsmattrix 

Mittels einer Errhebungsmmatrix (vgl.. Anhang A) werdenn zuerst diie länders pezifi­
schenn Ergebnissse gesammmelt und in diesemm Zusammmenhang aauch Fallsttudien 
präseentiert. Abbbildung 2 zzeigt die imm Rahmenn der Studie entwickekelte Erhebbungs­
matrixx. 

Auch wenn niccht für alle Länder füür alle Meerkmalsaussprägungen Informattionen 
verfüggbar sind, so gibt ddie Erhebuungsmatrixx einen wichtigen LLeitfaden für die 
Ländeeranalysenn. 
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Verweis auf 
Angebot 

Kriterien \ Regionen 

Soft Facts 

strategische Grundsatzentscheidungen 

Beihilfepolitiken/Unterstützungsprogramme 

3.2.2.c und 4.a Regelungen der eigenwirtschaftlichen Verkehre; (Vgl. auch 3.2.2.c sowie 4.a) 

Trennlinie Nah-, Regional und Fernverkehr 

6, 1. Auf. Flexibilität des gewählten Systems 

6, 1. Auf. Anpassungszeiträume 

Hard Facts 

Entwicklung der Einnahmen 

Kostendeckungsgrad 

Produktivitätsentwicklung 

3.2.6.a Entwicklung der Fzkm 

3.2.6.b Passagierentwicklungen in Pkm 

3.2.6.e Anzahl Fahrzeuge SPV 

Versorgungsniveau (Versorgungsniveau/Einwohner) 

3.2.6.f Serviceniveau 

3.2.6.f Alter/Ausstattung der Fahrzeuge 

3.2.6.f Fahrgastinformationssysteme 

3.2.6.g Entwicklung der Fahrpreise 

3.2.6.h Entwicklung der Zahlungen von Staatsseite/Subv. 

3.2.6.i Entwicklung der Unfälle 

Hard Facts (2/3) 

3.2.7.a Investitionen insgesamt (vor/nach Ausschreibungen) 

3.2.7.b Investitionen in (regionale) Infrastruktur 

3.2.7.c Investitionen in (regionale) Schienenfahrzeuge 

3.2.7.d Systemkosten des (regionalen) Schienenverkehrs 

3.2.7.e Finanzierungskosten des Schienenpersonenverkehrs 

Hard Facts (3/3) 

3.2.5.a Anzahl Marktteilnehmer EVU 

3.2.5.b Marktanteile 

Rechtliche Rahmenbedingungen 

3.2.1 Gesetzte 

Aufgabenteilung/Organisation bei Ausschreibungen 

Wettbewerbskontrolle und -regulierung 

Infrastrukturvergabe, Zugangsregelung 

3.2.2.a Planung (Fahrplangestaltung, Vertaktung) 

3.2.2.b Tarifgestaltung, Preisgestaltung 

3.2.2.c Organisation des SPV, Trennung von eigen- und gemeinwirtschaftlichen Verkehren 

3.2.3.a Verantwortung für Durchführung der Ausschreibung 

Gibt es regionale Verkehrskoordinatoren? 

Einbindung der Verkehrsverbünde 

Charakteristika der Ausschreibungen 

3.2.3.b Brutto-/Nettoausschreibungen; Muss/Kann-Aussch. 

3.2.3.c Wie viel % der Strecken werden ausgeschrieben? 

3.2.3.d Verhältnis Ausschreibungen:Direktvergaben 

3.2.3.e Ausschreibungsdauer (Dauer der Verträge) 

3.2.3.f Größe in Fahrleistung/Jahr (in km) 

3.2.3.f 
Ausschreibungslos, umfang [1] 
Einzelstrecken oder Netze? 

3.2.3.g Genauigkeitsgrad/Freiheitsgrad (funktionale Aus.?) 

3.2.3.h Wer besitzt die Fahrzeuge? Rücklaufregelungen 

3.2.3.i Unterschiede zwischen SPNV und ÖPNV 

3.2.3.j Ausschreibungskosten (Staat) 

3.2.3.j Ausschreibungskosten (EVU) 

3.2.3.k Dauer der Vergabeverfahren (bis zum Betrieb) 

3.2.3.f Ausschreibungslos, -umfang (Einzelstrecken oder Netze?) 

Finanzierung des SPNV 

4.a Trennung von eigenwirtschaftlichen und gemeinwirtschaftlichen Verkehren? 

4.a Trassenkosten, Höhe des IBE 

4.b Wer finanziert die Fahrzeuge und wie? 

4.c Wer finanziert den Betrieb und wie? 

Abbildung 2: Erhebungsmatrix 
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Module als Aussagencluster 

In einem nächsten Schritt werden die erhobenen Ziele, Struktur- und Leistungsda­
ten durch Festlegung von Komprimierungsschritten zu Aussagenclustern (Modu­
len) verdichtet.2 

Die Verkehrspolitik legt die Rahmenbedingungen (Makro-Gestaltung) des SPV in 
Form von Zielvorgaben und durch die Ausgestaltung von Systemelementen fest. 

Deswegen werden in dieser Studie ein Zielmodul sowie eine Reihe von System­
gestaltungsmodulen ins Auge gefasst. Module sind an dieser Stelle als Auswer­
tungs- und Lernbereiche bzw. als Aussagencluster zu verstehen. Sie sind im Hin­
blick auf die Gesamtsystembeurteilung, die im Anschluss an die Beschreibung der 
Module erfolgt, wichtig. 

Anschließend werden eine gesamtsystembezogene Aussagenverdichtung sowie 
eine Typologisierung der identifizierten Ausschreibungsformen vorgenommen. 

Nachstehend ist eine Liste von Modulen angeführt, die teamintern gebildet und 
nach Beratung und Akkordierung mit dem Aufgabenträger den weiteren Arbeits­
schritten zugrundegelegt wurde. 

Das Zielmodul behandelt: 

a) bisher vorherrschende Zielvorgaben; wie geschah die Zielvorgabe? (natio­
nal, regional, lokal, partizipativ oder zentralstaatlich) 

b) Maßnahmen zur Zielerreichung (Strategie, Gesamtsystemgestaltung) 

c) Grad der Zielerreichung und 

d) aufgetretene Inkompatibilitäten, insbesondere auf der Zielebene (Ziele wi­
dersprechen sich) und zwischen Zielen und Maßnahmen. 

Im Sinne eines nachhaltigen d.h. langfristig orientierten Wirtschaftens werden fol­
gende Zielbereiche als für die verkehrspolitische Steuerungsaufgabe relevant an­
gesehen. 

 ökologische Ziele (z.B. Veränderung des Modal Split zugunsten des SPV) 

 soziale Ziele 

‐	 Aufrechterhaltung der Daseinsvorsorge 

‐	 Einflüsse auf das Sozialgefüge 
(z.B. Absicherung von Sozialstandards) 


 ökonomische Ziele (z.B. Ressourceneffizienz) 


‐	 Angebotsgestaltung (z.B. Fahrzeuge, Fahrpläne, Information, Preis, 
Zuverlässigkeit, Zugänglichkeit) 

‐ Mobilitätssicherung
 

‐ Sicherung von Systemflexibilität und Resilience 


2 Die Länderberichte werden jeweils durch Abstracts auf Basis der Moduldarstellung eingeleitet. 
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Systemgestaltungsmodule 
In der Kategorie der Systemgestaltungsmodule soll für jedes Modul untersucht 
werden, 

a) welche Ausgestaltungsformen bisher vorherrschend waren und 

b) wie sich diese auf das System ausgewirkt haben. 

Modul 1: SPV-Gesetzgebung 

Wie wurde die Gestaltung des SPV in den einzelnen Ländern gesetzgeberisch 
gehandhabt? 

Modul 2: Organisation des SPV-Systems 

a) Marktstruktur/Marktbalance 

i. 	Aktuelle Marktsituation 

ii. 	 Bewertung des Teilnehmerfeldes (z.B. Art und Anzahl der Marktteil­
nehmer) 

b) Rolle des Incumbent 

c) Abgrenzung und Koordination von Nah- und Fernverkehr 


d) Organisation des Marktzugangs
 

i. 	 Möglichkeiten der Marktorganisation 

ii. 	 Verantwortung für Ausschreibung/Vergabe 

iii.	 Netzeinheiten/Losgrößen (Gebietsmonopole vs. einzelne Linien) 

Modul 3: Ausgestaltung des SPV-Systems 

a) Fahrplangestaltung (zentral, dezentral?) 

b) Ticket- und Preisgestaltung, Automaten 

c) Auskunftssysteme 

d) Fahrzeuge 

e) Technologie 

Modul 4: Einbindung der Regionen 

Hier ist das Spannungsverhältnis ‚Teilsystemoptimierung vs. Gesamtsystemopti­
mierung‘ ein wichtiger Punkt. Auch die Möglichkeiten partizipativer Planung soll­
ten an dieser Stelle beleuchtet werden. Wichtig sind in diesem Zusammenhang 

a) Wie werden Regionen in Planungs- und Betriebsprozesse eingebunden? 

b) Innovationsimpulse (Einbeziehen der Regionen fördert Innovationen?) 

c) Motivationskräfte 

d) Kompetenz (Planungskompetenz) 
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Modul 5: Finanzbedarf und Finanzierung 

a) Entwicklung des Finanzbedarfs 

b) Anteil der Nutzerfinanzierung 

c) Eigenwirtschaftliche Verkehre vs. gemeinwirtschaftliche Verkehre 

Modul 6: Gesamtsystemsteuerung/ -komplexität 

Komplexität wird definiert durch die Anzahl der Elemente und die Anzahl ihrer Be­
ziehungen. Der Bereich des SPV ist aufgrund seiner vielen Elemente und Bezie­
hungen als ein hochkomplexes System zu verstehen. Im Rahmen dieses Moduls 
soll untersucht werden, wie sich die Systemkomplexität und der korrespondieren­
de Steuerungsbedarf durch Ausschreibungen ändern und in weiterer Folge auf 
die Beherrschbarkeit des Systems auswirken. Primäre Betrachtungsobjekte sind 
in diesem Zusammenhang 

a) Hoheitsträger, 

b) EVU und 

c) Fahrgäste. 

Länderberichte 

Basierend auf der durch die Module vorgegebenen Struktur sollen die länderspe­
zifischen Erkenntnisse in aggregierten Kurzberichten dargestellt werden. 

Länderübergreifende Beurteilung 

In einer nächsten Stufe werden die erhobenen Daten aggregiert und länderüber­
greifend analysiert. 

Lessons learned 

Nach einer Beurteilung der Analyseergebnisse schließt die Studie mit im Rahmen 
dieses Forschungsprojektes gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnissen (Les­
sons learned) für Ausschreibungswettbewerb im europäischen SPV. 
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3 State of the Art 

Mit den positiven gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wirkungen der Eisen­
bahnen für Volkswirtschaften haben sich Ökonomen und Verkehrswissenschaftler 
seit langer Zeit auseinandergesetzt.3 Obwohl sich die Aufgaben und Marktver­
hältnisse im 20. und 21. Jahrhundert deutlich verändert haben, ist die grundsätz­
lich positive Wirkung unbestritten. Dies gilt umso mehr, da dem Schienenperso­
nenverkehr im Zusammenhang mit den Szenarien, in denen es zu einer Verknap­
pung des Rohöls und einer erheblichen Ölpreissteigerung kommt, eine wichtige 
Rolle zukommt. 

Die in den letzten 3 Jahrzehnten eingetretenen Veränderungen der europäischen 
Eisenbahnsysteme und insbesondere die starke marktorientierte Ausgestaltung 
des Schienenpersonenverkehrs in Großbritannien und Schweden sowie die EU-
Gesetzgebung hat zu einer verstärkten Auseinandersetzung der Verkehrswissen­
schaft und der Verkehrspolitik mit einer stärker marktorientierten Organisation im 
Personenverkehr geführt. 

Da viele europäische Länder zur Zeit ihre SPV-Systeme überdenken gibt es eini­
ge Studien, die versuchen, das komplexe Thema der Organisation und der Markt­
ordnung des Schienenpersonenverkehrs in Europa zu untersuchen. 

Einen guten Überblick über europäische Länder gibt der von der European Con­
ference of Ministers of Transport herausgegebene Sammelband Competitive 
Tendering of Rail Services mit Beiträgen über die Ausschreibungsverfahren in 
einigen europäischen Ländern.4 Insgesamt gehen die Autoren davon aus, dass 
der Wettbewerb im Eisenbahnmarkt zu Effizienzsteigerungen führen wird. 5 Auch 
wird vermutet, dass durch die Beteiligung privater Unternehmen Risiken vom 
Staat in die Privatwirtschaft verlagert werden können.6 Es muss allerdings festge­
halten werden, dass in Publikationen, die vor 2008 entstanden sind, die sich 
durch die Wirtschafts- und Finanzkrise geänderten Marktbedingungen nicht be­
rücksichtigt sind. 

3	 Vgl. z.B. List, F.: Das deutsche Eisenbahnsystem als Mittel zur Vervollkommnung der deut­
schen Industrie, des deutschen Zollvereins und des deutschen Nationalverbandes überhaupt, 
in: List, F.: Schriften, Reden, Briefe, Band III, Schriften zum Verkehrswesen, erster Teil, Berlin 
1929. Voigt, F.: Die gestaltende Kraft der Verkehrsmittel in wirtschaftlichen Wastumsprozes­
sen, Bielefeld 1959.  

4	 European Conference of Ministers of Transport (Hrsg.): Competitive Tendering of Rail Ser­
vices, OECD Publishing, Paris 2007 

5	 Vgl. Nash, Ch. und Smith, A.: Passenger Rail Franchising – Britisch Experience, in Europaen 
Conference of Ministers of Transport (Hrsg.): Competitive Tendering of Rail Services, OECD 
Publishing, Paris 2007, S. 7- 34 oder 
Alexandersson; G und Hultén, St.: Competitive Tendering of Regional and Interreginal Railway 
Services in Schweden, in Europaen Conference of Ministers of Transport (Hrsg.): Competitive 
Tendering of Rail Services, OECD Publishing, Paris 2007, S. 165-187 

6	 Thompson, L.S.: Conclusions: Competitive Tendering in Railways – What can we learn from 
experience? in Europaen Conference of Ministers of Transport (Hrsg.): Competitive Tendering 
of Rail Services, OECD Publishing, Paris 2007, S. 199-228 
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In Deutschland gehen die Analysen der Marktordnung und Regulierung des 
Bahnsektors auf Knieps 19967; Berndt und Kunz 20038; Berndt 20039 sowie auf 
Aberle, Brenner und Hedderich 199510, Aberle und Brenner 199611 sowie Hed­
derich 199612 zurück. Allerdings beschäftigten sich diese ersten Arbeiten vor al­
lem mit der Frage des Netzzugangs. In ihrer Dissertation aus 2006 analysiert Oli­
via van Riesen13 die Leistungsfähigkeit Regulierungsregime im Bahnsektor. Sie 
geht dabei insbesondere auf die deutschen „light handed regulation“ und die briti­
schen „Ex-Ante Regulierung“ ein und versucht Faktoren aufzuzeigen, die diese 
bestimmen.14 

Arne Beck15 legte 2009 eine Untersuchung vor, die die Markteintrittsbarrieren und 
Anreizmechanismen bei der Vergabe von Leistungen im SPNV im Ausschrei­
bungswettbewerb analysiert. 

2009 verfasste die Monopolkommission der Deutschen Bundesregierung ein 
Sondergutachten16. Die Deutsche Monopolkommission ist überzeugt, dass bei der 
Vergabe von SPNV-Leistungen sowie faire und funktionsfähige Wettbewerbsbe­
dingungen zum Vorteil der Verbraucher sind und fordert deswegen, dass die 
Bundesländer bzw. die zuständigen Aufgabenträger sämtliche SPNV-Leistungen 
ausschreiben sollten. Allerdings wird auch auf die Schwierigkeiten der Wettbe­
werbsprozesse im Schienenpersonennahverkehr, z.B. Schwierigkeiten entspre­
chendes Know-how zum Betrieb größerer SPNV-Netze entwickeln, Markteintritts­
barrieren für kleinere Wettbewerber, wie die Beschaffung des Rollmaterials sowie 
deren Finanzierung hingewiesen. 

Der von dem Interessenverband mofair e.V., dem Netzwerk Privatbahnen – Ver­
einigung Europäischer Eisenbahngüterverkehrsunternehmen e.V., und der Bun­
desarbeitsgemeinschaft der Aufgabenträger des SPNV (BAG-SPNV) bei dem Be­

7	 Knieps, G.: Wettbewerb in Netzen. Reformpotentiale in den Sektoren Eisenbahn und Luftver­
kehr, Tübingen 1996 

8	 Bendt, A. und Kunz, M.: Immer öfter ab und an? Aktuelle Entwicklungen im Bahnsektor. In: 
Knieps, Günter/Brunekreeft, Gert (Hrsg.): Zwischen Regulierung und Wettbewerb. Netzsekto­
ren in Deutschland. Zweite, aktualisierte u. erw. Aufl., Heidelberg 2003, S. 165-218 

9	 Bendt, A.: Freie Fahrt durch mehr Regulierung? Neue Entwicklungen im Bahnsektor. In: 
Knieps, Günter/Brunekreeft, Gert (Hrsg.): Zwischen Regulierung und Wettbewerb. Netzsekto­
ren in Deutschland. Zweite, aktualisierte u. erw. Aufl., Heidelberg, 2003, S. 219-230 

10	 Aberle, G.; Brenner, A. und Hedderich, A.: Trassenmärkte und Netzzugang: Analyse der grund­
legenden ökonomischen Bestandteile von Trassennutzungsverträgen bei Trennung von Fahr­
weg und Eisenbahntransportbetrieb mit Marktöffnung für Dritte, Hamburg 1995 

11 Aberle, G. und Brenner, A.: Bahnstrukturreform in Deutschland. Ziele und Umsetzungsproble­
me, Köln 1996 

12 Hedderich, A.: Vertikale Desintegration im Schienenverkehr. Theoretische Basisüberlegungen 
und Diskussion der Bahnstrukturreform in Deutschland, Harmburg 1996 

13	 Olivia van Riesen. Zur Leistungsfähigkeit des Regulierungstaates im Bahnsektor. Eisenbahn­
regulierung in Europa im Spannungsfeld zwischen institutionellem Design und der politischen 
Ökonomie des Bahnsektors. Eine Analyse von Eisenbahnregulierungsregimen in Deutschland 
und Großbritannien, München 2006 

14 Olivia van Riesen, 2006, S. 7 
15 Beck, A.: Der Ausschreibungswettbewerb im Schienenpersonennahverkehr Markteintrittsbarrie­

ren und Anreizmechanismen bei der Vergabe von Leistungen im SPNV, Berlin 2009 
16 Monopolkomission: Bahn 2009: Wettbewerb erfordert Weichenstellung Sondergutachten der 

Monopolkommission gemäß § 36 AEG, Bonn 2009 
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ratungsunternehmen kcw in Auftrag gegebene Wettbewerber-Report Eisenbahn 
2010/201117 stellt unter anderem die Wettbewerbssituation in Deutschland dar. 
Neben klaren Forderungen zu mehr Wettbewerb enthält dieser Report auch die 
Forderung, Vorschläge zur Einführung eines Deutschlandtaktes zu prüfen. Offen­
bar sind die privaten Anbieter sich der Schwachstelle der Fahrplanintegration be­
wusst und haben ein Interesse daran, dass dieses Problem in Deutschland ange­
gangen wird. Sowohl diese Arbeit als auch das Sondergutachten der Monopol­
kommission der deutschen Bundesregierung beziehen sich stark auf die Möglich­
keiten zur Intensivierung des Ausschreibungswettbewerbs und weisen einen we­
niger gesamthaften Blick auf die effiziente Gestaltung des Systems als die hier 
durchgeführte Analyse. 

17 kcw: Wettbewerber-Report Eisenbahn 2010/2011, Berlin 2011 
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4 Länderbericht Dänemark 

4.1 Abstract in Modulstruktur 

Modul 1 (Gesetzgebung) 

Die nationale Gesetzgebung beschränkt sich in Dänemark weitgehend auf die nachstehenden Rechtsvor­

schriften: 18 

 Eisenbahngesetz (zuletzt geändert am 11. November 2010)
 

 Gesetz über die unabhängige Aktiengesellschaft DSB und DSB-S Bahn
 

(zuletzt geändert am 12. Oktober 2010)
 

 EU Verordnung 1371/2007 wird im Schienenverkehrsbereich ohne Ausnahme angewendet 


Außerdem gibt es eine politische Entscheidung aus dem Jahr 2003, zumindest 1/3 der Zugleistungen (exklusi­

ve Fernverkehr und S-Bahn Kopenhagen) vor 2014 öffentlich auszuschreiben. Das Gesamtvolumen der aktu­

ellen Verträge mit den Betreibern DSB Øresund und Arriva Tog A/S ist geringer als das politische Ziel. Das 

politische Vorhaben wurde gekündigt und zurzeit gibt es keine konkreten Pläne, weitere Dienstleistungen auf 

der Schiene auszuschreiben. Die bereits vorgesehenen Ausschreibungen der Linien zwischen Odense und 

Svendborg und zwischen Odense und Fredericia werden nicht stattfinden.19 Auf Grundlage von Anfragen 

eines Politikers an den Verkehrsminister antwortete letzterer, dass die aktuelle Situation im Eisenbahnsektor, 

und auch jene der DSB, insbesondere bezüglich Fahrzeugproblemen (Anm.: wahrscheinlich sind Neubaufahr­

zeuge gemeint) zu dieser Entscheidung beigetragen hat.20 

Aufgrund von zwei Beschwerden von dänischen Unternehmen hat die europäische Kommission geprüft, ob 

der Vertrag mit EVU DSB S-tog a/s (S-Bahn) der EU Verordnung 1370/2007 entspricht. Obwohl dies nach 

Meinung der Kommission der Fall war, hat ein Unternehmen das Klageverfahren beim europäischen Gerichts­

hof fortgesetzt. 

Modul 2 (Organisation) 

Es gibt in Dänemark unterschiedliche Aufgabenträger im SPV. 

Für die laufenden Verträge mit DSB und für durchgeführte Ausschreibungen ist Trafikstyrelsen  (Agentur des 

Verkehrsministeriums) zuständig, wobei Teile des Aufgabenträgerbereiches ab September 2012 vom Ministe­

rium selber übernommen werden. 

Jede Region verfügt über öffentliche Nahverkehrsunternehmen. Diese Unternehmen erfüllen die Rolle eines 

Aufgabenträgers und führen Planung und Erwerb von ÖPNV- und SPNV-Dienstleistungen durch. Der Betrieb 

wird von 14 „Privatbaner“ durchgeführt, deren Aktien zu 90% den Regionen gehören und an denen nur zu 

10% private Aktionäre beteiligt sind. Die Privatbaner führen den SPNV auf eigener Eisenbahn-Infrastruktur 

durch. Die von den „Privatbaner“ erfüllten Dienstleistungen werden nicht öffentlich ausgeschrieben. 

18 Vgl. CER Report, 2011, S. 69. 

19 Diese Situation wurde August 2012 schriftlich von der Behörde Trafikstyrelsen bestätigt. 

20 Transportministeriet, November 2011 
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Modul 3 (Ausgestaltung) 

Im SPV gibt es vier Bereiche zu unterscheiden: 

 S-Bahn (und U-Bahn) im Ballungsgebiet von Kopenhagen 

 SPNV organisiert von den 14 „Privatbaner“ (siehe oben) 

 SPNV organisiert vom Staat (bzw. Trafikstyrelsen) 

 Fernverkehr 

In allen vier Teilbereichen kommen öffentliche Dienstleistungsaufträge zur Anwendung. 

Die Verträge schreiben sehr genau die quantitativen und qualitativen Anforderungen vor und determinieren 

dadurch das Mindestangebot auf jeder Strecke und die Halte pro Bahnhof. Auch die Mindestzahl von umstei­

gefreien Reisemöglichkeiten von und zu Hauptreisezielen wird vorgeschrieben. Andere Aspekte, wie das An­

gebot an Sitzplätzen, Sauberkeit, Komfort, die Zugänglichkeit für Behinderte, Fahrgastinformation und Tarife 

(Tarifsystem), etc. werden ebenfalls spezifiziert. 

Die Verträge wurden laut dem CER-Bericht 2011 auf Grundlage der alten EU Bedingungen (insbesondere auf 

Basis der EU-Verordnung 1191/69) abgeschlossen. Obwohl diese Vertragsabschlüsse stattfanden bevor die 

Verordnung 1370/2007 wirksam wurde, entsprechen sämtliche Verträge der aktuellen Gesetzgebung. 

Modul 4 (Einbindung der Regionen) 

Aufgrund der unterschiedlichen Strukturen  und der Vielzahl an Teilbereichen ist es schwierig, die Einbindung 

der Regionen einheitlich darzustellen. Wie beim Modul „Organisation“ angegeben gibt es 14 sogenannte „Pri­

vatbaner“, die großenteils der Regionen gehören und den Betrieb im Auftrag von sieben öffentliche Nahver­

kehrsunternehmen durchführen. 

Modul 5 (Finanzierung) 

Der Staat bezahlt die Leistungen der DSB und jene, welche auf Basis von Ausschreibungen durch Arriva bzw. 

DSB First erfüllt werden. Der (nicht ausgeschriebene) Betrieb durch die „Privatbaner“ wird von den Regionen 

und Kommunen bezuschusst, ebenso wie die IBE-Kosten der „Privatbaner“. 

Ob und in wieweit das IBE, das die Betreiber zu entrichten haben, von den Aufgabeträgern erstattet wird ist 

unklar. Generell ist es denkbar, dass die EVU bei Nicht-Erstattung diese Kosten im Grundtarif (z.B. Kosten per 

Zkm.) verarbeiten. 

Es liegen überdies leider keine genauen Definitionen von Eigenwirtschaftlichkeit weder von Gemeinwirtschaft­

lichkeit vor. 

Bei den bisher durchgeführten Ausschreibungen konnten folgende Budgetsituationen ermittelt werden: 

 West- und Zentraljütland (2. Ausschreibung): 170 Mio. DKK (22,8 Mio. EUR), die Kostendeckung der 

ersten Konzession war 43%; für die heutige Konzession liegen leider keine Angaben vor. 

 Kystbanen / Øresundverbindung:  582 Mio. DKK (78,2 Mio. EUR), der damals erwartete Kostende­

ckungsgrad war ebenfalls 43%. 
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Modul 6 (Komplexität und Systemsteuerung) 

Der hohe Formalisierungsgrad (beispielsweise auf Basis des Verkehrsvertrages) reduziert die Komplexität des 

Systems und erfüllt dadurch eine wichtige Koordinationsfunktion. Insbesondere die vorgeschriebene Tarifin­

tegration und auch die Sicherstellung von einheitlichen Systemen können positiv hervorgehoben werden. 

Der Incumbent wird aufgrund seiner Kompetenz auf Basis dieser Verträge indirekt zur Systemsteuerung ver­

pflichtet. Die Komplexität für weitere EVU wird dadurch reduziert, dass der Incumbent auch zur Weitergabe 

von erforderlichen Planungsdaten verpflichtet ist (sofern diese beispielsweise für die Bestimmung des Erlösri­

sikos oder generell für die Angebotslegung erforderlich sind). 

Zwischenfazit und Übertragbarkeit auf Österreich 

Insgesamt kann das dänische Beispiel nicht als erfolgreiche Umsetzung von Ausschreibungswettbewerb ver­

standen werden. Die (mitunter zu ambitionierten) verkehrspolitischen Ziele konnten nicht erreicht werden und 

auch das Auslandsengagement der Staatsbahn ist gescheitert. 

Es können aber auch positive Elemente identifiziert werden. Für den weiteren Betrieb der (noch) nicht ausge­

schriebenen Strecken gibt es einen Vertrag mit Incumbent DSB, der relativ strikte Bedingungen (siehe auch 

Kapitel „Verkehrsvertrag mit DSB“) enthält. Teile eines solchen Vertrags könnten grundsätzlich auch in Öster­

reich zur Anwendung kommen. 

 Einnahmenaufteilung bei Ausschreibungen (Parallelverkehre mit neuen Anbietern) 

 Vereinbarungen über Tarifintegration zwischen der DSB und Drittanbietern bzgl. Verkauf und Preisen 

von Tickets für Fahrten mit mehreren Betreibern;  

 Datenlieferung: Verpflichtung,  Daten für Planungszwecke zur Verfügung zu stellen (bei Kündigung) 

 Fahrzeugbereitstellung:  die Verpflichtung, gegen Gebühr dem Gewinner einer Ausschreibung Roll­

material zur Verfügung zu stellen. 

Für neue Verträge sind Vereinbarungen über Tarifintegration ebenfalls wichtig. Überdies gibt es in Dänemark 

die Erfahrung, dass es wichtig ist den Incumbent weiterhin zu motivieren (mit z.B. Bonus/Malus-Ansätzen) 

gute Leistungen zu erbringen, insbesondere während des Zeitraums in dem bekannt ist, dass künftige Leis­

tungen von einem neuen Betreiber übernommen werden. Aufgrund der Vorbereitungs- und Bauzeit von Fahr­

zeugen können solche Übergangsfristen mehr als 2 Jahre betragen. 

17
 



 

 

 

                                            

4.2 Strategische Grundsatzentscheidungen 
In 1999 wurde beschlossen, 15% der DSB (Dänische Staatsbahn) Dienstleistun­
gen auf der Schiene (außer S-Bahn-Verkehre und Fernverkehre) auszuschreiben. 
Das erste Ausschreibungsverfahren betraf das westliche und zentrale Jütland. Im 
Rahmen dieser Ausschreibung bekam Arriva den Zuschlag. Details zu dieser 
Ausschreibung können in Kapitel 4.3 (Case Study: West- und Zentraljütland) 
nachgelesen werden. 

2003 wurde entschieden, ein Drittel der gesamten DSB Dienstleistungen auszu­
schreiben, und zwar im Zeitraum 2005 - 2014 (in Zkm. exklusive Fernverkehr und 
S-Bahn Verkehr). Darauf wurde die als „Küstbahnen“ bezeichnete Strecke Hel­
singør – Kopenhagen – und weiter nach Schweden ausgeschrieben. DSB First 
bekam den Zuschlag. DSB First ist eine Kooperation zwischen DSB und der briti­
schen First Group. 

Beide Ausschreibungen haben zur Folge, dass bis 2012 insgesamt 23% der Leis­
tungen in Zkm. ausgeschrieben worden sind. Um das Ziel von einem Drittel zu 
erreichen, müssten weitere 10% ausgeschrieben werden, was für die Restperiode 
etwa 2 Mio. Zkm. pro Jahr entspricht. Die endgültige Erfüllung des Zieles, insge­
samt ein Drittel der Leistungen auszuschreiben, sollte durch Ausschreibung von 
weiteren SPV-Leistungen zwischen Odense-Svendborg und Odense-Fredericia 
erfüllt werden. Dieses Vorhaben wurde jedoch im Dezember 2011 wegen finanzi­
eller Probleme der DSB verworfen. Bis jetzt ist noch nicht entschieden worden, ob 
nach 2015 ein neuer Versuch zur Etablierung von Wettbewerb durchgeführt wird. 
Zu diesem Zeitpunkt endet nämlich der der DSB Øresund Vertrag. 

Die für den SPV in Dänemark wesentlichen Gesetze sind: 

• 	 Eisenbahngesetz (Nr. 1249 letzte Änderung vom 11. November 2010). 
• 	 Gesetz über die unabhängigen öffentlichen Unternehmen DSB und DSB S­

tog A/S (Nr. 1184, letzte Änderung vom 12. Oktober 2010). 

4.2.1 Aufgabenträgerorganisationen 

Es gibt in Dänemark unterschiedliche Aufgabenträger. Für die laufenden Verträge 
mit DSB und für die o.g. Ausschreibungslose ist Trafikstyrelsen21 zuständig. Die­
se Organisation gehört dem Verkehrsministerium an. 

Die Rolle von Trafikstyrelsen in Bezug auf Vertragsüberwachung und Ausschrei­
bung, wird ab September 2012 vom Ministerium selber übernommen. Ziel dieser
Änderung ist die eindeutige Trennung zwischen Kontrolle der technischen Sicher­
heit (safety and licensing) und „regulären“ Aufgabenbereichen des Aufgabenträ­
gers. 

Außerdem verfügt jede Region über öffentliche Nahverkehrsunternehmen, sie­
ben insgesamt. Diese Unternehmen erfüllen die Rolle eines Aufgabenträgers und 
führen Planung und Erwerbung von ÖPNV- und SPNV-Dienstleistungen durch. 
Der Betrieb wird von 14 „Privatbaner“ durchgeführt, deren Aktien zu 90% den Re­
gionen gehören und an denen nur zu 10% (historisch bedingt) privaten Aktionäre 

21 Weblink: www.trafikstyrelsen.de. 
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beteiligt sind. Die Privatbaner führen SPNV auf eigener Eisenbahn-Infrastruktur 
durch. Diese Konzessionen sind exklusiv, aber entfallen, falls ein Privatbaner au­
ßerhalb der eigenen Region tätig werden möchte. Auf Strecken der Privatbaner 
werden außerdem Güterverkehrsleistungen von Drittunternehmen durchgeführt. 

2011 

Befördere Personen (Mio.) 12,6 

Gesamtzahl Pkm (Mio.) 214 

Zkm. (Mio.) 9,8 

Tabelle 1: Eckdaten der 14 Privatbaner22 

4.2.2 Verkehrsvertrag zwischen Ministerium dänischer Staatsbahn (DSB) 

Dieser Vertrag enthält einige interessante Aspekte, denen im Rahmen dieser Stu­
die besondere Bedeutung zukommt. Vor allem können diese Punkte für künftige 
Ausschreibungen von Interesse sein: 

	 Tarifintegration: es gibt vertragliche Vereinbarungen über Tarifintegration 
zwischen der DSB und Drittanbietern bzgl. Verkauf und Preisen von Ti­
ckets für Fahrten mit mehreren Betreibern, usw.  

	 Einnahmeverteilung bei Ausschreibungen (Parallelverkehre): Die DSB un­
terstützen die Entwicklung eines Electronic Ticketing Systems. Die Koope­
ration muss dazu beitragen, dass der elektronische Fahrausweis zwischen 
verschiedenen Betreibern der gleichen Strecke differenzieren kann. Auch 
müssen die Daten des Systems (Zug- und Streckenbelastungdaten) aus­
gewertet können. 

	 Datenlieferung: Bei Kündigung eines Teiles der Dienstleistungen sind die 
DSB verpflichtet, dem Ministerium Daten für Planungszwecke zur Verfü­
gung zu stellen und ggf. Fragen während des Ausschreibungsverfahrens 
zu beantworten. Auch gibt es eine Obligation, dem Trafikstyrelsen Zugang 
zu den Reisedaten zu erlauben (traffic data). 

 Fahrzeugbereitstellung: Weiters sind die DSB verpflichtet, gegen Gebühr 
dem Gewinner einer Ausschreibung Rollmaterial zur Verfügung zu stellen. 

Das Ministerium hält die Möglichkeit offen, weitere Verkehre auszuschreiben, je 
nachdem, wie zufriedenstellend die Leistungen der DSB sind. 

4.2.3 Trennung zwischen Nah- und Fernverkehr 

Fernverkehr wird von DSB durchgeführt, mit durchgehenden Zügen – auch auf 
Teilstrecken, die gemeinsam mit Arriva bedient werden. Dafür gibt es Tarifverein­
barungen (vgl. Kapitel 4.2.2). Der Nahverkehr wird von den Privatbaner durchge­
führt (vgl. Kapitel 4.2.1). 

4.2.4 Brutto- und Nettoverträge 

Beide bis jetzt durchgeführte Ausschreibungen haben unterschiedliche Struktu­
ren. Es gibt sowohl einen Nettovertrag, wobei der Aufgabenträger die Differenz 
zwischen Fahrgeldeinnahmen und Gesamtkosten vergütet sowie einen Bruttover­

22 Quelle: Trafikstyrelsen.dk. 
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trag, wobei die Fahrgeldeinnahmen in die Kasse des Aufgabenträgers fließen und 
die Gesamtkosten des EVU erstattet werden. Der Vertrag mit DSB First ist ein 
Bruttovertrag. 

Die Laufzeiten der Verträge sind in Abbildung 3 dargestellt. 
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West- und Zentraljütland 12/yy 12/yy 

West- und Zentraljütland 12/yy 12/yy 

12/yy 06/yy 12/yy 05/yy 11/yy 

Vertragslaufzeit 

Abbildung 3: Laufzeiten der Ausschreibungen 

4.2.5 Flexibilität des gewählten Systems 
In den beiden Verträgen, die im nächsten Abschnitt erläutert werden, gibt es Ver­
längerungsmöglichkeiten. 

4.3 Case Study: West- und Zentraljütland 
Nachstehende Erläuterungen geben einen Überblick des ersten dänischen Aus­
schreibungsverfahrens. 

Abbildung 4: West- und Zentraljütland 
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1.Ausschreibung 2.Ausschreibung 

Aufgabenträger Transportministerium	 Trafikstyrelsen 

EVU Arriva 	 Arriva Tog A/S 

Zeitraum 2003-2010	 2010-2018 

Vertragsart Nettovertrag	 Nettovertrag für 8 Jahre mit optionaler 

Verlängerung von 2 Jahren. 

Das Einnahmerisiko wegen der Einfüh­

rung eines neuen electronic Ticket 

Systems wird vom Staat übernommen. 

(Dienst)Leistungen Bahnbetrieb inkl. Wartung von Fahrzeu­

gen und Betriebsführung und Wartung von 

Bahnhöfen. 

Das EVU entwirft eigene Fahrpläne. 

Trafikstyrelsen prüft das Einhalten der 

vereinbarten Qualitätsmerkmale wie Start-

und Endzeit, Zugfrequenz und Ausfüh­

rungsaspekte wie Pünktlichkeit, Zuverläs­

sigkeit, Kundenzufriedenheit und führt 

Inspektionen in den Zügen- und Bahnhö­

fen durch. 

Bahnbetrieb, zur Verfügung stellen und 

Wartung von Fahrzeugen, Fahrschein-

verkauf und –Kontrolle, on-Board Ser­

vices und Dienstleistungen in 72 der 81 

Bahnhöfe (die Betriebsführung der 

übrige gemeinsam mit den DSB be­

diente Bahnhöfe obliegt den DSB). 

Erweiterung der Fahrten bis zu einem 

Halbstundentakt tagsüber auf einer 

Strecke. Auf einer anderen Strecke 

Einführung eines zusätzlichen Eilzuges. 

Streckenlänge ins. 582 Km	 582 Km 

Fzkm 6,8 Mio. Fahrzeug-Km/Jahr (2003-2005) 7,5 Mio. Fahrzeug-Km/Jahr (+ 0,4 Mio. 

7,7 Mio. Fahrzeug-Km/Jahr (2006-2010) Fahrzeug-km/Jahr wegen Optionen). 

Triebfahrzeuge 29 neue Triebwagen und 15 alte Triebwa­

gen (gemietet von DSB) 

41 Triebwagen. Es gab zwei Möglich­

keiten, die die EVU im Angebot berück­

sichtigen sollten: Entweder Betrieb mit 

Neufahrzeugen oder einen Mischbe­

trieb mit neuen und alten Fahrzeugen 

(inkl. Überholung). 

Außerdem gab es die Obligation, in 11 

neue Triebwagen zu investieren. 

Passagiere 

Pkm 

2003: 5,7 Mio. 

2008: 5,9 Mio. 

2009: 6,7 Mio.23 

2003: 224 Mio. 

2008: 231 Mio. 

6 Mio. Passagiere/Jahr 

k.A. 

23 Diese Steigerung ist auf eine langfristige Streckensperrung im Jahr 2008 zurückzuführen - ab 
2009 wieder normalem Betrieb. 
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1.Ausschreibung 2.Ausschreibung 

Wettbewerber DSB und Arriva	 1.Selektionsrunde: NSB, Arriva, DB 

Regio, DSB, First Rail (letztere zwei 

haben danach ein Konsortium gebildet) 

Angebote von:  

 Arriva 

 DB 

 First Jylland 

Budget 	 2008: 25,67 Mio. EUR24/Jahr, wovon 22,85 Mio. EUR/Jahr (inkl. Bonus) 

22,85 Mio. EUR als fixer Betrag und der 

Rest als Bonus oder Strafzahlung 

Kostendeckung 43%	 k.A. 

Ersparungen k.A. 	 Etwa 2,42 Mio. EUR/Jahr 

Erfahrungen Angebot von DSB war günstiger als jenes 

von Arriva. Trotzdem bekam Arriva den 

Zuschlag, weil das Angebot von DSB 

unglaubwürdig günstig war. 

Obwohl das Ausschreibungsverfahren 

erfolgreich war, gab es zu wenig Kontrolle 

in Bezug auf Verkehrsplanung/ Fahrplan­

entwurf. Insbesondere das Angebot wäh­

rend Hauptverkehrszeiten war unzu­

reichend, weil der Vertrag zu wenig Anrei­

ze dazu enthielt. 

Daten bez. Pünktlichkeit waren sehr man­

gelhaft. 

Die DSB stellte nur gegen sehr hohe Prei­

se Werkstätte zur Verfügung, weswegen 

doppelte Anlagen entstanden. 

Vorbereitungszeit 3 Jahre: 

Ende 2007: Vorbereitung der Aus­

schreibungsunterlagen; 

Mai 2008: Politische Entscheidung 

Sommer: Ausschreibungsverfahren 

Oktober: Einsammeln der Angebote 

März 2009: definitiver Zuschlag, ab 

dann 22 Monate Vorbereitungszeit 

Dezember 2010: Betriebsaufnahme. 

Die Entwicklung der Kundenzufriedenheit für die Periode 2006 bis 2010 ist in Ab­
bildung 5 dargestellt. 

24 Die Angaben in DKK sind umgerechnet nach Euro laut historischen Kurs (2010) 1 € = 7,44 DKK. 
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Abbildung 5: Entwicklung der Kundenzufriedenheit 
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5 Länderbericht Deutschland 

5.1 Abstract in Modulstruktur 

Modul 1 (Gesetzgebung) 

Mit der gesetzgeberischen Gestaltung der Bahnstrukturreform wurden einerseits die Weichen für eine Neuaus­

richtung der ehem. Bundes- und Reichsbahn in Form einer privatrechtlich organisierten Unternehmung ge­

stellt, andererseits die Verantwortlichkeit für den Nah- und Fernverkehr geregelt. Des Weiteren sind die 

Grundsteine für eine Liberalisierung des Eisenbahnmarktes in Deutschland gelegt worden. 

Zentrale Ziele waren: 

 Schaffung effizienter Strukturen für die sich vorerst weiterhin in Bundeseigentum befindliche DB AG. 

Dazu zählen die Ausgliederung der ehemaligen Beamten und die vollständige Entschuldung der DB 

 Regionalisierung des Nahverkehrs 

 Marktöffnung für Dritte und Schaffung eines transparenten und diskriminierungsfreien Marktumfeldes 

Die Umsetzung der Bahnreform war in drei Stufen vorgesehen. Der letzte Schritt, die faktische Trennung von 

Netz und Betrieb durch Eliminierung der gemeinsamen Holding, ist bis dato nicht erfolgt. 

Sowohl mit der Übertragung der Verantwortung für den Nahverkehr auf die Länder, als auch mit der Marktöff­

nung für Dritte sollte besser auf die Anforderungen des Marktes reagiert werden können und die Marktanteile 

der Schiene mittelfristig ausgebaut werden. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der gesetzgeberische Rahmen vom Grundsatz her geeignet ist, den 

Spielraum der Länder bei der Gestaltung des SPNV zu fördern. Von offensiven Angebotsstrategien – z.B. der 

Umsetzung des Rheinland-Pfalz-Taktes bis Fortschreibung des Status Quo nehmen die Länder ihre Aufgaben 

unterschiedlich wahr. Die deutlich unter der allgemeinen Kostenentwicklung angesetzte Dynamisierung der 

Regionalisierungsmittel mit dem Vorbehalt der Revision ist zudem geeignet, Effizienzgewinne zu fördern. Ins­

besondere im Rahmen der ersten Ausschreibungsrunden konnten so deutliche Kostensenkungen seitens der 

Besteller erzielt werden.  

Das Ziel, auch mittels eines Wettbewerbes im Fernverkehr, deutliche Marktanteile zugunsten der Schiene 

gewinnen, ist allerdings nicht erreicht worden. 

Modul 2 (Organisation) 

Die DB Fernverkehr AG hat bisher sukzessive Leistungen, insbesondere abseits der ICE-Verkehre, reduziert 

und damit eine Konzentration auf wenige, lukrative Korridore vorgenommen. In zahlreichen Fällen sahen sich 

die Aufgabenträger des Nahverkehrs unter Zugzwang, schnelle Regionalverkehrsleistungen als Ersatz zu 

bestellen. Beispiel dafür sind z.B. die Linien: 

 Lindau/Oberstdorf – München (Laufweg rd. 155 bzw. 105 km) 

 München – Regensburg – Hof (Laufweg rd. 265 km) 

 Hamburg – Flensburg (Laufweg rd. 180 km) 

 Nürnberg – Dresden (RE-Leistungen rd. 410 km) 

Damit und auch durch stark modernisierte und hochwertig ausgestattete Fahrzeuggarnituren verwischen sich 

die Grenzen zwischen Nah- und Fernverkehrsleistungen abseits der Hochgeschwindigkeitsverkehre zuneh­

mend. 

Folge ist, dass die lokale Koordination durch die Aufgabenträger an ihre Grenzen stößt und zunehmend Dis­

kussionen über eine nationale Koordination von Fernverkehren abseits des Hochgeschwindigkeitssegmentes 
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aufkommen (Stichwort Deutschlandtakt). 

Den Zuschnitt der Wettbewerbsnetze nehmen die Aufgabenträger vor. Der Umfang der Zkm. beträgt dabei 

abseits der großen Verkehrsverträge bis zu rd. 20 Mio. p.a. Schwerpunktmäßig werden Liniennetze bzw. Stre­

cken im Umfang von 3 bis 5 Mio. Zugkilometern ausgeschrieben. Dies sollte u.a. auch Barrieren für neue An­

bieter niedrig halten. Wettbewerblich vergeben werden Leistungen, welche sich auf Linien beziehen. Gebiets­

monopole wie in Großbritannien gibt es daher nicht. Häufig entstehen dadurch Parallelbedienungen z.B. durch 

RE-Linien der DB Regio AG und Regionalbahnlinien eines Wettbewerbers. Entscheidend für einen optimalen 

Zuschnitt der Vergabenetze ist neben dem Leistungsvolumen auch die erwartete Nachfragercharakteristik - 

hinsichtlich einer möglichst geringen Fahrzeugdiversifikation - sowie mögliche Synergien durch Kombination 

von Umläufen. 

Ein z.B. bei der Vergabe des Netzes Berliner Stadtbahn angewandtes Verfahren der Loslimitierung, bei dem 

ein Anbieter höchstens ein Los gewinnen kann wurde von den DB AG als wirtschaftlich suboptimal kritisiert, im 

Sinne des Zieles der Entwicklung eines funktionierenden Anbietermarktes kann dieser Notbehelf als in der 

Langfristwirkung durchaus sinnvoll angesehen werden. 

Modul 3 (Ausgestaltung) 

Die Fahrplangestaltung im SPNV obliegt konzeptionell den Aufgabenträgern, die Leistungen bei Eisenbahn­

verkehrsunternehmen bestellen. Die detaillierte Ausgestaltung nehmen die EVU auf Basis der ihnen gewähr­

ten Freiheitsgrade (z.B. Fahrzeugeinsatz, Kapazitäten) im Rahmen der Trassenbestellung beim Eisenbahninf­

rastrukturunternehmen (i.d.R. DB Netz AG) vor. Die endgültige Trassenkonstruktion erfolgt beim Infrastruktur­

betreiber. 

In Bezug zu Fernverkehrstrassen, in dem verschiedene Unternehmen auf gleichen Strecken Zugang beantra­

gen können, ist der zum DB Konzern gehörende Infrastrukturbetreiber im Rahmen dieses Verfahrens den 

Verwürfen eines Diskriminierungspotenzials ausgesetzt. 

Im SPNV sind die Verkehrsunternehmen an die Preis- und Tarifproduktgestaltung der Verkehrsverbünde wei­

testgehend gebunden. Abhängig von der Verbundorganisation haben diese allerdings im Rahmen der Tari­

fentwicklung ein Mitsprache- bzw. Mitentscheidungsrecht. Für verbundüberschreitende oder verbundfreie 

Verkehre ist in der Regel seitens der Besteller die Anwendung des C-Preises der DB AG/TBNE gegeben. 

Damit besteht quasi ein Tarifmonopol der DB AG. 

Im Bereich Vertrieb spielt der Incumbent nach wie vor eine marktbeherrschende Rolle. Lediglich in einigen 

vergebenen Netzen halten die Neubetreiber eigene Automateninfrastruktur, Online-Shops oder Agenturen vor. 

Allerdings hat sich gemäß den Anforderungen der Besteller in zahlreichen Netzen mit der Einführung des 

Verkaufs durch Zugpersonal eine Vertriebsmöglichkeit abseits der klassischen Strukturen entwickelt. 

Nach wie vor werden Fahrplandaten von Unternehmen der DB AG verwaltet und den Auskunftssystemen zur 

Verfügung gestellt. Insbesondere im Fernverkehrsbereich mussten sich neue Anbieter auf dem Rechtsweg 

Zugang verschaffen.25 Auch gibt es keine Regelungen / Verpflichtungen zur Aufnahme weiterer Konzernex­

terner Anbieter z.B. im Fernbusbereich. Auch wenn einige Verkehrsverbünde und Aufgabenträger eigene 

Systeme entwickeln, die Reiseauskunft der DB AG wird auch mittelfristig marktbeherrschend sein. Hinsichtlich 

der Medien hat sich die elektronische Auskunft durchgesetzt, ein gedrucktes, gesamtdeutsches Kursbuch 

erschien letztmalig im Jahr 2008. 

In Folge des Ausschreibungswettbewerbs sowie im Rahmen von Verkehrsverträgen mit der DB Regio AG 

25 Vgl. InterConnex 
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konnte der Fahrzeugpark stark verjüngt werden. Damit verbunden ist eine deutliche Steigerung der Aufent­

haltsqualität und Zugänglichkeit (Niederflurfahrzeuge, Klimaanlagen, Steckdosen etc.). 

Modul 4 (Einbindung der Regionen) 

Die Einbindung der Regionen ist abhängig von der Aufgabenträgerstruktur in den jeweiligen Bundesländern. 

Mit der Übertragung der Verantwortung für den SPNV vom Bund auf die Länder im Rahmen der Regionalisie­

rung kann diese auf dieser Ebene weitgehend wahrgenommen werden. Der Einfluss regionaler Einheiten 

(Landkreise) unterscheidet ich jedoch von Land zu Land. In Brandenburg oder Thüringen tritt direkt das ent­

sprechende Landesministerium als Besteller der Leistungen auf. Das Land Sachsen hat eine feingliedrigere 

Aufgabenträgerstruktur mit fünf Aufgabenträgern und direktem Einfluss der lokalen politischen Entscheidungs­

träger auf die Ausgestaltung im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten. 

Grundsätzlich wird festgestellt, je feingliedriger die Struktur, desto stärker werden diese Einheiten für sich 

betrachtet optimiert. Dies ist im Nahverkehr in der Regel kongruent zu den Zielen der regionalen Verantwor­

tung. Bezogen auf zusammengehörige Verkehrsräume, z.B. Ballungsgebiete, zeigt die Erfahrung, dass die 

Zusammenarbeit bei der Koordination zwischen unterschiedlichen Aufgabenträgern gut funktioniert. 

An seine Grenzen kommt das System im Fall von langlaufenden, z.T. länderübergreifenden schnellen Regio­

nalverkehren, bei denen sich Interessenlagen z.B. hinsichtlich des Haltekonzeptes, der zu berücksichtigenden 

Anschlussknoten etc. deutlich unterscheiden können. 

Lösungsansatz dafür wäre eine klare Trennung zwischen Nahverkehren und Verkehren mit überregionaler 

Funktion. 

Modul 5 (Finanzierung) 

Der Finanzbedarf des SPNV-Sektors kann anhand der Regionalisierungsmittel sowie der Kosten- bzw. Er­

tragsstruktur des vorherrschenden Anbieters gut abgebildet werden. Erstere haben sich in den letzten 15 Jah­

ren von 6,1 auf 7,0 Mrd. EUR entwickelt, was einer jährlichen Steigerung von weniger als 1% entspricht und 

damit deutlich unterhalb der Kostenentwicklung liegt. Deutlich positiver haben sich beispielsweise beim der DB 

Regio AG die Einnahmen aus Fahrgeldern entwickelt. Hier konnten die Erträge innerhalb der letzten 10 Jahre 

um 50% gesteigert werden, wodurch sich ein aktueller Kostendeckungsgrad von rd. 47% ergibt. 

Eigenwirtschaftliche Verkehre im Sinne einer vollständigen Finanzierung durch Fahrgelderlöse und der Unab­

hängigkeit von Bestellungen der Aufgabenträger haben sich bisher kaum entwickelt. Ausnahmen stellen im 

Binnenverkehr die Linien Leipzig – Berlin – Warnemünde sowie Plauen – Chemnitz – Berlin dar. 

Modul 6 (Komplexität und Systemsteuerung) 

Die Komplexität von SPNV-Systemen setzt einen hohen Kompetenzaufbau bei den Aufgabenträgerorganisati­

onen voraus. Dies betrifft insbesondere die konzeptionelle Planung, als auch die Vorbereitung und Durchfüh­

rung von Wettbewerbsverfahren, den Abschluss von Verkehrsverträgen sowie Maßnahmen des Vertragscon­

trollings und der Qualitätssicherung. Neben externem Sachverstand haben sich im Laufe der letzten Jahre und 

auf Basis der Erfahrungen erster Ausschreibungen Lernkurven ausgeprägt. 

Seitens der EVU hielt sich die Komplexität insb. bei Bruttoausschreibungen in Grenzen, da hierbei Erfahrun­

gen aus dem Bereich Ertragsprognosen und -abschätzungen nicht zwingend notwendig waren. Damit war der 

Aufwand für die Teilnahme an Ausschreibungen beherrschbar. 

Aus dem Blickwinkel der Fahrgäste haben sich eher Vereinfachungen ergeben, die jedoch nicht mit dem zu­
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nehmenden Wettbewerb im SPNV begründet werden können. Vielmehr konnte durch Gründung und Auswei­

tung von Verkehrsverbünden und der damit verbundenen tariflichen Integration des Nahverkehrs Vorteile der 

Freizügigkeit und der an den lokalen Anforderungen ausgerichteten Tarifstruktur erkannt werden. Die zwi­

schen den Eisenbahnverkehrsunternehmen einheitliche Tarifanwendung hat die Komplexität nicht erhöht. 

Lediglich die unterschiedliche Vertriebsstruktur hat in Einzelfällen zu Lernprozessen geführt, z.B. die Frage, 

bei welchem EVU der Verkauf im Zug möglich oder nicht möglich ist. Die einheitliche Oberfläche der Zugangs-

stellen, des Tarifes sowie der Verkehrsverbünde lassen zuweilen die Beförderungsunternehmen in den Hin­

tergrund treten. 

Zwischenfazit und Übertragbarkeit auf Österreich 

Das deutsche System kann insgesamt als positives Beispiel für die Umsetzung der EU-Vorgaben identifiziert 

werden. Im Regionalverkehr hat der Ausschreibungswettbewerb in Teilbereichen neben Angebotsverbesse­

rungen auch zu Effizienzsteigerungen (Erhöhung von Kostendeckungsgraden sowie die positive Entwicklung 

des Finanzbedarfs im Verhältnis zu den Kosten) im SPV geführt. Es konnte außerdem sowohl Wettbewerb um 

den Markt (im SPNV) als auch Wettbewerb am Markt (im Fernverkehr) erfolgreich etabliert werden, obgleich 

die Wettbewerbsintensität bei regionalen Angeboten deutlich stärker ausgeprägt ist. Positiv hervorzuheben ist 

auch der Umgang mit dem Incumbent, für den eine klare Entscheidung zur Erhaltung getroffen worden ist, die 

anschließend konsequent umgesetzt worden ist. Die Befreiung des Unternehmens von „Altlasten“ der Vergan­

genheit war eine notwendige Voraussetzung zur Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit. Aktuell zeigen jedoch 

die abnehmenden Bieterzahlen und der Rückzug einzelner Unternehmen aus dem Markt26 

Die Übertragbarkeit auf Österreich ist in vielen Bereichen bereits aufgrund der stark unterschiedlichen Rah­

menbedingungen nicht möglich. In Deutschland wird der SPNV weitgehend regional organisiert. Die Bundes­

länder haben durch die Regionalisierungsstrategie weitgehend Verantwortung für Schienenangebote erhalten 

und aufgrund der Zuständigkeit für Ausschreibungen umfangreiche Kompetenzen aufgebaut. Alleine die Grö­

ße der Länder macht eine ähnliche Organisation weitgehend nicht möglich. Aber auch die Größe und Attrakti­

vität des Schienenverkehrsmarktes für potentielle (private) Anbieter ist nicht vergleichbar. 

Ein in Deutschland verwendetes Nischenkonzept sind so genannte RegioNetze (Beispiel: Westfrankenbahn). 

Dieser Ansatz würde, sofern eine geeignete Definition des Begriffs Region27 unterlegt werden könnte, sich 

teilweise auch auf den österreichischen Markt übertragen lassen. Das Konzept der RegioNetze basiert in die­

sem Zusammenhang auf schlanken Verwaltungsstrukturen und auf einer weitgehend integrierten Leistungser­

stellung im Regionalverkehr. Hier kann durch eine regionale Struktur der Markt näher an der Basis mit hoch­

gradiger Eigenverantwortung bearbeitet und effizienter gestaltet werden. 

Soll in Österreich eine Erhaltung des Incumbent angestrebt werden, so können die Erfahrungen aus Deutsch­

land als Best Practice verstanden werden. Obgleich die Unternehmensgröße der DB sich signifikant von jener 

der ÖBB unterscheidet, so ist der grundsätzliche Ansatz jedenfalls als Referenzpunkt geeignet. 

26 Beispielsweise nimmt Veolia als aktueller Betreiber von Verkehrsangeboten im Regionalverkehr 

(und als einer der größten Wettbewerber am deutschen Markt) teilweise nicht mehr an Folge­

ausschreibungen für die „eigenen Strecken“ teil. 

27 Als Regionen könnten in diesem Zusammenhang Bundesländer oder die geographischen Abgrenzungen 

der Verkehrsverbünde herangezogen werden 
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5.2 Strategische Grundsatzentscheidungen 
Die Weichenstellungen für die Marktordnung des SPNV in Deutschland erfolgten 
bereits Anfang der 90iger Jahre mit der Bahnstrukturreform. Bezüglich der Orga­
nisation erfolgte die Umwandlung von Bundes- und Reichsbahn in eine privat­
rechtlich organisierte Eisenbahngesellschaft des Bundes (Gründung der Deut­
schen Bahn AG zum 1.1.1994).28 Nicht betriebsnotwendige Teilbereiche wurden 
ausgegliedert und dem Bundeseisenbahnvermögen zugeführt. Die ausgeglieder­
ten hoheitlichen Aufgaben (Genehmigungen und Aufsicht) werden vom Eisen­
bahnbundesamt wahrgenommen. 

Ein weiterer wesentlicher Punkt der Bahnreform war die Schaffung eines diskrimi­
nierungsfreien Zugangs zur Netzinfrastruktur auf Basis der Richtlinie 
91/440/EWG.29 

Außerdem wurde die Zuständigkeit für den SPNV an die Bundesländer zum 
1.1.1996 abgegeben. Dies beinhaltet auch die finanzielle Verantwortung.30 Die 
weitere Ausgestaltung erfolgte im Rahmen von Landesnahverkehrsgesetzen. In 
diesem Zusammenhang wurde auch das „Bestellerprinzip“ eingeführt. Es besagt, 
dass Länder (resp. beauftragte Landesnahverkehrsgesellschaften, Zweckverbän­
de oder Kommunen) direkt als Besteller von Leistungen bei Eisenbahnverkehrs-
unternehmen auftreten. 

Zu Beginn des Jahres 1999 wurden als zweite Stufe der Bahnstrukturreform unter 
dem Dach der Deutschen Bahn AG mehrere eigenständige Tochtergesellschaften 
gegründet: 

 DB Regio AG (SPNV) 
 DB Reise & Touristik AG (heute: DB Fernverkehr AG) 
 DB Cargo AG (heute: DB Schenker), Güterverkehr 
 DB Station & Service AG: Betrieb der Verkehrsstationen 
 DB Netz AG: Betrieb und Ausrüstung der Schienenstrecken 

Dies soll einerseits – durch eine gesellschaftsrechtliche Abgrenzung der Infra­
strukturgesellschaften – mehr Transparenz im Sinne eines diskriminierungsfreien 
Zugangs für Dritte sicherstellen, andererseits auch die Verantwortlichkeiten im 
Personenverkehr widerspiegeln: den eigenwirtschaftlich organisierten Fernver­
kehr sowie die bestellerentgeltfinanzierten Nahverkehrsleistungen. 

Die ursprünglich geplante dritte Stufe – die Auflösung der DB AG als gemeinsame 
Dachgesellschaft zum Jahr 2002 – wurde nicht realisiert. Damit wird bis heute die 
integrierte Konzernstruktur unter dem Dach der Holdinggesellschaft beibehalten. 

Eine Privatisierung der Transportgesellschaften wurde im Jahr 2008 bis auf weite­
res verschoben und im Januar 2011 vorerst gänzlich abgesagt. Die in diesem Zu­
sammenhang vorgenommene Umstrukturierung, eine Bündelung der Eisenbahn­
verkehrsunternehmen und Dienstleistungsbereiche in der DB Mobility Logistics 
AG, bleibt bis dato erhalten. 

28 Vgl. Eisenbahnneuordnungsgesetz (ENeuOG Art. 1 i.V.m. Art. 2). 
29 Vgl. Eisenbahnneuordnungsgesetz (ENeuOG Art. 5), Trennung von Infrastruktur und Betrieb. 
30 Vgl. Eisenbahnneuordnungsgesetz (ENeuOG Art. 4). 
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5.3 Finanzierung 
Seitens der öffentlichen Hand werden bestellte SPNV-Leistungen im Wesentli­
chen durch Regionalisierungsmittel des Bundes finanziert. Diese werden nach 
einem festgelegten Schlüssel an die Länder ausgereicht. Abseits der reinen Be­
stellung von Betriebsleistungen kann ein Teil der Mittel, ggf. auch in Ergänzung 
von weiteren Förderprogrammen, auch für investive Maßnahmen in den SPNV 
verwendet werden (z.B. landesweite Fahrgastinformation, Verknüpfungsstellen 
Bahn-Bus etc.). Für Investitionen in die Eisenbahninfrastruktur selbst stehen ver­
schiedene Instrumentarien des Bundes sowie der Europäischen Union zur Verfü­
gung (vgl. Abbildung 6). 

Abbildung 6: Finanzierung des SPV in Deutschland (Überblick) 

Nachstehend ist die Finanzierung des SPNV am Beispiel Niedersachen exempla­
risch dargestellt (Vgl. Abbildung 7). Dabei zeigt sich, dass ein Teil der Regionali­
sierungsmittel (rd. 20%) nicht direkt für Bestellungen von SPNV-Leistungen aus­
gereicht, sondern als Ausgleich für Schülerbeförderungsleistungen dem Gesamt­
system ÖPNV zufließt. 
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Abbildung 7: SPNV-Finanzierung am Beispiel Niedersachsen 

In Summe beläuft sich das Volumen der Regionalisierungsmittel im Jahr 2012 bei 
rd. 7 Mrd. EUR. Die ursprünglich geplanten Dynamisierungsraten, welche einen 
Teil der allgemeinen Kostensteigerungen abdecken sollten, konnten aufgrund von 
Mittelkürzungen nicht kontinuierlich realisiert werden. Kompensationsleistungen 
durch Landesmittel konnten nicht flächendeckend Abbestellungen vermeiden. Die 
bisherigen Zahlungen sind in Abbildung 8 verdeutlicht. 

 

Abbildung 8: Entwicklung der Regionalisierungsmittel 
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5.4 Trennlinie zwischen Nah- und Fernverkehr 
In Deutschland lassen sich Nah- und Fernverkehr gut anhand der bisherigen Aus­
führungen unterscheiden. Über die Definition des Nahverkehrs – der in der Mehr­
zahl Beförderungen über eine Reiseweite von bis zu 50 km leistet – hinaus wird 
dies auch in der organisatorischen Trennung sichtbar. Der Nahverkehr ist in der 
Verantwortung der Länder bzw. deren Aufgabenträgerorganisationen, welche die 
Betriebsleistungen bei EVU bestellen. Das Verkehrsangebot im Fernverkehr ob­
liegt im Gegensatz dazu den Eisenbahnverkehrsunternehmen, die im Regelfall 
das volle wirtschaftliche Risiko tragen. 

Ein weiteres Merkmal der Trennung sind die Zuggattungen. So wird für Nahver­
kehrszüge je nach Bedienkonzept typischerweise eine Klassifizierung in S-
Bahnen, Regionalzüge und schnelle Regionalzüge vorgenommen, gibt es der DB 
Fernverkehr AG im Wesentlichen die Einteilung in Hochgeschwindigkeitsverkehre 
(ICE), IC/EC-Verbindungen sowie Nachtreisezüge (CNL/EN). 

Tariflich sind Nahverkehrszüge in Verkehrsverbünde integriert. Für verbundüber­
greifende Fahrten bzw. verbundfreie Räume gilt der C-Preis der DB AG/TBNE. 

Im Fernverkehr kommen im Rahmen des Preissystems der DB AG die Preisgrup­
pen A und B sowie ein System aus Spar- und Globalpreisen zur Anwendung. 

5.5 Leistungs- und Finanzkennzahlen 
Auch 16 Jahre nach der Regionalisierung und der damit verbundenen Einführung 
des Bestellerprinzips wird ein wesentlicher Teil der Leistung vom ehem. Monopo­
listen – der heutigen DB Regio AG erbracht. Anhand der relevanten Kennzahlen 
dieses Leistungsanbieters können strukturelle Entwicklungen identifiziert werden.  

Es zeigt sich, dass trotz Marktanteilsverlusten die Einnahmen aus Bestellerentgel­
ten nahezu stabil geblieben, die Erlöse aus Fahrgeldern sogar deutlich gesteigert 
werden konnten (vgl. Abbildung 9) 

31
 



 

 

 

Abbildung 9: Einnahmenentwicklung der DB Regio AG 

Um tatsächlich ein vergleichbares Bild zu erhalten, ist die Darstellung von Perfor­
mance-Indikatoren unerlässlich, da die reine Einnahmenentwicklung nicht die er­
brachte Leistung bzw. die Anzahl beförderter Fahrgäste abbildet. Die folgenden 
Kennzahlen zeigen beeindruckend, dass sich die reinen Fahrgelderlöse je Zugki­
lometer seit 2004 fast verdoppelt haben. Die Erlöse aus Tarifeinahmen je Perso­
nenkilometer haben sich im gleichen Zeitraum um 1 ct. und damit um rd. 20 % 
erhöht. 

Abbildung 10: Performance-Indikatoren 

Auf Grundlage von Fahrgelderlösen unter Berücksichtigung von sonstigen Um­
sätzen, betrieblichen Erträgen und aktivierten Eigenleistungen kann unter Ver­
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wendung der ausgewiesenen Aufwendungen für Material (inkl. Infrastrukturkos­
ten), Personal, Abschreibungen und sonstigen Aufwendungen ein Kostende­
ckungsgrad ermittelt werden. Dieser ist ein Indikator für den weiterhin hohen Fi­
nanzierungsbedarf des SPNV durch öffentliche Gelder im Sinne der Bestellerent­
gelte, obgleich 2011 bereits eine Steigerung von 14%-Punkten im Vergleich zum 
Jahr 2001 erzielt werden konnte. 

Abbildung 11: Entwicklung des Kostendeckungsgrades 

Nach dem Überblick zu Finanzkennzahlen ist ein Blick auf die Erfolge hinsichtlich 
der erbrachten Leistungen gegeben. So konnte von Unternehmen des SPNV im 
Jahr 2011 eine Rekordleistung von 49,4 Mrd. Pkm erbracht werden. Im Vergleich 
zu 2002 wurde die Verkehrsleistung damit um knapp 30% (2002: 38,2 Mrd. Pkm) 
gesteigert. Dies ist neben einem wachsenden Gesamtmarkt auch auf eine deutli­
che Ausweitung des Angebotes zurückzuführen. Letzteres erreichte – rein auf die 
Kennzahl der erbrachten Zugkilometer bezogen – ebenfalls im Jahr 2011 einen 
Rekordwert von 641 Mio. Zkm.  

Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass diese – vor allem von den Bestel­
lungen der Länder verfolgte - Angebotsstrategie dazu geführt hat, dass seit 2004 
die mittlere Besetzung (Querschnittsbesetzung der Züge) im SPNV kontinuierlich 
gesteigert werden konnte (vgl. Abbildung 12). 
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Abbildung 12: Verkehrsangebot und Querschnittsbesetzung im SPNV31 

In Hinblick auf einen Ländervergleich geben Kennzahlen des Versorgungsniveaus 
eine gute Einordnung. Am Beispiel ausgewählter Bundesländer ist einerseits die 
statistische Grundlage auf Basis von Einwohnerzahlen, der Flächenausdehnung 
sowie den angebotenen Zugkilometern aufgezeigt. Daraus lässt sich eine Be­
diendichte je EW bzw. je km2 berechnen. Insbesondere Flächenländer mit gerin­
geren Einwohnerzahlen verfügen über eine geringe Flächen-, jedoch eine hohe 
Versorgung je EW. Andererseits verfügen Bundesländer mit hohen Einwohner­
zahlen und verhältnismäßig geringer Fläche ein gegenläufiges Versorgungsni­
veau. 

31 Quellen: Qualitätsberichte VRR (2010), VBB (2010), Geschäftsbericht Nahverkehrsservice 
Sachsen-Anhalt 2010, LVS Schleswig-Holstein, Bayerische Eisenbahngesellschaft BEG, Ver­
kehrsmanagement-Gesellschaft Saar mbH VGS, Zweckverbände SPNV Rheinland-Pfalz 
Nord/Süd, Verkehrsgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern mbH (Verkehrsverträge 2010), 
Thüringer Ministerium für Bau, Landesentwicklung und Verkehr, Bevölkerungs-/Landesgröße: 
Statistikämter des Bundes und der Länder (destatis) 
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Abbildung 13: Versorgungsniveau in ausgewählten Bundesländern32 

5.6 Leistung und Servicequalität 
In Folge der Übertragung der Aufgabenträgerverantwortung an die Länder werden 
neben der reinen Bestellung insbesondere im Rahmen von Verkehrsverträgen 
umfangreiche Regelungen zur Qualität festgelegt. Zentrale Rolle dabei spielen 
neben Vorgaben zur Zugbegleitquote, zu Sauberkeit in Fahrzeugen und Fahrgast­
informationen häufig Zielwerte zum Pünktlichkeitsniveau. Ohne Berücksichtigung 
der Netzstruktur des jeweiligen Bediengebietes sowie zahlreicher externer, nicht 
im Einflussbereich der Verkehrsunternehmen stehender Faktoren ist eine Ver­
gleichbarkeit nur schwer möglich. Am Fallbeispiel Baden-Württemberg lässt sich 
allerdings gut verdeutlichen, dass in wettbewerblich vergebenen Netzen eine hö­
here Pünktlichkeitsquote erreicht wurde (vgl. Abbildung 13). 

Ebenso ist ein Vergleich der Zugausfälle nur bedingt aussagekräftig. Wesentliche 
Gründe waren für besonders hohe Quoten (in den Jahren 2007 und 2010) vor 
allem ein Streik der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer sowie extreme Wit­
terungsbedingungen im Winter 2010. 

Im Zuge einer zunehmenden Ausschreibung von Netzen durch die Länder wurde 
– insbesondere in der ersten Generation – im Regelfall die Beschaffung von Neu­
fahrzeugen vorgesehen. Somit konnte z.B. das durchschnittliche Fahrzeugalter 
bei DB Regio, Region Nord von im Jahr 2000 noch 35 Jahren auf unter 20 Jahre 
gesenkt werden.33 

32 Quellen: Qualitätsberichte VRR (2010), VBB (2010), Geschäftsbericht Nahverkehrsservice 
Sachsen-Anhalt 2010, LVS Schleswig-Holstein, Bayerische Eisenbahngesellschaft BEG, Ver­
kehrsmanagement-Gesellschaft Saar mbH VGS, Zweckverbände SPNV Rheinland-Pfalz 
Nord/Süd, Verkehrsgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern mbH (Verkehrsverträge 2010), 
Thüringer Ministerium für Bau, Landesentwicklung und Verkehr, Bevölkerungs-/Landesgröße: 
Statistikämter des Bundes und der Länder (destatis) 

33 Quelle: DB Regio AG; VCD-Bahnkongress Niedersachsen 
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Abbildung 14: Pünktlichkeitsniveau im Vergleich 

Ein Aspekt von Kritikern des Wettbewerbes im Eisenbahnbereich sind Sicher­
heitsbedenken. Eine Auswertung der beim statistischen Bundesamt erfassten 
Statistik der Personenunfälle erlaubt keinen Rückschluss. Insgesamt hat sich die 
Anzahl der Unfälle seit Mitte der 90iger-Jahre mehr als halbiert. Ähnliches trifft 
auch für die Anzahl verletzter Personen zu. Die Anzahl bei Eisenbahnunfällen 
getöteter Personen bewegt sich auf geringem Niveau und ist innerhalb der ver­
gangenen 15 Jahre um gut ein Drittel zurückgegangen. 

5.7 Investitionstätigkeiten und Kostenstruktur 
In das Streckennetz der DB Netz AG werden jährlich zwischen 4 und 5 Mrd. EUR 
investiert. Dies inkludiert sowohl Neuinvestitionen in Hochgeschwindigkeitsstre­
cken, Ausbauten sowie Ersatzinvestitionen. Der überwiegende Teil wird dabei aus 
Bundesmitteln bestritten, wie Abbildung 15 verdeutlicht. 

Die Betrachtung der Investitionen im Transportbereich – explizit den Bereich Nah­
verkehr der DB AG – sind diese nach Werten von rd. 1,3 Mrd. EUR um die Jahr-
tausendwende in den vergangenen 6 Jahren im Mittel bei weniger als 1 EUR je 
Zkm bzw. zuletzt 2011 auf knapp 0,4 Mrd. EUR gesunken. Dabei sind Zuschüsse 
Dritter – u.a. Förderung bei Fahrzeugbeschaffung und zur Errichtung von Werk­
stätten enthalten. 
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Abbildung 15: Investitionen in das Streckennetz 

Zur Erstellung von Nahverkehrsleistungen liegen für Deutschland folgende Er­
kenntnisse zu Kostenpositionen vor: 

 Trassenkosten: zwischen 30 bis 40% 
 Kapitalkosten Fahrzeuge: zwischen 15 bis 20% 
 Personalkosten: ca. 10 bis 20 % 
 Energiekosten: ca. 10 bis 15 % 
 Fahrzeuginstandhaltung: ca. 5 bis 10 % 
 Verwaltung: ca. 5 bis 10 % 
 Stationspreise: rd. 5 % 

Grundsätzlich sind diese abhängig vom Netzcharakter, der Antriebsart sowie Be­
stellervorgaben (z.B. Zugbegleiterquoten).  

5.8 Wettbewerb im Eisenbahnsektor 
Die zunehmenden Ausschreibungen von Verkehrsleistungen im SPNV sowie die 
Liberalisierung des Zugangs zur Eisenbahninfrastruktur an sich, lösten eine dy­
namische Marktentwicklung im Eisenbahnsektor aus. Im Güterverkehr wird aktuell 
rd. 25 % der Verkehrsleistung von Wettbewerbern außerhalb des DB Konzerns 
erbracht. Im SPNV sind ist der Leistungsanteil Dritter auf 14% im Jahr 2011 ge­
wachsen, d.h. die 32 Wettbewerbsbahnen konnten Ausschreibungen der Länder 
in der Vergangenheit für sich entscheiden. Lediglich im Fernverkehr hat sich trotz 
des grundsätzlich freien Marktzuganges kein funktionierender Wettbewerb bzw. 
keine nennenswerten Marktanteil von weiteren Eisenbahnverkehrsunternehmen 
entwickeln können. Bis auf wenige Nischenanbieter ist die DB Fernverkehr AG 
nach wie vor der klar dominante Wettbewerber im Segment. 
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Bis zum September 2011 waren 396 Eisenbahnverkehrsunternehmen beim Ei­
senbahnbundesamt (EBA) registriert. Aktiv am Eisenbahnverkehr teilgenommen 
haben rd. 250.34 

Hinsichtlich des Wettbewerbs im deutschen SPNV für das Fahrplanjahr 2011 die 
in Abbildung 16 dargestellte Marktsituation identifiziert werden. Es lässt sich fest­
halten, dass rund zwei Drittel der Betriebsleistungen der Wettbewerber von den 
Top 6 der 32 Wettbewerbsunternehmen erbracht werden. 

Abbildung 16: aktuelle Marktsituation im SPNV 

Fast ein Viertel der gesamten Betriebsleistung wird durch dritte EVU erbracht. 
Das heißt, dass fast jeder vierte Zugkilometer durch die Wettbewerberbahnen 
gefahren wird (vgl. Abbildung 17). Allerdings betrifft dies überwiegend die weniger 
nachgefragten Strecken. Insbesondere die „großen Verkehrsverträge“ mit vielen 
langlaufenden RE-Leistungen sind nur teilweise im Wettbewerb vergeben. Be­
rücksichtigt man in diesem Zusammenhang auch die tatsächlich beförderten Per­
sonen, so kann gezeigt werden, dass nur ca. jeder achte Reisende bei einem der 
Drittanbieter unterwegs ist (vgl. Abbildung 18). 

34 vgl. Bundesnetzagentur: Marktuntersuchung Eisenbahn 2011, S. 12. 
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 Abbildung 17: Betriebsleistung in Mio. Zkm.  Abbildung 18: Verkehrsleistung in Mrd. Pkm. 

5.9 Rechtliche Rahmenbedingungen und Organisation 
Zu den bereits im Kapitel 0 erläutertem Ordnungsrahmen werden an dieser Stelle 
die wesentlichen nationalen Normen nochmals zusammengefasst: 

Im Eisenbahnneuordnungsgesetz enthalten sind: 

	 Regelungen über die Zusammenführung und Neugliederung der Bundesei­
senbahnen (Art. 1) 

	 Das Gesetz zur Gründung der Deutschen Bahn AG (Art. 2) 

	 Regelungen zur Eisenbahnverkehrsverwaltung (Gründung Eisenbahnbun­
desamt - Art. 3) 

	 Regionalisierung des ÖPNV (Art. 4) 

	 Allgemeines Eisenbahngesetz (Art. 5) 

Das Allgemeine Eisenbahngesetz (AEG) enthält neben zentralen Begriffsbestim­
mungen im § 2 (Definition Eisenbahn, Eisenbahnverkehrsleistungen, Infrastruktur, 
...) auch die Regelung der Zuständigkeiten des Eisenbahnbundesamtes (§ 4), der 
Aufsichtsbehörden (§5f) und der Bundesnetzagentur (§14ff). Insbesondere sind 
damit Sicherheitspflichten, Genehmigungen und Beförderungspflicht geregelt. 

Im Rahmen der Übertragung der Verantwortung auf die Länden, haben diese die 
Organisation in Landesnahverkehrsgesetzen geregelt. Enthalten sind typischer­
weise Festlegungen: 

	 zur Bestimmung von Aufgabenträgern im SPNV, 

	 zu Regelungen zur Finanzierung des öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV), 

	 zu Planungsgrundsätzen für den ÖPNV (Qualität, Barrierefreiheit, Wirt­
schaftlichkeitsgebot) sowie 

	 zum Umfang und Inhalt von Nahverkehrsplänen bzw. Regelungen zu 
Fahrgastbeiräten 
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Technische Regularien sind in einer weiteren Norm erfasst: der Eisenbahnbau- 
und Betriebsordnung (EBO). Sie enthält im Wesentlichen Anforderungen an Fahr­
zeuge, Betriebseinrichtungen und die Infrastruktur. 

Um den Zugang von Wettbewerbsbahnen zur Eisenbahninfrastruktur als diskrimi­
nierungsfrei und transparent zu gewährleisten, werden die Infrastrukturgesell­
schaften von der Bundesnetzagentur reguliert. 

Abbildung 19: Rolle der Bundesnetzagentur35 

Seit 2006 nimmt sie ihre Aufsicht über den Wettbewerb auf der Schiene im Sinne 
der Sicherung des Zugangs zu Schienenwegen und Serviceeinrichtungen sowie 
der Erhebung diskriminierungsfreier Entgelte wahr. Die Rechtsvorschriften sind in 
den §§14 bis 14f AEG verbrieft. Damit werden die Nutzungsbedingungen für 
Schienennetze und Serviceeinrichtungen sowie Regelungen über Höhe und 
Struktur der Wegeentgelte und sonstiger Entgelte kontinuierlich geprüft. Bei Ent­
scheidungen der Infrastrukturbetreiber – z.B. über die Ablehnung von Zugtrassen 
– hat die Bundesnetzagentur eine Widerspruchsmöglichkeit. 

Eine zentrale Rolle bei der Bestellung von Verkehrsleistungen im SPNV spielen 
die Aufgabenträgerorganisationen. Sie beschließen und veröffentlichen die Nah­
verkehrspläne, welche verkehrspolitische Grundsätze bzw. Ziele des Aufgaben­
trägers, Angaben zum bestehenden und geplanten ÖPNV-Netz, der Siedlungs­
struktur und sich daraus ergebenden Potentiale für den ÖPNV, geplante Maß­
nahmen zur Ausgestaltung sowie Investitions- und Finanzierungsplanung enthal­
ten können.36 

Zudem sind die Aufgabenträger für die Planung und Bestellung des Nahverkehrs 
verantwortlich. Sie planen und führen Ausschreibungen durch sowie reichen die 
Regionalisierungsmittel zur Finanzierung der SPNV-Leistungen aus. 

35 Quelle: Bundesnetzagentur: Marktuntersuchung Eisenbahnen, 2011. 
36 Inhalte Nahverkehrspläne am Fallbeispiel des Landes Sachsen-Anhalt 
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Abbildung 20: Rolle der Aufgabenträger 

Ausschreibungen 
Grundsätzlich kommen zwei Typen von Ausschreibungen zur Anwendung: Brut­
toausschreibungen mit fixem Entgelt nach Vertrag (ggf. abzgl. Bonus/Malus), da­
mit liegt das Einnahmerisiko beim Besteller und lediglich das Produktionsrisiko 
beim Ersteller. Besondere Anreize zu über das Vereinbarte hinaus gibt es hin­
sichtlich der Dienstleistungsqualität nicht. Deutlicher Vorteil ist ein einfacher 
Markteintritt von Wettbewerbsbahnen. Reine Nettoausschreibungen enthalten 
neben einem Fixanteil auch die Regelung zur Zuscheidung der Tarifeinnahmen in 
voller Höhe. Damit geht das Einnahmerisiko neben dem Produktionsrisiko auf den 
Ersteller über, der Besteller zahlt dabei eine Risikoprämie. Dieses Verfahren setzt 
allerdings genaue Kenntnisse des Marktes voraus, die in der Regel nur der Altbe­
treiber einer Strecke bzw. eines Netzes haben kann. 

Um die Vorteile beider Vertragstypen zu nutzen bzw. Nachteile zu vermeiden 
kommen auch Zwischenlösungen zur Anwendung. So können z.B. Bruttoaus­
schreibungen mit Anreizsystemen kombiniert werden. Hierbei werden verschie­
dene Erfolgskomponenten (z.B. Verbunderfolg, Erfolgsbeteiligung Tarifeinnahmen 
oder Boni für gute Qualität) neben einem fixen Entgelt ausgereicht. 

Zeitbedarf für Ausschreibungen 
Bedingt durch den Handlungsbedarf (auch aufgrund der politischen Wende) wur­
den die Rahmenbedingungen bis zum 1.1.1994 geschaffen. Die Gesetze wurden 
ab ca. 1990 vorbereitet. Seit der der Regionalisierung (1.1.1996) sind Ausschrei­
bungen theoretisch möglich. 

Nachstehend (vgl. Tabelle 1) ein Fallbeispiel einer ersten eigenständigen Aus­
schreibung in einem mitteldeutschen Bundesland (ca. 5 Mio. Zkm, Nettovertrag). 
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Phase Zeit 

P1 Entscheidung über Ausschreibung 4,5 Jahre vor Betriebsbeginn 

P2 Fachliche Ausarbeitung mit externer Unterstützung 4 bis 3,5 Jahre vor Betriebsbeginn 

P3 Juristische Prüfung 1 Monat (Dauer) 

P4 Veröffentlichung 2,5 Jahre vor Betriebsbeginn 

P5 Angebotserstellung 4 Monate (Dauer) 

P6 Angebotsprüfung 2 Monate (Dauer) 

P7 Zuschlagserteilung Ca. 2 Jahre37 vor Betriebsbeginn 

Tabelle 2: Zeitbedarf bei Ausschreibungen - Deutschland 

5.10 Finanzierung 
Die Grundprinzipien der Finanzierungsstrukturen in Deutschland sind in Kapitel 
5.3 erläutert. Im Regelfall wird der SPNV als gemeinwirtschaftlicher Verkehr ein­
gestuft und durch Regionalisierungsmittel finanziert. Eigenwirtschaftliche Verkeh­
re werden ohne die Zahlung von Bestellerentgelten (z.B. im Fernverkehr) er­
bracht. Bezogen auf den SPNV sind derartige Verkehre eher die Ausnahmen. Der 
Verlustausgleich erfolgt hier z.B. über Zuschüsse bei Investitionen in Infrastruktur 
oder Fahrzeug oder einer Verlustübernahme durch die Gesellschafter der jeweili­
gen EVU. 

Fallbeispiel für eigenwirtschaftliche SPN-Verkehre:38 

	 Sachsen-Anhalt - Harzer Schmalspurbahnen (HSB): Die Verlustübernahme 
erfolgt durch das Land Sachsen-Anhalt als Gesellschafter. Erbracht wer­
den 0,5 Mio. Zkm. Auf dem Gebiet von Thüringen fährt die HSB bestellte, 
durch Regionalisierungsmittel finanzierte Verkehre im Umfang von 0,2 Mio. 
Zkm. 

	 Baden-Württemberg: 7 Mio. Zkm. werden ohne Bestellerentgelte durch 
vorwiegend in Landes- bzw. Kommunaleigentum befindliche EVU erbracht. 

Der Begriff der Eigenwirtschaftlichkeit ist für den SPNV in Deutschland nicht ex­
plizit definiert. Im PBefG wird mit Eigenwirtschaftlichkeit der Erlösbegriff als Ein­
nahmen im handelsrechtlichen Sinne gesehen (also Fahrkartenbestellungen von 
öffentlichen Einrichtungen für Schüler ebenso wie ggf. Verlustausgleiche über 
einen Querverbund). 

Bis auf die oben angeführten Ausnahmen ist der SPNV in Deutschland jedoch 
über Bestellerentgelte fixiert. Es handelt sich folglich nicht um eigenwirtschaftliche 
Leistungen im eigentlichen Sinne. 

37 Ursprünglich waren 2.5 Jahre vorgesehen. Durch die Reduktion ist das Problem entstanden, 
dass Neufahrzeuge zum Betriebsstart nicht komplett bereitgestellt waren. 

38 vgl. auch kcw 2011, Wettbewerberreport 2010/2011, S. 25. 
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Die Finanzierung des Streckennetzes erfolgt über Trassenentgelte, welche von 
der DB Netz AG oder Dritten Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU) erhoben 
werden. Zudem gibt es dem Trassenpreissystem Preise zur Nutzung von Halte­
punkten und Bahnhöfen. Diese werden vom Betreiber, der DB Station&Service 
AG erhoben. Die Trassenpreise sollen sich an den Durchschnittskosten orientie­
ren. Das Preissystem besteht aus: 

 einer nutzungsabhängigen Komponente (Grundpreis je Streckenkategorie 
multipliziert mit einem Trassenproduktfaktor) 

 einer leistungsabhängigen Komponente (Anreizsystem zur Verringerung 
von Störungen – Verrechnung von 10ct/je Verspätungsminuten auf Grund­
alge einer detaillierten Verspätungsursachencodierung sowie einen Faktor 
für zugbedingte Abweichungen von der Mindestgeschwindigkeit) 

 sonstigen Komponenten (Lastkomponente, Angbotsentgelt, Stornierungs­
entgelt, usw.) 

Das Zusammenwirken der Komponenten kann anhand Abbildung 21 verdeutlicht 
werden. Im Zeitraum von 2003 bis 2010 wurde zudem ein individueller Regional­
faktor für bestimmte Regionalnetze lediglich für SPNV-Leistungen erhoben. Diese 
Verfahrensweise wurde von der Bundesnetzagentur moniert und ist seit dem TPS 
2011 nicht mehr in Anwendung. 

 

Abbildung 21: Grundstruktur TPS 2012 am Beispiel des Personenverkehrs 

Unter Maßgabe eines diskriminierungsfreien Zuganges zur Eisenbahninfrastruktur 
sowie einer Vertragsgestaltung, bei der Informationen über Nachfragestrukturen 
vorliegen bzw. nicht benötigt werden, gibt es für neue Anbieter weitere Eintritts­
hürden. War noch vor der weltweiten Finanzkriese im Jahr 2008 eine Selbstfi­
nanzierung von Fahrzeugen in der Regel problemlos möglich, so stiegen die 
Finanzierungskosten in den Folgejahren deutlich. Wurden bisher weitgehend 
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klassische Ansätze der Fahrzeugfinanzierung verfolgt, müssen neue Instrumenta­
rien entwickelt werden. 

Traditionelle Fahrzeugfinanzierung: 

	 EVU beschaffen und finanzieren Fahrzeuge selbst 

	 Dabei sind Leasingmodelle weit verbreitet, da direkter Kauf für viele EVU 
nicht möglich bzw. günstig 

	 Nachteil sind hohe Kosten sowie teure Sicherheiten, für welche die EVU 
aufkommen müssen 

	 EVU bzw. Leasinggesellschaften tragen Restwertrisiko (kein angemesse­
ner Verkaufspreis nach Ende des Verkehrsvertrages möglich) 

Fahrzeugpools: 

	 Aufgabenträger beschafft unabhängig von der Vergabe von Verkehrsleis­
tungen Fahrzeuge für eigenen Fahrzeugpool (Fallbeispiel: Rhein-Main-
Verkehrsverbund – fahma (Fahrzeugmanagementgesellschaft) – Bereit­
stellung von Fahrzeugen u.a. für die Odenwaldbahn, Beispiel LNVG-Pool: 
u.a. Doppelstock-Einheiten für den Metronom) 

	 Aufgabenträger tritt wie Leasinggeber auf, EVU erhält während des Ver­
kehrsvertrages Fahrzeuge zur Nutzung 

	 Vorteile: Finanzierung zu Kommunalkreditkonditionen, bessere Konditionen 
bei der Beschaffung größerer Stückzahlen 

	 Nachteile: Eigentümerrisiken (Unfälle,...), Wiedereinsatz- und Verwertungs­
risiko, Anzahl der Fahrzeuge kann nicht mehr über Ausschreibungen opti­
miert werden 

Wiedereinsatzgarantie: 

	 Aufgabenträger sagt EVU die Weiterverwendung der Fahrzeuge nach Ab­
lauf des Verkehrsvertrages zu (ohne Zuschlag für Altbetreiber für folgen­
den Verkehrsvertrag) 

	 Vorteil: Fahrzeugbetrieb bis sich Kosten amortisiert haben, günstigere Fi­
nanzierungskonditionen 

	 Nachteile: Restwertrisiken für Aufgabenträger, keine Finanzierung zu 
Kommunalkreditkonditionen  
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6 Länderbericht Frankreich 

6.1 Abstract in Modulstruktur 

Modul 1 (Gesetzgebung) 

Im Falle Frankreichs muss man unterscheiden zwischen der Bahnliberalisierung im Inland, die durch große 

Zurückhaltung gekennzeichnet ist, und der starken Präsenz von SNCF und RATP auf ausländischen Schie­

nenverkehrsmärkten. Frankreich hat zwar von Anfang an im EU-Ministerrat die zentralen Beschlüsse in Sa­

chen Bahnliberalisierung (Richtlinie 91/440/EWG34 und Erstes Eisenbahnpaket von 2001) mitgetragen, je­

doch bei der Umsetzung dieser Beschlüsse mit großer Beharrlichkeit an der Monopolstellung der SNCF fest­

gehalten. Die für eine Marktöffnung im Schienenverkehr notwendigen Institutionen wurden zwar geschaffen 

(Ausgliederung des Netzes in die RFF - Réseau Ferré de France 1997,  Errichtung der  Regulierungsbehörde 

ARAF - Autorité de Régulation des Activités Ferroviaires 2010), sodass in formaler Hinsicht die Bahnliberali­

sierung als „EU-konform durchgeführt“ bezeichnet werden kann. De facto wird die Marktöffnung im inländi­

schen SPV für andere Anbieter als SCNF und RATP jedoch erst für 2014 angekündigt, und zwar für die Züge 

der Kategorien TER und TET. Die derzeit agierenden Leistungsanbieter sind entweder Beteiligungsgesell­

schaften oder Kooperationspartner von SNCF oder RATP. 

Modul 2 (Organisation) 

Durch die Gründung der Netzgesellschaft RFF 1997 erfuhr die SNCF eine  Kompetenzschmälerung, zugleich 

aber auch eine partielle Schuldenentlastung. Die RFF wurde Eigentümerin des Schienennetzes und erhielt die 

Planungskompetenz. Für die Île-de-France mit der Hauptstadt Paris gilt ein Sonderstatut: SNCF (hier als 

‚SNCF Transilien‘ und RATP (Régie Autonome des Transports Parisiens) kooperieren im Stil von Verwaltun­

gen. RATP organisiert den Betrieb der RER-Züge und der Pariser Métros; die Organisation STIF (Syndicat 

Transport  Île-de-France) ist Eigentümerin des Rollenden Materials.  Besonderheit: Außerhalb der Île-de-

France darf RATP das Staatsmonopol SNCF konkurrenzieren.  

Zuständig für die Markregulierung ist  das Verkehrsministerium (weiterhin ein Teil des Umweltministeriums). 

Die Netzgesellschaft RFF ist „keine Regulierungsbehörde, sondern der Infrastrukturmanager.“ Seit 1997 kön­

nen Schienenverkehrsanbieter bei der RFF um Erteilung eines Leistungsauftrages ansuchen. Da die RFF 

jedoch personell  nicht ausreichend ausgestattet wurde, ist sie  auf SNCF- Beschäftigte angewiesen, was in 

der Folge  immer wieder zu Zweifeln an der Wettbewerbsneutralität dieser Lösung führte (Sicherheitsertifikate 

werden durch den techn.  Dienst der SNCF ausgestellt.) 

Auch das breit angelegte Umweltgesetz „Grenelle de l’Environnement“ von 2001 trug dazu bei, daß ab 2002 

die Regionen zu einem dritten und finanziell sehr einflussreichen Partner bei der Gestaltung des Schienenver­

kehrs in Frankreich geworden sind. 

Modul 3 (Ausgestaltung) 

Bereits das Pasqua-Gesetz von 1995 hatte den Regionen die Möglichkeit eingeräumt, den Regionalverkehr 

nach ihren Vorstellungen auszugestalten und die Tarifstruktur zu bestimmen.  Somit sind die Regionen seither 

verantwortlich für Fahrpläne und Frequenzen, allerdings mit der Verpflichtung, die Kompatibilität mit nationalen 

SNCF-Tarifen sicherzustellen. Mit der Fahrplankoordination kann fallweise auch ein  Zweckverband (Syndicat) 

beauftragt werden. 
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Modul 4 (Einbindung der Regionen) 

Die Einbindung der Regionen begann in Frankreich bereits 1982 mit dem Dezentralisierungsgesetz (Loi de 

décentralisation). Auch das Gesetz LOTI (Loi d’Orientation des Transports Intérieurs) von 1982 mit seiner 

Festschreibung des „Service public“ und der dezidierten Verankerung des „Rechts auf Transport“ setzte wich­

tige Impulse in punkto Mitwirkung der Regionen bei der Gestaltung des SPV.  Als Hauptvorteile der Regionali­

sierung werden genannt: 

 Servicequalität kann leichter vertraglich herbeigeführt werden, 
 Größere Kundennähe aktiviert Motivationskräfte. 

Die Regionen sind in Frankreich den Départements übergeordnet; sie werden von einem Regionalrat (Conseil 

Régional) und einem Präfekten verwaltet. Insgesamt hat Frankreich 27 Regionen (22 im Mutterland und 5 in 

Übersee). 

Modul 5 (Finanzierung) 

Seit Jahren kritisiert der Rechnungshof  die Zunahme der Bahndefizite  und Bahnschulden. Als eine der 

Hauptursachen wird die hohe Priorität des Service public genannt. Die finanzielle Situation von SNCF und 

RFF zwingt zur Entscheidung, ob künftig der Streckenneubau oder die Streckenerhaltung  vorrangig behandelt 

werden soll. 

Der Anteil der Nutzerfinanzierung liegt zwischen 21 und 33 Prozent (abhängig von der Stadtgröße). 

Im Vordergrund stehen beim Schienenpersonenverkehr die gemeinwirtschaftlichen Leistungsangebote. 

Auch der TGV ist derzeit nur noch zu 70 Prozent eigenwirtschaftlich.  Der SNCF-Chef Pépy erklärte kürzlich: 

„Von zehn Fahrgästen, die die SNCF täglich transportiert, sind neun nicht in TGVs.“ 

Modul 6 (Komplexität/Systemsteuerung) 

Für den Staat und die ihm untergeordneten Gebietskörperschaften ergibt sich eine Komplexitätszunahme 

durch: 

 die hinzukommende Marktregulierungsaufgabe,  
 den zu entscheidenden Zielkonflikt zwischen betriebswirtschaftlicher Effizienz und der Wahrnehmung 

öffentlicher Aufgaben,   
 verschärfte Komplexitätszunahme dann, wenn die ausschreibende Gebietskörperschaft zugleich In­

vestorin ist (dann Doppelrolle: Schiedsrichterin und zugleich Mitspielerin) 

Auf der Ebene der EVU fällt der hinzukommende Ausschreibungsaufwand ins Gewicht, vor allem wenn der 

Incumbent bis dato Teil der Verwaltung war, also keinen Akquisitionsaufwand zu tragen hatte.  Bei den Verlie­

rern der Ausschreibung entsteht verlorener Aufwand (sunk costs). 

Auf der Ebene der Fahrgäste kann eine Komplexitätszunahme nicht zur Gänze ausgeschlossen werden, ob­

wohl die Ausschreibung primär mit dem Ziel einer höheren Kundenzufriedenheit erfolgt, d.h. die Position des 

Konsumenten stärken soll (Vgl. Zitat Haemel im französischen Senat, 2009: „Der Nutzer erduldet, der Kunde 

wählt.“)  Geänderte Leistungsangebote verlangen dem Fahrgast zumindest eine gewisse Umgewöhnungszeit 

ab. 
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Zwischenfazit und Übertragbarkeit auf Österreich 

Frankreich als EU-Mitgliedsland steht in punkto Neuorientierung des Schienenpersonenverkehrs vor wichtigen 

Entscheidungen. Einerseits ist es der Besorgnis erregende, weil nachhaltige und vom französischen Rech­

nungshof seit Jahren kritisierte Anstieg der Bahndefizite und -schulden, andererseits ist es die erfolgreiche 

Betätigung von SNCF und RATP auf den bereits liberalisierten Märkten der Nachbarländer, die inzwischen in 

den französischen Medien bereits eine lebhafte Hinterfragung der bisherigen Eisenbahnpolitik Frankreichs in 

Gang gesetzt haben. Vor allem in den Regionen scheint die Überzeugung an Boden zu gewinnen, dass der 

Wettbewerbsdruck, den die Ausschreibungspraxis erzeugt, die Leistungsanbieter zu größerer Beweglichkeit in 

Sachen Angebotsqualität anregen würde. 

Die Strategie der großen Eisenbahnnation Frankreich in Sachen Schienennah- und -regionalverkehr kann für 

kleinere Staaten wie Österreich nur sehr begrenzt als Vorbild dienen. Große Wirtschaftseinheiten wie SNCF 

und RATP  haben interne Kompensationsspielräume und Möglichkeiten des kalkulatorischen Ausgleichs, die 

ihnen beim Eindringen in neue Märkte einen deutlichen Vorteil verschaffen. Dies gilt aber naturgemäß auch im 

Falle des entschlossenen Festhaltens an Positionen und Managementphilosophien, deren Verteidigung die 

Finanzkraft kleinerer Bahnsysteme rasch übersteigen würde. 
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6.2 Frankreichs Bahnpolitik im Blickfeld Europas 
Frankreich hat zwar von Anfang an im EU-Ministerrat die zentralen Beschlüsse in 
Sachen Bahnliberalisierung (Richtlinie 91/440/EWG39 und Erstes Eisenbahnpaket 
von 200140) mitgetragen, jedoch bei der Umsetzung dieser Beschlüsse mit großer 
Beharrlichkeit an der Monopolstellung der SNCF festgehalten.  

Der Öffentlichkeit konnte diese Diskrepanz nicht verborgen bleiben, da seit 2002 
in regelmäßigen Abständen41 für 15 EU-Staaten plus Norwegen und Schweiz42 

der „Liberalisierungsindex Bahn“ ermittelt und publiziert wird. Der „Liberalisie­
rungsindex Bahn“ wird aus zwei Sachverhalten ermittelt:  

 Stand der Gesetzgebung (LEX-Index) und 

 Möglichkeit des Netzzugangs (ACCESS-Index). 


Bereits 2004 schließt der Länderbericht Frankreich mit dem Satz: „Es handelt sich 
aber weiterhin um einen der am stärksten abgeschotteten Schienenverkehrsmärk­
te Europas.“43 

Drei Jahre später, als der „Liberalisierungsindex Bahn“ zum zweiten Mal veröf­
fentlicht wurde, erfuhr Frankreich sogar eine Zurückstufung, nämlich vom fünft­
letzten auf den drittletzten Platz, und erhielt die Kennzeichnung „On Delay“ (Ver­
zögerte Marktöffnung)“44. 

Auch in diesem zweiten Bericht finden sich im Länder-Teil über die Situation in 
Frankreich bemerkenswerte Sätze, wie beispielsweise: 

	 „Frankreich hat bezüglich der Sicherstellung und Überwachung des dis­
kriminierungsfreien Netzzugangs nur das Minimum umgesetzt.“45 

	 „Die Ausstellung des Sicherheitszertifikats sowie der Fahrzeugzulassung 
werden als eine hohe bürokratische Hürde angesehen. So wird das Si­
cherheitszertifikat beispielsweise nur für bestimmte Strecken, Loks und 
Lokführer ausgestellt. Der technische Detaillierungsgrad und der Doku­
mentationsaufwand für ein Sicherheitszertifikat sind überproportional 
hoch. So wird u. a. von 1.600 Seiten Unterlagen für ein Sicherheitszertifi­
kat für eine 20 Kilometer lange Strecke berichtet, die in dreifacher Ausfer­
tigung für die RFF46, SNCF und für das Verkehrsministerium erstellt wer­
den müssen.“47 

	 „Frankreich hat sich gegenüber 2004 im Hinblick auf die in der Indexbe­
rechnung erreichten Punkte verbessert, befindet sich aber im europäi­

39 Trennung von Infrastruktur und Betrieb. 

40 Richtlinien 2001/12 bis 14/EG: Nichtdiskriminierender Zugang zur Eisenbahninfrastruktur.
 
41 2002 (2. Aufl. 2004), 2007 und 2011.
 
42 Seit 2007 umfaßt das Sample 27 Länder. 

43 Liberalisierungsindex Bahn 2004, Vergleich der Marktöffnung der Eisenbahnmärkte der Mit­

gliedstaaten der Europäischen Union, der Schweiz und Norwegens. Eine Studie der IBM Busi­
ness Consulting Services in Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Dr. Christian Kirchner, Humboldt-
Universität zu Berlin, Seite 47. 

44 Liberalisierungsindex Bahn 2007, Seite 13. 

45 A.a.O., Seite 130.
 
46 Réseau Ferré de France (seit 1997).
 
47 A.a.O., Seite 131.
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schen Vergleich nun in der letzten Gruppe, da sich viele andere Länder 
bezüglich der Öffnung des Schienennetzes stärker weiterentwickelt ha­
ben.“48 

Beim derzeit neuesten „Liberalisierungsindex Bahn 2011“ werden bezüglich 
Frankreich zunächst einmal die Fortschritte gewürdigt, die durch die Schaffung 
unabhängiger Institutionen erzielt wurden49, wodurch Frankreich nun in die Län­
dergruppe „On Schedule“ (Marktöffnung im Zeitplan) hochgestuft werden konnte. 

Gleichzeitig merkt der Bericht aber an, dass hinsichtlich diskriminierungsfreiem 
Zugang und fairem Wettbewerb auf der Schiene durchaus noch Wünsche offen 
sind: 

 „Der Schienenpersonenverkehrsmarkt ist in Frankreich für dritte EVU ge­
schlossen. Verkehrsverträge werden direkt an die SNCF vergeben, und 
auch die Durchführung von eigenwirtschaftlichem Personenverkehr ist für 
dritte EVU nicht möglich. Im Güterverkehr hingeben besteht zu 100 Pro­
zent freier Zugang.“50 

	 „Der Güterverkehr berichtet weiterhin über Diskriminierung, welche vor­
wiegend durch den großen Einfluss der SNCF auf die Infrastruktur be­
gründet wird. 

	 Der grenzüberschreitende Personenverkehr wird durch Kabotage­
einschränkungen erschwert. 

 Der nationale Personenverkehr ist immer noch vollständig geschlossen.  
 Die Regulierungsbehörde wird sich mit Themen wie diesen intensiv ausei­

nander setzen müssen.“51 

Der Schlussabschnitt des Länderberichts 2011 zeichnet ein sehr realistisches 
Bild: „Frankreich hat sich gegenüber dem LIB-Index 2007 zwar in die Gruppe 
Marktöffnung im Zeitplan (On Schedule) verbessert, bleibt jedoch immer noch auf 
den hinteren Rängen im Vergleich zu den Ländern mit einer fortgeschrittenen 
Marktöffnung. Die Gründe liegen hierfür im nach wie vor geschlossenen nationa­
len Schienenpersonenverkehrsmarkt, den von den dritten EVU erlittenen Diskri­
minierungen durch die SNCF und den teilweise schwierigen Bedingungen, um 
Fahrzeugzulassungen zu erhalten.“52 

Der Verkehrswissenschafter Alain Bonnafous (Universität Lyon) schätzte im De­
zember 2009, dass Frankreich noch 4 bis 5 Jahre bis zur Verwirklichung des 
Wettbewerbs im Schienenverkehr brauchen werde: „L’Allemagne a choisi la 
compétition entre opérateurs pour favoriser l’efficacité du système. En France, 

48 A.a.O., Seite 133. 
49 Für die operative Trassenzuweisung und das Betriebmanagement wurde 2010 eine gesonderte 

Abteilung der SNCF, die Direction de la Circulation ferroviaire (DCF), geschaffen und mit zu­
sätzlichen Unabhängigkeitsvorgaben ausgestattet. Und am 1.12.2010 wurde als politisch un­
abhängige Regulierungsbehörde für den Schienenverkehr die ARAF (Autorité de régulation 
des activités ferroviares) errichtet. 

50 Liberalisierungsindex Bahn 2011, Seite 134. 
51 Liberalisierungsindex Bahn 2011, Seite 135. 
52 A.a.O., Seite 135. 
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nous n’en sommes encore qu’aux grands principes. Et pour qu'ils entrent en ac­
tion, c’est un petit peu plus long et compliqué.”53 

Hinsichtlich der rechtlichen Rahmenbedingungen des Ausschreibungswettbe­
werbs ist es sicherlich ein beachtenswertes Faktum, dass in Frankreich die Agen­
den des Verkehrs vom Umweltministerium vertreten werden.54 Frankreich hat seit 
2007 unter der Bezeichnung „Grenelle de l’Environnement“ in partizipativer Pla­
nung die gesetzlichen Grundlagen für ein großangelegtes nationales Umweltpro­
gramm erarbeitet.55 Am 21. Oktober 2008 wurde „Grenelle I“ in der Nationalver­
sammlung mit 526 gegen nur 4 Abgeordnetenstimmen angenommen. Kurz da­
nach folgte ein Begleitgesetz ‚zur umweltorientierten Veränderung der französi­
schen Gesellschaft‘.56 

Abgesehen von der Region Ile-de-France, für die besondere Vorschriften gelten, 
liegt der urbane Verkehr in der Kompetenz der Gebietskörperschaften57, und zwar 
nach dem Gesetz LOTI von 1982.58 Dieses Gesetz erwähnt das grundsätzliche 
Beförderungsrecht für alle59 und betont die öffentliche Dienstleistungsaufgabe des 
Verkehrs60, insbesondere der Massenverkehrsmittel61, aber auch die Initiative der 
Gebietskörperschaften und die staatliche Hilfe62. 

Die Finanzierung des ÖPNV basiert auf 3 Säulen: 

 Nutzer 
 Unternehmungen und 
 Öffentliche Hand. 

Jede Behörde63 und jedes Unternehmen64 mit mehr als 9 Beschäftigten trägt mit 
dem „versement transport“, einer speziellen Verkehrsabgabe, zur ÖPNV-
Finanzierung bei; über die Einführung dieses „versement transport“ entscheidet 
die für das jeweilige Verkehrsgebiet zuständige Autoritè organisatrice de Trans­
port (AOT) bzw. Autorité organisatrice de Transport Urbain (AOTU). Diese Institu­

53 http://www.euractiv.fr/collectivites-locales-europe/article/alain-bonnafous-concurrents-sncf-devro 
nt-faire-investissements-lourds-002317 (Übersetzung: „Deutschland hat den Betreiber-
Wettbewerb gewählt, um die Effizienz des Systems zu steigern. In Frankreich sind wir diesbe­
züglich erst bei den hehren Grundsätzen. Diese in die Tat umzusetzen, dauert etwas länger 
und ist etwas komplizierter.“). 

54 Ministère de l’Ecologie, du Développement durable, des Transports et du Logement –
MEDDTL (Ministerium für Ökologie, nachhaltige Entwicklung, Transport und Wohnungsbau). 

55 Vgl. dazu bspw. : Conseil National des Transports, Dossier n°1: Les autorités organisatrices de 
transport dans les agglomérations européennes, Paris 2001, pp 14. 

56 Grenelle II, la „loi d’accompagnement de la mutation environmentale de la société française”. 
57 Collectivités locales. 
58 Loi d’Orientation des Transports Intérieurs. 
59 „le principe du droit au transport pour tous”. 
60 „la mission de service public des transports”. 
61 „en particulier des transports collectifs urbains”. 
62 “appuyé sur l'initiative des collectivités locales et aidé par l'État”. 
63 „administration“. 
64 “enterprise”. 
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tionen haben die Kompetenz, z.B. bei Busnetzen darüber zu entscheiden, ob das 
jeweilige Netz über Direktvergabe65 oder über Ausschreibung66 betrieben wird. 

Im Fall der Region Île-de-France gilt die Besonderheit, dass die Befugnisse und 
Aufgaben der Autorité organisatrice de Transport seit 1959 vom Syndicat des 
Transports Parisiens (STP) wahrgenommen wurden; an seine Stelle trat im Jahr 
2000 durch das Gesetz SRU67 das Syndicat des Transports d’Île-de-France 
(STIF). Die nachstehende Grafik zeigt die Aufbringung der Finanzmittel im Falle 
der Île-de-France im Jahr 200168; man erkennt, dass das versement transport der 
Unternehmen damals die ansehnliche Quote von 44 % ausmachte: 

Spürbarer Druck in Richtung Ausschreibung von Schienenverkehrsdiensten geht 
aber seit geraumer Zeit auch in Frankreich von den Regionen aus. Seit 2002 
weist der französische Staat die Finanzmittel für die Erbringung regionaler Leis­
tungen nicht mehr der Staatsbahn SNCF direkt zu, sondern den Regionen, die 
ihrerseits Verträge mit der SNCF schließen.69 

Derzeit deckt diese Unternehmensabgabe nahezu 70 % der Finanzmittel des 
Syndicat des transports d'Île-de-France (STIF).70 

65 „exploitation directe“.
 
66 „appel d’offre“. 

67 Solidarité et Renouvellement Urbain.
 
68 In: Gueguen-Agenais, Anne-Elise, La Tarification des déplacements: Évaluation de la pertinenc 


d’une evolution tarifaire pour l’Île-de-France. Thèse docteur, École Nationale des Ponts et 
Chaussées Paris 2009, Seite 81. 

69 Vgl. Masse, J-P., Regional reforms could breach SNCF’s monopoly. In: Railway Gazette Inter­
national, Sutton, Surrey: Reed Business, VOL.157, N.2, 2001-02, P.118pp. 

70 Vgl. URSSAF (Unions de Recouvrement des Cotisations de Sécurité Sociale et d'Allocations 
Familiales), Web-Dokument Urssaf Île-de-France, le Blog, 29/06/2012 – Le versement 
transport en Île-de-France. 
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Die in der Île-de-France aktuell geltenden Abgaben-Prozentsätze differieren zu­
nächst einmal nach Agglomerationsdichte-Zonen, wie aus der nachstehenden 
Tabelle71 zu entnehmen ist. Dabei ist Abgabenbasis der „salaire brut déplafonné“, 
also der tatsächlich gezahlte Bruttolohn (déplafonné = nicht an Höchstbeitrags­
sätzen der Sozialversicherung orientiert). 

Au 1er juillet 2012 

Taux versement transport Ile-de-France applicables 

sur le salaire brut déplafonné 

Départements Taux de versement 

Paris + Hauts-de-Seine 2,6 % 

Seine-Saint-Denis + Val de Marne 1,7 % 

Essonne, Yvelines, Val-d'Oise, Seine-et-Marne 

(hors communes listées* au décret de la loi 

n°2010/387) 

1,4 % 

Essonne, Yvelines, Val-d'Oise, Seine-et-Marne 

(communes listées* au décret de la loi n°2010/387) 

1,5 % au 01/07/2012 

1,6 % au 01/07/2013 

1,7 % au 01/07/2014 

Die in der obigen Tabelle erwähnten Prozentsätze können aber noch zusätzlich 
differieren, und zwar durch temporäre Beschäftigtenzahl-Rabatte. Über die ge­
samten Vorschriften und die dadurch möglichen Modifikationen informiert ausführ­
lich das Web-Dokument „Le versement transport“ des Ministère de l’Écologie, du 
Développement durable et de l’Énergie vom 16. Oktober 201272. 

Eine aktuelle Notiz bestätigt diese Entwicklung: „Die französische Regierung will 
ab 2014 die gemeinwirtschaftlichen Fern- und Regionalzüge ‚versuchsweise‘ in 
den Wettbewerb überführen. Von diesem Zeitpunkt sollen die Regionen das 
Recht erhalten, ihre als Transports Express Regionaux (TER) bezeichneten 
SPNV-Netze wettbewerblich zu vergeben. Die Zentralregierung selbst plant zu 
diesem Zeitpunkt Ausschreibungen für die gemeinwirtschaftlichen Fernzugverbin­
dungen ("Trains d'équilibre du territoire"), deren Finanzierung und Betrieb durch 

71 A.a.O. 
72 http://www.developpement-durable.gouv.fr/Etablissement-du-versement.html. 
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die Staatsbahn SNCF momentan nur bis Ende 2013 gesichert ist. Für die Be­
schäftigten sollen bei allen Betreibern die gleichen Tarif- und Sozialstandards gel­
ten, dennoch fürchtet die SNCF, durch ihr hohes Kostenniveau ins Hintertreffen 
zu geraten. Die bisher zersplitterten Zuständigkeiten im Bereich Infrastruktur sol­
len zusammengeführt werden, wobei unklar ist, ob dies unter dem Dach der 
SNCF oder beim staatlichen Infrastrukturbetreiber Reseau Ferre de France (RFF) 
geschehen soll.“73 

6.3 Grundausrichtung und Zielvorgabe 
In der Frage der Grundausrichtung der Eisenbahnpolitik nach dem Zweiten Welt­
krieg hat sich Frankreich für die Variante „Beibehaltung und weitestmögliche Ver­
teidigung des Staatsmonopols“ entschieden. Die SNCF (Société Nationale des 
Chemins de Fer) war 1938 geschaffen worden; sie wurde nach 1945 weiterge­
führt, und zwar zunächst in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft, ab 1983 je­
doch - durch das Verkehrsgesetz LOTI (Loi d’Orientation des Transports Intéri­
eurs) – als EPIC (Établissement Public à Charactère Industriel et Commercial).74 

1997, d.h. 6 Jahre nach der in Brüssel beschlossenen EU-Verordnung 440/91, 
trat diesbezüglich eine Änderung ein, die von einigen Autoren als die Bahnreform 
Frankreichs75 bezeichnet wird: Die Aufteilung der bisherigen SNCF in die beiden 
Staatsmonopole SNCF (eigentlich „SNCF neu“) und RFF (Réseau Ferré de 
France). Mit dieser Unterteilung des Staatsmonopols SNCF war den Forderungen 
der EU-Richtlinie 440/91 in formaler Hinsicht Genüge getan, ohne dass sich aus
der durchgeführten Änderung aber für den Schienenpersonenverkehr in Frank­
reich ein Wettbewerbsimpuls ergeben hätte.76 

Mit den beiden Staatsmonopolen SNCF und RFF schloss der Staat 2008 je einen 
Leistungsvertrag. Der mit dem Netzmonopol RFF geschlossene Leistungsvertrag 
für die Jahre 2008 bis 2012 nimmt dabei ausdrücklich Bezug auf das großange­
legte Umwelt-Gesetz „Grenelle de l’Environnement“ von 2001, dessen deklarier­
tes Ziel die „umweltorientierte Mutation der französischen Gesellschaft“ ist. 

Angesichts der zunehmenden Defizite des französischen Schienenverkehrs und 
seines bedrohlich hohen Schuldenstandes ist die Frage, ob die bisherige Ausrich­
tung der Eisenbahnpolitik – mit ihrer starken Fixierung auf den Service public - 
beibehalten werden kann, in den letzten Jahren zu einem Streitpunkt erster Ord­
nung geworden. Und die Brisanz dieser Frage ist durch den kürzlich erfolgten Re­

73 ÖPNV-Wettbewerb v. 16.12.2011.
 
74 Diese Rechtsform bot den Vorteil, daß die Schulden der SNCF nicht mehr als Staatsschulden
 

galten.
75 Bspw. van Riesen, Olivia, Zur Leistungsfähigkeit des Regulierungsstaates im Bahnsektor. Ei­

senbahnregulierung in Europa im Spannungsfeld zwischen institutionellem Design und der poli­
tischen Ökonomie des Bahnsektors, München, TU, Diss., 2006, Seite 219 ff. 

76 Der französische Rechnungshof war sogar der Ansicht, daß Frankreich mit dieser Änderung 
mehr als das Minumum seiner Verpflichtungen erfüllt habe: « Cette séparation quasi-totale ent­
re le gestionnaire de l’infrastructure RFF et l’entreprise ferroviaire SNCF n’étant pas imposée 
par la réglementation européenne, la France est allée au-delà de ses obligations minima­
les… » (Cour des Comptes, Rapport public thématique «LE RÉSEAU FERROVIAIRE. Une ré­
forme inachevée, une stratégie incertaine», Paris 2008, Introduction, page 1f). 
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gierungswechsel keineswegs geringer geworden. Während die vormalige Ver­
kehrsministerin Kosciusko-Morizet erklärt hatte, daß es so nicht mehr weitergehen 
könne77, gibt es vom neuen Staatspräsidenten François Hollande Signale, dass 
bei der Bahnliberalisierung künftig sehr vorsichtig vorgegangen werden soll78. 

Aus der Schweiz kommt ein Hinweis auf die Sprengkraft eines Begriffes, der in 
den französischen Eisenbahndokumenten quasi permanent als Zielangabe auf­
scheint, aber nicht einheitlich verstanden wird: die Zielvariable „Service Public“. 
Der Eisenbahnexperte Benedikt Weibel erläutert diese Problematik wie folgt: „Der 
wohl zentralste Begriff der SNCF ist Service Public, ein Wort, das in Frankreich 
fast schon religiöse Züge trägt. Sein Inhalt wird von der Unternehmungsleitung 
und den Gewerkschaften völlig verschieden interpretiert. Für die Unternehmungs­
leitung ist Service Public eine Dienstleistung, welche vom Markt nicht ausreichend 
bezahlt und daher von der öffentlichen Hand abgegolten wird, z.B. der Regional­
verkehr. Für die Gewerkschaften gehören sämtliche Leistungen der SNCF (auch 
die hochrentablen TGV's) zum Service Public, welcher als eine Art Lizenz für De­
fizite verstanden wird.“79 

Obwohl das Adjektiv „hochrentabel“, wie weiter unten zu lesen sein wird, inzwi­
schen nicht mehr gilt, weist Weibel in seiner Kolumne sehr treffend auf den in der 
Grundausrichtung einer Staatbahn generell vorhandenen Zielkonflikt hin: sie soll 
einerseits als Wirtschaftsunternehmen effizient geführt werden, kann sich aber 
andererseits aufgrund der Tatsache, dass sie im Eigentum des Staates steht, öf­
fentlichen Aufgaben nicht verschließen. 

Frankreich hat den Weg beschritten, diesen Zieldualismus dadurch aufzulösen, 
daß es die SNCF – und ab 1997 auch die Netzgesellschaft RFF – ganz konse­
quent auf die vorrangige Wahrnehmung des Service public verpflichtete.  

Eine solche Festlegung im Zielbereich erfordert naturgemäß einen ziemlich weit 
gehenden Flankenschutz für das nationale Bahnsystem, und Frankreich hat es an 
Schutzmaßnahmen dieser Art nicht fehlen lassen: 

	 Die ökologisch motivierte Zielvorgabe der Modalsplitänderung zugunsten 
der Schiene wurde explizit aus dem großen Umwelt-Gesetz („Grenelle de 
l’Environnement“) von 2001 hergeleitet. 

	 In die in Europa angelaufene Diskussion um die Daseinsvorsorge hat 
Frankreich mit dem Gesetz LOTI („Loi d’Orientation des Transports Intéri­
eurs“) vom 30. Dezember 1982 klarstellend eingegriffen: LOTI gesteht dem 
Bürger ausdrücklich ein Recht auf Transport zu; das Gesetz steht also 
ganz im Zeichen des Service public. 

	 Hinzu kommt die breite Akzeptanz der starken Stellung der französischen 
Eisenbahnergewerkschaften, die zurückgeht auf den „historischen Kom­
promiss“ von 1944 zwischen Kommunisten und Gaullisten, bei dem ent­

77 „le statu quo n‘est plus possible” (Le Figaro Èconomie, 15.12.2011). 
78 „François Hollande se dit favorable à l’ouverture à la concurrence des lignes TER mais unique­

ment sous forme d’ «expérimentation», et à l’initiative des Régions.“ (SiaCONSEIL – Trans­
port&Distribution, 21.05.2012) . 

79 Weibel, Benedikt, „Lektion in Französisch“, Kolumne in „Sonntag“, 24. Februar 2008. 
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schieden wurde, die Bereiche Transport und Energieversorgung „dem Pri­
vatsektor und den Marktgesetzen zu entziehen“80 

Die von Frankreich gewählte Variante der Eisenbahnpolitik erwies sich sehr 
schnell als erfolgreich. Die SNCF überraschte 1981 die Fachwelt mit der TGV-
Verbindung Paris-Lyon und zeigte damit, daß Europa in der Lage war, den Wett­
bewerb mit den japanischen Hochgeschwindigkeitszügen aufzunehmen.  

Inzwischen wurde jedoch deutlich, daß Frankreich für die prioritäre Grundausrich­
tung seines Bahnsystems auf den Service public einen hohen Preis bezahlt: 

	 Der dem Bürger per Gesetz eingeräumte Anspruch auf Transportdienste 
schafft Finanzierungsprobleme; der Wettbewerb der Regionen um ihre At­
traktivität und Wirtschaftskraft ist voll im Gange und führt zu rapide anstei­
genden Finanzierungswünschen. 

	 Das breit angelegte Umwelt-Gesetz „Grenelle de l’Environnement“ ver­
stärkt diesen Druck und bringt die staatseigene Bahn in Zugzwang.  

	 Die Zusammenarbeit mit den Bahnen anderer EU-Länder, bei denen der 
Service public zwar ebenfalls, aber nur im Maße des finanziell Möglichen 
als Ziel vorgegeben ist, erweist sich als Problemfeld, weil trotz Öffnung der 
Grenzen für ausländische Anbieter reziproke Lösungen kaum möglich 
sind: Ausländische Bahnen sind nicht gewillt, sich an der Priorität des in 
Frankreich geltenden Service public zu orientieren, wohingegen französi­
sche Schienenverkehrsanbieter sich in den Nachbarländern auf den dort 
stärker kommerziell bearbeiteten Verkehrsmärkten sehr gut zurechtfinden. 

	 Auch beim Erfolgsprodukt „TGV“ ist inzwischen klar geworden, dass die 
Kreditfinanzierung ein Vorgriff auf spätere Handlungsspielräume darstellt 
und dass bei langfristiger Kreditfinanzierung nicht nur die projektseitigen 
Renditeerwartungen zu beachten sind, sondern auch die auf Investoren­
seite sich gegebenenfalls zuspitzende Liquiditätssituation.  

Dies alles erklärt, weshalb derzeit in französischen Spitzengremien, wie z.B. Se­
nat und Rechnungshof, die Entwicklung der Defizite und der Schulden des Sys­
tems Schiene einer harten und grundlegenden Kritik unterzogen wird. Es reift die 
Überzeugung, dass die Prinzipien einer effizienten Unternehmensführung einen 
deutlicheren Stellenwert in der Grundausrichtung und den Zielvorgaben des staat­
lichen Eisenbahnsystems bekommen müssen. 

6.4 Zur Systemgestaltung im Einzelnen 

6.4.1 Gesetzgebung im Schienenpersonenverkehr 

Ende 2009 trat die EU-Richtlinie 1370/07 in Kraft, die die öffentlichen Institutionen 
zum Abschluss von Leistungsverträgen mit Transportanbietern und gegebenen­
falls zu Kompensationszahlungen für geleisteten Service public verpflichtete. 
Frankreich errichtete daraufhin die Regulierungsbehörde ARAF (Autorité de 
Régulation des Activités Ferroviaires), der die Aufgabe übertragen wurde, zum 

80 Schmid, Bernard, in: trend – onlinezeitung, 10/07. 
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guten Funktionieren des service public und der Konkurrenzaktivitäten im Schie­
nentransport beizutragen‘.81 

Anbieterpluralität im Schienengüterverkehr war im Prinzip bereits seit März 2003 
gegeben; die erste Lizenz wurde im Februar 2004 erteilt82. Der erste Nicht-SNCF-
Güterzug kam am 13. Juni 2005 zum Einsatz83; mittlerweile liegt der Anteil der 
SNCF-Konkurrenten am Güterverkehrsaufkommen bei 20%84. 

Im Schienenpersonenverkehr kann von einer Marktöffnung erst ansatzweise ge­
sprochen werden, obgleich die SNCF in der soeben zitierten ‚Ersten Bilanz‘ her­
vorheben, dass mit dem Unternehmen EUROSTAR seit 1. September 2010 ein 
autonomer Anbieter in Frankreich agiere; dies sei ein Beispielsfall des auch in 
Großbritannien zur Anwendung kommenden Modells des „open acces“85 – eine 
Interpretation, die angesichts der 55%-Beteiligung der SNCF an EUROSTAR IN­
TERNATIONAL Ltd86 Erstaunen auslöst. Folgt man dieser Lesart, dann ist der 
internationale Schienenpersonenverkehr in Frankreich bereits seit 2010 für den 
Wettbewerb geöffnet. Für den nationalen Schienenpersonenverkehr wird diese 
Öffnung für 2014 angekündigt, und zwar für die Züge der Kategorien TET (Trains
d’Équilibre du Territoire <= Züge zum Ausgleich der Raumstruktur) und TER 
(Trains Express Régionaux <= Regionale Schnellzüge).87 

6.4.2  Organisation des Schienenpersonenverkehrssystems 

Die Bahnreform von 1997 erfolgte in Frankreich „später als in Großbritannien und 
Deutschland und fiel erheblich moderater aus. Weder privatisierte noch liberali­
sierte die Regierung den Bahnsektor, dennoch strukturierte sie die Bahnverwal­
tung im Einklang mit der europäischen Gesetzgebung um. Der Begriff des Regu­
lierungsregimes ist für Frankreich insofern nur begrenzt zutreffend, da es sich im 
Fall des Bahnsektors nicht um staatliche Eingriffe in die Privatwirtschaft handelt, 
sondern um die staatliche Verwaltung eines staatlichen Sektors. Seit der Umset­
zung des europäischen Infrastrukturpakets im März 2003 hat Frankreich jedoch 
die Inhalte und die Terminologie der Regulierung im Sinne der europäischen 
Richtlinien übernommen. Da die neuen Regelungen in die bestehende Verwal­
tung integriert wurden, läßt sich die vorherige Verwaltungsstruktur im Bahnsektor 
bereits als Regulierungsregime in Anführungszeichen bezeichnen.“88 

Die aktuelle Marktsituation ist also charakterisiert durch das Vorhandensein des 
Staatsmonopols SNCF im nationalen SPV. 

81 „…qui concourt au bon fonctionnement du service public et des activités concurrentielles de 
transport ferroviaire…” (Art. 11 de la Loi n° 2009-1503, Journal Officiel République Française 
n°0285 du 9 décembre 2009 page 21226) . 

82 An die EUROPORTE, Tochterunternehmen von EUROTUNNEL. 
83 Vgl. SNCF, Concurrence Ferroviaire en France – Premier Bilan, Octobre 2011, page 05. 
84 A.a.O., p. 07.
85 A.a.O., p. 07.
86 A.a.O., p. 07.
87 Jacqué, Philippe, Keolis, l’arme de la SNCF dans la future bataille du rail. In: Le Monde – Éco­

nomie, 15.03.2012. 
88 van Riesen, Olivia, a.a.O., Seite 219 – unter Bezugnahme auf die Publikationen von Douil­

let/Lehmkuhl 2001 und Alibert 1997. 
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Konkurrenz ist nur gegeben im internationalen SPV auf den „Grandes Lignes“. 
Der bessere Ausdruck wäre in diesem Falle allerdings ‚Co-opétition‘; denn bei den 
hier agierenden Konkurrenten 

	 Eurostar 
	 Thalys 
	 ICE 
	 Lyria 
	 Thello (seit Dezember 2011) 

handelt es sich um SNCF-Partnerunternehmen oder Beteiligungsgesellschaften. 

Die wichtige Frage nach der Rolle des Incumbent kann wie folgt beantwortet wer­
den: Bis zur Bahnreform 1997 war die SNCF konkurrenzlos. Mit der 1997 erfolg­
ten Gründung der staatlichen Netzgesellschaft RFF (Réseau Ferré France) ergab 
sich für die SNCF eine Kompetenzschmälerung , zugleich aber – wie die nach­
stehende Abbildung zeigt - auch eine partielle Schuldenentlastung.89 

Der Finanzdienst SAAD (Service Annexe d’Amortissement de la Dette) war be­
reits 1991 bei der SNCF eingerichtet worden; ab 1997 wurden die SNCF-
Schulden auf die Netzgesellschaft RFF und den Finanzdienst SAAD übertragen, 
und zwar etwa im Verhältnis 2:1. Auf die Höhe des Gesamtschuldenstandes hatte 
diese Aufteilung keinen Einfluss; aber die RFF wurde zu diesem Zeitpunkt Eigen­
tümerin des Schienennetzes und erhielt die Planungskompetenz. 

Zur Abgrenzung und Koordination von Nah- und Fernverkehr ist Folgendes zu 
sagen: 

	 Züge der Kategorie TER (Trains Express Régionaux = Regionale Schnell­
züge) operieren regional und lokal, aber mit Zentrierung auf Paris.  

89 Grafik aus: Cour des Comptes, Cour des Comptes, Rapport public thématique «LE RÉSEAU 
FERROVIAIRE. Une réforme inachevée, une stratégie incertaine», Paris 2008, Seite 112. 
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	 Ebenfalls regional und lokal operieren die 2010 hinzugekommenen Züge 
der Kategorie TET (Trains d’Équilibre du Territoire <= Züge zum Ausgleich 
der Raumstruktur), darunter z.B. Corail, Intercité, Téoz und Lunéa, auf ins­
gesamt 40 stark defizitären Linien.  

	 Für die Île-de-France mit der Hauptstadt Paris gilt ein Sonderstatut ; hier 
kooperieren regional die ‚SNCF Transilien‘ mit der RATP (Régie Autonome 
des Transports Parisiens). RATP organisiert den Betrieb der RER-Züge 
und der Pariser Métros; Eigentümerin des Rollenden Materials ist in die­
sem Fall die Organisation STIF (Syndicat Transport Île-de-France).  

	 Als weitere Besonderheit ist anzumerken, dass die RATP außerhalb der 
Île-de-France dem Staatsmonopol SNCF gegenüber auch als Wettbewer­
ber agieren darf, was in mehreren französischen Städten auch tatsächlich 
praktiziert wird. 

Für die Markregulierung zuständig ist das Verkehrsministerium, das auch nach 
dem jetzt erfolgten Regierungswechsel weiterhin ein Teil des Umweltministeriums 
bleiben soll. Die Netzgesellschaft RFF ist „keine Regulierungsbehörde, sondern 
der Infrastrukturmanager.“90 

Seit 1997 können Schienenverkehrsanbieter bei der RFF um Erteilung eines Leis­
tungsauftrages ansuchen. Da die RFF jedoch bei ihrer Errichtung personell nicht 
ausreichend ausgestattet wurde, ist sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben in starkem 
Maße auf Beschäftigte der SNCF angewiesen, was wiederholt zu Zweifeln an der 
Wettbewerbsneutralität dieser Lösung geführt hat. Vor allem bei der Ausstellung 
der Sicherheitszertifikate für SNCF-Konkurrenten führten diese Bedenken zu ei­
ner Änderung dahingehend, dass „der technische Dienst der SNCF, der auch die 
technische Überwachung der Konkurrenten übernahm, eine funktionale Unab­
hängigkeit vom restlichen Unternehmen besitzen musste, um seine Arbeit diskri­
minierungsfrei zu verrichten. Er hatte überdies das Geschäftsgeheimnis seiner 
Kunden zu wahren.“91 

Seit 2002 sind die Regionen der dritte einflussreiche Partner bei der Gestaltung 
des Schienenverkehrs in Frankreich. „Sie erhielten vom Staat die Finanzmittel 
zugewiesen, die zuvor die SNCF für den Regionalverkehr bekommen hatte“92 

Für Ausschreibung und Vergabe von SPV-Leistungsaufträgen liegt die Verantwor­
tung seit 2002 bei den Regionen; sie legen „in den Verträgen mit der SNCF Per­
formanzziele fest“ und vereinbaren „Straf- und Bonuszahlungen je nach Zielerrei­
chung“93. Zusätzlich erhielten die Regionen damals „das Recht, Beschwerde beim 
Verkehrsministerium einzureichen, wenn sie sich bei der Trassenzuteilung be­
nachteiligt sahen.“94 

90 van Riesen, Olivia, a.a.O. S. 227. 
91 van Riesen, Olivia, a.a.O. S. 227. 
92 van Riesen, Olivia, a.a.O. S. 229. 
93 van Riesen, Olivia, a.a.O. S. 229. 
94 van Riesen, Olivia, a.a.O. S. 230. 
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Die Größe des Ausschreibungs- bzw. Vergabeobjektes grenzt in starkem Maße 
den möglichen Anbieterkreis ein, vor allem wenn die betreffende Region zusätz­
lich auch noch Investitionen vornimmt.95 

6.4.3 Ausgestaltung des Schienenpersonenverkehrssystems 

In der wichtigen Frage der Fahrplangestaltung (zentral oder dezentral?) trat in 
Frankreich bereits 1982 mit dem Gesetz LOTI96 eine grundlegende Änderung ein. 
LOTI markiert den Beginn der Regionalisierung im französischen Eisenbahnver­
kehr. Es folgte das sogenannte Pasqua-Gesetz von 199597; dadurch „erhielten die 
Regionen die Möglichkeiten, den Regionalverkehr nach ihren Vorstellungen aus­
zugestalten und die Tarifstruktur zu bestimmen.“98 Als ‚Autorités Organisatrices 
des transports régionaux de personnes‘ sind die Regionen seither verantwortlich 
für Fahrpläne und Frequenzen.99 

Die Regionen sind hierarchisch gegliedert: Eine Region besteht jeweils aus einer 
Gruppe von Départements. Auf der nächsttieferen Ebene steht daher das einzel­
ne Département , darunter sind der Gemeindeverband oder die einzelne Gemein­
de als die jeweils zuständige AOT (Autorité Organisatrice de Transports) ange­
ordnet. Fallweise wird für die Fahrplankoordination ein eigener Zweckverband 
(Syndicat) errichtet. 

Ticketgestaltung und Fahrkartenautomaten sind konsequenterweise Angelegen­
heit der Regionen. Bei der Preisgestaltung haben die Regionen jedoch die Ver­
pflichtung, die Kompatibilität mit den nationalen SNCF-Tarifen sicherzustellen.100 

Auskunftssysteme sind Gegenstand des Vertrages. 

6.4.4 Einbindung der Regionen 

Ergänzend zum vorigen Abschnitt ist zu erwähnen: 

 In die Planungs- und Betriebsprozesse sind die Regionen seit 1995 dezi­
diert eingebunden. 

 Die vertraglich herbeigeführte Klarheit hinsichtlich Servicequalität regt In­
novationen an. 

 Motivationskräfte werden durch die größere Kundennähe aktiviert.  
 Die Aufteilung der Planungskompetenz erfolgt nach dem Subsidiaritäts­

prinzip. 

95 Rapport Haenel (2008-2009): „Les régions françaises qui ont financé le matériel ont donc 
beaucoup plus de latitude pour, à l'avenir, choisir le transporteur.” (Haenel, Hubert, La libérali­
sation des transports ferroviaires dans l'Union européenne. Rapport d’information No 220, SÉ­
NAT, séance du 12 février 2009, Seite 39). 

96 Loi d’Orientation des Transports Intérieurs. 
97 Loi d’orientation pour l‘aménagement et le développement du territoire v. 4.2.1995. 
98 van Riesen, Olivia, a.a.O. S. 229. 
99 Vgl. Université Lumière Lyon II / ENTPE Certu (Ed.), La regionalization des transports ferro­

viaires. Enseignements de l’expérimentation et perspectives, S. 32 
100 Dazu anschaulich der detaillierte Vertrag (118 Seiten, mit Beilagen 166 Seiten), den die Région 

Centre (mit Mittelpunkt Orléans) für die Jahre 2007 bis 2013 am 15. März 2007 mit der SNCF 
geschlossen hat: Convention entre la Région Centre et la SNCF relative à l’organisation des 
services régionaux de transport collectif de voyageurs TER CENTRE, insbes. S. 19f und S. 58. 
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6.4.5 Finanzbedarf und Finanzierung 

Zur Entwicklung des Finanzbedarfs ist festzuhalten: 

	 Die Zunahme der Bahndefizite und der kontinuierliche Anstieg der Bahn­
schulden101 werden vom Rechnungshof seit Jahren als bedrohlich be­
zeichnet, wobei vor allem der im Schienenverkehr als Zielvorgabe gesetz­
lich verankerte Service public regelmäßig als eine der Hauptursachen er­
wähnt wird. 

	 Die finanzielle Situation von SNCF und RFF zwingen zur Entscheidung, ob 
Streckenneubau oder Streckenerhaltung künftig Priorität haben soll.102 

101 Vgl. die beiden Grafiken „Des équilibres financiers de plus en plus fragiles“ und „Une dyna­
mique préoccupante de la dette“ aus: Les Assises du Ferroviaire, Assemblée plénière du 18
octobre 2011, Économie du ferroviaire.  

102 „Si on ne fais pas les 15 milliards d’investissement de renovation necessaries d’ici 2015 la moi­
tié des lignes seront bonnes à fermer” (Hubert du Mesnil, Président RFF, in: Les Èchos vom 
24.11.2011). 
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	 Der Anteil der Nutzerfinanzierung bewegt sich zwischen 21 und 33 Pro­
zent103, und zwar in Abhängigkeit von der Stadtgröße. 

Zur Frage des Nebeneinander von eigenwirtschaftlichen und gemeinwirtschaftli­
chen Verkehren ist zu sagen: 

	 Selbst der TGV, einst das Flaggschiff der europäischen Bahnmodernisie­
rung, kann heute nur noch zu 70 Prozent den eigenwirtschaftlichen Ver­
kehren zurechnet werden.104 Bis 2008 zeigt die Kurve der TGV-
Passagierzahlen einen beeindruckenden, nahezu ungebrochenen An­
stieg105. 

103 „En France les usagers ne contribuent que pour 25 % aux charges d’exploitation des réseaux 
de transport en commun. Ce taux de participation varie selon la taille des réseaux, de 21 % 
dans les réseaux de moins de 100 000 habitants à 33 % dans ceux de plus de 300 000 habi­
tants.“ Quelle: Agence Francaise de Developpement (AFD) et le ministere de l’Ecologie, de 
l’Energie, du Developpement durable et de la Mer (MEEDDM), Bericht: Qui paie quoi en matie­
re de transports urbains? Guide de bonnes pratiques, Nov. 2009, Seite 36, unter Berufung auf: 
CERTU Mobilites et transports. Fiche n° 10 Une decennie de transports collectifs urbains, Jan. 
2009. 

104 „Actuellement, 30% des lignesTGV ne sont pas rentables“ (Dallibard, Barbara, directrice 
générale en charge de la branche voyage de la SNCF. In: ardsl - association rail dauphiné sa­
voie léman vom 7.4.2011). 

105	   Quelle: Entreprise vom 22.9.2011 (infographie Challenges). 
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	 Der Spitzenwert des Jahres 2008 konnte jedoch in den beiden Folgejahren 
nicht mehr erreicht werden. Diese Tatsache hat in jüngster Zeit in den Me­
dien zu unterschiedlichsten Schlagzeilen geführt106. 

	 Wie stark indessen die gemeinwirtschaftlichen Personenverkehre im Vor­
dergrund stehen, beleuchtet eine aktuelle Wortmeldung des SNCF-Chefs 
Guillaume Pépy: „Von zehn Fahrgästen, die die SNCF täglich transportiert, 
sind neun nicht in TGVs.“107 

Die letztgenannte Angabe lässt aufhorchen, weil das Teilnetz der TGV-Linien 
innerhalb Frankreichs mit 2037 km inzwischen auf rund 6 Prozent des Ge­
samtliniennetzes der RFF (29.273 km108) angewachsen ist und weitere TGV-
Linien projektiert sind bzw. sich bereits im Bau befinden.  

6.4.6 Gesamtsystemsteuerung – Zunahme der Systemkomplexität 

Bei der Frage, ob der Ausschreibungswettbewerb eine Zunahme der System­
komplexität bringen wird, sind 3 Betrachtungsebenen zu unterscheiden: 

 Für den Staat und die ihm untergeordneten Gebietskörperschaften stel­
len sich im Transportsektor zusätzliche Marktregulierungsaufgaben. Die 
Dualität der beiden Zielvorgaben, wonach der Schienenverkehrsbetrieb als 
Wirtschaftseinheit sowohl betriebswirtschaftliche Effizienz anstreben als 
auch ein Instrument des öffentlichen Dienstes sein soll, schafft permanent 
konfliktäre Entscheidungssituationen. Aus der Sicht der Regulierungs­
instanzen nimmt daher durch die Ausschreibungen die Systemkomplexität 
zu. Falls die ausschreibende Gebietskörperschaft zugleich als Investorin 

106 Beispielsweise: „La SNCF pourrait supprimer des TGV déficitaires, au grand dam des élus“ 
(Agence France Presse v. 17.1.2010) oder: „Le TGV c’est fini? (Les Échos v. 21.11.2011). 

107 „Sur dix voyageurs transportés par la SNCF chaque jour, neuf ne sont pas dans des TGV” 
(Pépy, Guillaume, président SNCF. In: ardsl - association rail dauphiné savoie léman vom 
7.4.2011). 

108 Quelle: http://www.rff.fr/fr/le-reseau/. 

62
 

http://www.rff.fr/fr/le-reseau


 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

                                            

 

 

auftritt, ist sie nicht nur Schiedsrichterin, sondern auch Mitspielerin, was ih­
re Neutralität gegenüber den Anbietern durchaus nicht erleichtert. 

	 Auf der Ebene der EVU sind organisatorische Professionalität und das 
Know-how über die Bedeutung finanzwirtschaftlicher Kennzahlen traditi­
onsgemäß vorhanden. Eine Komplexitätserhöhung kann sich allerdings 
dort ergeben, wo der Incumbent bisher seine Betriebseinheiten ausschließ­
lich verwaltungsmäßig geführt hat. In solchen Fällen wird ein Umlernen, 
z.B. in der Frage, welche Kostenarten der Betriebswirt als entscheidungs­
relevant in Betracht zieht, unerlässlich sein. 

	 Für die Fahrgäste sind zentrales Anliegen die neu hinzukommenden 
Wahlmöglichkeiten. Durch sie ist erlangt der Verkehrsnutzer die Möglich­
keit, dem Anbieter individuell und nonverbal zu signalisieren, ob er mit der 
Qualität des Leistungsangebots zufrieden ist. Bereits im Februar 2009, als 
im französischen Senat der Rapport HAENEL diskutiert wurde, verwendete 
der Berichterstatter den prägnanten Satz „Der Nutzer erduldet, der Kunde 
wählt.“109 Allerdings war der Kontext, in dem dieser Satz verwendet wurde, 
durchaus kein Plädoyer für mehr Wettbewerb; denn schon im darauffol­
genden Satz wird betont, dass auch der EU-Kommission der öffentliche 
Dienst ein besonderes Anliegen sei.110 

Dass die Ausschreibungspraxis auch für die Fahrgäste eine Komplexitätserhö­
hung zur Folge haben wird, kann nicht bestritten werden. Bei jeder Neuerung in 
SPV brauchen vor allem die älteren Fahrgäste eine gewisse Eingewöhnungszeit 
(ähnlich wie bei der Gerätebedienung im Bereich der Haustechnik). Der Hauptvor­
teil der Ausschreibungspraxis, nämlich dass durch den Wettbewerbsdruck die 
SPV-Leistungsangebote jedenfalls auf Verbesserungsmöglichkeiten hin tatsäch­
lich durchgecheckt werden, ist für den Fahrgast eine insgesamt erfreuliche Ver­
änderung. 

109 „L’usager subit, le client choisit.” (Rapport Haenel 2008 – 2009, a.a.O. Seite 32). 
110 „La Commission considère les services d’intérêt general comme un domaine prioritaire.” (Rap­

port Haenel 2008 – 2009, a.a.O. Seite 32). 
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7 Länderbericht Großbritannien 

7.1 Abstract in Modulstruktur 

Modul 1 (Gesetzgebung) 

In Großbritannien wurden die Liberalisierungsbestrebungen der EU besonders früh umgesetzt, da den europä­

ischen Vorgaben bereits konkrete inländische Analysen, verkehrspolitische Diskussionen und Initiativen zur 

Umgestaltung des Bahnsektors vorausgegangen waren. Die EU-Richtlinie 91/440/EWG wurde schließlich als 

Anlass für die Umsetzung und Konkretisierung genutzt. Die Gesetzgebung sollte neben der Sicherstellung der 

EU-Konformität vor allem die materielle Privatisierung des Bahnsektors einleiten (vgl. Ausführungen in Kapitel 

7.2 und Kapitel 7.3). 

Ein wesentliches Merkmal des Ordnungsrahmens in Großbritannien ist die laufende Anpassung der Gesetz­

gebung. Neben inhaltlichen Neuausrichtungen und spezifische(re)n Vorgaben durch die EU (insbesondere im 

Rahmen der Eisenbahn-Liberalisierungspakete) mussten rechtliche Vorgaben auch aufgrund von „Designfeh­

lern“, beispielsweise Kompetenzkonflikte zwischen unterschiedlichen Behörden, behoben werden. Diese Prob­

leme können teilweise auf das Fehlen von Vorerfahrungen (vgl. Beispiel Schweden in Kapitel 9) anderer Län­

der zurückgeführt werden. 

Heute wird das Bahnwesen in Großbritannien weitgehend durch die nachstehenden Gesetze determiniert: 

 Health and Safety at Work etc Act 1974 

 Railway Regulations 1992, Railways Act 1993, Regulations 1994 

(91/440/EWG, 95/18/EG, 95/19/EG) 

 Transport Act 2000 (Gründung der Strategic Rail Authority, SRA) 

 Railways and Transport Safety Act 2003 (RAIB, ORR) 

 Infrastructure Regulations 2005 (2001/14/EG) 

 Railways Act 2005 (ändert/erweitert Railways Act 1993) 

 Railway Infrastructure Regulations 2009 (2007/58/EG) 

Obgleich ein Großteil der momentan laufenden Verträge vor Inkrafttreten der EU-Verordnung 1370/2007 

(PSO) abgeschlossen worden sind, weist ein aktueller CER-Bericht die weitgehende Konformität dieser Ver­

träge mit den EU-Spezifikationen aus.
111 

Modul 2 (Organisation) 

Wesentliche Merkmale Organisation sind insbesondere: 

 Die Liberalisierung wurde im Rahmen einer materiellen Privatisierung umgesetzt (Betrieb und Infra­
struktur wurde liberalisiert. Die Privatisierung der Infrastruktur ist jedoch gescheitert und musste nach 
massiven Problemen erneut verstaatlicht werden). 

 Der Incumbent (British Rail) wurde in mehr als 100 einzelne Unternehmen aufgeteilt. 
 Einführung eines flächendeckenden Franchise-Systems (+ Konzessionen), Open-Access prinzipiell 

möglich, aber eine sinnvolle Positionierung von Open-Access-Anbietern ist kaum möglich (Franchises 
dürfen nicht „behindert“ werden – „Cherry Picking“ ist in diesem System nicht möglich) 

 Im Franchise-System gilt Ausschreibungspflicht. Der Incumbent durfte bei der Erstausschreibung 
nicht am Vergabeverfahren teilnehmen. 

 Nah- und Fernverkehr sind teilweise integriert (Integration durch geeignete Franchises sichergestellt) 
 Rollmaterial (des ehemaligen Incumbent) wurde auf drei ROSCOS aufgeteilt – die Bereitstellung an 

TOC wird über Leasing-Verträge sichergestellt (vgl. Kapitel 7.3.2) 

111 Vgl. CER Report, 2011, S. 100. 
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	 Die Marktregulierung wird durch das ORR durchgeführt. Der Regulierungsapparat ist als umfangreich 
und teuer zu bezeichnen. 

	 Die Beziehungen zwischen einzelnen Akteuren sind weitgehend formalisiert und vertraglich geregelt. 

Modul 3 (Ausgestaltung) 

Das Verkehrsministerium (DfT) bestimmt die Franchiseverträge weitgehend selbst. Ein Mustervertrag kommt 

bei der Ausgestaltung als Template (Blueprint) zum Einsatz. Für das Vergabeverfahren gibt es einen öffentlich 

kommunizierten Musterprozess (vgl. Abbildung 23 und Abbildung 25). 

Bei der Preisbildung wird zwischen regulierten und nicht-regulierten Tarifen unterschieden. Regulierte Tarife 

dienen neben der Vereinheitlichung der Tarifstruktur vor allem dem Schutz von Passagierinteressen (keine 

überhöhten Tarife für Pendler und „Zwangsnutzer“). Außerdem gibt es das sogenannte „Lead-Operator-

Konzept“, bei dem der zwischen einer Quelle und einer Senke hauptverantwortliche Anbieter die Standardtari­

fe festlegen darf. Die Tarifstruktur ist insgesamt als komplex und heterogen zu bewerten. 

Die Fahrplangestaltung wird grundsätzlich „Bottom-Up“ durchgeführt. Es handelt sich weitgehend um eine 

eigenständige Planung durch die TOC, die bestimmte Limitierungen (z.B. durch Verträge) beachten müssen. 

Informationen (z.B. über Fahrpläne) werden für Kunden oft zentral bereitgestellt. Die Konsolidierung der Fahr­

pläne wird zentral durchgeführt. Eine ausreichende Koordination der Angebote kann auf diesem Wege jedoch 

nur unzureichend sichergestellt werden. 

Modul 4 (Einbindung der Regionen) 

Die Einbindung der Regionen ist in Form einer Konsultierung im Rahmen des Franchise-Prozess sicherge­

stellt. Allerdings sind die Ergebnisse dieser Konsultierungen für das DfT nicht bindend. Regionen können je­

doch, insbesondere durch regionale Passenger Transport Executives (mit eigenem Budget) Leistungen auf 

eigene Rechnung (dazu)bestellen und bestehende Franchise-Verträge somit an die eigenen Bedürfnisse an­

passen. Außerdem ist auch die Bestellung eigener Services möglich. 

London (TfL), Wales und Schottland werden separat von den eigenen Regionalbehörden verwaltet. 

Derzeit ist eine umfassende Dezentralisierung und Regionalisierung des Eisenbahnverkehrs in Großbritannien 

geplant. Diskutiert werden mehrere Modelle der Einbeziehung (vgl. Kapitel 7.3.5) regionaler Einheiten. Die 

Optionen reichen von einfachen Konsultierungen über Co-Bestellungskonzepte bis hin zu weitgehender 

Selbstverwaltung durch die regionalen Aufgabenträger (regionale Aufgabenträger als Besteller). 

Modul 5 (Finanzierung) 

Die Finanzierung des SP(N)V in Großbritannien baut auf drei Säulen (Nutzerfinanzierung, öffentliche Hand, 

private bzw. sonstige Investitionen) auf. Dem System muss ein hoher Subventionsbedarf attestiert werden. 

Der Einsatz öffentlicher Mittel ist seit Einführung des Franchise-Systems insgesamt stark gestiegen. Dies liegt 

in erster Linie an den hohen Infrastrukturkosten. Die Zuschüsse für den Betrieb einzelner TOC sind in der 

Regel deutlich geringer. Außerdem sind einige Franchises (bei einer Gegenüberstellung von Kosten und Erlö­

sen) als wirtschaftlich zu qualifizieren. Die Subventionierung des Infrastrukturbetreibers wird in diesem Zu­

sammenhang jedoch in der Regel nicht explizit berücksichtigt. Die Kostendeckungsgrade der einzelnen Fran­

chises differenzieren aber stark. Der Fernverkehr ist in der Regel profitabler als Nahverkehr, die Bewertung 

aufgrund der oft integrierten Franchises nur begrenzt möglich. 

Das IBE (Track Access Charges) ist in Großbritannien zwar ein hoher Kostenblock, aufgrund der Absicherung 

der TOC gegen signifikante Änderungen der Infrastrukturbenützungsentgelte (vgl. Kapitel 7.6) jedoch kaum 
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entscheidungsrelevant. Das Risiko von Preisschwankungen während der Vertragslaufzeit wird vom Aufgaben­

träger weitgehend ausgeglichen. 

Ein wichtiges Merkmal der Franchiseverträge ist außerdem, dass die Vergabe nahezu alleine auf Basis des 

von den TOC im Rahmen der Angebotslegung im Ausschreibungsprozess spezifizierten Subventionsbedarfs 

abhängig ist. 

Modul 6 (Komplexität und Systemsteuerung) 

Eine umfangreiche (und mit hohen Kosten für den Staat verbundene) Regulierung des Systems durch den 

Staat (DfT und ORR) ist notwendig, um ein Mindestmaß an Integration sicherzustellen. Trotzdem müssen in 

vielen Bereichen, insbesondere bei durchgängigen Verkehren, Schnittstellenprobleme diagnostiziert werden, 

die im Extremfall aus Kundensicht sogar zur „Untauglichkeit der erstellten Leistung“ führen. 

Ein großes Problem stellen insbesondere die sehr komplexen und heterogenen Tarifstrukturen dar. Kunden-

freundliche Preise in erster Linie über „Split Ticketing“ möglich, das „umfassende Kenntnisse“ über Tarife und 

Anbieter voraussetzt. Diese Problematik trifft folglich insbesondere Nutzer, die nur selten mit der Bahn fahren 

und stellt daher für diese Gruppe eine nicht unwesentliche Nutzungsbarriere dar. 

Integrationsbemühungen durch National Rail sind insgesamt nur teilweise erfolgreich. Positiv hervorzuheben 

ist die Informationsbereitstellung (Fahrpläne, etc.), die zentral vorgenommen wird und die Angebote aller An­

bieter integriert. 

Zwischenfazit und Übertragbarkeit auf Österreich 

Hohe Kosten und geringe Systemintegration führen insgesamt zu einem Angebot, das für Kunden nur bedingt 

Nutzen stiften kann. Insgesamt wurden die Ziele der Privatisierung und Liberalisierung (Verbesserung des 

Preis bzw. Kosten/Leistungsverhältnisses) nicht erreicht. Während bei den Passagierzahlen ein Wachstum 

einbekannt werden muss, so stehen dieser Entwicklung stark steigende Kosten und die damit verbundenen 

Subventions- und Fahrpreiserhöhungen gegenüber. Das Beispiel Großbritannien zeigt, dass Systemfragmen­

tierung im Schienenverkehr bei einer Nachfrage nach integrierten Verkehrsleistungen zu einem erhöhten Re­

gulierungsbedarf (auf rechtlicher, technischer und organisatorischer Ebene) führt. Das Franchise-System hat 

insgesamt zu keiner Steigerung der Wohlfahrt geführt.112 

Auf Österreich ist das Modell jedoch nur bedingt übertragbar. Eine Zerschlagung des Incumbent scheint aus 

heutiger Sicht insgesamt keine taugliche Lösung darzustellen. Überdies wäre die Einführung eines flächende­

ckenden Franchise-Systems mit extrem hohen Koordinationskosten und der Schaffung dafür zuständiger 

Behörden verknüpft. Problematisch ist außerdem, dass man weitgehend darauf angewiesen ist, dass es po­

tentielle Anbieter für die Leistungserbringung gibt. Neben dem daraus resultierenden Abhängigkeitsverhältnis 

ist vor allem fraglich, ob kleine Märkte wie Österreich für dritte EVU so attraktiv sind, dass sich ein nachhaltiger 

Anbietermarkt entwickeln kann.  

Jedenfalls kann man aus den gemachten Vorerfahrungen aber lernen. Insbesondere sind Durchführung und 

Organisation der Franchise-Vergaben aufgrund der Standardisierung und Transparenz ein Referenzbeispiel 

für gut organisierte Ausschreibungen. 

112 Preston, John und Robins, Dawn, 2012, Evaluating the long term impacts of transport policy: 
The case of passenger rail privatization, in: Research in Transport Economics, Online ver­
fügbar seit 2012/06/22. 
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7.2 Strategische Grundsatzentscheidungen 
Für Großbritannien kann festgestellt werden, dass der Eisenbahnsektor traditio­
nell stark marktwirtschaftliche Charakteristika und in der Vergangenheit auch ei­
nen hohen Beteiligungsgrad privater Akteure aufgewiesen hat. Dass es von 1948 
bis 1993 mit British Rail113 auch in diesem Land ein integriertes, staatliches Ei­
senbahnunternehmen gegeben hat, kann unter anderem als Folge der durch den 
zweiten Weltkrieg verursachten Systemschäden und der schwierigen wirtschaftli­
chen Verhältnisse verstanden werden. 

Die Richtlinie 91/440/EWG wurde in Großbritannien zum Anlass genommen, um 
eine Reprivatisierung von British Rail (BR) einzuleiten. Im Zuge der korrespondie­
renden Bahnreform (Railway Regulation Act 1992, Railway Act 1993 und Railway 
Regulations 1994) wurde die materielle Privatisierung umgesetzt und der Incum­
bent in mehr als 100 Unternehmen aufgeteilt. Da es keinen staatlichen Anbieter 
für Schienenverkehrsleistungen mehr gibt, sind seit diesem Zeitpunkt ausschließ­
lich eigenständige, mehrheitlich private114 Personen- und Güterverkehrsunter-
nehmen am Markt tätig. Auf die Trennung von Infrastruktur und Betrieb folgte die 
Gründung von 25 Personenverkehrsunternehmen (TOC115 – Train Operating 
Companies) und vier Güterverkehrsunternehmen (FOC - Freight Operating Com­
panies).116 Der Infrastrukturbetrieb wurde ursprünglich vom gewinnorientierten 
Unternehmen Railtrack organisiert, welches 2002 durch die nicht gewinnorientier­
te Gesellschaft Network Rail (NR) abgelöst wurde. 

Der Markt für SPV-Leistungen ist in Großbritannien für in- und ausländische Un­
ternehmen vollständig geöffnet. Der bestellte Personenverkehr wird in der Regel 
über Ausschreibungsverfahren mit Exklusivrechten (Franchise-System) verge­
ben.117 Das Office for Rail Regulation (ORR) ist in diesem Zusammenhang für die 
Einhaltung wettbewerbsrechtlicher und sicherheitsspezifischer Aspekte verant­
wortlich. 

Der durch die Bahnreform eingeleitete Anbieterwettbewerb im britischen Schie­
nenverkehrsmarkt sollte insbesondere Effizienzsteigerungen und Kosteneinspa­
rungen ermöglichen sowie überdies Innovationen und Angebotsverbesserungen 
bedingen. Der Wettbewerb im engeren Sinne darf in diesem Zusammenhang also 
nicht als endgültiges Ziel sondern nur als Mittel zur Verbesserung der Kosten- und 
Leistungsbilanz im SPV verstanden werden. 

7.3 Ordnungsrahmen 
In diesem Kapitel wird die Struktur des britischen Eisenbahnwesens skizziert. 
Nach einer Kurzdarstellung der rechtlichen Rahmenbedingungen werden die Or­
ganisations- und Regulierungsstruktur vorgestellt. 

113 British Rail war eine dem Verkehrsministerium (DfT) unterstellte Behörde, die öffentliche 
Schienenverkehrsleistungen im Monopolbetrieb erbrachte. 

114 Private Anbieter im weiteren Sinn, da einige am Markt tätige Verkehrsunternehmen Verflech­
tungen mit ausländischen Staatsbahnen aufweisen. 

115 Entspricht einem im Personenverkehr tätigen Eisenbahnverkehrsunternehmens (EVU). 
116 Liberalisierungsindex Bahn 2004, S. 49. 
117 Liberalisierungsindex Bahn 2011, S. 136. 
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7.3.1 Rechtliche Rahmenbedingungen 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen des britischen Bahnwesens werden insbe­
sondere durch folgende Regelungen determiniert: 

 Health and Safety at Work etc Act 1974 

 Railway Regulations 1992, Railways Act 1993, Regulations 1994 
(91/440/EWG, 95/18/EG, 95/19/EG) 

 Transport Act 2000 (Gründung der Strategic Rail Authority, SRA) 

 Railways and Transport Safety Act 2003 (RAIB, ORR) 

 Infrastructure Regulations 2005 (2001/14/EG) 

 Railways Act 2005 (ändert/erweitert Railways Act 1993) 

 Railway Infrastructure Regulations 2009 (2007/58/EG) 

Festzuhalten ist, dass seit Beginn der Liberalisierung laufend Gesetzesänderun­
gen vorgenommen worden sind, um das institutionelle Design und den Regulie­
rungsapparat an sich verändernde Anforderungen anpassen zu können. 

Der seit 2002 für 15 EU-Staaten plus Norwegen und die Schweiz118 in regelmäßi­
gen Abständen publizierte „Liberalisierungsindex Bahn“119 kann als Leistungsindi­
kator für die Öffnung des Eisenbahnsektors verstanden werden. 

Dieser Index wird aus den folgenden zwei Sachverhalten ermittelt: 

 Stand der Gesetzgebung (LEX-Index) und 
 Möglichkeit des Netzzugangs (ACCESS-Index). 

Für 2002, 2004 und 2007 wurde für Großbritannien jeweils der – im Vergleich zu 
anderen Ländern – höchste Liberalisierungsgrad festgestellt. 2011 belegte Groß­
britannien im Ranking hinter Schweden knapp den zweiten Platz. Großbritannien 
wird von den Autoren bei der Schaffung der rechtlichen Rahmenbedingungen und 
bezüglich der praktischen Zugangsbedingungen als überdurchschnittlich markt­
freundlich eingestuft.120 

Der Großteil aktuell gültiger Transportverträge wurde in Großbritannien vor In­
krafttreten der EU-Verordnung 1370/2007 vergeben (vgl. Abbildung 24 für eine 
Übersicht der Vertragslaufzeiten). Dennoch kann festgestellt werden, dass die 
Verträge hinsichtlich der Definition der PSO, der Vertragslaufzeit, der Beschrei­
bung der Leistungsqualität, etc. den Vorgaben der EU-Gesetzgebung entspre­
chen.121 Im Rahmen der Franchise-Reform wird betont, dass bei künftigen Verga­
ben die Vertragslaufzeiten weitgehend auf die von der EU spezifizierte Maximal­
laufzeit von 15 Jahren (mit der Option einer Verlängerung um 7.5 Jahre) ausge­
dehnt werden sollen. Insgesamt wird die Gesetzgebung in Großbritannien als 

118 Seit 2007 umfasst das Sample 27 Länder.
 
119 2002 (2. Aufl. 2004), 2007 und 2011. 

120 Vgl. Liberalisierungsindex Bahn 2011, S. 139. 

121 Vgl. CER Report, 2011, S. 100. 
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„strenger“ bewertet als die korrespondierende EU-Verordnung 1370/2007, welche 
folglich keinen umfassenden Änderungsbedarf bedingt.122 

7.3.2 Organisations- und Regulierungsstruktur des SPV-Marktes 

Die materielle Privatisierung des britischen Eisenbahnwesens und die Zerschla­
gung des Incumbent wurden von der Schaffung eines umfassenden Regulie­
rungsregimes begleitet. In diesem Abschnitt sollen die am Markt auftretenden Ak­
teure (Unternehmen und Aufgabenträger) sowie deren Interdependenzen und 
Kompetenzen skizziert werden. 

Grundsätzlich muss angemerkt werden, dass das institutionelle Design und das 
korrespondierende Regulierungsregime des britischen Eisenbahnsektors seit Ein­
leitung der Reform mehrfach angepasst worden sind. An dieser Stelle wird daher 
auf eine detaillierte historische Beschreibung weitgehend verzichtet und insbe­
sondere die heutige Struktur dargestellt.123 

Infrastrukturbetreiber (Railtrack  Network Rail) 

Im Zuge der Bahnreform wurde die Schieneninfrastruktur inkl. Signalanlagen und 
Bahnhöfen auf das Unternehmen Railtrack übertragen, welches ab 1996 vollstän­
dig privatisiert war. Das Unternehmen betrieb die Infrastruktur auf Basis einer für 
25 Jahre ausgestellten Netzlizenz. Railtrack sollte sich weitgehend über Nut­
zungsgebühren (für die Nutzung der Schienenwege und Stationen)124 sowie über 
private Kapitalmärkte finanzieren. Obgleich die Instandhaltung der Infrastruktur zu 
den Kernaufgaben des Unternehmens zählte, wurde die operative Tätigkeit an 
Subunternehmen ausgegliedert, welche von Railtrack mit der Wartung beauftragt 
werden sollten. Van Riesen weist in diesem Zusammenhang auf die dadurch er­
heblich gesteigerte Komplexität der Leistungsstruktur hin.125 Neben dem hohen 
Komplexitätsgrad kann auch die Ausgestaltung als gewinnorientiertes privates 
Unternehmen (und die damit in erster Linie gegenüber den Aktionären wahrge­
nommene Verantwortung) als Grund für den Zusammenbruch des Unternehmens 
im Jahr 2001 gewertet werden. Nach einem Unfall in Hatfield, der auf unterlasse­
ne Instandsetzung der Infrastruktur und Mängel im Management zurückgeführt 
werden konnte, wurde die Schieneninfrastruktur an den nicht-gewinnorientierten 
Betreiber Network Rail (NR) übertragen, welcher Erlöse aus dem Betrieb fortan 
ausnahmslos in Ausbau und Erhaltung des Netzes investieren sollte. Die Übertra­
gung an NR kann weitgehend als „Wiederverstaatlichung“ der Infrastruktur ver­
standen werden. Zu den Aufgaben von NR gehören neben der Verwaltung und 
Instandhaltung der Schieneninfrastruktur auch die Trassenvergabe an TOC sowie 
die Erstellung und Publikation konsolidierter Fahrpläne. 

122 DLA Piper, 2010, Study on the implementation of Regulation (EC) N° 1370/2007 on public pas­
senger transport services by rail and by road, S. 40. 

123 Vgl. beispielsweise van Riesen, 2006, für detailliertere Ausführungen. 
124 Hierzu wurden zwischen Railtrack und den TOC spezifische Nutzungsverträge geschlossen. 
125 Vgl. Van Riesen, S. 166. 
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Train Operating Companies (TOC) 

Auf die Trennung von Infrastruktur und Betrieb folgte die Gründung von 25 TOC. 
Diese 25 TOC entsprachen den durch die Regierung spezifizierten, flächende­
ckenden Franchises und entstanden durch die Aufteilung der Personenverkehrs-
sparte von BR.126 TOC sind für den eigentlichen Betrieb der Züge im Rahmen 
ihrer Franchise-Verträge verantwortlich. Überdies sind am Markt mittlerweile O­
pen-Access-Unternehmen tätig, die Ihre Leistungen außerhalb des Franchise-
Systems anbieten. Beide Gruppen werden als TOC bezeichnet, operieren unter 
dem Markennamen National Rail und sind in der Association of Train Operating 
Companies (ATOC) zusammengeschlossen. 

Für die Nutzung der Infrastruktur schließen sie Verträge mit dem Infrastrukturbe­
treiber (NR) ab und verwenden geleastes Rollmaterial127 von einem der drei 
ROSCOs. 

Rolling Stock Leasing Companies (ROSCOs) 

Das von BR verwendete Rollmaterial wurde im Zuge der Privatisierung auf drei im 
Wettbewerb stehende ROSCOs aufgeteilt.128 Die Auslagerung des Rollmaterials 
an dritte Unternehmen wurde aufgrund der langen Amortisationszeit des Wagen­
materials (30 bis 40 Jahre) bzw. der dieser Periode entgegenstehenden üblichen 
Dauer der Franchise-Verträge (7 bis maximal 15 Jahre) gewählt. 

Die TOC leasen das Lokomotiven und Waggons von den ROSCOs und über­
nehmen in diesem Zusammenhang zumeist auch die laufende Instandhaltung und 
Reinigungsaufgaben für diese Periode (light maintenance). ROSCOs sind neben 
der Beschaffung von neuem Rollmaterial für größere Reparaturen und Instandhal­
tungen (heavy maintenance) zuständig. Abbildung 22 skizziert die korrespondie­
renden Leistungsverflechtungen. 

Abbildung 22: ROSCO, DfT und TOC - Leasingkonstruktion129 

126 Die Anzahl der Franchises wurde mittlerweile reduziert. 

127 Lokomotiven und Waggons. 

128 Ein eigens spezifizierter Aufteilungsschlüssel sollte die diskriminierungsfreie Teilung des Wa­

genmaterials sicherstellen. 
129 Quelle: ORR, 2007. 
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Beck attestiert dem britischen Fahrzeugkonzept wenig Interoperabilität im gesam­
ten Netz, eingeschränkte Möglichkeiten den Fahrzeugbetreiber zu wechseln, 
kaum Verhandlungsmöglichkeiten für Zugbetreiber, oligopolistische Strukturen 
und dadurch bedingtes Marktversagen sowie hohe Kosten im internationalen Ver­
gleich.130 Auch die vom DfT in Auftrag gegebene Rail Value for Money Study 
weist auf die hohen Kosten des rollenden Materials und das Optimierungspotenti­
al in diesem Bereich hin.131 

7.3.3 Department for Transport (DfT) 

Das britische Verkehrsministerium (DfT) ist für die strategische Ausrichtung und 
Finanzierung des SPV-Systems zuständig. Es ist zum aktuellen Zeitpunkt haupt­
verantwortlich für die Ausgestaltung, Spezifikation und das Management der 
Franchise-Verträge (vgl. Kapitel 7.4). Zu den Aufgaben des DfT gehören:132 

	 Formulierung der strategischen Schienenverkehrspolitik (Investitionen, Si­
cherheitsziele, Ticketpreisvorgaben) 

	 Implementierung der Regierungsvorgaben/-ziele 

	 Vorgaben für den Infrastrukturbetreiber NR 

	 Gewährung von Zuschüssen an die Franchises, Unterstützung von In­
standhaltung und Wartung der Schieneninfrastruktur 

	 Verwaltung und Vergabe der Franchises 

	 Finanzierung/Unterstützung von Verbesserungsmaßnahmen im SV 

7.3.4 Office of Rail Regulation (ORR) 

Das ORR ist eine unabhängige Behörde zu deren Hauptaufgabe die Regulierung 
des Wettbewerbs gehört. Die Kompetenzen des ORR sind im Railways Act 1993 
(inkl. Änderungen/Erweiterungen), Railways Act 2005 sowie im Health & Safety at 
Work Act geregelt. Die Behörde ist insbesondere für die nachstehenden Bereiche 
zuständig: 

	 Regulierung der Verwaltung der Infrastruktur durch NR 

	 Lizensierung der Anbieter im Bahnsektor 

	 Genehmigung des Zuganges zu Verkehrswegen, Stationen und Instand­
haltungseinrichtungen 

	 Untersuchung von potentiellen Verletzungen des Competition Act 1998 
(gemeinsame Kompetenz mit dem Office of Fair Trading) 

Überdies ist durch das ORR die Gewährleistung der Sicherheit des Systems 
Schiene zuständig. Der sichere Betrieb im SPV soll vor allem das Leben und die 

130 Beck, Arne (Civity), Internationale Wettbewerbsstrategien im Schienenpersonenverkehr: Mo­
delle, Erfahrungen und Schlussfolgerungen für Deutschland. Konferenzbeitrag „Kommunales 
Infrastruktur-Management“, Berlin 2011. 

131 Vgl. Rail Value for Money Study, S. 227 ff. 
132 Vgl. CER Report 2012. 
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Gesundheit der Mitarbeiter der Bahnunternehmen sowie der Öffentlichkeit schüt­
zen. 

7.3.5 Regionale Aufgabenträger 

In London ist Transport for London (TfL) für die Koordination und Bestellung der 
Verkehrsleistungen, in diesem Zusammenhang auch für die Spezifikation und Be­
stellung der SPV verantwortlich. In Wales sowie Schottland wird diese Kompetenz 
auch von regionalen Aufgabenträgern wahrgenommen. In sechs133 weiteren Bal­
lungsräumen gibt es Passenger Transport Executives (PTEs), welche an der re­
gionalen Verkehrsplanung mitwirken. Zu den Aufgaben der PTEs gehören unter 
anderem: 

	 Ausarbeitung von Strategien für die Entwicklung lokaler Personenver­
kehrsnetze (verkehrsträgerübergreifend) 

	 Verwaltung und Planung regionaler SPV (in Abstimmung mit dem DfT) 

	 Investitionen in regionale Verkehrsinfrastruktur (auch in Bus- und Bahnsta­
tionen) 

7.4 Franchise-System im Überblick 
Wie bereits festgestellt, werden seit der Aufteilung von BR nahezu alle Verkehre 
im SPV im Franchise-System erbracht. Diese Franchises werden potentiellen Be­
treibern in öffentlichen Ausschreibungsverfahren angeboten. Der in Abbildung 23 
skizzierte Ausschreibungsprozess wird durch das ORR überwacht. 

Abbildung 23: Franchise-Prozess134 

Im Rahmen der Vorbereitung der Ausschreibung wird eine Prior Information No­
tice (PIN) veröffentlicht, die das geplante Franchise-Programm inhaltlich kurz be­
schreibt und den Zeitplan angibt. Nationale und internationale Werbung dient in 
dieser Phase zur Information und Kontaktaufnahme. Ziel des DfT ist es, geeignete 

133 Greater Manchester, Merseyside, South Yorkshire, Tyne and Wear, West Midlands und West 
Yorkshire. 

134 Eigene Darstellung auf Basis von DfT, A guide to the railway franchise procurement process, 
Mai 2011, S. 2 ff. 
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potentielle Interessenten auf die bevorstehende Ausschreibung aufmerksam zu 
machen. Das Ministerium selbst gibt an, dass drei bis fünf (gute) Bewerber hin­
sichtlich Kosten/Nutzen (sowohl für Anbieter als auch für das DfT selbst) „optimal“ 
sind. In den ersten Jahren nach der Privatisierung beteiligten sich zumeist sechs 
bis acht Unternehmen an den Ausschreibungen. Seit 2006/07 sind im Allgemei­
nen vier bis fünf Bewerber in die Ausschreibungen involviert.135 

Das DfT nimmt bei der Definition und Spezifikation der Verträge eine dominante 
Stellung ein.136 Als Vertragsgrundlage wird in der Regel ein Mustervertrag des 
Ministeriums verwendet. Stakeholder und Regionen, zumeist durch PTEs vertre­
ten, werden in der Phase der Formulierung der Ausschreibung137 konsultiert (tlw. 
parallel zur Vorbereitungsphase). PTE können, wenn Sie in die Finanzierung der 
Leistungen involviert sind, überdies eine Reduktion oder eine Erweiterung der zu 
bestellenden Leistungen begehren. Überdies wird die Behörde Passenger Focus 
in den Entscheidungsprozess eingebunden, um die Interessen der Bahnpassagie­
re explizit berücksichtigen zu können. 

Akkreditierten Bewerbern wird schließlich im Rahmen der eigentlichen Aus­
schreibung eine Invitation to Tender (ITT) zugestellt. In dieser werden auch die 
durch das DfT spezifizierten (bzw. im Rahmen der Konsultierung ausgearbeiteten) 
Minimalanforderungen in Form einer „Base Service Specification“ kommuniziert. 
TOC übermitteln ihre Pläne zur Erreichung der Base Service Specification und 
quantifizieren die Kosten (bzw. den zur Leistungserbringung nötigen Subventi­
onsbedarf). Angebotsveränderungen (zusätzliche Leistungen, etc.) müssen expli­
zit ausgewiesen und separat monetär bewertet werden (priced options). Abwei­
chende Angebote, die nicht den Minimalanforderungen entsprechen, können von 
den Bewerbern zusätzlich eingereicht werden. 

Anschließend prüft das Ministerium die Angebote auf Plausibilität, Durchführbar­
keit, Risiko sowie Preis/Leistung bzw. Höhe der nötigen Subventionen. Die Ange­
bote für die Erreichung der Base Service Specification werden auf Basis ihrer 
Barwerte (NPV) gereiht. Anschließend erfolgt die Vergabe des Franchise an jene 
TOC, die im Bezug auf Preis und Verlässlichkeit am besten bewertet werden 
konnte. 

Während der Laufzeit überprüft das DfT die Zielerreichung durch den erfolgrei­
chen Anbieter. Vertragsbrüche bzw. Zielverfehlungen sind mit Strafzahlungen 
verbunden und können auch in der vorzeitigen Auflösung der Verträge resultieren. 
Ist es für ein TOC nicht möglich, seine Aufgaben bis zum Ende der Franchise-
Periode zu erfüllen, so können die Verträge nachträglich adaptiert (z.B. Erhöhung 

135 Müller, Gernot, S. 38.
 
136 Die Rolle des DfT wird seit der Rail Value for Money Study kritisch reflektiert und soll künftig 


geändert werden. Im Rahmen einer umfassenden Regionalisierung und Dezentralisierung im 
öffentlichen Sektor (Localism Act 2011) sollen Regionen (vertreten durch PTEs) künftig stärker 
in die Ausschreibungsverfahren eingebunden werden. Aktuell werden fünf Optionen besproch­
en: (1) co-signatory status, (2) one franchise, one specification, (3) one franchise, multiple 
specifications, (4) one principal franchise containing one or more “micro” franchises, (5) entire 
franchise devolved to a grouping of local authorities and/or PTEs. 

137 Als Invitation to Tender (ITT) bezeichnet. 
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der Subventionen) oder das Franchise vorzeitig neu ausgeschrieben werden. 
Überdies kann das DfT bei Bedarf einen Operator of Last Resort (OOLR) mit der
direkten Übernehme des Franchise (ohne Neuausschreibung) beauftragen. Diese 
Handlungsoptionen sollen die Widerstandsfähigkeit (Resilience) des Systems im 
Krisenfall sicherstellen. 

Im Jahr 2011 wurde von der britischen Regierung aufgrund des in mehreren Stu­
dien diagnostizierten Reformbedarfs die Überarbeitung des Franchise-Systems 
angekündigt. Neue Verträge sollen neben längeren Laufzeiten (15 Jahre) auch 
funktionale(re)n Charakter haben und somit mehr Flexibilität für Franchise-
Nehmer gewährleisten. Durch die Neugestaltung der Verträge soll überdies si­
chergestellt werden, dass die Ziele des Infrastrukturbetreibers NR und jene der 
TOC besser koordiniert werden können. In diesem Zusammenhang soll auch die 
Investitionsbereitschaft von TOC in Infrastruktur erhöht werden. Außerdem wer­
den künftige Verträge noch stärker an Entwicklungen des britischen BIP gekop­
pelt.138 Dies reduziert die Verantwortung bzw. das Risiko der Zugbetreiber für 
wirtschaftliche Entwicklungen, die von den Verkehrsunternehmen selbst in der 
Regel nicht bzw. nur bedingt beeinflusst werden können. Die angekündigte Re­
form ist besonders kritisch, da in den nächsten Jahren ein großer Teil der Fran­
chises neu ausgeschrieben/vergeben wird (vgl. Abbildung 24). 
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Abbildung 24: Aktuelle Franchise-Verträge und Laufzeiten139 

In Abbildung 25 ist der Zeitbedarf für Ausschreibungen in Großbritannien abgebil­
det. Dabei handelt es sich um eine allgemeine Analyse des Zeitbedarfs. Außer­

138 In neuere Verträge wurden bereits so genannte „GDP Protection Mechanisms“ eingearbeitet. 
Überdies beinhalten zwischen 2004 und 2009 geschlossene Franchise-Verträge eine Teilung 
des Erlösrisikos (Revenue risk sharing mechanism). 

139 DfT, März 2012. 
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dem werden die Verflechtungen der am Prozess teilnehmenden Parteien sichtbar 
gemacht. 

Abbildung 25: Zeitbedarf für Ausschreibungen in Großbritannien140 

In Tabelle 3 ist der Ausschreibungsprozess am Beispiel des Greater Anglia Fran­
chise dargestellt. Es fällt auf, dass das Zeitbudget sehr knapp bemessen ist. Von 
der Pre-Qualification (Vorbereitung) bis zur Durchführung der Verkehre vergeht 
nur knapp mehr als ein Jahr. An dieser Stelle muss angemerkt werden, dass die­
ser Umstand auf die stark formalisierte Ausschreibungspraxis und die weitgehen­
de Nutzung von Standardprozessen zurückzuführen ist. Auch aufgrund der beim 
DfT gebündelten Ausschreibungskompetenz und der für diese Zwecke vorgehal­
tenen Ressourcen ist die Einhaltung so ambitionierter Zeitvorgaben überhaupt 
möglich.141 

Phase Zeit 

P1 Pre-Qualification (Vorbereitung; Einleitung des Shortlising) 11.01.2011 

P2 Receipt of signed FLPA and Pre-Qualification-Fragebogen 18.01.2011 

P3 Liste qualifizierter (potentieller) Bieter veröffentlichen 24.03.2011 

P4 Durchführen der Ausschreibung (Inivitation to Tender) 21.04.2011 

P5 Eingang von Angeboten bezugnehmend auf das ITT 21.07.2011 

P6 Angebotsprüfung, Vertragsverhandlungen und Präzisierung 22.07.2011 bis 06.10.2011 

P7 Auswahl des künftigen Franchisenehmers 20.10.2011 

P8 Betriebsübernahme durch neuen Franchisenehmer 05.02.2012 

P9 Vertragslaufzeit 7-15 Jahre 

Tabelle 3: Ausschreibungsprozess in GB am Beispiel des Greater Anglia Franchise142 

140 Arup and Oxera, 2010,  Review of rail cross-industry interfaces, incentives, and structures Op­
tions to reduce industry net cost, S. 114.
141 Bevor Ausschreibungen in dieser Form durchgeführt werden müssen, sind jedoch auch Vorbe­
reitungszeiten zu berücksichtigen. Die verkehrspolitische Diskussion wurde in Großbritannien be­
reits seit den 1980er Jahren geführt. Auf die Gesetzgebung der EU folgten die Phase der Vorbe­
reitung von der Gesetzlichen Rahmenbedingungen in den 1990er Jahren und die Einteilung der 
Franchises bevor 1996/1997 die ersten 25 Franchises vergeben werden konnten. 
142 DfT, 2011, Pre-Qualification Process Document: Greater Anglia Franchise, S. 11. 
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7.5 Trennlinie zwischen Nah- und Fernverkehr 
Die Ausführungen in diesem Kapitel sind weitgehend an Müller angelehnt.143 Für 
Großbritannien kann bzgl. der Trennung von Nah- und Fernverkehr eine Differen­
zierung auf Basis verschiedener Kriterien festgestellt werden. Angebotsseitig fin­
det sowohl eine Unterscheidung nach Unternehmen als auch nach Strecken bzw. 
einzelnen Verkehren statt. 

Die aktuell verwendete Klassifizierung geht auf die Zerschlagung von British Rail­
ways zurück. Die in diesem Zusammenhang spezifizierten 25 Franchises stimm­
ten mit der sowohl nach regionalen Aspekten als auch nach Art des Verkehrsan­
gebots gegliederten Struktur des korrespondierenden Geschäftsbereichs Perso­
nenverkehr von BR überein. 

In Anlehnung an die Gliederungssystematik von BR (InterCity, Regional Railways, 
Network London and South East) werden die TOC als Fernverkehrsbetreiber 
(long distance operators), regionale Betreiber (regional operators) und Betreiber 
im Großraum London und Südosten (London and South East operators) bezeich­
net. 

Streckenbezogen werden die Verkehre unterschieden in:  

	 Ortsverkehre (local transport) bzw. weiter unterteilt in Stadtverkehre (urban 
transport) und Vorortverkehre (suburban transport); hierbei handelt es sich 
um Eisenbahnverkehre innerhalb von Großstädten oder um Verbindungen 
mit den Vorstädten; kennzeichnend sind eine hohe Zugfrequenz vor allem 
in Hauptverkehrszeiten und die Bedienung aller Stationen;  

	 Regionalverkehre (regional transport) verknüpfen Großstädte mit Mittel- 
und Kleinstädten im weiteren Umland; sie fahren alle oder zumindest die 
meisten Stationen im Allgemeinen im Stundentakt an;  

	 zwischenstädtische Verkehre (intercity oder interurban transport, oftmals 
als Marketingbegriff verwendet); hierunter zu subsumieren sind langlaufen­
de, schnelle Verkehre zwischen Großstädten im Stundentakt, bei denen 
unterwegs keine oder nur bestimmte Stationen (z.B. Mittelzentren) bedient 
werden. 

Die Zuordnung erfolgt also anhand der Entfernung, der Streckenart, der Anzahl 
der bedienten Stationen, der Fahrthäufigkeit, der Geschwindigkeit sowie ggf. nach
der technischen und der Servicequalität. Allerdings können die Übergänge zwi­
schen Regional- und zwischenstädtischem Verkehr in Einzelfällen fließend sein. 
Trotzdem entsprechen Orts- und Regionalverkehre grundsätzlich dem in Deutsch­
land betriebenen SPNV (S-Bahnen sowie Regionalbahn- und -expresszüge). Der 
zwischenstädtische Verkehr kann als Eisenbahnpersonenfernverkehr eingestuft 
werden. Während Hochgeschwindigkeitsverkehre (high-speed trains) eindeutig 
Eisenbahnpersonenfernverkehre sind, kann es sich bei Expressverkehren (ex­
press trains) sowohl um Regional- als auch um Fernverkehre handeln. 

143 Müller, Gernot, Die Bedeutung von Liberalisierungs- und Regulierungsstrategien für die Ent­
wicklung des Eisenbahnpersonenfernverkehrs in Deutschland, Großbritannien und Schweden. 
Bad Honnef, 2011, S. 23 ff. 
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Die Einordnung nach dem Kriterium der Konzessionsgebiete bzw. dem zuständi­
gen Betreiber muss jedoch nicht immer der Zuordnung der im jeweiligen Gebiet 
bzw. vom Unternehmen auf bestimmten Strecken angebotenen Verkehre ent­
sprechen. Regionale Betreiber können auch Fernverkehre anbieten, während 
Fernverkehrsbetreiber gleichzeitig Regionalverkehre offerieren; Betreiber im 
Großraum London und Südosten haben sowohl Orts- als auch Regionalverkehre 
in ihrem Portfolio. Außerdem wurden 2007 die Konzessionsgebiete neu zuge­
schnitten, so dass das Office of Rail Regulation (ORR) seit diesem Zeitpunkt bei 
der statistischen Erfassung die Verkehre einiger Unternehmen auf die Bereiche 
Fernverkehr, Regionalverkehr und Verkehr im Großraum London und Südosten 
aufteilt. 

Es kann also festgehalten werden, dass die Unterscheidung zwischen Nah- und 
Fernverkehr in der Regel nicht immer trennscharf ist. Den in den nächsten Kapi­
teln immer wieder referenzierten, offiziellen Statistiken ist zumeist die auf die 
Gliederungssystematik von BR zurückzuführende Differenzierung zugrunde ge­
legt. 

7.6 Finanzierung 
Im Großbritannien wird der SPV über drei Säulen finanziert: Zuschüsse aus öf­
fentlichen Mitteln, Nutzerfinanzierung und private Investitionen. 

Der Kostendeckungsgrad der verschiedenen Franchises differenziert stark. Wäh­
rend einige Strecken nahezu ausschließlich durch den eigenen Betrieb finanziert 
werden können, müssen andere Franchises stark subventioniert werden. Generell 
ist festzuhalten, dass Langstreckenverkehre und Inter-City-Verbindungen profitab­
ler sind und weniger Subventionsbedarf aufweisen als regionale Verbindungen. 
Das Gesamtsystem ist jedoch stark von der Finanzierung durch die öffentliche 
Hand abhängig. 

Öffentliche Geldmittel werden in der Regel in nachstehender Form bereitgestellt: 

	 Zuschüsse durch die Regierung (in erster Linie als Subventionen an die 
TOC) 

	 Zuschüsse an (regionale) Passenger Transport Executives (PTEs), welche 
von den Geldern regionale Transporte finanzieren 

	 Direkte Netzwerkzuschüsse, wie beispielsweise Zahlungen an den Infra­
strukturbetreiber Network Rail sowie an London and Continental Railways 
(LCR). 

Abbildung 26 zeigt, dass die öffentlichen Ausgaben für den SPV in den letzten 
Jahren stark angestiegen sind. Der Subventionsbedarf der Infrastruktur nach dem 
Zusammenbruch von Railtrack kann als primärer Treiber des Subventionsbedarfs 
identifiziert werden. Insgesamt investierte der Staat nach der Privatisierung mehr 
Steuergelder in den Bahnsektor als vorher. Ein Teil dieser staatlichen Zuwendun­
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gen ist überdies in Form von Dividenden an den privaten Sektor weitergegeben 
und daher nicht zur Verbesserung des Bahnverkehrs verwendet worden.144 

Zuschuss durch zentrale Regierung PTE Zuschuss 

Direkter Netzwerkzuschuss Andere Elemente staatlicher Zuschüsse 
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Abbildung 26: Staatliche Unterstützung des britischen Eisenbahnwesens145 

Die Zusammensetzung der ins SPV-System eingehenden Finanzströme ist in Ab­
bildung 27 ausgewiesen. Im Vergleich zu anderen Staaten kann insbesondere der 
deutlich höhere Finanzbedarf identifiziert werden. 

Abbildung 27: Zusammensetzung der SPV-Mittel146 

Die Systemkosten betragen für das Jahr 2009-10 GBP 12,7 Mrd. Die korrespon­
dierenden Finanzströme zwischen den unterschiedlichen Akteuren/Institutionen 
sind in Abbildung 28 dargestellt.147 

144 Vgl. van Riesen, 2007, S. 209. 

145 eigene Darstellung, Datenquelle: DfT, Zugriff über ORR Datenportal. 

146 Quelle: Rail Value for Money Study. 
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Abbildung 28: Finanzflüsse im britischen Schienenverkehr148 

Bezogen auf bestimmte Strecken bzw. Regionen sind in Abbildung 29 die Kosten 
und Erlöse dargestellt. Sichtbar wird das Verhältnis zwischen Kosten für das 
Netzwerk und den Betrieb (entspricht den Kosten der TOC) sowie die Aufteilung 
der Einnahmen (Fahrgasterlöse, öffentliche Mittel, sonstige Mittel). 

Abbildung 29: Kosten und Erlöse - Gebietsübersicht149 

147 Vgl. Rail Value for Money Study, S. 16. 

148 Quelle: Rail Value for Money Study. 

149 ORR, 2011, GB rail industry financial information 2010-11, S. 17. 
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Aufgrund der hohen Infrastrukturkosten stellt sich außerdem die Frage, welche 
Rolle die Kosten für die Benützung der Infrastruktur im britischen System einneh­
men. Das Infrastrukturbenützungsentgelt (Track Access Charge) stellt grund­
sätzlich einen (zumindest im Bezug auf die Höhe) wesentlichen Kostenblock für 
TOC dar. Die Bedingungen für die Benützung der Schieneninfrastruktur sowie der 
Stationen werden in einem zwischen den jeweiligen TOC und dem Infrastruktur­
betreiber Network Rail abgeschlossenen Benutzungsvertrag geregelt. In diesem 
sind auch die Kosten für die Infrastrukturbenützung spezifiziert, die von den TOC 
an Network Rail zu leisten sind. Kann die zugesicherte Nutzung der Schieneninf­
rastruktur nicht sichergestellt werden, so sind Kompensationszahlungen an das 
TOC zu leisten. Die Vertragsbedingungen (in diesem Zusammenhang auch die 
Tarife) werden vom ORR überwacht. 

Ein wichtiges Merkmal der Verträge ist, dass die Basisverträge im Rahmen der
periodisch durchgeführten Überprüfungen (Periodic Review) automatisch ausge­
glichen werden.150 TOC sollen so vor starken Schwankungen des IBE schützen. 
Das hat insgesamt zur Folge, dass die Infrastrukturkosten von den TOC aufgrund 
ihres konstanten Charakters über die Vertragslaufzeit keinen wesentlichen Ein­
flussfaktor darstellen.151 

Eine Unterscheidung eigen- und gemeinwirtschaftlicher Verkehre wird in 
Großbritannien nicht bzw. nicht explizit getroffen. Das flächendeckende Fran­
chise-System benötigt keine derartige Kennzahl, um die auszuschreibenden Stre­
cken als solche zu qualifizieren (da ohnehin nahezu alle Leistungen ausgeschrie­
ben werden). Eine wesentliche Rolle spielt die Eigenwirtschaftlichkeit jedoch bei 
der Subventionierung der Schienenverkehrsleistungen. Der Subventionsbedarf 
muss jedoch vom Ausschreibungsteilnehmer (EVU) tlw. selbst kommuniziert wer­
den und wird im Rahmen der Angebotskalkulation bestimmt. Die Einschätzung 
des Ausschreibungsgewinners kann schließlich als Indikator für die „Wirtschaft­
lichkeit“ der Leistung angenommen werden. 

In diesem Zusammenhang ist jedoch auch auf ein weiteres Problem hinzuweisen. 
Die Franchises müssen als „Leistungsbündel“ identifiziert werden. Einzelne Fran­
chises können daher sowohl profitable Bereiche als auch unprofitable Strecken-
abschnitte umfassen. Eine differenzierte Betrachtung ist aufgrund der Verflech­
tungen dieser Angebote jedoch oft nicht möglich bzw. wird nicht explizit ausge­
wiesen. Van Riesen betont, dass eine Kombination gewinn- und verlustbringender 
Strecken für nahezu alle Franchises der Fall ist und eine Quersubventionierung 
durch die bedienenden TOC verkehrspolitisch ausdrücklich gewünscht sei.152 

Während „gemeinwirtschaftliche“ bzw. als nicht kostendeckend identifizierte Fran­
chises Subventionen bekommen, muss für „eigenwirtschaftliche“ Angebote eine 
„Konzessionsgebühr“ bezahlt werden. Diese muss von den TOC zusätzlich zum 
Gewinn erwirtschaftet werden. Die Subventionierung ist nur an den Betrieb ge­

150 ‘No net loss, no net gain’ Klausel im Franchisevertrag.
 
151 Arup and Oxera, 2010,  Review of rail cross-industry interfaces, incentives, and structures Op­

tions to reduce industry net cost, S. 130. 
152 Vgl. Van Riesen, S. 166. 
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knüpft und berücksichtigt die indirekte Subventionierung durch Zahlung des „Net­
work Grant“ an den Infrastrukturbetreiber nicht.153 

7.7 Leistungs- und Finanzkennzahlen 
Die britische Bahnreform sollte zu Effizienzsteigerungen und Kosteneinsparun­
gen, erhöhter Innovationsbereitschaft, Angebotsverbesserungen sowie insgesamt 
zu einer Stärkung des SPV führen. An dieser Stelle soll kurz beleuchtet werden, 
ob bzw. in welchem Umfang diese Ziele erreicht worden sind. 

Wie in Abbildung 1 dargestellt, sind die Beförderungszahlen (gemessen in Pkm.) 
seit der 1993 eingeleiteten Restrukturierung des Bahnsektors stark angestiegen. 
Es muss jedoch kritisch angemerkt werden, dass diese Steigerung des Fahrgast­
aufkommens im SPV von mehreren Faktoren154 abhängig ist und daher nur teil­
weise auf die sektorinterne Reform zurückgeführt werden kann. Das zeigt auch 
der direkte Vergleich mit der Entwicklung des GDP. Außerdem muss berücksich­
tigt werden, dass der motorisierte Individualverkehr (MIV) im Vergleichszeitraum 
auch stark gestiegen ist. 

Pkm (Mrd) GDP (Mrd. USD) 

60,00  USD 3.000 

50,00  USD 2.500

40,00  USD 2.000

30,00  USD 1.500

20,00  USD 1.000

10,00  USD 500

,00 USD ­

Abbildung 30: Entwicklung der Nachfrage in Mio. Pkm. 155 

Eine Analyse von Abbildung 31 zeigt, dass der Großteil der Fahrleistung (gemes­
sen in Mio. Zkm) über das Franchise-System erbracht wird. Über Open-Access 
wird in Großbritannien hingegen nur ein kleiner Teil der Leistung abgewickelt. Der 
für die Periode 2010-11 bis 2011-12 festzustellende Rückgang bei Open-Access-
Verkehren ist darauf zurückzuführen, dass der Anbieter Wrexham & Shropshire 
seine Tätigkeit im Januar 2011 beendet hat. 

153 Die „indirekte Subventionierung“ bezieht sich auf die dadurch günstigeren Trassenentgelte. 
154 Beispielsweise von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung sowie von Änderungen in anderen 

Verkehrsbereichen (z.B. Einführung der City-Maut in London). 
155 Eigene Darstellung, Datenquellen: ORR Yearbook 2010-11, Weltbank.
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2003-04 2004-05 2005-06 2006-07 2007-08 2008-09 2009-10 2010-11 2011-12 

Non-Franchised Total 2,349 2,516 2,720 2,840 3,813 4,838 4,870 5,748 5,207 

390,000 

410,000 

430,000 

450,000 

470,000 

490,000 

510,000 

530,000 

Franchised Total 446,029 447,907 456,811 461,123 465,934 475,180 495,142 503,371 512,452 

Abbildung 31: Mio. Zugkilometer (Franchise und Non-Franchise)156 

Für im Franchise-System erbrachte Verkehre können sowohl für die Langstrecke, 
den Bereich „London and South East“ als auch für regionale Schienenverkehre 
Steigerungen auf Basis der erbrachten Pkm festgehalten werden (vgl. Tabelle 4). 
Die größten Zuwächse entfallen in diesem Zusammenhang auf Langstreckenver­
kehre sowie auf regionale Strecken (49% bzw. 61% mehr Pkm im Vergleichszeit­
raum). Dennoch bleibt hervorzuheben, dass auf die Region London and South 
East in der Periode 2011-12 mit ca. 46% der größte Anteil entfällt, während Lang­
streckenverkehre 34% und regionale Verkehre 20% der gesamten Pkm erbringen. 

Periode Langstrecke 
London and 
South East 

Regional Gesamt 

2002-03 12.9 19.8 6.9 39.7 

2003-04 13.3 20.1 7.5 40.9 

2004-05 13.4 20.5 7.8 41.7 

2005-06 14.2 20.7 8.2 43.1 

2006-07 15.6 22.2 8.4 46.2 

2007-08 16.5 23.5 8.9 48.9 

2008-09 17.0 24.2 9.4 50.6 

2009-10 17.6 23.8 9.7 51.1 

2010-11 18.6 25.0 10.4 54.1 

2011-12 19.3 26.5 11.2 56.9 

Tabelle 4: Franchised Pkm in Mrd. nach Sektor157 

156 Eigene Darstellung, Datenquelle: Deltarail, Zugriff über ORR Datenportal. 
157 Quelle: LENNON database and train operating companies, Zugriff über ORR Datenportal; Pas­

senger revenue includes all ticket revenue and miscellaneous charges associated with pas­
senger travel on national railways, e.g. car parking charges. For tickets involving travel on Lon­
don Transport, receipts have been apportioned. Passenger revenue does not include govern­
ment support or grants. 
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Grundsätzlich kann außerdem festgestellt werden, dass die Querschnittsbeset­
zung der Züge in den letzten Jahren (Vergleichszeitraum 2003 bis 2012) kontinu­
ierlich gesteigert werden konnte (vgl. Abbildung 32). 

Entwicklung des SPV-Angebotes und der Querschnittsbesetzung 
(Angaben in Mio. Zkm sowie Besetzung in Personen) 
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Abbildung 32: Entwicklung Verkehrsangebots und Querschnittsbesetzung158 

Die Erlöse sind in den letzten Jahren stark gestiegen (vgl. Tabelle 5 und Abbil­
dung 33). Im Jahr 2011 entfallen knapp 75% der Einnahmen auf Standardtickets 
und 25% auf Saisonkarten. 

Periode 
Standardticket 

(Franchise) 
Saisonkarten 
(Franchise) 

Gesamteinnahmen 
(Franchise) 

Gesamteinnahmen 
(Non-Franchise) 

2002-03 2,693 970 3,663 -

2003-04 2,890 1,011 3,901 -

2004-05 3,088 1,071 4,158 -

2005-06 3,323 1,170 4,493 -

2006-07 3,714 1,298 5,012 -

2007-08 4,120 1,434 5,555 -

2008-09 4,443 1,561 6,004 -

2009-10 4,608 1,571 6,179 36.7 

2010-11 4,965 1,654 6,620 45.5 

2011-12 5,447 1,782 7,229 43.9 

Tabelle 5: Erlöse pro Ticketkategorie in Mio. GBP159 

158 Eigene Berechnung, Datenquelle: ORR Datenportal. 
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Obgleich für Pkm sowie den angebotenen Zkm grds. Wachstum festgestellt wer­
den kann, muss zeitgleich festgehalten werden, dass die im Zusammenhang mit 
der Bahnreform gewünschten Effizienzsteigerungen sowie Kosteneinsparungen 
nur bedingt erreicht werden konnten. Bereits in Abbildung 26 wurden die stark 
gestiegenen staatlichen Zuschüsse ausgewiesen. Für die Periode zwischen 1996­
97 bis 2009-10 sind die Subventionen um GBP 1.7 Mrd. gestiegen. Als Hauptur­
sache für den gestiegenen Subventionsbedarf kann neben den Betriebskosten 
der TOC (inkl. Aufwendungen für das Rollmaterial) der stark defizitäre Infrastruk­
turbereich angeführt werden.160 Insbesondere die Ausgaben für die Infrastruktur 
sind nach dem Zusammenbruch der privaten Infrastrukturgesellschaft Railtrack im 
Jahr 2001 stark gestiegen. 

Abbildung 33: Subventionsbedarf in GB161 

Eine 2011 von Civity durchgeführte Untersuchung stellt außerdem fest, dass die 
Kosten des britischen Eisenbahnsystems höher sind als jene in anderen 
europäischen Ländern. Diese höheren Systemkosten bedingen einerseits 
höheren Subventionsbedarf und resultieren außerdem in höheren Ticketpreisen 
für die Passagiere. Die durchschnittlichen Ticketpreise (bezogen auf Pkm) sind in 
Großbritannien um 30% höher. Eine Reduktion des Subventionsbedarfs und der 
Fahrpreise ist folglich von einer Kostenreduktion bzw. Erhöhung der betrieblichen 
Effizienz abhängig.162 

Im Rahmen der Einführung des Franchise-Systems wurden viele Regulierungs- 
und Koordinationsaufgaben auf den Staat bzw. auf staatnahe Behörden und 
Organisationen übertragen. In diesem Zusammenhang sind auch neue Kosten 

159 Quelle: LENNON database and train operating companies, Zugriff über ORR Datenportal; Pas­
senger revenue includes all ticket revenue and miscellaneous charges associated with pas­
senger travel on national railways, e.g. car parking charges. For tickets involving travel on Lon­
don Transport, receipts have been apportioned. Passenger revenue does not include govern­
ment support or grants. 

160 Rail Value for Money Study, 2011, S. 20. 
161 Quelle: Rail Value for Money Study. 
162 Vgl. Civity, 2011. 
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entstanden – beispielsweise für das Management der Ausschreibungen. Für den 
Zeitraum zwischen 2003-04 und 2007-08 (vgl. Abbildung 34) kann beobachtet 
werden, dass diese Kosten für die Aufgabenträger signifikant gesenkt werden 
konnten. Dies ist unter anderem auf die Bündelung der Kompetenzen im 
Verkehrsministerium zurückzuführen. Die für TOC entstehenden Kosten werden 
für das Jahr 2007-08 mit GBP 3 Mio. bis 5 Mio. je individuellem Angebot beziffert. 
Das DfT versucht den eigenen Aufwand sowie jenen für die TOC durch die 
Verwendung standardisierter Prozesse (vgl. Ausführungen in Kapitel 7.4) sowie 
auch durch die Begrenzung der einzureichenden Unterlagen (Angabe maximal 
möglicher Seitenzahlen) zu reduzieren. 163 

Abbildung 34: Ausschreibungskosten seit 2003/04 in Tsd. GBP164 

7.8 Leistung und Servicequalität 
Die Einführung des Franchise-Systems sollte überdies zu einer signifikanten An­
gebotsverbesserung für die Nutzerinnen und Nutzer führen. 

Die Qualität des öffentlichen SPV in Großbritannien wird über den Public Perfor­
mance Measure (PPM) erhoben.165 PPM ist eine multidimensionale und komplexe 
Größe, die Pünktlichkeit und Verlässlichkeit der angebotenen Schienenverkehrs­
leistungen in einer Kennzahl zusammenfasst.166 

PPM vergleicht die IST-Performance individueller Züge mit der geplanten SOLL-
Betriebsleistung (in der Regel auf Basis der Fahrpläne). Für Großbritannien kön­
nen nach einem signifikanten Performancerückgang zwischen 1999 und 2001 
insbesondere für die Periode nach der Übernahme der Infrastruktur durch NR 
kontinuierliche Steigerungen des PPM festgehalten werden, was einer grundsätz­
lichen Verbesserung der Servicequalität entspricht (vgl. Abbildung 35). 

163 National Audit Office, DfT, 2008, Letting Rail Franchise 2005-07. S. 13. 

164 National Audit Office, DfT, 2008, Letting Rail Franchise 2005-07. S. 13. 

165 Diese Kennzahl ersetzte die davor gebräuchliche Passengers‘ Charta als Basis für die Erhe­

bung der Performance. 
166 Ein Zug wird als pünktlich eingestuft, wenn er nicht mehr vier als Minuten und 59 Sekunden 
verspätet (gilt für Regionalzüge sowie für das Marktsegment London and South East) bzw. nicht 
mehr als 9 Minuten und 59 Sekunden (gilt für Fernzüge) verspätet ist (Quelle: ORR Datenportal). 
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Seit 10. Juli 2012 gibt es für Passagiere überdies die Möglichkeit Echtzeit-
Verspätungsdaten einzusehen.167 

Abbildung 35: Entwicklung von PPM, Pkm und Kosten168 

Ein weiteres Merkmal für die Servicequalität ist auch das Alter des verwendeten 
Fuhrparks. Dieses kann als indirekter Indikator für den Komfort der eingesetzten 
Schienenfahrzeuge verwendet werden. Tabelle 6 und Abbildung 36 weisen die 
Entwicklungen des durchschnittlichen Alters des rollenden Materials für den Zeit­
raum 2000 bis 2011 aus. 

Durchschnittliches Alter 
am Ende der Periode 

Langstrecke London and South East Regional Gesamt 

2000-01 25.97 20.36 16.42 20.34 

2001-02 23.51 20.48 15.56 19.86 

2002-03 22.13 19.89 15.73 19.33 

2003-04 19.03 17.55 15.30 17.05 

2004-05 16.92 14.29 15.67 14.68 

2005-06 15.45 11.97 16.56 13.20 

2006-07 16.15 12.73 15.88 13.70 

2007-08 17.02 13.70 17.01 15.13 

2008-09 18.50 14.65 18.05 16.15 

2009-10 19.56 14.65 19.03 16.51 

2010-11 20.56 15.41 19.96 17.34 

2011-12 21.19 15.90 19.74 17.73 

Tabelle 6: Alter des Fuhrparks nach Marktsegmenten169 

167 DfT, Press Release, http://www.dft.gov.uk/news/press-releases/dft-press-20120710a/. 
168 Basisjahr = 1998; Quelle: Rail Value for Money Study. 
169 Quelle: Department for Transport, Zugriff über ORR Datenportal; Berücksichtigung aller Fah­

zeuge, die von ROSCOs an die Franchise-Nehmer (TOC) geleast werden. 
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Bis 2005 kann für fast alle Marktsegmente eine Reduktion des durchschnittlichen 
Alters des Fuhrparks festgestellt werden. Seit diesem Zeitpunkt steigt der Wert 
wieder leicht an, wobei darauf hinzuweisen ist, dass dieser Anstieg in der Regel 
weniger stark ist als die Reduktion davor. Im Regionalverkehr ist das Alter des 
Fuhrparks seit 2000 insgesamt leicht gestiegen. 

Knapp 1.6% des im Personenverkehr eingesetzten Wagenmaterials ist älter als 
39 Jahre, während knapp 35% der Wagen nicht älter als 10 Jahre sind.170 

010 
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Langstrecke London and South East Regional Gesamt 

Abbildung 36: Alter des Fuhrparks nach Marktsegmenten171 

Das vom Rail Safety and Standards Board (RSSB) entwickelte Train Precursor 
Indicator Model (PIM) ist ein Indikator für die Sicherheit des Bahnsystems und 
misst das Risiko eines Unfalls (z.B. Kollision, Entgleisung, Brand, Unfälle mit 
Straßenfahrzeugen) für eine Million Zkm. Abbildung 37 zeigt, dass das Risiko von 
Unfällen, die auf die Züge und eingesetzten Fahrzeuge zurückgeführt werden 
können in den letzten Jahren stark gesunken ist. Im Bereich der Infrastruktur 
ergibt die Analyse ein steigendes Risiko für den durch Railtrack verwalteten Zeit­
raum. Seit der Übernahme durch NR konnte die Sicherheit der Infrastruktur konti­
nuierlich verbessert werden. 

170 Vgl. CER Report, S. 105. 

171 Eigene Darstellung, Datenquelle: Department for Transport, Zugriff über ORR Datenportal. 
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Abbildung 37: PIM Risikoindex, Eigene Darstellung172 

Insgesamt konnte das Angebots- und Serviceniveau im Franchise-System konti­
nuierlich gesteigert werden. Aufgrund der Übertragung von Teilen des Erlösrisikos 
auf die TOC wird für diese ein Anreiz zur Anhebung der Qualität geschaffen. 
Überdies spezifiziert das DfT in den Franchise-Verträgen Mindestanforderungen, 
welche von den Franchise-Nehmern unbedingt gewährleistet werden müssen. 

7.9 Private Investitionstätigkeiten 
Dass die gewünschten Kosteneinsparungen und die Reduktion der staatlichen 
Subventionen nicht erreicht werden konnten, wurde bereits in Kapitel 0 gezeigt. 
Die Systemkosten des britischen Bahnsektors liegen, wie auch der Subventions­
bedarf, über dem europäischen Durchschnitt. 

Jahr 
Schienenwege u. 

Signalanlagen 
Fahrzeuge Stationen Andere Gesamtinvestition 

Gesamtinvestition 
(Preis 2010-11) 

2006-07 106 326 155 156 743 845 

2007-08 8 400 78 79 566 617 

2008-09 2 345 28 79 455 502 

2009-10 -4 423 12 29 460 483 

2010-11 0 274 28 74 377 376 

2011-12 1 369 33 99 503 492 

Tabelle 7: Privatinvestitionen in Mio. GBP (ohne NR Investitionen)173 

172 Datenquelle: ORR Datenportal, Anm. Im Original: The PIM is managed by RSSB and 
measures the risk, per million train miles, of a train accident - i.e. collision, derailment, fire or 
striking a road vehicle on a level crossing. The PIM risk indicator provides a measure of the 
change in risk, a reduction in the index donates a reduction in risk. Please note that data sup­
plied by RSSB is one quarter behind, although this has been updated since the previous board 
report. 

173 Quelle: Office for National Statistics, ORR Datenmonitor. 
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Die privaten Investitionen in Schienenwege und Signalanlagen, Stationen, Fahr­
zeuge und in andere Bereiche können für den Zeitraum 2006 bis 2011 Tabelle 7 
entnommen werden. 

Die Höhe der Privatinvestitionen sowie das Verhältnis zu staatlichen Subventio­
nen spiegeln das auf die privaten Unternehmer übertragene Risiko wieder. Höhe­
re private Finanzierung korrespondiert in der Regel mit einem stärkeren Anreiz 
zur Kostenreduktion und Effizienzsteigerung. KPMG hat in diesem Zusammen­
hang darauf hingewiesen, dass eine höhere Investitionsbereitschaft der privaten 
EVU sich potentiell positiv auf die Qualität der Leistungserbringung sowie auf die 
Kundenzufriedenheit auswirken würde. Problematisch ist aber, dass bei zusätzli­
chem Kapitaleinsatz aus Sicht der EVU kaum mit einer Amortisierung während 
der üblichen Franchise-Laufzeit gerechnet werden kann.174 McNulty175 merkt je­
doch an, dass die spezifizierten Leistungsvereinbarungen sowie Regulierungen 
der Ticket-Preise den Handlungsspielraum für EVU in der Regel stark beschrän­
ken. Überdies werden die kurzen Laufzeiten der Franchise-Verträge als Barriere 
identifiziert, da sich die Investitionen (insbesondere in Rollmaterial und Infrastruk­
tur) in der Regel erst nach längeren Laufzeiten amortisieren. 

7.10 Wettbewerb im Eisenbahnsektor 
Wie bereits zuvor beschrieben, werden in Großbritannien nahezu alle Strecken im 
SPV über Ausschreibungen von exklusiven Franchise-Verträgen vergeben. Bei 
einigen eigenwirtschaftlichen Strecken gibt es freien Netzzugang für alle Betreiber 
(Open Access) – das erlaubt grundsätzlich direkten Wettbewerb mehrerer Anbie­
ter auf der gleichen Strecke. Allerdings wird bei der Zulassung von Open-Access-
Verkehren darauf geachtet, dass Franchise-Nehmer in diesem Zusammenhang 
weder in der Ausübung ihrer Verträge behindert werden, noch deren Leistungen 
durch den/die zusätzlichen Marktteilnehmer kannibalisiert werden. Diese Rege­
lung führt in der Praxis dazu, dass sich neben den Franchise-Anbietern Open­
Access-TOC kaum sinnvoll positionieren können. 

Seit der Auflösung des Incumbent wird der Markt von knapp 25 EVU bedient. Die­
se erbringen zusammen eine jährliche Marktleistung von ca. 55 Mrd. Pkm (knapp 
54.1 Mrd. Pkm176 werden über Franchise-Verträge erbracht).177 

In diesem Zusammenhang ist kritisch zu reflektieren, dass es sich bei den Wett­
bewerbern nicht immer um eigenständige Unternehmen im engeren Sinne han­
delt, sondern dass mehrere EVU oft der gleichen Betreibergesellschaft zuorden­
bar sind. Überdies gehören nicht alle am britischen Markt agierenden Unterneh­
men dem privatwirtschaftlichen Sektor an. Immer mehr Betreiber können als 
(ehemalige) Staatsbahnen anderer Länder bzw. als deren Tochtergesellschaften 
identifiziert werden. Insbesondere die ehemaligen Staatsbahnen aus Frankreich, 
Deutschland und den Niederlanden haben sich in den letzten Jahren erfolgreich 
am britischen Markt positioniert und können die privaten Akteure aufgrund der 

174 KPMG, 2010, Rail Franchising Policy: Analysis of Historic Data, S. 6. 

175 Rail Value for Money Study, 2011, S. 286. 

176 Für einen Vergleich auf Basis der Zkm vgl. Abbildung 31. 

177 ORR, 2011, National Rail Trends Yearbook 2010-11, S. 8. 
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teilweise signifikant geringeren Finanzierungskosten zunehmend unter Druck set­
zen. Alexandersson und Hultén (2006) stellen außerdem fest, dass sich der Markt 
seit der Öffnung stark konzentriert hat.178 Details können Tabelle 8 und Abbildung 
38 entnommen werden. 

Franchise TOC Gruppe 
Mio 
Zkm 

Anteil 

Chiltern Chiltern Railways DB Regio *** 100% Tochter der DB AG (GER) 10.27 2% 

Wales and 
Borders 

Arriva Trains Wales Arriva *** 100% Tochter der DB AG (GER) 23.60 5% 

South West South West Trains Stagecoach * 
Privater Anbieter, Ursprung als 
Busunternehmen 

39.56 9% 

Cross Country CrossCountry Arriva *** 100% Tochter der DB AG (GER) 32.65 7% 

West Midlands London Midland Govia ** 
Joint Venture Go-Ahead (65%) 
und Keolis SA (35%) 

24.70 5% 

South Central Southern Govia ** 
Joint Venture Go-Ahead (65%) 
und Keolis SA (35%) 

37.96 8% 

Trans Pennie 
Express 

First Keolis TransPennine 
Express 

First Keolis ** 
Joint Venture First Group (55%) 
und Keolis (45%) 

17.38 4% 

East Midlands East Midlands Trains Stagecoach * 
Privater Anbieter, Ursprung als 
Busunternehmen 

22.13 5% 

Greater Anglia Greater Anglia Abellio *** 100 & im Besitz der NS (NED) 33.30 7% 

Northern Northern Serco-Abellio ** 
Joint Venture Serco (50%) und 
Abellio (50%) 

44.58 10% 

Integrated Kent Southeastern Govia ** 
Joint Venture Go-Ahead (65%) 
und Keolis SA (35%) 

37.96 8% 

Inter City East 
Coast 

East Coast Main Line Com­
pany Ltd. 

Britischer 
Staat 

*** 
Aktuell durch Staat (UK) betrieben 
(Operator of last resort) 

21.74 5% 

Themaslink First Capital Connect FristGroup * 
Privater Anbieter, Ursprung als 
Busunternehmen 

24.45 5% 

Essex Thamesi­
de 

C2C 
National 
Express 

* 
Privater Anbieter, Ursprung als 
Busunternehmen 

6.45 1% 

Great Western First Great Western FristGroup * 
Privater Anbieter, Ursprung als 
Busunternehmen 

42.65 9% 

Intercity West 
Coast179 Virgin Trains 

Virgin Rail 
Group 

** 
Privater Anbieter, Virgin Group 
(51%), Stagecoch Group (49%) 

35.88 8% 

* Privat (insgesamt ca. 29% aller Zkm.) 
** mehrheitlich privat (insgesamt ca. 44% aller Zkm.) 
*** staatsnaher Anbieter (insgesamt ca. 27% aller Zkm.) 
****Keolis ist zu mehrheitlich im Besitz der SNCF (F) 

Tabelle 8: Wettbewerberübersicht (Franchise-System) 

0% 20% 40% 60% 80% 100% 

* Privat 

** mehrheitlich privat 

*** staatsnaher Anbieter 

Abbildung 38: Marktanteile bei Franchises 

Abbildung 39 zeigt die Anteile der unterschiedlichen TOC (inkl. ScotRail und Lon­
don Overground) an der gesamten Fahrleistung (gemessen in Zkm). Es kann 

178 Alexandersson, Hultén, 2006, Competitive tenders in passenger railway services: Looking into 
the theory and practice of different approaches in Europe, in: European Transport 33 (2006): 6­
28, S. 16. 

179 Franchise wird ab Dezember 2012 (bis 2026) durch die First Group übernommen, vgl. DfT, 

Press Release, 15.08.2012, http://www.dft.gov.uk/news/press-releases/dft-press-20120815a. 

90
 

http://www.dft.gov.uk/news/press-releases/dft-press-20120815a


                         

 
 

 
 

 

 

                

   

 

   

 

 

 

   

 

   

   

   

 

 

     

 

   

 

   

   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

festgeestellt werdden, dass sich die vvon den unnterschiedlichen Frannchise-Nehhmern 
betrieebenen Strrecken hinssichtlich deer jährlicheen Zkm sehhr stark un terscheideen.180 
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Abbbildung 39: Zkm einzelnner TOC auf Basis der Faahrplandatenn181 

Es kaann überdiees festgehalten werdden, dass ees sich auffgrund derr ausgeschhriebe­
nen EExklusivrecchte weitgeehend um „Wettbewwerb um deen Markt“ uund nicht uum O­
pen AAccess Weettbewerb handelt. EEin einzelnnes Franchhise kann daher aucch als 
tempooräres undd räumlich begrenztees Monopool im weiteeren Sinne betrachteet wer­
den. AAbbildung 40 zeigt ddeutlich, daass einige Anbieter auf der voon ihnen beedien­
ten Verbindung große Marktanteile hhaben. 

Für den Markt ffür Schieneenfahrzeugge wurde bbereits in KKapitel 7.33.2 auf die oligo­
polistischen Maarktverhältnnisse (nurr drei Anbiieter) und mangelndden Wettbewerb 
hingeewiesen. 

Abbilddung 40: Konnzentration ddes Wettbewwerb182 

180 Dieese Tatsachee ist auch daarauf zurückzzuführen, daass die TOC in unterschiiedlichen Maarktseg­
menten (Fernveerkehr, Lond on and Soutth East sowiee im Regionaalverkehr) opperieren. 

181 eigeene Darstelluung, Datenquuelle: ORR YYearbook 20 10-11. 
182 Queelle: Rail Val ue for Mone y Study. 
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7.11 Fahrplan-, Preis- und Ticketgestaltung 
Die bisherigen Ausführungen haben die starke Fragmentierung des britischen 
Eisenbahnsektors aufgezeigt. In einem fragmentierten Transportsystem ist die 
Gestaltung von abgestimmten Fahrplänen, Preisen und Tickets (Fahrkarten) be­
sonders wichtig. 

Für die Erstellung der Fahrpläne sind die TOC als Betreiber der jeweiligen Fran­
chises selbst zuständig. Neben den in den Verträgen spezifizierten Leistungsver­
einbarungen müssen bei der Planung insbesondere die vom Infrastrukturbetreiber 
NR kommunizierten Wartungsarbeiten beachtet werden. Die individuellen Pläne 
der TOC werden an NR kommuniziert. NR identifiziert Konflikte zwischen den 
Einzelplänen und stimmt diese mit der Verfügbarkeit der Trassen ab, bevor ein 
konsolidierter Fahrplan kommuniziert wird. Da sich die Fragmentierung der In­
dustrie auch bei der Planungskompetenz widerspiegelt, kommt der Abstimmung 
der Fahrpläne einzelner TOC in der Praxis nur eine begrenzte Bedeutung zu. Au­
ßerdem kann festgestellt werden, dass die oft sehr spezifischen Vorgaben in den 
Passenger Service Requirements der Franchise-Verträge (erster/letzter Zug, Fre­
quenz, vorgeschriebene Haltepunkte) den einzelnen TOC nur bedingt Spielraum 
bei der Fahrplangestaltung einräumen.183 

Bei der Preisgestaltung kann zwischen regulierten und nicht regulierten Preisen 
differenziert werden. Regulierte Preise wurden insbesondere zum Schutz der Inte­
ressen von Zwangsnutzern184 eingeführt. Diese orientierten sich weitgehend an 
den Tarifen von BR und durften bis 1998 jährlich in Höhe der Inflation (Price-Cap­
RPI185) angepasst werden. 1999 wurde diese Price-Cap-Formel auf RPI - 1% ge­
ändert. Ab 2004 waren Preissteigerungen in Höhe von RPI + 1% möglich. Ab 
2013186 können die Tarife pro Jahr um RPI + 3% angepasst werden. Das DfT re­
guliert derzeit ca. 60% aller Preise, obgleich nicht alle Franchises bzw. TOC in 
gleichem Maße betroffen sind. 

Für nicht regulierte Tarife können die TOC die Preise selbst festsetzen. Für jede 
Quelle-Senke-Verbindung ist ein TOC (Lead Operator) zuständig und hat das 
Recht, die Fahrpreise auf dieser Route zu bestimmen. Diese sind auch für die 
anderen Anbieter bindend. Dies betrifft jedoch nur jene Tickets, die für alle Anbie­
ter auf dieser Strecke gültig sind. Individuelle TOC, die Teile dieser Strecke be­
dienen, können günstigere Tarife anbieten, die Passagieren nur die Benützung 
ihrer eigenen Züge erlaubt. Somit ist auf diesen Strecken auch direkter Preiswett­
bewerb zwischen unterschiedlichen TOC möglich. Die Koordination zwischen den 
unterschiedlichen Eisenbahnverkehrsunternehmen wird durch das Ticketing and 
Settlement Agreement (TSA) sichergestellt. 

In der Praxis zeigt sich, dass durchgehende Tickets aufgrund der höheren Preise 
kaum nachgefragt werden. Passagiere können durch Anwendung von „Split Ti­

183 Vgl. Watson, Robert, Train Planning in a fragmented railway – a British perspective. Dissertati­
on an der Loughborough University, 2008, S. 75 ff. 

184 Passagiere, die gar nicht bzw. nur unzureichend auf andere Transportangebote ausweichen 
können. 

185 Retail Price Index. 
186 Ursprünglich bereits für 2012 vorgesehen. 
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cketing“ Angebote unterschiedlicher Teilstreckenbetreiber so kombinieren, dass 
mitunter erhebliche Kostenvorteile erzielt werden können (vgl. Abbildung 41). 

Abbildung 41: “Split Ticketing” in GB187 

Der Komplexitätsgrad wird durch die nicht einheitlichen Rabattsysteme der unter­
schiedlichen Anbieter sowie die zusätzlich verfügbaren „Railcard discount 
schemes“188 stark erhöht. Jährlich werden von TOC 300 Mio. Tarife definiert, 
überprüft und für Passagiere zum Kauf angeboten. Die meisten dieser Tarife wer­
den jedoch nie benutzt, da sie sich auf Verkehrsangebote (bzw. Relationen) be­
ziehen, die von Kunden in dieser Form nicht nachgefragt werden.189 Für Bahnrei­
sende, insbesondere Gelegenheitsnutzer, ist das komplexe Preissystem nur 
schwer zu überblicken.190 

Die fragmentierte Struktur führt dazu, dass TOC-übergreifende Verkehrsleistun­
gen von Passagieren wenig nachgefragt werden bzw. Reisen mit mehreren An­
bietern individuell geplant werden. Überdies soll an dieser Stelle nochmals explizit 
darauf hingewiesen werden, dass das Preisniveau des SPV in Großbritannien 
signifikant über jenem anderer europäischer Länder liegt. Dies liegt zum Teil an 
den deutlich höheren Systemkosten (vgl. in diesem Zusammenhang auch Kapitel 
7.6). 

187 Quelle: http://www.thisismoney.co.uk/money/bills/article-1683955/How-split-ticketing-saves-a­
fortune-in-rail-fares.html. 

188 Railcard discount schemes sind verpflichtend für alle TOC. 
189 Vgl. Rail Value for Money Study, S. 116. 
190 Vgl. Hatano, Linda, Complexity vs. Choice: UK Rail Fares. JRTR 37, Jänner 2004. 
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8 Länderbericht Niederlande 

8.1 Abstract in Modulstruktur 

Modul 1 (Gesetzgebung) 

Die nationale Gesetzgebung in Bezug auf SPNV und ÖPNV ist in den Niederlanden wie folgt eingeteilt: 

	 Personenbeförderung Gesetz 2000 (WP2000), bezieht sich auf alle Formen von öffentlichem Verkehr 

(Bus, Straßenbahn, Bahn) 

 Konzessionsgesetz, Ergänzung zum WP2000 (2005) 

 Dekret Personenbeförderung 2000 (BP 2000); es beschreibt im Detail Verträge für öffentliche Dienst­

leistungen 

 Eisenbahngesetz (Spoorwegwet); bezieht sich auf Zulassung zu der Eisenbahninfrastruktur, Network 

Statement, IBE (in Übereinstimmung mit Richtlinie 2001/14). 

Diese Rechtsvorschriften stehen im Einklang mit der EU-Verordnung 1370/2007 und sind in der Praxis im 

Bezug auf einige Aspekte sogar strenger (z.B.: die Vertragsdauer ist laut niederländischem Recht strenger). 

Modul 2 (Organisation) 

Wesentliche Merkmale der SPV-Organisation sind: Die Infrastruktur und der Betrieb sind vollständig getrennt. 

Der Infrastrukturbetreiber ProRail ist für das ganze Eisenbahnnetz zuständig, u.a. für Instandsetzung, Tras­

senvergabe/Koordination des Gesamtfahrplans und für die Zugleitung. 

Das Eisenbahnnetz ist organisatorisch in zwei Teilbereiche gegliedert:  

	 Hauptliniennetz/Kernnetz (kernnet); für die NS, die über eine exklusive Konzession bis 2015 verfü­

gen (eine Verlängerung ist in Vorbereitung). Das Ministerium für Infrastruktur und Umwelt erteilt die 

Konzession. Für die Konzession bezahlen die NS dem Staat jährlich 20 Mio. EUR, ab 2013 30 Mio. 

EUR. Das Hauptliniennetz wird „eigenwirtschaftlich“ betrieben, in der Praxis werden mit dem Gewinn 

des Fernverkehrs die regionalen Zugleistungen mitfinanziert. 

	 Regionale Linien (contractsectorspoorlijnen); vor allem im Norden, Osten und Süden der Niederlan­

de. Sie werden zurzeit von fünf EVU betrieben (Arriva, Connexxion, NS, Syntus und Veolia). Die Pro­

vinzen oder Regionen sind Aufgabenträger. Die exklusiven Konzessionen werden zum Großteil durch 

öffentliche Ausschreibungsverfahren erworben - die Aufgabenträger selbst bezahlen die EVU für die 

erbrachten SPV-Leistungen. 

Modul 3 (Ausgestaltung) 

Die Provinzen schreiben die Dienstleistungen auf regionalen Strecken, für die sie selber zuständig sind, öffent­

lich aus. Fahrplan und Fahrzeugmerkmale werden oft vom Aufgabenträger vorgeschrieben, doch die EVU 

haben die Möglichkeit, (künftige) Verbesserungsvorschläge im Angebot zu berücksichtigen. Die meisten Ver­

träge sind Nettoverträge. 

Die regionalen EVU entwickeln in Absprache mit den Provinzen Fahrplanvorschläge, diese Vorschläge werden 

von ProRail koordiniert und optimiert. Eine Beschränkung der optimalen Gestaltung des gesamten Systems 

bildet die relativ große Autonomie der NS. In Bezug auf Gesamtoptimierung ist es zum Beispiel nicht möglich, 

in das Hauptliniennetz einmündende regionale Linien zu verlängern, auch wenn solch eine Linienführung ent­

sprechend der Nachfrage wäre. Auch eine optimale Verknüpfung zwischen Neben- und Hauptbahnen ist nicht 

immer möglich, obwohl die regionalen Strecken oft eine wichtige Zubringerfunktion erfüllen. 

Die Gestaltung der regionalen Tarifstruktur und Fahrpreise ist eine Verantwortlichkeit der Provinzen.  
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Die Aufgabenträger können unterschiedliche Tarife und Ermäßigungen ähnlich einer Vorteilscard anwenden – 

und zwar durch Verwendung der elektronischen ÖV Chipcard. Das nationale Tarifsystem der NS wird auch bei 

den regionalen EVU angewendet. Für die Verteilung der Fahrgeldeinnahmen ist die NS selbst zuständig, was 

oft mit Fehlen von Transparenz kritisiert wird. 

Modul 4 (Einbindung der Regionen) 

Die Provinzen (in einigen Fällen: Regionen) haben relativ große Autonomie in Bezug auf schienenbezogene 

Verkehrspolitik. Allerdings gibt es hier den Unterschied zu betrachten, zwischen Provinzen mit Zuständigkeit 

für den Bahnbetrieb auf regionalen Strecken und Provinzen in den Ballungsgebieten der Großstädte, vor allem 

in Amsterdam, Den Haag, Eindhoven, Rotterdam und Utrecht, die lediglich durch das „Hauptliniennetz“ er­

schlossen werden und de facto gar keinen Einfluss auf die von NS erbrachten Dienstleistungen haben. 

Der verkehrspolitische Wunsch der Provinzen ist eine bessere Integration dieser Nahverkehrsleistungen in das 

gesamte regionale ÖV-Nahverkehrskonzept. Möglicherweise wird das Herauslösen von Linien aus dem 

Hauptnetz in der neuen Konzession beschränkt möglich, unterliegt dann aber wahrscheinlich restriktiven Be­

dingungen. Beispielsweise wird es sicherlich nicht innerhalb der genannten Ballungsgebiete erlaubt. 

Modul 5 (Finanzierung) 

Bei der Übergabe der Zuständigkeit für den SPNV vom Staat an die Provinzen wurden den Provinzen auch die 

Mittel mit übertragen, um den Betrieb (weiter) finanzieren zu können. Die Kosten für die Trassennutzung in 

Form des IBE werden ebenfalls erstattet. Die Provinzen verfügen kaum über eigene Steuereinnahmen. Bei 

Ausschreibungen übernehmen die Aufgabenträger in vollen Umfang das IBE, das die EVU an ProRail zu ent­

richten haben. 

Die Erweiterungen der regionalen Schieneninfrastruktur werden vom Staat und von den zuständi­

gen/betroffenen Provinzen finanziert. 

Es gibt keine explizite Definition von Eigenwirtschaftlich im engeren Sinne. In der Vergangenheit wurde das 

Kernnetz dennoch auf Grundlage von rein wirtschaftlichen Aspekten definiert. Die damals als unrentabel be­

trachteten Nebenlinien wurden vom Kernnetz getrennt. 

Der Betrieb der NS auf dem Hauptliniennetz findet auf eigenwirtschaftlicher Basis statt, allerdings werden 

Streckenneubau, Instandsetzung und neue Bahnhöfe auch vom Staat mitfinanziert. Jedoch wird die NS nicht 

für das IBE kompensiert - wegen Steigerungen des IBE hat es daher schon zusätzliche Fahrpreiserhöhungen 

gegeben. 

Modul 6 (Komplexität und Systemsteuerung) 

Als einzige Betreiber des Kernnetzes und Incumbent übernehmen die NS teilweise auch die Funktionen der 

Systemsteuerung, da sich die anderen Unternehmen weitgehend an den Fahrplan bzw. die Tarife anpassen 

müssen. 

Zudem wird die Komplexität dadurch reduziert, dass sich das Kernnetz und die Nebenbahnen nicht sehr stark 

überschneiden (bzw. nicht stark überschneiden dürfen). Aufgrund des sehr dichten Verkehrs und weitgehend 

beschränkter Netzkapazität bei maximaler Auslastung entstehen bei Fahrplanentwürfen trotzdem immer wie­

der Konflikte. Das hat aber vor allem mit den vielen Beantragungen für Güterverkehrstrassen und der allmähli­

chen Umstellung des Verkehrs auf die neue Hochgeschwindigkeitsstrecke Amsterdam – Rotterdam – Brüs­

sel/Breda zu tun. 
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Zwischenfazit und Übertragbarkeit auf Österreich 

Grundsätzlich darf das niederländische Modell, trotz der angesprochenen Problempunkte, als positives Bei­

spiel für SPV-Systemgestaltung herangezogen werden. Die öffentlichen Ausschreibungen des SPNV haben in 

den Niederlanden, zusammen mit dem Übertragen der Zuständigkeit an den Provinzen, den Investitionen in 

Streckenausbau und nicht zuletzt durch großes Engagement von Behörden, EVU und Einzelpersonen zu 

einem mehrstelligen Zuwachs von Fahrgästen geführt, im Zeitraum 2002 bis 2006 insgesamt 12% (Tendenz: 

steigend) – es gibt aber Strecken mit über 50% Zuwachs. 

Es ist wichtig, das Gesamtsystem auf Grundlage der Nachfrage/Bedürfnisse der Fahrgäste (Pendelströme) zu 

entwickeln. Auch in den Niederlanden gibt es die Erfahrung, dass EVU und Aufgabenträger ihre Systeme 

innerhalb ihren Einflussbereich weitgehend optimieren, am Rande eines Systems aber „Lücken“ entstehen in 

der Reisekette. Obgleich die Problematik von Anschlussverkehren an den Schnittstellen von Kernnetz und 

Nebenbahnen noch nicht umfassend gelöst werden konnte, kann durch die Orientierung am Incumbent zu­

mindest ein gewisses Maß an Koordination erreicht werden. Weiters gibt es in den Niederlanden relativ viele 

Aufgabenträger für ÖPNV/SPNV (12 Provinzen und 7 städtische Regionen). Dies erschwert die Optimierung 

des Angebots über die Verwaltungsgrenzen hinaus, weil die politische Interessen jenseits der Grenzen nicht 

immer übereinstimmen. 

Positiv hervorzuheben ist aber auch, dass sich die NS auch im Ausland (beispielsweise in Großbritannien) 

erfolgreich positionieren konnten. 

Eine zentrale Frage ist nun, ob bzw. in welcher Form in Österreich ein Eisenbahnsystem mit einem Hauptlini­

ennetz (Kernnetz) und mit öffentlich auszuschreibenden „Zubringerlinien“ als künftiges Modell zur Anwendung 

kommen könnte. 

Das Hauptliniennetz wird eigenwirtschaftlich von den NS betrieben. Mit dem Gewinn des Fernverkehrs finan­

zieren die NS die (als unrentabel betrachteten) Nahverkehrsleistungen191. Abgesehen von einigen Ausnahmen 

bezahlen die Regionen, die durch das Hauptliniennetz erschlossen werden, keinen Beitrag für diese Leistun­

gen. Nur der Betrieb auf „Nebenbahnen“ wird – nach Vergabe oder Ausschreibung – subventioniert. 

Würde man dieses Modell in Österreich anwenden, drängt sich die Frage auf, ob man ein Unternehmen dazu 

verpflichten kann, unrentable Leistungen zu erbringen, falls im rentablen Geschäftsfeld Wettbewerb stattfindet 

- wie dies auf der Westbahn beispielsweise bereits der Fall ist. 

191 Diese Situation wurde den Autoren von einem ehemaligen Bereichsleiter der NS bestätigt. 
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8.2 Strategische Grundsatzentscheidung 
Um die Entwicklungen innerhalb des niederländischen SPV besser verstehen zu 
können, werden im folgenden Abschnitt zwei wichtige Entwicklungen vorgestellt: 

 Umsetzung Personenbeförderung Gesetz 2000 (WP2000) 

 Umsetzung Eisenbahngesetz (Spoorwegwet) 

In Rahmen dieser Untersuchung ist wichtig zu erwähnen, dass in den Niederlan­
den Infrastruktur und Betrieb vollständig getrennt sind. Infrastrukturbetreiber 
ProRail ist für das ganze Eisenbahnnetz verantwortlich für: 

 Trassenvergabe/Disposition 

 Zugleitung 

 Streckenbau und Instandsetzung 

Das EVU Nederlandse Spoorwegen (NS) führt eigenwirtschaftlich Personenver­
kehr auf dem hoofdrailnet (Hauptliniennetz) durch und, im Auftrag der Provinzen, 
auf einigen regionalen Eisenbahnstrecken. Die EVU Connexxion, Veolia (beide 
gehörend zum Transdev Konzern), Arriva und Syntus führen den regionalen Ei­
senbahnbetrieb durch. Weiter gibt es verschiedene nationale und internationale 
Güterverkehrsunternehmen, die eigenwirtschaftliche Verkehre betreiben und in 
diesem Bericht weiter nicht berücksichtigt werden. 

8.2.1 Umsetzung Personenbeförderungsgesetz 2000 (WP2000) 

Absicht des Gesetzes 

Das neue Gesetz wurde Anfang 2001 rechtskräftig. Es zielte darauf ab, die Quali­
tät und Effizienz des ÖPNV zu steigern und zeitgleich die Kosten (für die Aufga­
benträger) zu senken. Die Zuständigkeit für den ÖPNV/SPNV wurde weitgehend 
vom Staat an die Provinzen übertragen. Das Gesetz förderte, mit einigen Aus­
nahmen, die Ausschreibung von sämtlichen ÖV Leistungen. 

Regionalisierung 

Im Personenbeförderungsgesetz wurde festgelegt, dass die Provinzen und einige 
andere regionale Gebietskörperschaften Aufgabenträger für den ÖPNV wurden. 
Das Verkehrsministerium blieb aber der Aufgabenträger für den Eisenbahnbetrieb 
der NS, mit Ausnahme vom SPNV auf 20 regionalen Eisenbahnstrecken (siehe 
Kapitel „Trennlinie Nah- und Fernverkehr“), über die 7% des gesamten Schienen­
verkehrs (in Pkm.) abgewickelt werden. Die Zuständigkeit für den SPNV wurde 
zwischen 1999 und 2007 schrittweise den Provinzen übertragen.  

2005 bekamen die NS den Zuschlag für den eigenwirtschaftlichen Betrieb auf das 
Hauptliniennetz bis 2015, für den eine jährlich zu entrichtende Gebühr von z.Zt. 
20 Mio. EUR (ab 2013: 30 Mio. EUR) an die Staat zu bezahlen ist. Gleichzeitig 
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bekam der aus den ehemaligen NS herausgelöste Infrastrukturbetreiber ProRail 
eine 10 jährige Konzession für die Streckeninstandsetzung. Die Einnahmen von 
ProRail bestehen aus staatlichen Subventionen und Streckengebühren, die die 
EVU bezahlen. 

Ausschreibungen der SPNV Konzessionen 

Seit dem Jahr 2001 werden die Zugleistungen auf regionalen Strecken allmählich 
öffentlich ausgeschrieben. Es gibt 11 Konzessionen, laut Gesetz befristet mit ma­
ximal 15 Jahren. Eine Konzession gilt als exklusives Recht, ÖV Verkehr innerhalb 
einer bestimmten Region oder auf einer bestimmten Strecke zu betreiben. In den 
Niederlanden gibt es verschiedene Konzessionen: 

 7 reine SPNV Konzessionen192 (Einzelstrecken oder Netze) 
 4 multimodale (Bus/Bahn) Konzessionen 

Folgen für den Schienenpersonennahverkehr 

Bis 2012 ist der Betrieb auf 18 der 20 regionalen Eisenbahnstrecken ausge­
schrieben worden, auf zwei Strecken sind die NS noch für den Betrieb zuständig 
(vgl. Abbildung 42). Bis zum Zeitpunkt der Übergabe des Betriebes an neuen Be­
treibern haben die Provinzen die NS beauftragt, den Verkehr weiter zu betreiben. 
Für diese Leistungen haben die Aufgabenträger (kurzfristige) Konzessionen an 
die NS erteilt. 

Abbildung 42: Regionalisierung im SPV 

Die Entwicklungen bezüglich der regionalen Eisenbahnlinien blieben nicht ohne 
Erfolg. Die Aufmerksamkeit der Provinzen und neuen Betreiber für die 20 bis da­
hin als unrentabel betrachteten Strecken führte letztendlich zu bis zu zweistelligen 

192 KPVV, 2012. 

98
 



 

 

 

 

 

                                            

 
 

Fahrgastzuwachszahlen. Es entstanden im Norden und Osten der Niederlande 
Initiativen, wobei Bus- und neu gegründete Bahngesellschaften eng zusammen­
arbeiteten und neue Konzepte entwickelten. Statt Parallelverkehre anzubieten 
wurden Bus und Schiene kundenorientiert verknüpft, Zugfrequenzen auf einigen 
Strecken verdoppelt, Bus- und Bahntarife integriert und Fahrzeuge durch neue 
ersetzt. Auch förderten die Aufgabenträger Bau und Inbetriebnahme von neuen 
Haltestellen. Wichtig ist, dass diese Erfolgstory nicht nur auf die Ausschreibun­
gen, sondern auf verschiedene Faktoren zurückzuführen ist. 

Laut einer Untersuchung der National Bank of Belgium haben die Fahrgastzahlen 
in den Niederlanden zwischen 2000 und 2010 mit 11,5% zugenommen193. Im 
gleichen Zeitraum, hat sich das Verkehrsvolumen bei den regionalen EVU ver­
doppelt. Einschätzungen zufolge beläuft sich das Ergebnis der Regionalisierung 
auf 20% Fahrgastzuwachs. Auch die Anbindung an andere öffentliche Verkehrs­
mittel wurde verbessert, ebenso wie die Erweiterung des Angebotes in der Früh 
und spätabends. Überdies können eine Zunahme der Fahrtenhäufigkeit und der 
Einsatz neuer Fahrzeuge verzeichnet werden.194 

8.3 Trennlinie Nah- und Fernverkehr 
Für das Verständnis der niederländischen Situation ist der Unterschied zwischen 
„Hauptliniennetz“ und den 20 regionalen Linien wichtig. Die NS verfügen über die 
Konzession für eigenwirtschaftliche Verkehre auf dem Hauptliniennetz, dies be­
trifft den Fernverkehr sowie sämtlichen SPNV der auf diesem Netz durchgeführt 
wird. Diese Konzession wird vom Ministerium herausgegeben und läuft bis 2015. 
Ein wichtiger Unterschied zu den regionalen Konzessionen ist, dass das Ministe­
rium als Aufgabenträger innerhalb bestimmter Rahmenbedingungen den NS rela­
tiv große Betriebsfreiheit überlassen. Eine neue Konzession für den Zeitraum 
2015 - 2025 ist derzeit in Vorbereitung.  

Als die NS im 1996 ihre „Selbstständigkeit“ erwarben, hat das Ministerium ermit­
teln lassen, welche regionalen Eisenbahnstrecken (Nebenbahnen) unrentabel 
waren und anfangs 30 Strecken aus rein finanziellen Gründen aus der Konzessi­
on für das Hauptliniennetz gelöst. Regionale Aufgabenträger, die Provinzen, be­
kamen die Subventionen für den Betrieb vom Ministerium inklusive einen Aus­
gleich für die vom EVU zu entrichtenden Streckengebühren. Die Zuständigkeit für 
10 regionale Strecken wurde nicht dezentralisiert. Der Betrieb wird weiterhin von 
den NS durchgeführt. 

Im Rahmen dieser Untersuchung ist vor allem von Interesse, dass die 20 „de­
zentralisierten“ regionalen Strecken sich großenteils außerhalb der Ballungsge­
biete Amsterdam, Den Haag und Rotterdam befinden und überwiegend rurale 
Regionen erschließen. Es gibt kaum Streckenabschnitte, die von den NS und re­
gionalen Eisenbahnverkehrsunternehmen gemeinsam betrieben werden, abgese­

193 NBB, 2012 
194 Deville and Verduyn, 2012 
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hen von einigen kurzen Streckenabschnitte (regionale Strecken, die sich kurz vor 
einem Knotenpunkt ins Hauptnetz einfädeln). Die Laufzeiten der aktuellen Kon­
zessionen sind in Abbildung 42 dargestellt. 
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Strecke Dordrecht ‐ Geldermalsen 

Nebenbahnen in Limburg (2) 

Strecke Rotterdam ‐ Hoek v. H. 

Strecke Amersfoort ‐ Ede‐W 

Nebenbahnen Gelderland (4) 

Strecke Zutphen ‐ Apeldoorn 

Strecke Zutphen ‐ Oldenzaal 

Strecke Almelo ‐Mariënberg 

Strecke Almelo ‐Mariënberg 

Strecke Zwolle ‐ Emmen 

Strecke Zwolle ‐ Kampen 

nördliche Nebenbahnen (6) 

12/yy 

12/yy 

12/yy 

12/yy 

12/yy 

12/yy 

12/yy 

12/yy 

12/yy 

12/yy 

09/yy 06/yy 03/yy 12/yy 09/yy 05/yy 02/yy 

Vertragslaufzeit 

Abbildung 43: Konzessionen und Vertragslaufzeiten 

8.4 Reglung der eigenwirtschaftlichen Verkehre 
Der Verkehrsminister plant, die Konzession für das „Hauptliniennetz“ für den Zeit­
raum 2015 – 2025 wieder an die NS zu vergeben. Anders als in der heutigen Si­
tuation gibt es aber die Absicht, fünf Nahverkehrslinien aus dem Hauptnetz her­
auszulösen und öffentlich auszuschreiben. Der verkehrspolitische Wunsch der 
zuständigen Provinzen, ist eine bessere Integration dieser Nahverkehrsleistungen 
in das gesamte regionale ÖV-Nahverkehrskonzept. Dieses „Herauslösen“ von 
Linien aus dem Hauptnetz unterliegt restriktiven Bedingungen: 

 Erhalt der Zusammenhang des SPV innerhalb den Ballungsgebieten 
„Randstad“ innerhalb und zwischen den Großstädten Amsterdam, Den 
Haag, Rotterdam, Utrecht 

 Keine zusätzliche Umsteigevorgänge für die Fahrgäste 
 Tarifintegration 

Die Provinz Limburg ist Aufgabenträger für zwei Nebenbahnen (siehe Case Stu­
dy). Sie hat in Rahmen der Vorbereitungen der neuen NS Konzession bereits In­
teresse in der Regionalisierung von zwei zusätzlichen Nahverkehrslinien gezeigt, 
die von den NS auf dem Hauptnetz betrieben werden. Das Ministerium steht die­
sem Wunsch positiv gegenüber. 
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8.5 Anpassungszeiträume 
Einige Ausschreibungen waren sehr knapp geplant. Aus diesem Grund war die 
Betriebsaufnahme innerhalb eines Jahres nachdem der Zuschlag abgegeben 
wurde. Auf einige Strecken wurden deshalb der Betrieb mit alten (NS) Fahrzeu­
gen aufgenommen – ausländische Fahrzeuge können in den Niederlanden kaum 
eingesetzt werden, u.a. wegen des Zugsicherungssystems ATB und dem 
Stromsystem. Mittlerweile werden bei Ausschreibungen die Baufristen für neue 
Triebfahrzeuge (> 2 Jahre) besser berücksichtigt. 

Um die verkehrspolitischen Ziele der Provinzen als Aufgabenträger zu erreichen, 
wie zum Beispiel die Erweiterung des Zugangebotes, sind oft bauliche Maßnah­
men erforderlich (zusätzliche Ausweichstellen, Erhöhen der Streckengeschwin­
digkeit, neue Haltestellen, usw.). Die Provinzen haben aber keine offizielle Bezie­
hung – auch keinen Vertrag mit dem Infrastrukturbetreiber ProRail. Weil alle Stre­
cken von ProRail verwaltet werden und nur die Staat Aufgabenträger der von 
ProRail verwalteten Konzession ist, kostet es sehr viel Zeit (in der Regel mehrere 
Jahre), um Erweiterungen oder sonstige Verbesserungen der Strecken umzuset­
zen. 

8.6 Infrastrukturvergabe, Zugangsregelung 

8.6.1 Zugangsregelung 
ProRail veröffentlicht jährlich ein „Schienennetz-Nutzungsbedingungen“. Es ent­
hält u.a. das Access Agreement, einen Vertrag der jährlich zwischen ProRail und 
EVU vereinbart wird. Dieser enthält Bestimmungen über die Qualität der Eisen­
bahninfrastruktur, Aspekte bezüglich der Beantragung von Kapazität und über die 
Trassengebühren. Auch die Dienstleistungen von ProRail werden in dieser Ac­
cess Agreement beschrieben. 

8.6.2 Vergabeverfahren 
Die EVU beantragen jährlich die Trassen für das nächste Fahrplanjahr beim Infra­
strukturbetreiber ProRail, der für eine diskriminierungsfreie Vergabe verantwort­
lich ist. ProRail beurteilt die Beantragungen auf Konflikte und schlägt den Ver­
kehrsunternehmen Lösungen vor. Sind diese nicht zufriedenstellend, dann erklärt 
ProRail eine Strecke, bzw. ein Gleis für überbelastet. ProRail ist verpflichtet eine 
Analyse durchzuführen, wie die Kapazität der Strecke gesteigert werden kann 
beziehungsweise wie der festgestellte Engpass beseitigt werden kann.  

In der Praxis werden nach holländischen „Polderverfahren“ zwischen den Ver­
kehrsunternehmen und ProRail Lösungen besprochen und Kompromisse erreicht. 
Sind diese nicht erreichbar, vergibt ProRail die Trassen laut einer vorgegebenen 
Reihenfolge. 
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8.7 Aufgabenteilung/Organisation bei Ausschreibungen 

Ministerium für 
Infrastruktur und 
Umwelt (I&M) 

Infrastrukturmanager 
(ProRail) 

acces agreement 
Betreiber Hauptnetz 

(NS) acces agreement 
Betreiber 

Nebenbahnen 

Provinzen 
(Aufgabenträger 
Nebenbahnen) 

Abbildung 44: Organisation von Ausschreibungen 

8.8 Wettbewerbskontrolle und Regulierung 
Das Aufsichtsorgan NMa (Nederlandse mededingingsautoriteit)195 ist als Behörde 
für die Wettbewerbsaufsicht verantwortlich. In Rahmen des SPV ist vor allem von 
Interesse, dass die NMa auf die diskriminierungsfreie Vergabe der Trassen von 
ProRail achtet. Außerdem prüft die NMa die korrekte Tarifgestaltung der Trassen-
gebühren. 

8.9 Case Study NL-1: Provinz Limburg 
In folgenden Abschnitt werden die Leistungs-, Finanz- und Servicekennzahlen für 
zwei regionale Eisenbahnlinien im Südosten dargestellt. Die Provinz Limburg hat 
2006 den gesamten ÖPNV in der Provinz ausgeschrieben, inklusive des Bahnbe­
triebes auf zwei regionalen Bahnstrecken. Veolia bekam den Zuschlag und starte­
te im Dezember 2006 den Betrieb. Bis dahin betrieben die NS die Strecken, eine 
mit unbekannten Zuschüssen und eine ohne Zuschüsse. Es betraf eine integrierte 
ÖPNV/SPNV-Ausschreibung. Die Bahn wurde der Hauptverkehrsträger im ÖV, 
parallele Busverkehre wurden gestrichen und neue Verknüpfungen zwischen Bus 
und Schiene geplant. Absicht der Provinz war, dass ein multimodales Verkehrsun­
ternehmen besser in der Lage sei, die Koordination zwischen verschiedenen Ver­
kehrsträgern sicherzustellen. Wegen dieser integrieren Ausschreibung ist es lei­
der nicht möglich, einzelne Subventionen für die Schiene darzustellen, weil das 
Verkehrsunternehmen eine Gesamtsumme von der Provinz bekommt. 

195 Weblink: www.nma.nl. 
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Vor Ausschreibung Nach Ausschreibung 

Aufgabenträger Provinz Limburg 	 Provinz Limburg 

EVU NS 	 Veolia 

Zeitraum -	 2007 – Ende 2016 

Vertragsart -	 Nettovertrag 

Strecken(länge): 

Strecke a) Maastricht – Kerkrade (34 Km) 

Strecke b) Nijmegen – Roermond (85 Km) 

Fzkm * 1.000 im Jahr 2010 

Strecke a) 513 846 (+ 65%) 

Strecke b) 2.277 2.818 (+ 24%) 

Triebfahrzeuge 

Strecke a) Elektrotriebwagen (ca. 1970) 8 Stadler GTW (elektrisch) 

Strecke b) Dieseltriebwagen (ca. 1990) 16 Stadler GTW (diesel) 

Passagiere pro Jahr (2005) (2010) 

Strecke a) 2,6 Mio. 3,8 Mio. 

Strecke b) 5,6 Mio. 6,1 Mio. 

Gesamt 8,2 Mio. 9,9 Mio. 

Pkm 

Strecke a) 40,1 Mio. 58,3 Mio. 

Strecke b) 152,1 Mio 162,0 

Wettbewerber -	  Arriva 

 Connexxion 

 Veolia 

Budget  

Erfahrungen Zu kurze Vorbereitungszeit. 

Zu große Änderungen in gesamten ÖV 

Konzept gleichzeitig. Deswegen sehr 

starker Fahrgastrückgang auf Strecke 

b), wo im Anfangsjahr der neuen Kon­

zession sehr alte NS Triebfahrzeuge 

eingesetzt wurden. 

Das Angebot wurde nach Einsatz der 

neuen Triebwagen sehr gut angenom­

men. 
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8.9.1 Fahrzeuge 
Mit der Aufnahme des neuen Betriebes wurde die NS-Flotte von neuen Stadler 
Triebfahrzeugen abgelöst. Vor allem auf der elektrisch betriebenen Strecke Maas­
tricht – Kerkrade führte dies zu einer großen Verbesserung in Bezug auf Komfort 
und Zugänglichkeit, weil die Triebwagen der NS aus den 60/70er Jahren stamm­
ten. Die Dieseltriebwagen, die die NS eingesetzt haben, waren zwar erheblich 
neuer (erbaut in den 90er Jahren), hatten aber deutlich geringere Beschleuni­
gungswerte als die GTW Fahrzeuge waren auch keine Niederflurfahrzeuge. 

Grundausstattung der neuen Fahrzeuge: 

 Niederflur 

 2+3 Bestuhlung 

 digitales Fahrtgastinformationssystem 

 Rollstuhlzugängliche Toilette 

8.9.2 Fahrgastinformationssysteme 
Fahrzeuggebundene Echtzeit-Informationssysteme sind mittlerweile eine Stan­
dard Ausschreibungsbedingung. 

Infrastrukturbetreiber ProRail stattet alle Bahnhöfe und Haltestellen in den Nieder­
landen mit einem aktuellen Zuginformationssystem (Bildschirm) aus (vgl. Abbil­
dung 45). 

Abbildung 45: Zuginformationssystem 

Zurzeit sind die NS und ProRail (noch) für die Verarbeitung von Fahrplan- und 
Echtzeitdaten (z.B. Zugverspätungen) auf regionalen Linien zuständig. 

8.9.3 Produktivitätsentwicklung 
In Bezug auf die Produktivitätsentwicklung ist folgendes zu berücksichtigen: Diese 
Kennzahl wurde deswegen positiv beeinflusst, weil bei der Betriebsübernahme 
der Schaffner abgeschafft wurde. Während bei den NS jeder Regionalzug immer 
über einen Schaffner verfügt, ist dies bei den „Regionalen“ nicht mehr der Fall. Es 
gibt aber in dem niederländischen Ausschreibungsverfahren Ausnahmen, wobei 
ein Betrieb mit Schaffnern vorgeschrieben ist (NL: Provinz Overijssel, siehe Case 
Studie 2). Meistens haben aber Serviceteams den Betrieb mit Schaffnern abge­
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löst. Aussagen zu Erlösen bzw. Kostendeckungsgraden können für Limburg auf­
grund fehlender Daten leider nicht getroffen werden. 

8.10 Case Study NL-2: Provinz Overijssel 
In folgenden Abschnitt werden die Ergebnisse der Regionalisierung und Aus­
schreibung zweier regionaler Eisenbahnlinien im Nordosten dargestellt. Die Pro­
vinz Overijssel ist seit 2007 für den Betrieb auf der 75 Km langen, elektrifizierten 
Strecke Zwolle – Emmen zuständig. Sie ist als Case Study deswegen von Inte­
resse, weil einige Merkmale auch für österreichische regionale Bahnstrecken zu­
treffen können: 

	 Die Strecke erschließt eine relativ dünn besiedelte Region 

	 elektrischer Betrieb 

	 größtenteils eingleisige Strecke 

	 Bahnhofslage: einige Bahnhöfe befinden sich außerhalb von Orten 

	 Kurzer Vertrag mit dem Incumbent als Übergangsmaßnahme. Wegen der 
schon geplanten Ausschreibung wurde der Betrieb für einen relativ kurzen 
Zeitraum an die NS vergeben, Anfangs von 2007 bis 2010, später ist dieser 
Vertrag bis 2012 verlängert worden. 

2010 schrieb die Provinz einen Bruttovertrag für diese Strecke und für die 19 km 
lange, nicht elektrifizierte Nebenstrecke Almelo – Mariënberg aus. Betriebsauf­
nahme ist Dezember 2012, daher sind die Fahrgastzuwachszahlen noch nicht 
bekannt. Arriva bekam den Zuschlag für beide Linien. 

Vor Ausschreibung Nach Ausschreibung (ab Dez. 2012) 

Aufgabenträger Provinz Overijssel	 Provinz Overijssel 

EVU NS 	 Arriva 

Zeitraum -	 2013 – 2028 

Vertragsart Nettovertrag 	Bruttovertrag 

Strecken(länge): 

Strecke a) Zwolle – Emmen: 75 Km (elektrisch) 

Strecke b) Almelo – Mariënberg: 19 Km (diesel) 

Fzkm pro Werktag (Daten aus 2012) 

Strecke a) 5.175 6.840 (+ 32%) 

Strecke b) 1.026 Unbekannt, minimal aber 1.026 

Triebfahrzeuge 

Strecke a) 

Strecke b) 

Elektrotriebwagen (ca. 1970) 

Alsthom Lint Dieseltriebwagen (2004) 

14 Stadler GTW (elektrisch) 

3 Alsthom Lint (generalüberholt) 
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Vor Ausschreibung Nach Ausschreibung (ab Dez. 2012) 

Passagiere (Werktag) (Daten aus 2006) Betrieb noch nicht aufgenommen 

Strecke a) 8.475 Betrieb noch nicht aufgenommen 

Strecke b) 1.342 

Pkm pro Jahr 

Strecke a) 100,0 Mio. 

Strecke b) 4,4 Mio 

Wettbewerber -	  Arriva (Gewinner) 

 Syntus 

 Veolia 

Erfahrungen Vorbereitungszeit (2 ½ Jahre ab Ertei­

len des Zuschlages an Arriva) war gut. 

Ausschreibungsprozedur (3 Monate für 

das Erstellen der Angebote) war je­

doch ziemlich knapp; ein Anbieter 

konnte deswegen die Finanzierung der 

Triebfahrzeuge nicht rechtzeitig Zu­

standebringen, ansonsten hätte es vier 

Mitbewerber gegeben. 

*) es gibt verschiedene Phasen zu berücksichtigen: 

	 Hier dargestellt ist die Zahl der Zkm. während der Betriebsübernahme auf 
derzeit existierende Anlagen – einige zusätzliche Kurse Abends und wäh­
rend Hauptverkehrszeiten, damit in der an häufigsten frequentierten Fahrt­
richtung ein 15 Minutentakt entsteht. 

	 Die Passagierangaben für die neue Situation können noch nicht dargestellt 
werden, weil der Betriebsübernahme erst im Dezember 2012 stattfindet. 

8.10.1 Fahrzeuge 
Arriva wird ab Dezember 2012 14 neue, elektrische Triebwagen (Stadler GTW) 
einsetzen und zwei Dieseltriebwagen (Alsthom Lint) für die nicht elektrifizierte Ne­
benstrecke. 

 Ausstattung der neuen GTW-Triebwagen: wie Case Study Limburg, Be­
stuhlung jedoch 2+2 

 Laut Ausschreibungsunterlagen verfügen alle Züge über Zugbegleiter. 

8.11 Planung (Fahrplangestaltung, Vertaktung) 

8.11.1 Fahrplangestaltung während Ausschreibungsverfahren 
Während des Ausschreibungsverfahrens schreibt der Besteller immer ein Min­
destangebot vor, z.B. einen Halbstundentakt oder Stundentakt. Auch ist es üblich, 
Anschlüsse zu den Zügen der NS innerhalb bestimmten Rahmen vorzuschreiben. 
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Die EVU bestimmen innerhalb dieses Rahmens selbst den Fahrplan und Fahr­
zeugeinsatz und optimieren diese Parameter. Ein erweitertes Angebot wird inner­
halb des Verfahrens oft positiv bewertet. Während des Verfahrens prüft ProRail 
den Fahrplan in Bezug auf fahrplantechnische Bedingungen (z.B. auf das Einhal­
ten von Normen für eingleisige Strecken) und Konflikte mit anderen Trassenbean­
tragungen. Meistens werden schon während der Ausschreibung künftige Erweite­
rungen bzw. Verbesserungen der Infrastruktur berücksichtigt, für die von den 
Subskribenten ebenfalls Fahrplanvorschläge erwartet werden. Die Bewertung der 
Fahrpläne ist abgesehen vom Preis oft Bestandteil des Vergabeverfahrens. 

8.11.2 Weiterentwicklung der Fahrpläne während Laufzeit einer Konzession 
Die Aufgabenträger verfolgen innerhalb der Dezentralisierung bestimmte Ziele mit 
den regionalen Bahnstrecken. Fahrgastzuwachs bildet ein wichtiges Thema. Die­
ses Ziel wird oft durch enge Zusammenarbeit mit dem beauftragen Verkehrsun­
ternehmen verfolgt. Die Anreize für die Unternehmen sind höhere Fahrgeldein­
nahmen und manchmal auch Bonusse bei einer bestimmten Fahrgastzunahme. 

Die Schwerpunkte und Ansätze sind in den berücksichtigten Regionen unter­
schiedlich: 

Provinz Limburg 

Nach der Aufnahme des Betriebes durch den neuen Betreiber Veolia hat sich die 
Provinz auf die Eröffnung von drei neuen Haltestellen konzentriert. Auf einem Ab­
schnitt der Strecke Venlo – Nijmegen realisierten Aufgabenträger und EVU kurze 
Taktzeiten während den Hauptverkehrszeiten. Das Angebot wird von den Fahr­
gästen sehr gut angenommen. 

Provinz Overijssel 

Der Fahrplan soll direkt nach der Übergabe an den neuen Betreiber Arriva im De­
zember 2012 auf einer häufig frequentierten Teilstrecke verdichtet werden, damit 
während Hauptverkehrszeiten schließlich vier Züge pro Stunde verkehren. Nach 
Adaptierung der Strecke sollen weitere Angebotsverbesserungen, wie beispiels­
weise die Optimierung des Fahrplans und eine bessere Anbindung der Neben­
strecke an der Hauptstrecke realisiert werden. 

Provinz Gelderland - Valleilijn 

Der Betreiber Connexxion-Transdev hat auf einer Teilstrecke das Angebot auf 
seiner regionalen Eisenbahnstrecke verdoppelt (nach Adaptierung der Strecke). 
Außerdem versucht der Betreiber, kundenorientiert die Endpunkte der Linie in die 
Großstädte Utrecht bzw. Arnheim zu verlängern, damit Fahrgäste nicht mehr um­
steigen müssen. Weil die Verlängerung eine Beeinträchtigung der NS-Konzession 
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für das Hauptliniennetz bedeutet (Parallelverkehre) bleibt dieses Vorhaben vorläu­
fig problematisch. 

8.11.3 Abstimmung der Fahrpläne 
Gestaltung und Abstimmung der Fahrpläne wird von de EVU durchgeführt. Die 
Aufgabenträger spielen dabei eine untergeordnete Rolle. Weil Anschlüsse zu den 
Zügen der NS meistens in Rahmen der Konzession vorgeschrieben sind, werden 
diese bilateral abgestimmt. ProRail übernimmt weitere Abstimmungsvorgänge. Es 
ist aber fraglich, inwieweit die NS bei ihrer langfristen Angebotsplanung ausrei­
chend die regionalen Anbieter mit einbeziehen bzw. ihre Interessen berücksichti­
gen können. 

8.12 Tarifgestaltung, Preisgestaltung 
Die Gestaltung der regionalen Tarifstruktur und Fahrpreise ist eine Verantwort­
lichkeit der Provinzen. Weil derzeit auf alle regionale Strecken das elektronische 
ÖV Chipcard benutzt werden kann, können die Aufgabenträger unterschiedliche 
Tarife und Vorteilscard ähnliche Ermäßigungen anwenden. 

Das Tarifsystem der NS wird allerdings auch bei den regionalen EVU angewendet 
und sämtliche NS Fahrausweise und Zeitkarten werden anerkannt. Es ist außer­
dem grundsätzlich möglich, von und zu allen Bahnhöfen (egal welches Unter­
nehmen sie bedient) durchgehende Fahrkarten zu lösen, allerdings nur Papier­
fahrscheine. 

Ein öfters diskutiertes Thema ist die Verteilung der Fahrgeldeinnahmen durch die 
NS an den regionalen EVU, der auf Grund von Stichproben in den Zügen sowie 
Auswertung der verkauften Fahrausweise erfolgt(e). Die Einführung des ÖV 
Chipcards hat dieses Problem teilweise gelöst, doch nicht auf eine für den Fahr­
gast zufriedenstellende Art (siehe folgenden Abschnitt). 

8.12.1 „Problemfall“ e-Ticketing 

Case: Konzessionsüberschreitende Fahrten mit der elektronischen ÖV 
Chipcard 

Seit einigen Jahren funktioniert in den Niederlanden das electronic Ticketing („ÖV 
Chipcard“). Die ÖV Chipcard wird mit einem Guthaben aufgeladen. Am Aus­
gangsbahnhof meldet sich der Reisende mit dieser Karte bei einem „check-in“ 
Point, am Endbahnhof wiederholt sich diese Prozedur bei einem „check-out“ 
Point. Die Fahrtkosten werden mit dem Guthaben verrechnet. Innerhalb des 
Hauptliniennetzes der NS funktioniert dieses System einwandfrei. Aufgrund unter­
schiedlicher Systeme ist es aber nicht möglich, mit dem elektronischen Fahr­
schein durchgehende Fahrten (mit verschiedenen EVU) zu unternehmen. 

Gründe dafür sind: 
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	 Die NS haben für den technischen Teil der ÖV Chipcard ein anderes Sys­
tem gewählt als die anderen EVU. Dies erschwert die Integration beider 
Systeme erheblich. 

 Die NS haben relativ große Autonomie in Bezug auf Gestaltung des Ti­
cketsystems 

Folgen: 

	 Umsteigevorgänge werden erheblich erschwert. Bei jedem Umsteigevor­
gang, der einen Betreiberwechsel erfordert, ist es notwendig, sich mit der 
ÖV-Chipcard bei dem Pfosten des jeweiligen Betreibers abzumelden und 
sich bei jenem Betreiber, bei dem die Reise fortgesetzt wird, sofort wieder 
anzumelden. 

	 Zusätzlicher Nachteil ist der Verlust des Vorteils der Tarifdegression. 
	 Fahrten, die über die Konzessionsgrenze hinausgehen, werden von den 

jeweiligen Unternehmen als zwei separate Fahrten registriert. Es gibt keine 
(gemeinsamen) Daten mehr, die für die Optimierung der Anschlüsse aus­
gewertet werden können. 

Was kann man hieraus lernen? 

	 Die Vertretung der Interessen der Fahrgäste, die über eine „Konzessions­
grenze“ hinausgehen, ist unzureichend. 

	 Es fehlt an einem offiziellen Grund (bzw. es mangelt einer Gesetzesgrund­
lage) durch welchen EVU verpflichtet werden können, eine vollständige Ta­
rifintegration durchzuführen. 

8.13 Charakteristika der Ausschreibungen 
Der Großteil der Ausschreibungen im SPNV in den Niederlanden sind Nettoaus­
schreibungen. Der Provinz Overijssel (Gebiet 2) wählt dagegen ausnahmeweise 
für Bruttoverträge. Fahrgeldeinnahmen kommen dem Aufgabenträger zugute, der 
das Ertragsrisiko trägt. Der Grund für diese Entscheidung ist die negative Erfah­
rung der Provinz Overijssel mit Nettoverträgen im Busverkehr in Bezug auf Pro­
duktentwicklung. Der Busverkehr war trotz eines Nettovertrages eher an Effi­
zienzsteigerung als an den Bedürfnissen der Fahrgäste orientiert. 

Die Wettbewerbsfähigkeit sollte außerdem dadurch verbessert werden, dass Teil­
nehmer an Ausschreibungen kein Risiko wegen falsch eingeschätzter Fahrgeld­
einnahmen tragen sollten. Dies war ein weiterer Grund, warum sich die Provinz 
dazu entschlossen hat, das Ertragsrisiko selber zu tragen. 

Weil der ausgeschriebene SPNV Betrieb in Overijssel noch nicht aufgenommen 
worden ist, gibt es noch keine Erfahrungen mit diesem Bruttovertrag. 
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9 Länderbericht Schweden 

9.1 Abstract in Modulstruktur 

Modul 1 (Gesetzgebung) 

Die nationale Gesetzgebung und die Rahmenbedingungen sind in Schweden wie folgt gestaltet: 

 Verantwortung für Nahverkehr wird den neu gegründeten Aufgabenträgern (den RKTM) überlassen 

(1979) – ab 1990 auch in Bezug auf die Verantwortung für den SPNV. 

 Annahme des Beförderungsgesetzes von 1988  und anschließende Teile der Gesetzgebung (ab 

1988): Trennung von Infrastruktur und Bahnbetrieb;  

 Ab 1990 können Zugleistungen durch Ausschreibungswettbewerb von regionalen Behörden erwor­

ben werden 

 Ab 1993 war ebenfalls Ausschreibungswettbewerb im Fernverkehr möglich 

 Im Jahr 2009 wurden weitere Reformen durchgeführt (auch aufgrund entsprechender EU-Vorgaben 

durch das 3. Eisenbahnpaket und die VO 1370/2007), die Verordnung 1370/2007 hat Wirkung im 

dem schwedischen Rechtssystem. 

 2012 trat ein neues Gesetz bezüglich öffentlichem Verkehr in Kraft. 

Für eine genauere Darstellung der Rahmenbedingungen wird an dieser Stelle auf den Haupttext verwiesen. 

Modul 2 (Organisation) 

Im Wesentlichen gibt es im Bezug auf die Organisation des schwedischen SPV zwei Ebenen – und zwar eine 

nationale und regionale Komponente.
196 

In nationaler Ebene ist Rikstrafiken (seit 2011 Teil der schwedischen Transportbehörde Trafikverket) Aufga­

benträger für den gesamten Fernverkehr. Ihre Aufgaben sind das Definieren des Fernverkehrs, die Regulie­

rung der nicht eigenwirtschaftlichen Verkehre (Bahn, Schiff und Flugverkehr) und die Auftragsvergabe (an 

EVU). 

Auf regionaler Ebene sind die CPTAs (County Public Transport Authorities) die Aufgabenträger. Zusätzlich zu 

den üblichen Aufgaben stellen sie den EVU auch Rollmaterial zur Verfügung. 

Rikstrafiken und die CPTAs, sowie die CPTAs untereinander, arbeiten eng zusammen, um größere Netze 

bilden und ein hohes Maß an Koordination bieten zu können. 

Modul 3 (Ausgestaltung) 

Eigenwirtschaftlicher Fernverkehr wird im Open-Access Wettbewerb durchgeführt (auch die staatsnahe SJ 

betreibt solche Verkehre). Beispiel dafür sind u.a. die Höchstgeschwindigkeitszüge. Des Weiteren wird Fern­

verkehr, der nicht eigenwirtschaftlich betrieben werden kann, von Trafikverket öffentlich ausgeschrieben. 

Der SPNV wird komplett ausgeschrieben (von den CPTAs) und von verschiedenen EVU durchgeführt. Laut 

dem CER Bericht aus dem Jahr 2010, können ca. 45% der Pkm als gemeinwirtschaftlicher Verkehr klassifiziert 

werden. 

Der Markt für kommerziellen Personenverkehr auf der Schiene ist seit 2012 vollständig für Wettbewerber ge­

öffnet. Jedes EVU hat das Recht, neue Linien zu öffnen, entweder Lokal-, Regional oder Fernverkehrslinien. 

Die regionalen Aufgabenträger haben in diesem Kontext keine Möglichkeit, solche Initiativen zu verhindern. 

196 Vgl. u.a. CER Report, 2011. 
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Eine auf diese Weise neu gegründete Verbindung kann das wirtschaftliche Gleichgewicht der bereits vergebe­

nen öffentlichen Dienstleistungsverträge für den Regional- oder Fernverkehr mitunter jedoch massiv beeinflus­

sen. Die möglichen Probleme, die durch diese Änderung auftreten könnten, sind im Voraus festgestellt, jedoch 

nicht gelöst worden. Künftige Bieter müssten in ihrem Angebot das Risiko des potentiellen Einnahmeverlustes 

berücksichtigen, insbesondere bei Ausschreibungen auf Basis von Netto-Verträgen. Anderseits hat der ge­

meinwirtschaftliche Verkehr, der von Aufgabenträgern bestellt wird, der Kostenvorteil der tlw. durch öffentliche 

Mittel finanzierten Fahrzeuge. 

Nachstehend sind die Marktanteile der in Schweden tätigen EVU (sowohl regional- als auch Fernverkehr) 

ausgewiesen: 

 SJ: 56% 

 andere EVU: 44% 

Modul 4 (Einbindung der Regionen) 

Die Regionen erfüllen in Form der CPTAs (County Public Transport Authorities) folgende Aufgaben: 

 Festlegen/Vorschreiben von lokalen und regionalen Verkehrsbedürfnisse im Interesse der Einwohner 

 Beauftragen von SPNV-Leistungen (Dienstleistungsverträge) und Vertragskontrolle 

 Stellen den EVU Rollmaterial zur Verfügung 

Die Provinzen werden innerhalb der kommenden Jahre in so genannte Großprovinzen umgewandelt, was 

auch die entsprechende Verwaltung der Verkehrsverträge auf Provinzebene vereinfacht. 

Modul 5 (Finanzierung) 

Die CPTA bestellen und finanzieren die regionalen Verkehrsleistungen. Die Staat (bzw. die Behörde Trafikver­

ket) bestellt und bezahlt überregionale und Fernverkehrsleistungen. 

Bis vor einiger Zeit bestimmte die SJ selber, ob eine Strecke rentabel zu betreiben war. Im Fall einer unrentab­

len Verbindung bekam die zuständige Behörde die Möglichkeit, den Betrieb auszuschreiben. 

Wie beim Modul 3 vermerkt, gibt es seit 2012 „Open-Access“ für alle Verkehre, die auf eigenwirtschaftlicher 

Basis stattfinden. Ein EVU bestimmt selbst, ob es imstande ist, den Verkehr auf Grund der erwarteten Fahr­

kartenerlöse rentabel durchführen zu können. Es liegen keine vorgegebenen Definitionen von Eigenwirtschaft­

lichkeit bzw. Gemeinwirtschaftlichkeit vor. 

Problematisch im Zusammenhang mit der Finanzierung ist, dass die SJ als staatsnaher Betrieb offensichtlich 

darauf vertraut, bei finanziellen Problemen vom Staat „aufgefangen zu werden und dadurch ihre aggressive 

Preisstrategie („predatory pricing“) vermutlich zumindest auch teilweise weiterhin verfolgt. 

Im Jahr 2011 stellte sich heraus, dass das seit 2009 bei Ausschreibungen dominierende Unternehmen DSB, 

mittlerweile das zweitgrößten EVU nach der SJ in Schweden, in massive finanzielle Probleme geraten ist und 

die Auslandsaktivitäten der DSB hohe Defizite erwirtschaften. Die Erfolge bei den Ausschreibungen wurden 

daher offensichtlich durch viel zu geringe Gebote erzielt. 

IBE bildet in Schweden nur ein geringer Bestandteil der wirklichen Kosten (13%) und dürfte eigentlich auch 

nicht mehr zunehmen als das generelle Preisniveau. Damit wird der Schienenverkehr im Vergleich zu anderen 

Verkehrsträgern gefördert. 

Modul 6 (Komplexität und Systemsteuerung) 
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Wegen des starken Einflusses der Aufgabenträger auf die Gestaltung der Fahrpläne ist es vergleichsweise 

überschaubar, falls es mehrere Betreiber gibt. Bei genaueren Analysen der Situation in Stockholm scheint es 

aber auch hier Probleme zu geben, und zwar im Bezug auf die Disposition von verspäteten Zügen, vor allem 

auf Strecken wo es einen Mischverkehr von Personen- und Güterzügen gibt. 

Die Komplexität wird außerdem zunehmen, falls EVU neue Verbindungen starten die tlw. mit existierenden, 

vertraglich vereinbaren, Dienstleistungen kollidieren. Außerdem: Wie wird man künftig z.B. das Risiko des 

Einnahmeverlustes (für Betreiber oder für Besteller) abdecken, falls auf einer lukrativen Strecke neue Verbin­

dungen eigenwirtschaftlich angeboten werden? Auch die Vergabe von Trassen müsste einem geeigneten 

Referenzprozess angepasst werden. Weil diese Möglichkeit (des eigenwirtschaftlichen Verkehrs innerhalb 

gemeinwirtschaftlichen Bereichen) jedoch noch so neu ist, liegen leider keine Beispiele vor. 

Insgesamt ist festzustellen, dass die Kosten und die Komplexität des Gesamtsystems Bahn in Schweden im 

Liberalisierungszeitraum deutlich gestiegen sind. 

Zwischenfazit und Übertragbarkeit auf Österreich 

Insgesamt wurden die verkehrspolitischen Ziele in Schweden nicht erreicht. Überdies musste mal aufgrund der 

fehlenden Vorerfahrungen, ähnlich wie in Großbritannien, laufend „Konzeptionsfehler“ des Systemdesigns 

korrigieren. Auf Grundlage der durchgeführten Analyse und bezugnehmend auf eine Kurzstudie von Phillip 

Nagl sowie auf Basis der genauer analysierten Ausschreibungsverfahren der S-Bahn Stockholm kann man bei 

einer Bewertung des schwedischen Modells folgende Schlussfolgerungen ziehen: 

 Sehr langfristiger Reformbedarf, laufend Anpassungen nötig 

 Incumbent SJ hat versucht, durch sehr günstige Angebote im Ausschreibungswettbewerb „zu überle­

ben“, was letztendlich fast zu einer Insolvenz geführt hat. 

 Der Aufbau eines (kostenintensiven) Verwaltungsapparats war nötig, um die Ausschreibungen durch­

führen zu können. 

 Probleme mit (Erst)Ausschreibungen führten zu umfangreichen Problemen im Betrieb, hohen Zug­

ausfallquote und zu Verspätungen. 

Positiv fallen hingegen folgende Punkte auf: 

 Die zuständigen Regionen arbeiten bei Ausschreibungen zusammen, um möglichst optimale Net­

ze/Ausschreibungslöse zu gestalten. 

 Es gibt seit 1992 es eine fast ununterbrochene Fahrgastzunahme im SPV; die Frage ist jedoch, in 

welchem Zusammenhang diese Zunahme zu den Reformen steht. 

Es ist jedoch sehr fraglich ob bzw. in welcher Form das schwedische Modell innerhalb des österreichischen 

SPV-Kontexts umgesetzt werden könnte. Schon geografisch gibt es viele Unterschiede (Schweden befindet 

sich in einer Randlage und auch die Verteilung der Nachfrager im Raum ist stark unterschiedlich).  

In Österreich wird, anders als in Schweden, ein Großteil des Nah- und Regionalverkehrs direkt vom Bund über 

den GWL-Vertrag finanziert. So bestellt der Bund über den GWL-Vertrag für rund 569 Mio. EUR Leistungen 

von der ÖBB-Personenverkehr AG
197

 und für rund 46 Mio. EUR Leistungen bei anderen EVU.
198

 Die Bun­

desländer bestellen zusätzlich für rund 130 Mo. EUR pro Jahr Leistungen bei der ÖBB-Personenverkehr 

AG.
199 

197 Vgl. Geschäftsbericht ÖBB 2010, S. 12. 
198 Vgl. Schienen Control 2011, S. 48. 
199 Vgl. Schienen Control 2011, S. 48. 

112 



 

 

 

 

   

 

  

Die Aufteilung der Leistungen auf die jeweiligen Besteller (Bund und Länder) eignet sich in der aktuellen Form 

nur begrenzt für Ausschreibungen, da ein extrem hoher Koordinationsaufwand zwischen Bund und Ländern 

bei jeder Ausschreibung erforderlich wäre. Es müssten, ähnlich wie in Schweden, vor Beginn der Ausschrei­

bungen klare und transparente Mechanismen geschaffen werden, wie Bund und Länder (auch mehrere Län­

der) zusammenarbeiten um sinnvolle Ausschreibungspakete zu formen.  

Im Gegensatz zu Österreich ist Schweden zudem in der Verwaltungsreform deutlich weiter: (vgl. Vergrößerung 

der Provinzen in Modul 4). In Österreich ist aufgrund der verhältnismäßig kleinen Bundesländer eine weitge­

hende Regionalisierung der Aufgabenträgerschaft wie in Schweden relativ schwierig. Gerade diese Aufteilung 

von Aufgaben auf die Provinzen hat in Schweden dazu geführt, dass das Management der Ausschreibungen 

und der Überwachung der Verkehrsdiensteverträge wesentlich teurer wurde. 
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9.2 Strategische Grundsatzentscheidungen 
In Schweden wurde ab den 80er Jahren begonnen, den Eisenbahnmarkt zu öff­
nen und Ausschreibungswettbewerbe zu etablieren. Dazu wurde eine klare Tren­
nung der Kompetenzen zwischen Nationalstaat und Provinzen eingeführt. Durch 
eine Art Regionalisierungsprozess bekamen die Provinzen die Verantwortung für 
den Nah- und Regionalverkehr. Der Nationalstaat ist seitdem insbesondere für 
Fernverkehre zuständig. Ende der 1980er Jahre wurde die Eisenbahninfrastruktur 
von der schwedischen Staatlichen Eisenbahn (SJ) abgetrennt und direkt in die 
staatliche Verwaltung eingegliedert. 

1979 wurde im neuen Beförderungsgesetz die Verantwortung für Nahverkehr den 
neu gegründeten Aufgabenträgern überlassen, den regionala kollektivtrafikmyn­
digheterna (RKTM)200. Anlass für das damalige Beförderungsgesetz war der im­
mer gravierendere Verlust der SJ, was u.a. eine Einstellungswelle bei den Ne­
benbahnen zur Folge hatte. Obwohl sich die RKTM in erster Linie mit dem öffent­
lichen Busverkehr beschäftigen, wurden einige RKTM auch für einstellungsge­
fährdete regionale Eisenbahnstrecken und für das Rollmaterial zuständig. Die 
RKTM stellten den Betrieb auf einigen Strecken tatsachlich ein, auf anderen führ­
te SJ den Betrieb weiterhin durch – und zwar im Auftrag der RKTM. 

Eine andere wichtigere gesetzgeberische Entwicklung war die Einführung des 
Beförderungsgesetzes von 1988 (Transport Policy Act 1988), durch welches Inf­
rastruktur und Betrieb getrennt wurden. SJ führte als EVU lediglich den Betrieb 
durch, die neu gegründete Behörde Banverket (jetzt: Trafikverket) wurde für die 
Infrastruktur zuständig. SJ bezahlt Trassengebühren, die (nur) die marginalen 
Instandsetzungskosten abdecken. Die Zuständigkeit der RKTM für den SPNV 
wurde in 1990 erweitert. Die RKTM bekamen Zuschüsse für eine Laufzeit von 10 
Jahren in der Höhe des Defizites des Betriebes auf die regionalen Strecken. 

1999 wurde die erste Ausschreibung von einem Unternehmen, das nicht zur 
schwedischen Staatsbahn gehörte, gewonnen.201 

„Parallel zu dem beschriebenen Liberalisierungsprozess kam es zu einer weitge­
henden Zerschlagung des ehemals integrierten Betriebes der „Statens Järnvägar 
(SJ)“ (schwedische Staatsbahn). Die restlichen Teile der ehemaligen Staatsbahn 
wurden in viele kleinere Unternehmen zerschlagen und zum Teil auch privatisiert. 
Gleichzeitig haben vor allem die Provinzen eigene Verwaltungseinheiten bzw. 
Unternehmen aufgebaut um einerseits die Verkehrsverträge des Nah- und Regio­
nalverkehrs zu managen, aber auch um selbst in Rollmaterial zu investieren und 
dieses dann den jeweiligen Betreibern zur Verfügung zu stellen. 

Anfang der 2003er Jahre stand die für den Personenverkehr verantwortliche 
„Rumpfgesellschaft“ (sie behielt die Bezeichnung „SJ“ und ist eine Aktiengesell­
schaft) bereits kurz vor der Insolvenz und musste durch erhöhte Subventionen 

200 Alexandersson, 2010 
201 Im folgenden weitestgehend von Nagl, Philipp: Kurzstudie: Ausschreibungswettbewerb im

Schienenpersonenverkehr in Österreich nach schwedischen Vorbild, Wien 2012, übernommen. 
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gerettet werden. Ein Grund dafür war auch, dass die SJ selbst bei Ausschreibung 
deutlich zu günstig geboten hatte.“202 

„Im Jahr 2009 wurden in Schweden (auch aufgrund entsprechender EU-Vorgaben 
durch das 3. Eisenbahnpaket und die VO 1370/2007) weitere Reformen durchge­
führt. Diese führten zu einer weiteren Deregulierung und zu neuen Ausschreibun­
gen. Insbesondere wurden nun vermehrt Nettoverträge vergeben. Es gelang nun 
besser, einige Vergaben an alternative Betreiber durchzuführen, wobei die größ­
ten Gewinne durch die DSB (die dänische Staatsbahn) bzw. durch von der DSB 
geführte Konsortien erzielt wurden. Auch Veolia und Arriva (seit 2010 im Eigen­
tum der Deutschen Bahn) konnten Verkehrsverträge gewinnen.“ 

9.3 Wichtige Beihilfeinstrumentarien/Unterstützungsprogramme 
Seit der Trennung von Betrieb und Infrastruktur haben die Investitionen in Stre­
ckenneubau und die Instandsetzung deutlich zugenommen. Die Gründung der 
staatlichen Behörde Banverket erlaubte es, leichter öffentliche Mittel in die Eisen­
bahn zu investieren, weil die Mittel anstelle eines spezifischen Betreibers einem 
gemeinwirtschaftlichen Unternehmen zugutekamen. 

Teil der Eisenbahnreform, durch welche diese Trennung ursprünglich entstand, 
war das Vorhaben, pro Jahr mindestens 1 Billion SEK in die Eisenbahninfrastruk­
tur zu investieren. SJ sollte sich darauf konzentrieren, in ein effizientes EVU um­
zugestalten zu werden. Anfang der 90er Jahre stiegen die jährlichen Investitionen 
sogar bis etwa 3 Billionen SEK. Umweltgedanken und politische, Versuche 
„sustainable development“ zu fördern, sind in einer weiteren Zunahme von 10 Bil­
lionen SEK resultiert. 

Anderseits wurden die Subventionen für unrentable Strecken reduziert, teilweise 
um die dadurch frei werdenden öffentlichen Mittel für Fähren und Flugverbindun­
gen aufwenden zu können. Weiters hat Schweden entschieden, zwischen 2004 
und 2015 die regionalen Aufgabenträger mit 4,5 Billionen SEK für Investitionen in 
neue Fahrzeuge zu unterstutzen. 

Auffallend ist der geringe Anteil der Streckengebühren im Vergleich zu den Aus­
gaben (13%). 

9.4	 Trennung zwischen Nah- und Fernverkehr und Eigenwirtschaftli­
che Verkehre 

Nach der Trennung zwischen Infrastruktur und Betrieb führte die SJ eigenwirt­
schaftliche Fernverkehre durch. Jedoch wurden die ebenfalls von SJ betriebenen 
interregionalen Linien auf dem schwedischen Hauptliniennetz auf Grundlage von 
jährlichen Verhandlungen zwischen Staat und SJ nach wie vor bezuschusst. Auf­
grund der Erfahrungen mit Ausschreibungsverfahren auf regionalen Strecken, 
öffnete 1992 „a regulatory change“ die Möglichkeit, ab 1993 auch die interregiona­
len Verkehre von der staatlichen Behörde auszuschreiben. Grundlage dafür bilde­
te ein Dekret aus 1991, um den Wettbewerb im SPV weiter zu fördern. 

202 Nagl, Philipp: Kurzstudie: Ausschreibungswettbewerb im Schienenpersonenverkehr in Öster­
reich nach schwedischem Vorbild, Wien 2012. 
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9.5 Weitere gesetzgeberische Rahmenbedingungen203 

Weil ein kompletter Überblick der neu eingeführten und wieder geänderten „Rail­
way Acts“ den Rahmen dieser Analyse sprengen würde, sind hier nur die in Be­
zug auf das Thema Ausschreibungswettbewerb wichtigsten Punkte dargestellt: 

1998: zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des Verkehrsträgers Bahn 
wurden die Streckenbenützungsgebühren gedrosselt. 

Gründung der neuen staatlichen Behörde Rikstrafiken, die als Aufgaben­
träger für die Ausschreibungen der nicht-eigenwirtschaftlichen interregiona­
le Verkehre verantwortlich wurde, die bis dahin vom Staat durchgeführt 
wurden. Eines der Ziele dieser Reform war das Erzielen einer besseren 
Koordination mit den für den regionalen Verkehr zuständigen CPTA Ver­
kehren. Rikstrafiken wurde 2011 in die Behörde Trafikverket eingegliedert. 

2001: SJ wurde in verschiedene Unternehmensbereiche (Personenverkehr, Gü­
terverkehr, Real Estate, Ausbesserungswerken, usw.) aufgeteilt. 

2004: Umsetzung des ersten Eisenbahnpakets in einem neuen Eisenbahn- und 
Regulierungsgesetz 

2006: Erster Schritt um Wettbewerb auf gleichen Strecken zu ermöglichen; weite­
re Schritte waren Marktöffnung für „Wochenendzüge“ und für den internati­
onalen Verkehr. 

2011: Freier Wettbewerb auf allen Strecken (competition on the tracks), mit Aus­
nahme vom ausgeschriebenen Verkehr auf regionalen Strecken 

9.6 Aktuelle Marktsituation 
Die Marktanteile für Fern- und Regionalverkehr können Abbildung 46 entnommen 
werden. 

SJ andere EVU 

Abbildung 46: SPV-Marktanteile Schweden 2011204 

9.7 Flexibilität des gewählten Systems 
Die Verträge werden für 3 bis 8 Jahre abgeschlossen, häufig gibt es Klausuren 
durch welche Verlängerungen bei zufriedenstellenden Leistungen möglich sind.  

203 Drew, Jeremy and Johannes Ludewig: Reforming Railways, Learning from Experience, Brus­
sel, 2011. 

204 ASTOC, 2012. 
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9.8 Case Study: Stockholm Pendeltåg 
Nachstehend gibt es einen tabellarisch dargestellten Überblick zweier schwedi­
scher Case Studies, die nicht nur wegen der Fakten interessant sind, sondern vor 
allem wegen der Erfahrungen, die mit den verschiedenen Ausschreibungsverfah­
ren gemacht wurden (Quelle: inno-V). 
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1.Ausschreibung 2.Ausschreibung 

Aufgabenträger SL (Storstockholms Lokaltrafik) SL 

EVU Citypendeln Stockholmståg 

Zeitraum 2000-2010 (beendet in 2004-5) 2006 – 2016) 

Vertragsart Bruttovertrag Bruttovertrag 

Streckenlänge ins. 200 Km 200 Km 

Sitzplatzkm. 3 921 Mio. Sitzplatzkm. (vor Ausschreibung 3 491 4 867 Mio. Sitzplatzkm, ca. 46% Zunahme im 

Mio.) Vergleich zu 1995 und 2000 

Pkm 1 146 Mio. (2002) 1 218 Mio. (2009) 

Wettbewerber 5 (in 1998) 6 Angebote für den Bahnbetrieb und 6 für den 

Bahnhofsbetrieb 

Budget 642,5 Mio. SEK k.A. 

Einsparungen 250 Mio. SEK/Jahr. Mit dem ersten Ausschreibungs- Zunahme ca. 180 Mio. SEK/Jahr wegen Zunahme 

verfahren in Stockholm wurden 20-25% Einsparungen von Leistungen, Strecken-Benutzungsgebühren, 

erreicht. bessere Einschätzungen der Personalproduktivität, 

höhere Qualität. Trotzdem ist der Kostpreis pro 

Einheit möglicherweise geringer als vorher. 

Erfahrungen Der Übergang des Betriebs von SJ an Citypendeln 

führte zu großen betrieblichen Problemen, was u.a. 

einen Rückfall der Pünktlichkeitsrate und viele Zug­

ausfälle (bis 13% im Anfangsjahr 2000) mit SEV zur 

Folge hatte. Dementsprechend war die Kundenzufrie­

denheit sehr gering. Das Fahrgastinformationssystem 

funktionierte nicht zufriedenstellend, vor allem bei 

Betriebsunterbrechungen/Störungen. Der Aufgaben­

träger war zu passiv in Bezug auf strategische Pla­

nung; die eigene Organisation unzureichend den 

neuen Aufgaben angepasst. Z.B. wurden pro Modalität 

Teams zusammengestellt (ca. 20 Personen) mit 

Vertretungen aus den Bereichen Marketing, Be­

trieb/Verkehr und aus technischen Abteilungen. 

Vorher arbeiteten diese Bereiche unabhängig vonei­

nander was viele Konflikte zur Folge hatte. 
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1.Ausschreibung 2.Ausschreibung 

Ursachen der Probleme	 Unklare Situation in Bezug auf Übergang des Fahrpersonals von SJ an den neuen Betreiber; unklare Rechts­

position, viele Lokführer blieben bei SJ, zu wenig Fahrpersonal. 

Probleme mit den neuen Fahrzeugen (X60), welche gleichzeitig mit dem 2. Betreiberwechsel eingeführt 

wurden. Unklare Wartungsverträge führten zu einem konstanten Streit mit Alstom über die Qualität der Züge, 

und mit Euromaint (Subunternehmen von Citypendeln für Zugwartung) und Alstom bezüglich ihrer Aufgaben. 

Verträge mit Infrastrukturunternehmen Banverket waren unklar formuliert – insbesondere in Bezug auf Quali­

tät der Infrastruktur, Kapazität, Zugleitung und (Re)Disposition bei Systemstörungen, Fahrgastinformationen 

usw. Noch ist Banverket für das Fahrgastinformationssystem zuständig, ein Übergang dieser an dem Aufga­

benträger SL ist aber geplant. 

Fahrzeuge und Wartung / Eigentümer der Fahrzeuge ist SL. Der (neue) Betreiber Stockholmståg least die Züge. Langfristige Wartung 

Instandhaltung wird von SL bezahlt, der Betreiber ist verantwortlich für die kurzfristige (häufige) Wartung durchgeführt von 

Subunternehmen Euromaint. Ziel ist aber sämtliche Wartungsarbeiten in die Verkehrsverträge aufzunehmen. 

Schnittstelle mit dem 

Infrastrukturbetreiber 

Anwendung der Prioritätsregel bei Betriebsstörungen (welche Züge werden vorrangig abgewickelt) verläuft 

nicht immer einwandfrei, insbesondere auf hochfrequentierte Strecken mit Personen- und Güterverkehr. 

Der Aufgabenträger SL, Infrastrukturbetreiber Banverket und Stockholmståg haben Ende 2009 ein Qualitäts­

programm vereinbart. Ziele dieses Programms waren: ein gemeinsames Ziel für den Pendlerverkehr zu 

definieren, Übereinstimmung über Qualitätsaspekte und ihre Prioritäten, Gründung einer Organisation und 

bereitstellen von Ressourcen für Einführung und Monitoring der vereinbarten Maßnahmen. Schwerpunktthe­

men auf Grundlage einer Fahrgastumfrage in 2009 waren Pünktlichkeit der Züge und Fahrgastinformation. 

* Aufgrund der starken Kursschwankungen der SEK während des letzten Jahr­
zehnts sind hier nur die Originalzahlen dargestellt. Mitte 2012 ist der Kurs 1 € = 
8,75 SEK. 

Die Entwicklung der Kennzahlen der Pünktlichkeit, Zugausfälle bzw. Kundenzu­
friedenheit kann Abbildung 47 und Abbildung 48 entnommen werden. 
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Pünktlichkeit Kundenzufriedenheit 

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 

Pünktlichkeit 87,800%74,800%83,200%85,700%87,300%86,400%83,300%81,100%84,500%87,700% 

Kundenzufriedenheit 47,00% 50,00% 51,00% 42,00% 36,00% 54,00% 61,00% 

,00% 

20,00% 

40,00% 

60,00% 

80,00% 

100,00% 

Abbildung 47: Pünktlichkeit und Kundenzufriedenheit 

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 

Zugausfallsquote ,700% 13,00%1,600%1,700%1,100%1,400%1,700%2,700%2,300%1,700% 

14,00% 

12,00% 

10,00% 

8,00% 

6,00% 

4,00% 

2,00% 

,00% 

Abbildung 48: Zugausfallsquote 

9.9 Finanzierung 
Die von den RKTM durchgeführten Ausschreibungen (regionale Verkehre) sind 
Bruttoverträge. Die RKTM sind verantwortlich für Planung und Vermarktung und 
bekommen im Allgemeinen die Fahrgeldeinnahmen. Bei den Ausschreibungen 
handelt es sich um Optionen mit dem geringsten Subventionsbedarf. 

Die Ausschreibungen der interregionalen Verkehre sind Nettoverträge. Die EVU 
bekommen die Fahrgeldeinnahmen und haben mehr Möglichkeiten, Betrieb und 
Dienstleistungen zu beeinflussen. 
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9.10 Leistungs- und Finanzkennzahlen 

Abbildung 49: Entwicklung von schienengebundenen Personen- und Güterverkehr in Schweden205 

Wie schon bei der Fallstudie gezeigt, konnte durch den Ausschreibungswettbe­
werb keine wesentliche Erhöhung der Zufriedenheit der Bahnreisenden festge­
stellt werden.206 

Aus wirtschaftlicher Sicht ist das schwedische Modell nur kurzfristig erfolgreich 
gewesen. „Die Kosten, die die öffentliche Hand für das Eisenbahnsystem aufwen­
det, sind in Schweden durch die Liberalisierung nicht zurückgegangen. Im Gegen­
teil: Wie Alexandersson/Hultén zeigen, sind die preisbereinigten Kosten von 2,4 
Mrd. SEK im Jahr 1988 auf rund 16,6 Mrd. SEK im Jahr 2008 gestiegen“.207 Als 
Gründe werden, neben höheren Investitionen in die Infrastruktur, vor allem die 
Zersplitterung und Aufteilung der Aufgaben, insbesondere auch auf die öffentliche 
Hand, genannt. Dadurch sind die Komplexität des Systems, aber auch die Erwar­
tungen an dieses durch den lokalpolitischen Einfluss, stark gestiegen. Darüber 
hinaus wurden neue Monopole geschaffen da die aus der ehemaligen Staatsbahn 
herausgelösten, für die Instandhaltung der Fahrzeuge zuständigen Teile heute de 
facto Monopolisten sind. Die Koordinationsaufgaben innerhalb des Systems 
Bahn, die zuvor von einem Unternehmen zentral durchgeführt wurden, sind nun 

205 Quelle: CER, 2011.
 
206 Vgl. Sittig, S.; Stober, N. und Tubbach, K.: Die Verkehrsmärkte in Schweden und Dänemarkt, in 


KCW, Berlin 2008, S. 21 und Laisi, M und Poikolainen, T.: Progression of Deregulation on the 
North European Railway Passenger Markets. Research reports of the Finnish Transport Agen­
cy, Helsinki 2011 

207 Alexanderssson, G. und S. Hultén: The complexity of market structure – propests for on-the­
track competition in Schweden, in 11th Conference on Competition and ownership in Land Pas­
senger Transport, 20-25 September 2009, Delft University of Technology, the Netherlands  
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auf eine große Menge an unterschiedlichen Akteuren verteilt und auch entspre­
chend unübersichtlich. 

Die Werte für Einsparungen bei den Zahlungen an die Betreiber, die durch den 
Ausschreibungswettbewerb in Schweden erzielt wurden sind auf eine Arbeit von 
Alexandersson und Hultén aus dem Jahr 2007 (mit Datenmaterial bis 2005) zu­
rückzuführen. Die Einsparungen wurden dort mit 20-30% angegeben, wobei es 
auch einzelne Abweichungen gibt. Die Ergebnisse sind daher mittlerweile kritisch 
zu prüfen, da sich seither einige wesentliche Veränderungen ergeben haben. Hin­
zu kommt, dass in Schweden vorwiegend Bruttoverträge vergeben wurden und 
damit eine Vergleichbarkeit zwischen dem jeweiligen Alt- und dem Neuvertrag 
nicht immer einfach möglich ist, da sich mit der Übernahme der Einnahmenrisiken 
durch den Aufgabenträger auch die Basis für Kalkulationen verschiebt. Letztlich 
haben die Bruttoverträge auch dazu geführt, dass die Anreize für die Betreiber 
zusätzliche Passagiere zu gewinnen nur sehr gering sind und kein nachhaltiges 
Interesse zum Aufbau von Know-how bei den Betreibern erzeugt wird. 

In weiterer Folge ist festzustellen, dass die SJ ihre aggressive Preisstrategie 
(„predatory pricing“) vermutlich zumindest auch teilweise weiterhin verfolgt. Das 
ist darauf zurück zu führen, dass die SJ als Unternehmen im Staatseigentum ei­
nen Anreiz hat darauf zu setzen, dass sie im Fall einer wirtschaftlich schwierigen 
Situation wieder (wie schon 2003) vom Staat gerettet wird. 

Im Jahr 2011 stellte sich heraus, dass das seit 2009 bei Ausschreibungen domi­
nierende Unternehmen DSB, mittlerweile das zweitgrößten EVU nach der SJ in 
Schweden, in massive finanzielle Probleme geraten ist und die Auslandsaktivitä­
ten der DSB hohe Defizite erwirtschaften. Die Erfolge bei den Ausschreibungen 
wurden daher offensichtlich durch viel zu geringe Gebote erzielt. Das Manage­
ment der DSB, das für die Auslandsexpansion verantwortlich war, wurde ausge­
tauscht. Das neue Management hat alle Auslandsaktivitäten der DSB gestoppt.  

Der Wegfall der DSB als sehr aggressivem Wettbewerber sowie auch die strate­
gische Depriorisierung der Verkehrssparte im Veolia-Konzern wird dazu führen, 
dass sich die ohnehin bereits geringe Anzahl an Bietern bei Ausschreibungen in 
Schweden weiter reduzieren wird und der Markt letztlich nur mehr aus sehr weni­
gen (großen) Bietern besteht. 
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10 Länderbericht Schweiz 

10.1 Abstract in Modulstruktur 

Modul 1 (Gesetzgebung) 

Obwohl die Schweiz kein Mitgliedstaat der EU ist, werden die Rahmenbedingungen in der Regel so gestaltet, 

dass Sie weitgehend der Gesetzgebung der EU entsprechen. Die Grundlage dafür bilden bilaterale Verträge 

zwischen der Union und dem Land selbst. Im Landverkehrsabkommen von 1999 (im Rahmen der „Bilateralen 

I“) wird unter anderem der Schienenverkehrsmarkt für den Transport von Personen und Gütern zwischen der 

Schweiz und der EU geregelt. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen sind auch mit der EU-Verordnung 

1370/2007 kompatibel.208 

Im Rahmen der Marktöffnung wurde bereits in den 90er Jahren das Bestellerprinzip im ÖPNV eingeführt. Die 

wesentlichen Punkte sind in der Verordnung über Abgeltung, Darlehen und Finanzhilfen (ADFV) geregelt, die 

auch die Möglichkeit zur öffentlichen Ausschreibung von Verkehrsleistungen bietet. Obgleich bereits seit 1997 

die Möglichkeit zur Ausschreibung besteht, wird diese Option im SPV nicht genutzt.209 Die Entscheidung über 

Ausschreibung oder Direktvergabe wird vom Besteller selbst getroffen. 

Modul 2 (Organisation) 

Wichtige Behörden sind auf Bundesebene das UVEK (Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, 

Energie, Kommunikation) und das BAV (Bundesamt für Verkehr). Das BAV ist maßgeblich für die Gestaltung 

der Verkehrspolitik sowie für die Genehmigung von EVU, Sicherheitsfragen sowie die Themenbereiche Preis­

bildung und Trassengebühren verantwortlich. Kantone sind für regionale Verkehrsangebote und in diesem 

Zusammenhang auch für den regionalen Schienenverkehr zuständig. Als Regulierungsstelle tritt in der 

Schweiz neben dem BAV auch die dieser Behörde zugeordnete (aber grundsätzlich unabhängige) Schieds­

kommission auf. 

Der Markt wird in der Schweiz in erster Linie durch regional und vertikal integrierte Unternehmen erbracht. Die 

EVU führen den Betrieb auf Grundlage von (in der Regel 10-jährigen) Konzessionen durch. Diese werden 

regelmäßig durch Beförderungs- und Betriebspläne ergänzt. 

Nah- und Fernverkehre werden getrennt behandelt, wobei für den Fernverkehr nahezu ausschließlich die 

staatsnahen SBB verantwortlich sind. Die SBB stehen als Hauptanbieter zu 100% im Bundeseigentum. Für 

Regionalverkehre sind vorwiegend die Kantone selbst zuständig. 

Modul 3 (Ausgestaltung) 

Die Ausgestaltung des Systems zeigt, welchen Stellenwert die Leistungsintegration in der Schweiz hat. Der 

Fahrplan der SBB stellt die Grundlage für regionale Verkehre dar. Bundesweite Fahrplankonferenzen dienen 

überdies der systemweiten Vertaktung von Angeboten. Weiters wird ein integriertes Tarifsystem angewendet. 

Die Tarifintegration ist hierbei sogar gesetzlich festgeschrieben und hat Auswirkungen auf die Rechte von EVU 

auf Subventionen. Kantone können regional integrierte Bahn-Bus-Tarife bestimmen und diese grds. auch zu 

günstigeren Preisen anbieten. Entstehen den EVU durch die Abweichung vom Referenztarif jedoch Verluste, 

so müssen diese durch die Kantone ausgeglichen werden. 

208 Vgl. CER Report, 2011, S. 179. 

209 Im Busbereich hat es hingegen vereinzelt bereits Ausschreibungen gegeben.
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Modul 4 (Einbindung der Regionen) 

Die Kantone spielen im Schweizer Eisenbahnverkehr eine besonders wichtige Rolle. Neben der Verhandlung 

und Bestellung von öffentlichen Verkehrsleistungen. sind sie auch bei der Finanzierung (vgl. Modul 5) einge­

bunden. Überdies können sie regional integrierte Verkehrsangebote (verkehrsträgerübergreifend) mitgestalten 

und in diesem Zusammenhang auch eigene Tarife bestimmen (vgl. Modul 3). 

Modul 5 (Finanzierung) 

Öffentlicher Verkehr (nicht nur Schienenpersonenverkehr) wird in der Schweiz zu ca. 49% durch öffentliche 

Mittel finanziert. Der weitgehend eigenwirtschaftliche Fernverkehr der SBB wird nicht subventioniert. 

In vielen Fällen besteht, insbesondere im Bereich des regionalen ÖPNV, eine Co-Finanzierung durch den 

Bund und die (in der Regel bestellenden) Kantone. Der Anteil der Bundesfinanzierung ist nicht eindeutig fest­

gesetzt, sondern vom individuell bestellten Angebot abhängig. 

Modul 6 (Komplexität und Systemsteuerung) 

Systemintegration ist ein wesentliches Element des Bahnsystems. Sowohl bei der Fahrplan- als auch bei der 

Tarifgestaltung ist die Koordination der Angebote ein verkehrspolitisch zentrales Anliegen und weitgehend 

sogar in Bundesgesetzen geregelt. Überdies nehmen die SBB als Incumbent eine zentrale Rolle als „Ver­

kehrskoordinator“ ein. 

Ein hoher Grad an Integration wird außerdem durch die vertikale Integration der Bahnunternehmen sicherge­

stellt. Im Gegensatz zu Staaten der EU sind Betrieb und Bahn in der Schweiz weitgehend nicht getrennt. Ob­

gleich Eisenbahnunternehmen trotzdem zur getrennten Buchführung verpflichtet sind, ist die Verzahnung von 

Betrieb und Netzpflege ein Erfolgsmerkmal des Systems. 

Zwischenfazit und Übertragbarkeit auf Österreich 

Insgesamt ist festzuhalten, dass sich der Erfolg des Schweizer Modells insbesondere aufgrund der guten 

Systemintegration eingestellt hat. Vor allem aus Kundensicht sind einheitliche Tarife und betreiber- sowie in 

vielen Fällen auch verkehrsträgerübergreifend abgestimmte Angebote besonders positiv hervorzuheben. Al­

lerdings stößt das System derzeit bereits an seine Kapazitätsgrenzen – nicht zuletzt aufgrund der hohen Aus­

lastung. Obgleich dies nichts Negatives ist, so wird in der verkehrspolitischen Diskussion die Alternative „Aus­

schreibungswettbewerb“ als Instrument für Angebotsverbesserungen und Effizienzsteigerungen identifiziert. 

Einen wesentlichen Grund dafür stellen die hohen Systemkosten dar. Obgleich Ausschreibungen, wie in Modul 

1 erläutert, grundsätzlich bereits möglich sind, ist die nationale Gesetzgebung laut Einschätzung von Experten 

nicht eindeutig, was die tatsächliche Anwendung erschwert.210 

Eine direkte Übertragung des Modells auf Österreich ist nicht tunlich. Obgleich die Schweiz grundsätzlich 

Rahmenbedingungen geschaffen hat, die weitgehend den Vorgaben der EU entsprechen, ist insbesondere die 

vertikale Integration von Bahnunternehmen für die EU-Mitgliedsstaaten derzeit keine Option.211 Die Systemin­

tegration kann aber durchaus als positives Referenzbeispiel für Österreich dienen. Die gute Integration von 

210 Vgl. CER Report, 2011, S. 180. 
211 Es muss jedoch angemerkt werden, dass die Übernahme von Infrastrukturverantwortung durch 

EVU in eingeschränktem Sinne derzeit auch in Großbritannien diskutiert wird (vgl. Länderbe­
richt GB). 
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Tarifen sowie die Abstimmung von Fahrplänen sind folglich als „durchaus übertragbare Elemente“ zu identifi­

zieren. Überdies ist auch die vom Incumbent ausgeübte Integrations- und Koordinationsfunktion eine interes­

sante Gestaltungsvariante. Auch die ÖBB ihrerseits könnten aufgrund von im Unternehmen vorhandenen 

Fachkompetenz sowie der verfügbaren technischen und personellen Ressourcen Planungsaufgaben (diskri­

minierungsfrei) für andere Marktteilnehmer übernehmen. Jedenfalls müssen für diese Leistungen jedoch Ent­

gelte durch die anderen EVU bzw. Ausgleichszahlungen durch den Staat (oder Besteller) geleistet werden. 

Grundlage für eine solche Vorgehensweise wäre jedoch Kostentransparenz. 
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10.2 Organisation des Schweizer Eisenbahnsektors 

Die Schweizer Eisenbahnunternehmen sind vertikal integrierte Unternehmen. Sie 
führen den Betrieb von Personen- und Güterzügen durch, sind für die Zugleitung 
und als Eigentümer der Eisenbahninfrastruktur auch für deren Wartung zuständig. 
Die Unternehmen sind im Grunde genommen öffentliche (staatliche) Unterneh­
men. Die SBB zum Beispiel gehören zu 100% dem Bund. Die „privaten Bahnen“ 
gehören in der Regel einem oder mehreren Kantonen oder Gemeinden, und nur 
zu einem Minderheitsanteil (durchschnittlich 10%) historischen privaten Aktionä­
ren. 

Die EVU führen den Betrieb auf Grundlage von meistens 10 jährigen Konzessio­
nen durch. Jedes Jahr oder jede zwei Jahre werden diese von Beförderungs- und 
Betriebsplänen ergänzt. 

Fernverkehr (Intercity) wird ohne Zuschüsse durchgeführt. SPNV wird von den 
Kantonen in Zusammenarbeit mit dem Bund bestellt und bezahlt. Die Kantone 
bestellen den SPNV bei ihren eigenen Bahngesellschaften und bei den SBB. 

Die Finanzierung dieser zumeist unrentablen Leistungen erfolgt durch eigene Be­
steuerung. Auch die ggf. erforderlichen baulichen Maßnahmen können dadurch 
finanziert werden. Für Sonderausgaben, z.B. für neue Dienstleistungen, Strecken 
oder Tunnel gibt es Bürgerentscheide. Damit ergibt sich die Möglichkeit, die Be­
steuerung zeitlich befristetet zu erhöhen. 

Schweizerische Gesetzgebung verpflichtet Integration von Fahrplänen und Tari­
fen. Mögliche Konkurrenz zwischen IC und SPNV im Parallelverkehr, was eine 
unklare Situation für den Fahrgast geben könnte, wird dadurch vermieden. 

Typisch für das schweizerische Bahnsystem sind optimale Zusammenarbeit und 
Integration (Kulturaspekt), die wichtige Rolle der SBB in Bezug auf Fahrplan, Tari­
fe, IT-Systeme, intensive Kooperation zwischen EVU, auch während Betriebsstö­
rungen. 

Ausschreibungen finden keine statt; Seit 1997 gibt es aber ein Gesetz mit der 
Möglichkeit Ausschreibungen im SPV durchzuführen. Soweit bekannt, ist nur der 
Verkehr auf der Seelinie (zwei Strecken am Bodensee) ausgeschrieben worden. 
Nachdem der neue Betreiber in finanziellen Schwierigkeiten geriet, wurde der Be­
trieb an die SBB zurückgegeben. 

Das Bundesamt für Verkehr entwickelte ein Benchmark-Instrument, um die Leis­
tungen der verschiedenen regionalen EVU besser vergleichen zu können. Auch 
der Züricher Verkehrsverbund führt solche Benchmarks durch.  

Die in Abbildung 50 dargestellte Organisation des SPV wird nachstehend genauer 
erläutert. 
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Behörden 

	 UVEK: Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie, 
Kommunikation. 

	 BAV: Bundesamt für Verkehr (gehört dem UVEK). Aufgaben dieser Orga­
nisation auf Bundesebene sind Verkehrspolitik, Genehmigung für EVU, Si­
cherheitsangelegenheiten und Preisbildung der Trassengebühren. 

Infrastruktur und Transport 

	 Die SBB sind Eigentümer und Verwalter der Eisenbahninfrastruktur, wel­
che das schweizerische Hauptliniennetz bildet. Daneben sind auch BLS 
und SOB nennenswerte Infrastrukturbetreiber. 

	 In Rahmen dieser Studie ist vor allem die Organisation Trasse Schweiz212 

nennenswert. Sie führt die diskriminierungsfreie Planung und unparteiische 
Zuteilung der einzelnen Fahrplantrassen auf dem Schienennetz der SBB, 
der BLS und der Südostbahn (SOB) durch. Trasse CH ist eine nicht ge­
winnorientierte Aktiengesellschaft mit Eigentümer SBB, BLS, SOB und VöV 
(Verband der Verkehrsunternehmen). 

Abbildung 50: Organisation des Schweizer SPV213 

212 Weblink: www.trasse.ch. 

213 Quelle: Eigene Darstellung der inno-V, 2012.
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10.3 Systemintegration und Koordination 

10.3.1 Fahrplangestaltung 

Der Fahrplan der SBB wird als maßgebend anerkannt und bildet der Grundlage 
für Fahrpläne der regionalen EVU. Diese Koordinierung ist sogar in einem Gesetz 
auf Bundesebene festgelegt.  

In bundesweiten Fahrplankonferenzen werden Fahrpläne abgestimmt bevor die 
offizielle Beantragung der Trassen stattfindet.  

Bei der Trassenzuweisung bekommen Züge, die laut einem Taktfahrplan verkeh­
ren, Priorität. Auch das ist im Gesetz festgelegt. 

SBB ist das führende Unternehmen in Bezug auf IT-Systeme. Die SBB entwirft 
daher auch die Fahrpläne von anderen EVU. 

10.3.2 Tarifsystem 

Es gibt ein integriertes Tarifsystem; die Integration ist gesetzlich festgelegt. Das 
Recht eines EVU auf Subventionen hängt u.a. davon ab, inwieweit dieses System 
anerkannt wird. 

In der Praxis ist das Tarifsystem der SBB vorherrschend. Allerdings haben andere 
EVU die Möglichkeit eigene Tarifeinheiten (meistens Tarifkm.) zu bestimmen. 

Die Kantone sind berechtigt regionale integrierte Bus-Bahn Tarife zu bestimmen. 
Diese regionalen Tarifsysteme haben oft ein geringeres Preisniveau (als jenes der 
SBB). Die SBB und andere EVU müssen diese Tarife akzeptieren, aber ander­
seits müssen die Kantone die Verluste, die dadurch für die EVU entstehen, kom­
pensieren. Es gibt ein einheitliches Tarifsystem für alle Zuggattungen (IC, Regio­
nalexpress, Regionalzug). Deswegen gibt es einen einheitlichen Fahrpreis falls IC 
und Regionalzüge von Drittunternehmen bestimmte Strecken gemeinsam benut­
zen, wie z.B. im Bereich von Bern. Die Fahrgeldeinnahmen des bundesweiten 
Systems werden vom SBB an die verschiedenen EVU verteilt. Dazu gibt es Fahr­
gastzahlungen und Umfragen. 

10.4 Gesamtsteuerung des Eisenbahnsystems 
Die vertikale Integration von Eisenbahnbetrieb und Infrastruktur ist charakteris­
tisch für den schweizerischen Eisenbahnsektor: 

 Die Aktivitäten Zugbetrieb und Streckenbau und Instandsetzung sind fast 
immer in einer Hand, obwohl ein Eisenbahnunternehmen zu einer getrenn­
ten Buchführung verpflichtet ist. 

	 In der Schweiz wird immer betont warum vertikale Integration von Interesse 
ist: für die Gestaltung eines effizienten Fahrplans, für eine effiziente Be­
triebsführung und für das Erreichen einer Bilanz zwischen Investitionen in 
Fahrzeuge und in Infrastruktur. Ein Beispiel ist die Bestellung von 59 Fern­
verkehrs-Doppelstockzügen in 2010: „Diese Ausschreibung erfolgte in 
engster Abstimmung zwischen den Divisionen Personenverkehr und Infra­
struktur. Nur so können maximaler Kundenkomfort, minimale Investitionen 
in die Infrastruktur sowie minimale Lebenszykluskosten zugleich sicherge­
stellt werden.“ (Pfuhl, 2010). 
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11 Zusamm enfassennde Beurtteilung 

Die LLänderanal ysen habeen die Vielfalt der Scchienenverrkehrssysteeme gezeiigt. Im 
Folgeenden solleen im Sinnne des in AAbbildung 51 dargesstellten Wiirkmodells unter 
Berüccksichtigunng der wicchtigsten RRahmenbeddingungen Aussagenn über diee Aus­
gestaaltung unteerschiedlicher Wettbbewerbsmoodelle undd die Auswwirkung auf die 
(verkeehrs)politisschen Zielee getroffenn werden. 

Abbildunng 51: Wirkunngsmodell 

11.1 Rahmenbbedingunngen 

11.1.11 Ziele 

Die GGestaltung der SP(NN)V-Systemme wird maßgeblich durch diee Rahmenbbedin­
gungeen determiniert. Alle Länder veerfolgen in ihrer Verkkehrspolitikk mehr odeer we­
niger das Ziel ökologischeer, sozialerr und ökonomischer NNachhaltiggkeit. 

Aufgrrund der KKnappheit der finanzziellen Mittel sowie dder in vieleen Ländern vor­
handeenen Ineffiizienz der bestehendden SP(N)VV-Systemee nimmt diee Steigerunng der 
Effizieenz als ökkonomischees Ziel einnen hohen  Stellenweert ein. Seelbst in Länndern, 
die inn den politisschen Ver lautbarunggen sozialee Ziele sehhr in den VVordergrundd stel­
len, wwie z.B. Fraankreich durch das KKonzept dees „Servicee public“, füühren finannzielle 
Zwännge zu eineer verstärkkten Kostennorientieruung und Foorderung nnach mehr Effizi­
enz. 

Auf der anderenn Seite haat Großbritaannien, alss Land mitt der stärkssten Markttorien­
tierunng und Heraushebunng des Zieels der Wirtschaftlichhkeit, in deen verganggenen 
Jahreen nicht zuuletzt aufgrrund von PProtesten dder Bevölkkerung sowwie nicht aakzep­
tablerr Sicherheiitsmängel soziale Zieele immer sstärker berrücksichtiggt. 

11.1.22 Umweltbbedingunggen 

Nebeen verkehrrspolitischeen Zielvorrgaben müüssen beii der Anaalyse der SPV-
Systeeme die Koontextfaktooren der jeeweiligen LLänder berücksichtiggt werden. Auch 
hier ggäbe es einne Vielzahl von Frag estellungeen, als wichhtiger Konttextfaktor ssoll im 
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Folgenden schwerpunktmäßig die Größe des nationalen Marktes dargestellt wer­
den. Bei einzelnen Fragestellungen werden auch andere Umweltbedingungen, 
wie z.B. die Topographie, die Siedlungsdichte oder der Grad der Subsidiarität be­
rücksichtigt. 

11.2 Entwicklungsperspektiven des SPV in Europa 
Der europäische Schienenpersonenverkehr befindet sich nicht zuletzt durch die 
Weichenstellungen der EU und die damit geänderten Rahmenbedingungen in 
einer Umbruchphase. Unterschiedliche, auf das System Schiene einwirkende 
Faktoren, bedingen aktuell teilweise umfassende Änderungen. Obgleich die 
Marktöffnung bereits in den 1990er Jahren eingeleitet worden ist, ist die Imple­
mentierung der korrespondierenden Vorgaben auf nationaler Ebene derzeit unter­
schiedlich weit fortgeschritten. Viele Länder befinden sich aktuell noch mitten im 
Systemgestaltungsprozess, während andere Staaten bereits erste Korrekturen 
und Anpassungen fehlerhafter Erstumsetzungen durchführen (müssen). 

Bisher hat die Liberalisierung der Bahnsysteme in Europa weitgehend zu einem 
heterogenen Schienenverkehrsmarkt mit stark unterschiedlichen nationalen Aus­
prägungen geführt. Trotz dieser Unterschiede konnte in den letzten Jahren in den 
meisten Ländern jedoch ein ähnlicher Trend – nämlich jener zum verstärkten Ein­
satz marktwirtschaftlicher Elemente und der damit verbundenen Intensivierung 
des Wettbewerbs beobachtet werden. Aktuell handelt es sich jedoch zumeist 
nur/noch um Wettbewerb innerhalb einzelner Länder. 

Obwohl die Anbieter von Schienenpersonenverkehrsleistungen in bestimmten 
Staaten oft bereits unterschiedlichen Herkunftsländern zuordenbar sind (Beispiel: 
mehrere EVU anderer EU-Mitgliedstaaten sind in Großbritannien aktiv), hat sich 
bisher in vielen Fällen noch kein erfolgreicher Markt für grenzüberschreitende und 
internationale Verkehrsangebote bilden können. Zum Teil werden die Möglichkei­
ten zum Angebot solcher Leistungen durch Interoperabilitätsprobleme (Schnitt­
stellenprobleme) stark negativ beeinträchtigt – dieser „Systemnachteil“ wird den 
Verkehrsträger Schiene auch in der nahen Zukunft begleiten. Harmonisierungs­
bestrebungen der EU sollen mittel- bis langfristig aber weitgehend zu einer effek­
tiven Umsetzung durchgängiger internationaler Verkehrsangebote beitragen. Das 
Interesse der EVU an der Leistungserstellung in anderen Mitgliedstaaten ist be­
reits jetzt sehr groß. Viele ehemalige Staatsbahnen (hier müssen insbesondere 
die DB AG und SNCF erwähnt werden) konnten sich bereits erfolgreich am euro­
päischen Schienenverkehrsmarkt positionieren. In den nächsten Jahren ist mit 
einer Zunahme dieser Entwicklungen zu rechnen. Potentielle Gefahren gehen in 
diesem Fall von einer – zumindest aus europäischer Perspektive – Oligopolisie­
rung des Marktes aus (vgl. Ausführungen in Kapitel 11.5). 

Der Markteintritt neuer Akteure sowie auch die Internationalisierungsstrategien 
bestehender Wettbewerber haben in den vergangenen Jahren außerdem gezeigt, 
dass es durch die damit verbundene Systemfragmentierung zu Effizienzverlusten 
kommen kann. In Zukunft muss daher der Koordinierung von Schienenverkehrs­
leistungen besonderes Interesse beigemessen werden, um ein hohes Qualitätsni­

130
 



 

 

veau der Angebote und damit verbunden vor allem intermodale Wettbewerbsfä­
higkeit sicherstellen zu können. 

Ein wichtiger Umweltfaktor, der aus der Perspektive schienengebundener Ver­
kehrsangebote durchaus positiv bewertet werden darf, ist der Trend der Verstäd­
terung bzw. Urbanisierung. Das System Schiene könnte von dieser Entwicklung 
gleich doppelt profitieren. Die Entstehung bzw. das Wachstum von Städten ist 
eine wesentliche Quelle für Verkehrsnachfrage zwischen diesen Orten. Da die 
Systemvorteile des Verkehrsträgers (Massenleistungsfähigkeit und hohe Ge­
schwindigkeit) unter diesen Bedingungen besonders gut genutzt werden können, 
ist eine erfolgreiche Positionierung von EVU in diesem (wachsenden) Marktseg­
ment durchaus möglich. Begleitet wird diese Entwicklung außerdem von einem 
gezielten Ausbau nationaler und internationaler Hochgeschwindigkeitsnetze. Die 
Investition in diese Infrastruktur wirkt zusätzlich positiv auf die Qualität der Leis­
tungserstellung und ermöglicht EVU vor allem eine gezielte intermodale Konkur­
renzierung von Regional- und Billigflügen. Aber auch in den Städten selbst (und 
im suburbanen Raum) steigt durch das Wachstum die Nachfrage nach Verkehrs­
leistungen. Schienenverkehre sind in diesem Zusammenhang vor allem zur Be­
dienung der starkströmigen Pendlerverkehre geeignet. Die zunehmende Ver­
knappung von Verkehrsflächen für den MIV zeigt bereits heute, wie wichtig anfor­
derungsgerechte städtische SPV-Systeme sind. Als ein wesentlicher Erfolgsfaktor 
wird in diesem Kontext die Koordination unterschiedlicher Verkehrsträger identifi­
ziert. Vor allem aus Kundensicht stellen integrierte Leistungen, deren Erstellung 
aufgrund des zunehmenden IT-Unterstützungsgrades immer leichter möglich 
wird, ein wichtiges Kriterium dar. 

Verkehrs- und insbesondere umweltpolitische Diskussionen der vergangenen 
Jahre haben in vielen Bereichen des Straßenverkehrs zur Internalisierung exter­
ner Kosten (Einhebung von Infrastrukturentgelt, Steuern, Umweltzonen in Städ­
ten, Emissionsvorgaben, etc.) geführt. Überdies steigen die Kosten des MIV ins­
gesamt auch aufgrund der Entwicklung der Treibstoffpreise kontinuierlich an. Auf­
grund dieser Umstände wird es künftig, insbesondere bei einer Kombination mit 
Angebotsverbesserungen im SPV (die beispielsweise durch Ausschreibungswett­
bewerb erreicht werden können) zu einer relativen Aufwertung von Schienenver­
kehren (bzw. des ÖPV allgemein) kommen. 

Zusammenfassend ist jedenfalls festzuhalten, dass Schienenverkehren im Be­
reich der Personenbeförderung künftig großes Potential zugeschrieben werden 
kann. Der Erfolg wird wesentlich von der Nutzung dieses Marktpotentials abhän­
gen. Gefordert sind neben den einzelnen Verkehrsunternehmen insbesondere 
verkehrspolitische Entscheidungsträger, die geeignete Rahmenbedingungen für 
die Leistungserstellung sicherstellen müssen. Zum aktuellen Zeitpunkt ist jedoch 
aufgrund der heterogenen Umsetzungen der EU-Vorgaben insbesondere im Be­
reich grenzüberschreitender Verkehre Nachholbedarf zu attestieren. 

11.3 Strategische Grundsatzentscheidungen 
Die Weichenstellungen für die Marktordnung des SPV in Europa erfolgte in den 
unterschiedlichen Ländern zu unterschiedlichen Zeitpunkten und in unterschiedli­
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cher AArt und WWeise. Eng damit verrbunden waren explizzit oder immplizit getrooffene 
Entsccheidungenn: 

	 Die von den unterrsuchten LLändern gewählten WWettbewerrbsmodellee sind 
vielfältig. Wesentliche Grunddsatzentsccheidungenn sind einne starke Beto­
nung derr marktwirtschaftlicheen Prinzipieen oder eine starke OOrientierunng der 
staatlicheen Leistunggserbringuung. Eine mmittlere Position wird in dieser SStudie 
als balanncierter Weettbewerb bezeichneet. Abbildunng 52 gibt einen Übeerblick 
über die Wettbewerbsmodellee der unterrsuchten LLänder undd deren wicchtigs­
te Auspräägen 

	 Über die Rolle des Incumbennts. Insbesoondere darüber, in wwelcher Forrm die 
bestehennden staatlichen Eissenbahn(vverkehrs)unnternehmeen weiterggeführt 
oder zerschlagen wwerden. AAuf diese FFrage wird im Modull 2 Organisation 
des SPVV-Systems (vgl. 11.5.22 Rolle des Incumbeent) eingeggangen. 

Abbildung 552: Wettbeweerbsmodelle der untersucchten Länderr 

Bei der Frage dder Marktoordnung soollen die vieelen untersschiedlicheen Facetteen des 
Wettbbewerbs hier etwas vereinfachhend als SSpektrum zzwischen eeiner ausdrückli­
chen Wettbeweerbsorientierung undd einer Sicherung ddes Schiennenverkehrsleis­
tungssangebotess durch sttaatliche RRegiebetrieebe dargesstellt werd den. Auch wenn 
die beeiden Extrrema in deer Praxis nnicht auftreeten, dennn selbst in dem sehrr stark 
Wettbbewerbsoriientierten britischen System übernimmt der Staat im Falle dder In­
solvenz (zeitweeise) den EEisenbahnbetrieb alss Regiebettrieb, und auch in ddem in 
weiten Teilen d urch die sstaatliche SSNCF geprägten frannzösischenn System ffinden 
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sich in den Reegionen WWettbewerbbselementee, bilden ssie einen tauglichenn Aus­
gangsspunkt fürr die an dieser Stellle durchgeeführten AAnalysen. IInsgesamtt kann 
beobaachtet werrden, dasss in Großbbritannien die Markttregulierunng zugenommmen 
hat wwährend inn Frankreicch versuchht wird, mmehr Markttorientierunng zu schhaffen. 
Selbsst in der Scchweiz, wird in der ööffentlichenn Diskussi on eine sttärkere Maarktori­
entierrung gefordert. Die uunterschieddlichen SPPV-Systeme bewegenn sich aufeeinan­
der zuu. Es könnnen also zeentripetale Kräfte beoobachtet wwerden. 

Die NNiederlandee, Dänemaark und Deeutschlandd nehmen eine Mitteelstellung eein, da 
man hhier einersseits die staaatlichen EEisenbahnuunternehmmen erhalteen, bzw. imm Falle 
von DDeutschlannd konsequuent auch für den euuropäischeen Wettbewwerb vorbeereitet 
hat, aandererseits aber duurch einen Ausschreeibungswetttbewerb mmarktwirtscchaftli­
che EElemente eeingebaut hhat. 

Abbilddung 53 zeeigt eine PPositionieruung der unnterschiedlichen Ländder sowie deren 
wesentliche straategische GGrundsatzzentscheiduungen. 

Abbiildung 53: Grrundsatzentsscheidung beezüglich der Marktorientieerung 

In Däänemark wwurde 1999 beschlosssen, 15%% der DSBB Dienstleisstungen auf der 
Schieene (außerr S-Bahn VVerkehre und Fernvverkehr) auszuschreeiben. Das erste 
Ausscchreibungssverfahren betraf daas westlichhe und daas zentralee Jütland, wofür 
Arrivaa den Zuschlag bekaam. 2003 wurde entschieden, ein Dritteel der gesaamten 
DSB Dienstleisttungen ausszuschreibben im Zeittraum 20055 - 2014 (iin Zkm., exxklusi­
ve Feernverkehrr und S-Bahn Verkeehr). Darauf wurde die als „KKüstbahnenn“ be­
zeichnete Streccke Helsinggør – Kopeenhagen –– und weiteer nach Scchweden aausge­
schrieeben. DSBB First bekkam den ZZuschlag. DSB First ist eine KKooperationn zwi­
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schen DSB und der britischen First Group. Beide Ausschreibungen haben zur 
Folge, dass bis 2012 insgesamt 23% der Leistungen in Zug-Km ausgeschrieben 
worden sind. Um das Ziel von einem Drittel zu erreichen, müssten weitere 10% 
ausgeschrieben werden, was etwa 2 Mio. Zkm. pro Jahr entsprechen würde. 

In Schweden wurde 1979 durch das neue Beförderungsgesetz die Verantwortung 
für Nahverkehr den neugegründeten Aufgabenträgern übertragen, die regionala 
kollektivtrafikmyndigheterna (RKTM). Anlass für das damalige Beförderungsge­
setz war der immer gravierender werdende Verlust der SJ, was u.a. eine Einstel­
lungswelle bei den Nebenbahnen zur Folge hatte. Obwohl die RKTM sich in erster 
Linie mit dem öffentlichen Busverkehr beschäftigen, wurden einige RKTM auch 
zuständig für einstellungsgefährdete regionale Eisenbahnstrecken. Die RKTM 
stellten den Betrieb auf einige Strecken tatsachlich ein, auf andere führte SJ den 
Betrieb weiterhin durch im Auftrag der RKTM. 

Eine andere wichtige gesetzgeberische Entwicklung war die Einführung des Be­
förderungsgesetzes von 1988 (Transport Policy Act 1988), durch welches Infra­
struktur und Betrieb getrennt wurden. SJ führte als EVU lediglich den Betrieb 
durch, die neugegründete Behörde Banverket (jetzt: Trafikverket) wurde für die 
Infrastruktur zuständig. SJ bezahlt Trassengebühren, die (nur) die marginalen 
Instandsetzungskosten abdecken. Die Zuständigkeit der RKTM für den SPNV 
wurde in 1990 erweitert. Die RKTM bekamen Zuschüsse für eine Laufzeit von 10 
Jahren in der Höhe von des Defizites des Betriebes auf den regionalen Strecken. 
Außerdem wurden die RKTM für das Rollmaterial zuständig. 1999 gewann zum 
ersten Mal ein Unternehmen eine Ausschreibung, das nicht zur schwedischen 
Staatsbahn gehörte. 

Ohne einer abschließenden Bewertung vorzugreifen, kann man sagen, dass beim 
schwedischen Modell der Versuch einer starken Marktorientierung gescheitert 
ist. So hat das Leistungsniveau durch die vielen Anbieterwechsel sowie den man­
gelnden Anreiz, bei Bruttoausschreibungen das Leistungsangebot zu verbessern, 
gelitten. Außerdem sind die zunächst aufgrund der niedrigeren Preise bei den 
Bruttoausschreibungen erreichten Kostensenkungen durch die hohen Kosten der 
(zweimaligen) Rettung der Schwedischen Staatsbahn (SJ) sowie die durch eine 
mittelfristige Oligopolisierung eingetretenen Verteuerung der Kosten und letztend­
lich durch die Kosten des Rückzugs der Dänischen Bahn als Anbieter aus dem 
schwedischen Markt und die erneute Reaktivierung des staatlichen Eisenbahnun­
ternehmens deutlich übertroffen wurden. Auch wenn man diesen Fall nicht verall­
gemeinern kann, so könnte man aus dem schwedischen Beispiel lernen, dass für 
ein kleines Land eine Zerschlagung der Staatsbahn und die Einführung einer 
starken Wettbewerbsorientierung problematisch zu sein scheint.  

Diese These wird im Grunde durch das britische Beispiel unterstützt. Die starke 
Marktorientierung in Großbritannien wird allgemein sehr negativ beurteilt. In Be­
zug auf die Privatisierung der Eisenbahninfrastruktur ist dies auch unstrittig. Die 
Probleme der privaten Verkehrsinfrastruktursgesellschaft haben letztendlich den 
britischen Staat bewogen die Infrastruktur zu reverstaatlichen. Auch die Heraus­
forderungen bezüglich der Koordination der Verkehrsleistung sind bei einem rei­
nen Marktmodell offensichtlich geworden. Der Staat versucht dies durch eine ein­
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heitliche Planung sowie detaillierte Zielvorgaben sicherzustellen, jedoch blieben 
wesentliche Mängel. So hat die Wettbewerbsorientierung in Großbritannien dazu 
geführt, dass es aus Sicht des Fahrgastes unkomfortable Intransparenz der 
Preissysteme sowie eine uneinheitliche Fahrgastinformation bestehen.  

Der Staat musste um eine Mindestkoordination sicherzustellen relativ große Mit­
arbeiterstäbe im Verkehrsministerium aufbauen. Er muss außerdem im Falle von 
Insolvenzen Einspringen und hierfür Kompetenzen vorhalten. Außerdem sieht er 
sich einem zunehmenden Konsolidierungsprozess gegenüber der bei Oligopol­
bildung erhebliche Kostensteigerungspotentiale in sich birgt. 

Allerdings müssen auch Kritiker des britischen Systems zugestehen, dass es in 
den letzten Jahren zu starken Fahrgaststeigerungen gekommen ist. Allerdings ist 
dies nicht allein auf die Umorganisation des Schienenverkehrs zurückzuführen, 
sondern andere Entwicklungen wie insbesondere das starke Wachstum Ende der 
90er Jahre und zu Beginn des neuen Jahrtausends spielen dabei ebenso eine 
Rolle sowie die Spezifikation Londons die einschließlich der Citymaut eine starke 
Bahnaffinität der Reisenden verursacht. Auch der hohe Mitteleinsatz des Staates 
hat zu den Fahrgaststeigerung geführt. Außerdem gibt es in London das Spezifi­
kum, dass die Immobilienpreise derart hoch sind, dass Pendeln für viele Men­
schen aufgrund fehlender Alternativen nahezu notwendig geworden ist. 

Das französische Beispiel führt dazu, dass mit der SNCF – vor allem aus der 
Sicht der Nachbarländer – ein potenter europäischer Schienenverkehrsanbieter 
entstanden ist. Bei ihren Auslandsengagements agieren SNCF und RATP ohne 
die Kostenbelastung aus dem im Heimatland gesetzlich vorgeschriebenen Ser­
vice public. In Frankreich selbst ist das Bild differenzierter. Im Großraum Paris 
erfolgt eine sehr enge, quasi behördenmäßige Abstimmung des SPNV mit der 
RATP. In anderen französischen Großstädten (wie z.B. Straßburg, Orléans, 
Clermont-Ferrand, Grenoble) ist die RATP als SPNV-Anbieterin ebenfalls präsent, 
und zwar als Konkurrentin der SNCF. In den Regionen hingegen wird der Ruf 
nach Ausschreibungswettbewerben immer stärker, verbunden mit der Hoffnung 
auf Angebotsverbesserungen. Durch die bis dato vorherrschende Marktabschot­
tung zugunsten der SNCF sind Ineffizienzen und Qualitätseinbußen entstanden, 
als deren Opfer sich vor allem die Regionen sehen. Durch die 1997 vorgenom­
mene Zweiteilung der SNCF wurden die beiden Staatsmonopole SNCF und die 
Netzgesellschaft RFF geschaffen, was allerdings auf den intramodalen Bahnwett­
bewerb im französischen Personenverkehr keine Auswirkung hatte. In jüngster 
Zeit zwingt jedoch die Entwicklung der Bahndefizite und der Bahnschulden, die 
Insbesondere aus dem Infrastrukturbereich resultieren, zu einer Hinterfragung der 
bisherigen Grundausrichtung des Verkehrsträgers Schiene. 

Die Weichenstellungen für die Marktordnung des SPNV in Deutschland erfolgte 
Anfang der 90iger Jahre mit der Bahnstrukturreform. Die ehemalige Bundes- und 
Reichsbahn wurde in eine privatrechtlich organisierte Eisenbahngesellschaft des 
Bundes (Deutsche Bahn AG) umgewandelt. Nicht betriebsnotwendige Teilberei­
che wurden ausgegliedert und dem Bundeseisenbahnvermögen zugeführt. 

Die Zuständigkeit für den SPNV wurde 1996 (inkl. der finanziellen Verantwortung) 
an die Bundesländer abgegeben. Die weitere Ausgestaltung erfolgte im Rahmen 
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von Landesnahverkehrsgesetzen (die Unterschiede in der Gesetzgebung führen 
auch zu abweichenden Ausschreibungspraktiken). In diesem Zusammenhang 
wurde auch das „Bestellerprinzip“ eingeführt. Es besagt, dass Länder (resp. be­
auftragte Landesnahverkehrsgesellschaften, Zweckverbände oder Kommunen) 
direkt als Besteller von Leistungen bei Eisenbahnverkehrsunternehmen auftreten. 
Zu Beginn des Jahres 1999 wurden als zweite Stufe der Bahnstrukturreform unter 
dem Dach der Deutschen Bahn AG mehrere eigenständige Tochtergesellschaften 
gegründet. Dies soll einerseits mehr Transparenz im Sinne eines diskriminie­
rungsfreien Zugangs für Dritte sicherstellen, andererseits auch die Verantwortlich­
keiten im Personenverkehr widerspiegeln: den eigenwirtschaftlich organisierten 
Fernverkehr sowie die bestellerentgeltfinanzierten Nahverkehrsleistungen. 

Der auf diesem Wege geschaffene Handlungsrahmen hat dazu geführt, dass man 
die Deutsche Bahn AG sanieren und in weitere Folge als starken (internationalen) 
Anbietern positionieren konnte. Zeitlich konnte Wettbewerb im SPNV-Markt etab­
liert werden. Im Vergleich zum niederländischen Modell, das ebenfalls auf einer 
erfolgreichen Kombination von Incumbent und Privatanbietern basiert (s.u.), ist in 
Deutschland die Koordination zwischen der ehemaligen Staatsbahn und den wei­
teren Marktteilnehmern aber weniger stark ausgeprägt/formalisiert. Auch zwi­
schen den einzelnen privaten Wettbewerbern gibt es mitunter Schnittstellenprob­
leme. Dennoch kann die in der Bundesrepublik verfolgte Strategie insgesamt als 
sehr gelungen bezeichnet werden. Es muss in diesem Zusammenhang aber an­
gemerkt werden, dass die in Deutschland getroffenen Entscheidungen aufgrund 
der Größe des Landes insbesondere kontextbezogen erfolgreich sind und daher 
nur bedingt auf kleinere Systeme übertragbar sind. 

Die Analyse zeigt, dass das niederländische System, das man als gemäßigte 
oder balancierte Marktöffnung beschreiben könnte, grundsätzlich erfolgreich ist. 
Durch die Direktvergabe des Kernnetzes an die staatliche Bahn konnte das we­
sentliche Planungs-Know-how bei der Staatsbahn sichergestellt werden. Im Zu­
sammenspiel mit den Ministerien kann sie wichtige Koordinationsfunktionen erfül­
len. Eine Fahrgastinformation sowie die Preisgestaltung können hier einheitlich 
unter der Voraussetzung erfolgen, dass man bei der Ausschreibung von Neben­
strecken die Rahmenbedingungen klar realisiert. Das niederländische System 
kombiniert die Erhaltung der Staatsbahn, die insbesondere für ein kleines Land 
aufgrund der starken Oligopolisierung der europäischen Bahnmärkte wichtig ist, 
mit den Anreizen des Wettbewerbes. Dadurch, dass durch die Marktöffnung auf 
den Nebenstrecken ein gewisser Wettbewerb zugelassen wird und es offensicht­
lich ist, dass starke Staatsbahnen wie die Deutsche Bahn AG oder die SNCF ver­
suchen, das Kernnetz in den Niederlanden zumindest mittelfristig zu übernehmen, 
bleibt für die NS ein starker Anreiz die Kosten zu senken und auf der anderen Sei­
te ein hervorragendes Serviceniveau bereitzustellen. 

Ein sehr erfolgreiches Modell ist auch das Schweizer Beispiel, das allerdings 
aufgrund der Tatsache, dass die Schweiz nicht Mitglied der EU ist, nur bedingt auf 
EU Länder übertragbar ist. Das Schweizer System wurde nicht geändert, insofern 
sind hier Aussagen über die Wirkung von Veränderungen der Wettbewerbsmodel­
le nur sehr bedingt möglich. Tatsache ist, dass das Schweizer Modell auf Grund 
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der seit langen Jahren optimal zwischen Infrastrukturmaßnahmen, Betriebsmaß­
nahmen und staatlichen Förderungen abgestimmten ganzheitlichen Verkehrskon­
zept, in dessen Mittelpunkt ein nationaler Takt steht, sehr erfolgreich ist. Dieser 
Erfolg wird sowohl getragen durch das staatliche Eisenbahnverkehrsunternehmen 
SBB als auch durch regionale Schienenverkehrsanbieter in den Regionen. Inso­
fern weist das Schweizer Modell Ähnlichkeiten zum niederländischen Modell auf. 
In beiden Fällen gibt es einen starken Anbieter, ein starkes (staatliches) Eisen­
bahnverkehrsunternehmen, das das Kernnetz betreibt, und in den Regionen ein­
zelne Anbieter, die sich jedoch hinsichtlich der Abstimmung der Fahrpläne sowie 
der Informationen an den staatlichen Eisenbahnverkehrsunternehmen ausrichten. 

So eindeutig positiv das Schweizer Modell hinsichtlich der Verkehrszahlen auch 
ist, so kann man jedoch den Eindruck gewinnen, dass das System deutlich an 
seine Grenzen stößt, und das betrifft zum einen sicherlich die großen Verkehrs-
zahlen, die in diesem System gefahren werden, zum anderen die besondere Art 
der internationalen Integration. Die internationale Anbindung der Schweiz ist sehr 
einfach. Es gibt keine Personenverkehrszüge, die die Schweiz als Transitverkehr 
durchfahren und insgesamt handelt es sich bei den internationalen Verkehren um 
Anfangs- bzw. Endabschnitte internationaler Verkehre. Die SBB hatte bisher kei­
ne Ambitionen, im internationalen Personenverkehr als Anbieter im europäischen 
Ausland aufzutreten. Jedoch muss man konstatieren, dass die Versuche, im Gü­
terverkehr einen europäischen Wetterbewerber aufzubauen, kläglich gescheitert 
sind. In den letzten Jahren haben die Diskussionen um die hohen Kosten des 
Schweizer Bahnsystems innerhalb der Schweiz auch deutlich zugenommen. Zwar 
sind die Diskussionen noch nicht abgeschlossen, jedoch gibt es Stimmen, die ei­
nen stärken Anreiz durch Wettbewerber befürworten. 

11.4 Modul 1: SPV-Gesetzgebung 
Für die EU-Länder gelten Verordnungen, Richtlinien und Erlässe der Europäi­
schen Union. Insgesamt kann festgesellt werden, dass die EU-Richtlinien den 
Mitgliedsstaaten einen großen Gestaltungsspielraum einräumen. Dies hat in der 
Praxis dazu geführt, dass die Länder ihre nationalen Gesetze entsprechend ihren 
strategischen Grundsatzentscheidungen formuliert haben. 

Schweden und Großbritannien haben als erste Länder die Märkte liberalisiert und 
entsprechende gesetzliche Regelungen erlassen. Diese Regelungen mussten aus 
mehreren Gründen laufend angepasst werden: 

• 	 Aufgrund der Voreiterrolle gab es keine Erfahrungswerte 
• 	 Es gab, insbesondere in Großbritannien konzeptionelle Fehler, die zu 

Kompetenzüberschneidungen und -konflikten zwischen Behörden geführt 
haben 

• 	 Die theoretisch abgeleiteten Vorteile der marktwirtschaftlichen Orientierung 
wurden überschätzt, das Marktversagen und der daraus resultierende Re­
gulierungsbedarf wurden unterschätzt.  

• 	 Die Änderung der EU-Gesetzgebung machte Anpassungen notwendig. 
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11.5 Modul 2: Organisation des SPV-Systems  

11.5.1 Marktstruktur/Marktbalance 

Während es in den Anfangsjahre der Eisenbahn viele private Eisenbahninitiativen 
und –unternehmen gab, war der europäische Eisenbahnsektor seit dem zweiten 
Weltkrieg bis in die 90er Jahre durch staatliche Monopolbetriebe geprägt. Private 
Eisenbahnunternehmen spielten nur eine untergeordnete Rolle. Seit den Bahnre­
formen der 90er Jahre hat sich dieses Bild deutlich gewandelt und nicht nur im 
Güterverkehr, sondern auch im Personenverkehr, sind private EVU entstanden. 
Allerdings sind einige von diesen wieder durch Staatsunternehmen aufgekauft 
worden. 

Auf europäischer Ebene kommt es insgesamt zu einer starken Marktkonsolidie­
rung. Gemeinsam mit den unterschiedlichen Finanzierungskosten der Anbieter, 
insbesondere Finanzierungsvorteilen großer staatlicher Anbieter, wie z.B. der 
Deutschen Bahn AG oder der SNCF, hat dies in Schweden und bei einigen Aus­
schreibungen anderer Länder, z.B. Deutschland, bereits zu oligopolähnlichen 
Wettbewerbssituationen geführt. 

Gemessen am Umsatz weist der Wettbewerbsreport der Deutschen Bahn für den 
europäischen Nahverkehrsmarkt im Jahr 2011 die in Abbildung 54 dargestellten 
Unternehmen als größte Anbieter aus. Aus der Analyse geht deutlich hervor, dass 
die DB AG (inkl. Arriva) und das französische Unternehmen SNCF (inkl. Keolis) 
international klar als Marktführer identifiziert werden können. 

Umsatzvergleich der fünf größten europäischen SPNV-Anbieter
(Umsatz in Mrd. EUR) 

First Group (Großbritannien) 

Transport for London (Großbritannien) 

RATP (Frankreich) 

SNCF und Keolis (Frankreich) 

DB und Arriva (Deutschland) 

0 2 4 6 8 10 12 14 

Abbildung 54: Größte ÖPNV-Unternehmen in Europa214 

Eine weiterführende Umsatzanalyse bestätigt die Größenvorteile der DB AG und 
jene der SNCF. Im Vergleich zu ausgewählten europäischen Personenverkehrs­
anbietern kann ein deutlicher Unterschied festgestellt werden. Die aus diesem 
Ungleichgewicht resultierende Marktmacht größerer Anbieter fördert die bereits 
angesprochenen Konsolidierungsprozesse. Überdies ist das aus den Umsatzab­
weichungen abzuleitende Ungleichgewicht ein Indikator dafür, dass am europäi­
schen SV-Markt tätige EVU nur bedingt ähnliche Wettbewerbsstrategien verfolgen 

214 DB Wettbewerbsreport, 2011, S. 12. 
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können. Vielmehr muss diese Entscheidung bestmöglich an die individuelle Situa­
tion angepasst werden. In der Praxis hat dieser Umstand bereits zur unterschied­
lichen Positionierung der ehemals staatlichen Anbieter geführt, wobei man jeweils 
zwischen der nationalen und internationalen Ausrichtung differenzieren muss. 

Ausgewählte ÖV/SPV-Unternehmen im Vergleich 
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Abbildung 55: Umsatzanalyse ausgewählter ÖV/SPV-Unternehmen215 

Für den aktuellen SP(N)V-Markt typisch ist auch, nicht zuletzt aufgrund der skiz­
zierten Ausgangssituation, dass es seit Beginn der Marktliberalisierung zu einer 
„Cross-border-nationalisation“216, bei der staatliche Unternehmen Leistungsange­
bote in anderen Ländern durchführen, gekommen ist. Dies kann zum einen 
dadurch geschehen, dass staatliche EVU in anderen Ländern tätige EVU aufkau­
fen, aber auch dadurch, dass staatliche EVU verstärkt an Ausschreibungen oder 
dem Open Access Wettbewerb anderer Länder teilnehmen. Durch den Aufkauf 
privater Anbieter durch staatliche Unternehmen, z.B. Kauf von Arriva durch die 
DB oder dem Kauf der Westbahnanteile durch die SNCF, erhöht sich der Anteil 
der staatlich kontrollierten Leistungserstellung.  

Dies wird zur Zeit insbesondere in Großbritannien kritisch gesehen. Solange sich 
die EVU im Besitz ausländischer Staaten wie private Wettbewerber verhalten und 
ggf. durch niedrige Kapitalkosten zu einem gutem Preis-Leistungsverhältnis des 
SPV-Angebots führt, ist dies aber vor allem ein politisches Problem. Aus wirt­
schaftlicher Sicht kritisch wird das dann, wenn die EVU im Besitz ausländischer 
Staaten ihre Marktmacht ausnutzen, z.B. durch eine Oligopolisierung höhere 
Preise und oder ein schlechteres Serviceniveau durchsetzen. 

Dies stellt vor allem für Länder ein Problem dar, die den Incumbent zerschlagen 
oder nicht auf den Wettbewerb vorbereitet haben. In diesem Zusammenhang 

215 Eigene Berechnung auf Basis der jeweiligen Jahresberichte. Die Umsätze der SBB, DSB und 
First Group wurden jeweils auf Basis der Wechselkurse zum 31.12.2011 bewertet. Anmer­
kung: Die Ergebnisse der DB Fernverkehr, DB Arriva und DB Regio sind im Ergebnis DB Kon­
zern (gesamt) bereits enthalten und wurden nur zur besseren Vergleichbarkeit auch separat 
ausgewiesen. 

216 Hanstein, R.: „Cross-border nationalisation“ im Eisenbahnsektor? In: Eisenbahn-Revue Interna­
tional, 7-2012, S. 362-364. 
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zeigt das Beispiel der Niederlande, dass es auch in einem kleinen EU-Land mög­
lich ist, einen starken nationalen Incumbent zu erhalten und in Teilmärkten Wett­
bewerb zu etablieren. Die Rolle des Incumbent wird im nächsten Abschnitt (vgl. 
Kapitel 11.5.2) genauer beleuchtet. 

Grundsätzlich kritisch muss die Entwicklung des Marktpotentials bzw. der Teil­
nehmerzahl angesprochen werden. Neben der bereits identifizierten Konsolidie­
rung durch Fusionen und Kapitalverflechtungen unterschiedlicher Betreiber ist 
nämlich auch zu beobachten, dass sich die Teilnehmerzahl in machen Märkten 
durch Rückzug einzelner EVU wieder reduziert. Besonders interessant ist im Mo­
ment die Entwicklung in Deutschland. Kürzlich wurde nämlich bekannt, dass sich 
die im Besitz des französischen Veolia-Konzerns befindliche Ostseelandesver­
kehr GmbH nach Ablauf des bestehenden Vertrages nicht mehr um ihre Stamm­
strecke bewerben würde.217 Ein etwaiger Rückzug von Veolia aus dem deutschen 
Markt ist von besonderer Bedeutung, da das Unternehmen weitgehend als 
Hauptkonkurrent der DB AG verstanden werden kann. 

11.5.2 Rolle des Incumbent 

Will ein Land im SPV das Wettbewerbsmodell einer starken Marktorientierung 
umsetzen, so hat es im wesentlichen zwei Möglichkeiten: 

• Zerschlagung des Incumbents oder 

• Ertüchtigung des Incumbents für den Wettbewerb 

Die Zerschlagung des Incumbents wird aufgrund der damit entstehenden Verwer­
fungen und sozialen Kosten für die meisten europäischen Länder keine wirkliche 
Option sein. Es entstehen dem Staatshaushalt auch erhebliche Kosten, da für die 
meisten Beamten trotz Zerschlagung weiter Lohnkosten anfallen und selbst für 
bei Auflösung des staatlichen EVU ggf. kündbare MitarbeiterInnen hohe Zahlun­
gen bzw. Kosten für Umschulungen, etc. fällig werden. Auf der anderen Seite sind 
bei der Zerschlagung in Großbritannien und selbst in Schweden zum Teil erfolg­
reiche neue Unternehmen entstanden. 

217 Vgl. z.B. Spreemann, J.: „Stoppsignal schockiert Ola Team“, Nordkurier, 13.07.2012, 

http://www.nordkurier.de/cmlink/nordkurier/lokales/neubrandenburg/stoppsignal-schockiert-ola­

team-1.456983 
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Abbildung 56: Überbblick über diee Rolle des Incumbent unnd der Wettbbewerber 

Die EErtüchtigunng des Incuumbent für den Wetttbewerb eerfolgte zwwar in den unter­
suchtten europääischen Läändern auf unterschieedliche Art und Weisse; es gib t aber 
einigee Grundprinzipien 

a)) Schutz eeines besteehenden KKerngeschäfts. Als EExtremfall kann die SNCF 
gelten. HHier wird deer heimiscche Markt kkonsequennt abgeschhottet und sso der 
SNCF di e Möglichkkeit gegebeen, finanzielle Ressoourcen für die europääische 
Expansioon zu schööpfen. Für eine Entschuldung und starkee Kapitalisiierung 
der SNCCF sah sichh der franzzösischen Staat nichht in der LLage. Die SNCF 
wurde soo zu einemm führendenn europäischen Anbieter. 

Die niedeerländische NS konnnte das Keernnetz und somit eiinen Großtteil ih­
res Gescchäfts behaalten. Durcch eine bedachte undd eher vorsrsichtige Interna­
tionalisieerungsstrattegie entwiickelt sie ssich zu eineem „mittelggroßen“ euuropä­
ischen AAnbieter. 

Die Deutsche Bahhn hat zwaar keinen staatlich ggarantierteen Schutz eines 
Kerngescchäfts, ihr wurden jedoch Vorteeile durch langlaufennde Verträgge mit 
einigen BBundeslänndern eingeeräumt. AAußerdem stellt die sstarken Sttellung 
im deutscchen Fernvverkehr einnen gewisssen (tempoorären) Scchutz dar. 

b)) Übernahme der finnanziellen Belastungen aus deer Verganggenheit. Diie we­
sentlicheen finanzieellen Belasstungen deer Incumbent sind AAltschulden und 
aufgrundd der Beammtenregeluungen oderr sonstigerr vertraglicher Regeluungen 
höhere PPersonalkoosten. Am konsequeentesten wwurden dieese Belastuungen 
wohl bei der DB übbernommeen, indem ddiese kom plett entscchuldet undd über 
eine Konnstruktion einer Diennstleistunggsgesellschhaft die (hhöheren) PPerso­
nalkostenn vom Bund übernoommen, bzzw. durch die Verweertung nicht be­
triebsnottwendiger VVermögen sgegenstäände abgeddeckt wurdden. 
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Die schlechteste Lösung für MitarbeiterInnen, den jeweiligen Staat und die Kun­
den ist es, das staatliche EVU unvorbereitet in den Wettbewerb zu entlassen. Das 
Beispiel der SJ, die zweimal vom Staat aufgefangen werden musste zeigt dies 
deutlich. 

Ebenso schlecht ist es, von schlecht vorbereiteten staatlichen EVU eine schnelle 
europäische Expansion zu fordern. Die hohen Verluste der DSB in Schweden 
sind da ein mahnendes Beispiel. Im Güterverkehr musste selbst die SBB hier teu­
res Lehrgeld zahlen. Ähnlich gelagert ist der Kauf der MAV Cargo durch die RCA.  

Neben der Ertüchtigung scheint die Abschirmung des nationalen Marktes zum 
Schutz des Incumbent zur Zeit eine Option zu sein. Allerdings 

a) Ist es fraglich, ob ein aus einem geschützten Markt agierendes Unterneh­
men langfristig erfolgreich sein kann und 

b) stellt sich überdies die Frage, ob es mittel- bis langfristig tatsächlich mög­
lich sein wird, in einem EU Staat den Wettbewerb im SPV weitestgehend 
auszuschalten. 

Die Strategie, den Incumbent so zu ertüchtigen, dass er zu einem europäischen 
Player wird, scheint derzeit wohl die erfolgreichste Alternative zu sein – allerdings 
muss dies in jedem Fall mit Augenmaß erfolgen, um nicht wie im Fall der DSB 
erhebliche Verluste einzufahren. Ein staatliches EVU aus einem kleinen Land wird 
als strategisches Ziel sicher nicht die europäische Marktführerschaft haben. Es 
wird in der Regel auf dem Heimatmarkt einen großen Marktanteil behaupten und 
für den europäischen Markt intelligente Differenzierungs- und/oder Nischenstrate­
gien entwickeln. 

11.5.3 Abgrenzung und Koordination von Nah- und Fernverkehr 

Grundsätzlich scheint bei der Abgrenzung des Nah- und Fernverkehrs die Größe 
des Landes eine wichtige Rolle zu spielen. Große Länder wie Deutschland und 
Frankreich ziehen eine deutliche Trennlinie zwischen Nahverkehrs- und Fernver­
kehrsleistungen. Die Trennung hat sich, zumindest was das Angebot der DB be­
trifft, eher noch verstärkt. Die DB hat konsequent (nicht rentable) eigenwirtschaft­
lich erstellte Fernverkehrsleistungen, die eine regionale Bedeutung haben abge­
baut, bzw. die Bundesländer um eine Finanzierung eines entsprechenden Ange­
bots gebeten. Die strikte Trennung und die Regionalisierung der Planung und Auf­
tragsvergabe führt in Deutschland dazu, dass interregionale Verkehre kaum Be­
rücksichtigung finden. 

Großbritannien differenziert nicht zwischen Nah- und Fernverkehr. Als Beispiel 
dafür nennt Bauer218 den Cross Country Rail Franchise-Vertrag, den Arriva in 
2007 gewonnen hat. Dieser kombiniert einen klassischen Fernverkehrsvertrag mit 
Regional- bzw. Nahverkehrsstrecken (Nottingham-Cardiff und Birmingham-
Stansted Airport). 

Im Grunde haben zwar alle kleinen Länder, wie die Schweiz, Dänemark und Nie­
derlande auch eigene Nahverkehrsprodukte, viele Fernverkehrszüge erfüllen hier 
aber auch eine Regionalverkehrsfunktion. In Dänemark gilt bezüglich Trennung 

218 Vgl. Bauer, K.: Best Practice in Competitive Tendering of Regional Rail Services, in Railway 
Market – CEE Review No. 1, 2010, S. 14-17. 
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zwischen Nah- und Fernverkehr Folgendes: der Fernverkehr wird von DSB 
durchgeführt, mit durchgehenden Zügen auch auf Teilstrecken, die gemeinsam 
mit Arriva bedient werden. Allerdings erfüllen diese zumindest auch teilweise eine 
Regionalverkehrsfunktion. Dafür gibt es Tarifvereinbarungen. Der Nahverkehr 
wird von den Privatbaner durchgeführt. 

Zwar gibt es im Schweizer Personenbeförderungsgesetz eine für den SPV rele­
vante Unterteilung in 

 Fernverkehr, der Landesteile und Regionen verbindet und 
 Regionalverkehr, der die Grunderschließung der Regionen sicherstellt 

Allerdings haben auch viele Fernverkehrszüge eine gewisse Bedeutung für den 
Regionalverkehr. Das Personenbeförderungsgesetz kennt den Begriff des Nah­
verkehrs nicht, sondern nur den des Ortsverkehr für die kleinräumige Feiner­
schließung innerhalb der Orte. 

Die strikte Trennung in eigenwirtschaftliche Fernverkehre und gemeinwirtschaftli­
che Regional- und Nahverkehrsangebote gibt es in keinem kleinen europäischen 
Land. Allerdings sind im Rahmen des Open Access Wettbewerbs in Österreich, 
der Tschechischen Republik und in Polen auf den Hauptstrecken in Konkurrenz 
zum Incumbent eigenwirtschaftliche Fernverkehrsangebote entstanden. Ein erster 
Wettbewerber in den Niederlanden musste nach relativ kurzer Zeit aufgeben. In 
Deutschland gibt es zwar auch erste Angebote von Wettbewerbern, deren Markt­
anteil liegt jedoch bei weniger als 1%219. 

11.5.4 Organisation des Marktzugangs 

11.5.4.1 Planung, Vergabe und Kontrolle von SPV Leistungen 

Grundsätzlich kann zwischen 

1. dem freien Marktzugang (Open Access), 

2. gemischten Systemen sowie 

3. dem geregelten Zugang 

unterschieden werden. 

Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren kann ein Mitgliedsland den Wettbewerb nur 
untersagen, wenn dadurch gemeinwirtschaftliche Verkehre negativ beeinflusst 
werden. Mit dieser EU-Bestimmung wollte der italienische Regulator das Angebot 
eines gemeinsamen eigenwirtschaftlichen Verkehrs der DB und der ÖBB von Ita­
lien nach Innsbruck verhindern. 

Bei einem geregelten Marktzugang kann die Planung, Vergabe und Kontrolle des 
SPV kann auf unterschiedlichen Ebenen erfolgen: 

219 KcW, S. 13. 
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	 Durch eine zentrale Stelle. Dies ist bisher bei den meisten europäischen 
Ländern so geregelt. Von den hier untersuchten Ländern praktizieren dies 
Dänemark220 und Österreich. 

	 Auf einem lokalen bzw. regionalen Niveau. Dies ist die Lösung die in 
Deutschland gewählt wurde. Allerdings erfolgt ein Großteil der Verteilung 
der Finanzmittel in Deutschland noch über den Bund, der diese Mittel aber 
zur Vergabe an die regionalen Gebietskörperschaften abgibt. 

	 Durch eine gemischte, zentrale und lokale/regionale Auftragsvergabe. 
Dies Modell wurde von Frankreich, den Niederlanden, Schweden und der 
Schweiz gewählt. 

Die Vorteile einer zentralen Stelle sind evident. Das SPV-System kann weitestge­
hend einheitlich geplant werden. Außerdem kann der Aufbau redundanter Kompe­
tenzen und die Problematik kostenintensiver Doppelarbeiten vermieden werden. 
Es ist offensichtlich, dass dies vor allem für kleinere Länder wichtig ist. Dass ein 
solches System nicht nur bei Formen der Direktvergabe funktioniert, sondern 
auch in einem System des balancierten Wettbewerbs, das zeigt das Beispiel Dä­
nemark. 

In Dänemark gibt es unterschiedliche Aufgabenträger. Für die laufenden Verträge 
mit DSB und für die Ausschreibungslose ist Trafikstyrelsen zuständig. Diese Or­
ganisation gehört dem Verkehrsministerium. Die Rolle des Trafikstyrelsen in Be­
zug auf Vertragsüberwachung und Ausschreibung wird ab September 2012 vom
Ministerium selbst übernommen. Ziel dieser Änderung ist die eindeutige Trennung 
zwischen Kontrolle der technischen Sicherheit (safety and licensing) und „regulä­
ren“ Aufgabenbereichen des Aufgabenträgers. 

Die regionale oder lokale Verantwortung für Planung, Vergabe und Kontrolle der 
Verkehre hat den Vorteil, dass die Bedürfnisse der Regionen besser berücksich­
tigt werden und dass dadurch die schlechte Anreizgestaltung, bei der sich die 
Bundesländer, Regionen oder Kommunen wünschen können was sie wollen und 
die zentrale Regierung plant und finanziert, durchbrochen wird. Wenn die Bundes­
länder/Regionen/Kommunen die Verantwortung haben und auch für den Umgang 
mit den finanziellen Ressourcen verantwortlich sind, so haben Sie einen Anreiz, 
die Verkehre zu realisieren, die ihrem Gebiet den größten Nutzen bieten.  

Dies zeigt aber auch schon den Nachteil einer solchen Regelung. Regionen­
übergreifende Verkehre können hier nur durch eine Kooperation der betroffenen 
Regionen berücksichtigt werden. Da die Planungs- Vergabe- und Kontrollorgane 
des Staates bei einer solchen Lösung kleiner sind, haben Sie häufig Probleme mit 
dem Aufbau entsprechender Kompetenzen sowie mit der Auslastung der Mitarbei­
ter, vor allem, wenn nur alle 10-15 Jahre entsprechende SPV-Leistungen ausge­
schrieben werden. Die verantwortlichen Stellen müssen deswegen in der Regel 
externes Know-how und Arbeitsleistung (teuer) einkaufen. 

220 CER: Public service rail transport in the European Union: an overview, Brüssel 2011, S. 16 
ornet Dänemark bei der Organisation des SPV dem (zentralen) nationalem Level zu, auch 
wenn einige Planungsaufgaben von den Regionalen Eisenbahnunternehmen durchgeführt 
werden. 
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Bei der gemischten Lösung ist die Zentrale Stelle für die Planung, Vergabe und 
Kontrolle des Schienenverkehrs auf dem Kernnetz zuständig. Regionale oder lo­
kale Zubringerverkehre liegen in der Verantwortung der Regionen. Die oben be­
schriebenen Probleme der reinen regionalen bzw. lokalen Planung, Vergabe und 
Kontrolle können hier gemindert werden. Allerdings ist bei diesem System eine 
Koordination der beteiligten staatlichen Stellen und ein Wissenstransfer ebenso 
notwendig wie Regelungen die einen mehrfachen Kompetenzaufbau und Doppel-
arbeiten auf staatlicher Ebene verhindern bzw. minimieren. 

Für die Markregulierung zuständig ist in Frankreich das Verkehrsministerium, das 
auch nach dem jetzt erfolgten Regierungswechsel weiterhin ein Teil des Umwelt­
ministeriums bleiben soll. Die Netzgesellschaft RFF ist „keine Regulierungsbehör­
de, sondern der Infrastrukturmanager.“ 

Spürbarer Druck in Richtung Ausschreibung von Schienenverkehrsdiensten geht 
aber seit geraumer Zeit auch in Frankreich von den Regionen aus. Seit 2002 
weist der französische Staat die Finanzmittel für die Erbringung regionaler Leis­
tungen nicht mehr der Staatsbahn SNCF direkt zu, sondern den Regionen, die 
ihrerseits Verträge mit der SNCF schließen. 

11.5.4.2 Formen der Vergabe von SPNV-Leistungen 


Grundsätzlich gibt es in der EU folgende Formen des Marktzugangs: 


 Direktvergabe. Die zuständige Staatliche Organisation verhandelt mit ei­
nem EVU und schließt einen Vertrag ab. Dies ist innerhalb der EU die mit 
Abstand verbreitetste Ausgestaltungsform. 

 Ausschreibungswettbewerb 
 Gemischte Verfahren 

Durch die Direktvergabe von SPV Leistungen kann der staatliche Aufgabenträger 
sehr gezielt Einfluss auf das EVU nehmen. Diese Art der Vergabe eignet sich 
auch ideal, um dem Incumbent Zeit zu geben, um sich auf den bevorstehenden 
Wettbewerb vorzubereiten. Allerdings ergeben sich hierbei eine Reihe von Prici­
pal-Agenten-Problemen. Insbesondere dann, wenn der Direktvertrag mit dem 
Incumbent abgeschlossen wird. So verfügt dieser über eine wesentlich bessere 
Informationsbasis als die staatliche Stelle. Diese asymmetrische Informations­
verteilung kann er in den Verhandlungen ausnutzen. Das Problem taucht jedoch 
nicht nur bei den Verhandlungen sondern auch bei der Kontrolle der vereinbarten 
Leistungen auf. Auch hier ist die staatliche Stelle im wesentlichen auf Informatio­
nen des Vertragspartners angewiesen. Durch entsprechende Prüfungen, z.B. ei­
gene Erhebungen kann dies Problem jedoch gemindert werden.  

Ist sich der Incumbent sicher, dass die Auftragsvergabe ohnehin an ihn erfolgt, so 
hat dies auch negative Anreizwirkungen. Insbesondere sinkt die Bereitschaft die 
Effizienz zu steigern oder innovative Leistungsangebote zu entwickeln. Die staat­
liche Stelle sollte sich deswegen die Möglichkeit offen halten, die Direktvergabe 
einzuschränken. In Dänemark hat das Ministerium die Möglichkeit geschaffen, 
weitere Verkehre auszuschreiben, je nachdem wie zufriedenstellend die Leistun­
gen der DSB sind. In Österreich wurde grundsätzlich eine Kündigungsmöglichkeit 
von Teilleistungen der Direktvergabe an die ÖBB vereinbart. 
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Der größte Vorteil des Ausschreibungswettbewerbs liegt in den Anreizen zu einer 
effizienten Leistungserstellung. Die bestehende Literatur und die Länderbeispiele 
zeigen, dass durchaus Kostensenkungspotentiale realisiert werden konnten: 

Für Deutschland wurden Kosteneinsparungen von 18-20 %221 im SPNV genannt. 
In einer optimistischen Schätzung wurden für Schweden 2007 Kosteneinsparun­
gen von 20-30% geschätzt.222 Van Dijk nennt Kosteneinsparungen 20 bis 50% bei 
Ausschreibungen gegenüber Kosteneinsparungen von 0 bis 10 % bei den Direkt­
vergaben in den Niederlanden.223 

All diese Zahlen sind mit absoluter Vorsicht zu genießen. So verwenden diese 
Zahlen als Basis in der Regel die Preise, die vereinbart werden. Es zeigt sich 
aber, dass bei den ersten Ausschreibungen häufig strategische Preise abgegeben 
wurden, die im Falle der DSB in Schweden ja zu hohen Verlusten und letztendlich 
zum Marktaustritt geführt haben. Sie berücksichtigen auch nicht die zusätzlichen 
Kosten die auf staatlicher Seite für den größeren Aufwand im Planungsaufwand,
hohen Aufwand bei den Ausschreibungsverfahren sowie die laufende Überwa­
chung entstehen und schon gar nicht die Kosten, die dadurch entstehen und im 
Beispiel von Schweden und Großbritannien schon entstanden sind, dass Anbieter 
aus dem Markt ausgestiegen sind und der Staat das Angebot sicherstellen muss­
te. Für Deutschland kann in diesem Zusammenhang festgestellt werden, dass die 
privaten Bahnen fast durchgehend nicht profitabel sind. Dies ist keine nachhaltige 
Situation. 

Um die Kosten zu senken beabsichtigte die Regierung Sarkozy, ab 2014 die ge­
meinwirtschaftlichen Fern- und Regionalzüge ‚versuchsweise‘ in den Wettbewerb 
überführen. Ob es dazu kommen wird, ist momentan noch nicht abzusehen. Ab 
diesem Zeitpunkt sollten die Regionen das Recht erhalten, ihre als Transports 
Express Regionaux (TER) bezeichneten SPNV-Netze wettbewerblich zu verge­
ben. Die Zentralregierung selbst plante zu diesem Zeitpunkt Ausschreibungen für 
die gemeinwirtschaftlichen Fernzugverbindungen ("Trains d'équilibre du terri­
toire"), deren Finanzierung und Betrieb durch die Staatsbahn SNCF momentan 
nur bis Ende 2013 gesichert ist. Für die Beschäftigten sollten bei allen Betreibern 
die gleichen Tarif- und Sozialstandards gelten, dennoch fürchtet die SNCF, durch 
ihr hohes Kostenniveau ins Hintertreffen zu geraten. Die bisher zersplitterten Zu­
ständigkeiten im Bereich Infrastruktur sollten zusammengeführt werden, wobei 
unklar war, ob dies unter dem Dach der SNCF oder beim staatlichen Infrastruk­
turbetreiber Reseau Ferre de France (RFF) geschehen sollte. 

221 Brenck, A und Peter, B.: Experince with competitive tendering in Germany, in Europaen Con­
ference of Ministers of Transport (Hrsg.): Competitive Tendering of Rail Services, OECD Pub­
lishing, Paris 2007, S. 139-164 

222 Alexandersson, G. und Hultén, St.: Competitive tendering of regional and interregional rail ser­
vices in Schweden, in Europaen Conference of Ministers of Transport (Hrsg.): Competitive 
Tendering of Rail Services, OECD Publishing, Paris 2007, S. 165-187 

223 van Dijk , H: Tendering and decentralization of regional rail passenger services in the Nether­
lands (1997-2005), in Europaen Conference of Ministers of Transport (Hrsg.): Competitive 
Tendering of Rail Services, OECD Publishing, Paris 2007, S. 127-137 
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11.5.4.3 Laufzeit der Verträge 

Die zuvor erwähnten hohen Kosten für den Kompetenzaufbau und die Ausschrei­
bungsverfahren treffen jedoch nicht nur den Staat. Auch die EVU müssen, um 
sich an den Ausschreibungen zu beteiligen, entsprechende Kompetenzen auf­
bauen und die aufwendigen Verfahren durchführen. Da sie nicht jede Ausschrei­
bung an der sie teilnehmen gewinnen (können), muss der Aufwand von allen rea­
lisierten Projekten über die Laufzeit dieser Projekte getragen werden. 

Aufgrund dieser Tatsache haben sowohl die staatlichen Stellen, als auch die Un­
ternehmen grundsätzlich ein Interesse, dass die Laufzeiten eher länger als kürzer 
sind. Abbildung 57 gibt einen Überblick über die Laufzeiten von SPV-Verträgen in 
Europa. Zumindest in Deutschland und Großbritannien wurden die Laufzeiten der 
SPV-Verträge aufgrund der gemachten Erfahrungen und um Kosten des Aus­
schreibungsprozesses zu sparen erhöht. 
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Abbildung 57: Laufzeiten der SPV-Verträge224 

Längere Vertragszeiträume sind auch für die EVU dann von Interesse, wenn Sie 
investieren müssen, vor allem in rollendes Material. Mit der Vertragslänge steigt 
auch die Möglichkeit die Züge abzuschreiben. Das Risiko, dass bei einer Ver­
tragsverlängerung das rollende Material nicht weitergenutzt oder zu den Buchwer­
ten verwertet werden kann, sinkt somit. 

Allerdings haben lange Vertragsdauern vor allem für den staatlichen Auftraggeber 
auch erhebliche Nachteile. Will er während der Vertragszeit die Leistungsspezifi­
kation ändern, so ist das häufig mit hohen Kosten verbunden. Lange Vertragszei­
ten können auch die Einführung von Innovationen und die Berücksichtigung des 
technischen Fortschritts verzögern. Insgesamt sinkt aus Sicht des staatlichen Auf­
traggebers dessen Flexibilität. 

Eine vorzeitige Vertragsauflösung ist zwar in der Regel dann, wenn der Vertrags­
partner nicht die vereinbarte Leistung erbringt möglich, allerdings müssen diese 
nachgewiesen werden und der Auftragnehmer wird sich in der Regel dagegen 

224 Quelle: unter Verwendung von CER, 2011, S. 36; *Änderung von 7 auf 15 Jahre. 
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wehren. Eine derartige Auflösung verursacht für beide Seiten weitere Kosten.
Über die Schwierigkeiten, die den Aufgabenträger Stostockholms Lokaltrafik ver­
anlassten, die Ausschreibung von 2000 mit dem EVU Citypendeln bereits nach 
Ablauf der halben Vertragszeit zu beenden, informiert die im Länderbericht 
Schweden enthaltene Case Study „Stockholm Pendeltåg“. 

11.5.4.4 Größe der vergebenen SPNV Leistung (Einzelstrecken vs. Teilnetze) 

Während man bei der Neugestaltung des Schienenverkehrs in Asien, z.B. in Ja­
pan und China versucht hat regionale integrierte Eisenbahnunternehmen zu 
schaffen, hat sich die EU grundsätzlich für Trennung der Eisenbahninfrastruktur 
vom Betrieb entschieden. Dennoch stellt sich innerhalb dieser Rahmenbedingun­
gen die Frage, ob eher einzelne Strecken/Linien vergeben werden sollen oder 
(Teil)Netze. Außerdem ist die Frage, was die optimale Größe für diese Ste­
cken/Linien bzw. (Teil)Netze ist. 

Es gilt bei der Entscheidung eine Abwägung zu treffen. Je größer die Einheit ist, 
desto mehr Economies of Scale können genutzt werden. Diese können in nahezu 
allen Bereich von der Fahrzeugbeschaffung, über die Personaleinsatzplanung bis 
hin zum Marketing genutzt werden. 

Auf der anderen Seite bedeuten große Einheiten, dass 

 kleinere EVU als Anbieter ausscheiden, 
 sich das Risiko erhöht für den Staat erhöht, z.B, wenn das EVU nicht die 

Leistung erbringt, 
 sich das Risiko für die EVU erhöht. Machen sie bei der Kalkulation einen 

Fehler, so wirkt sich dieser bei einer großen Ausschreibung ggf. existenz­
bedrohend aus. 

Mit der Größe zusammenhängend, aber dennoch getrennt zu betrachten, ist die 
Frage, ob ein zusammenhängendes Netz ausgeschrieben werden soll oder nur 
einzelne Linien. Wird ein zusammenhängendes Netz ausgeschrieben, so können 
vielfältige Aufgaben an das EVU übertragen werden. Je nachdem, wie autonom 
das Netz ist, kann dem EVU auch ein größerer Planungsspielraum eingeräumt 
werden. Einem Netzbetreiber können auch wesentliche Entwicklungsaufgaben, 
z.B. die Entwicklung eines Informationssystems, eines Abrechnungssystems, etc. 
übertragen werden. 

Die Ausschreibung einzelner Linien hat den Vorteil, dass diese relativ gut be­
schreibbar sind und die Ausschreibung daher weniger komplex ist. Handelt es 
sich um Neben- bzw. Zubringerstrecken, so kann die Koordination mit dem Netz 
relativ gut durch Vorgaben sichergestellt werden. 

Das Beispiel der Niederlande zeigt, dass auch eine Kombination der Netz- und 
Streckenausschreibung in einem Land erfolgreich möglich ist. Hier wurde das 
Kernnetz einem Anbieter direktvergeben. In den Regionen wurden überdies ein­
zelne Neben- bzw. Zubringerstrecken ausgeschrieben.  
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11.6 Modul 3: Ausgestaltung des SPV-Systems 
Die Etablierung von Wettbewerb führt in der Praxis zu einem Nebeneinander 
mehrerer Anbieter. Kunden des ÖPV, deren individuelle Beförderungswünsche oft 
nur betreiberübergreifend erfüllt werden können, sind daher an einer Koordination 
und Abstimmung der Angebote interessiert. Ein in diesem Zusammenhang we­
sentliches Merkmal von SPV-Systemen ist daher die operative Ausgestaltung. 

In diesem Abschnitt werden auf Basis der Länderanalysen die Teilaspekte Fahr­
plangestaltung, Ticket- und Preisgestaltung, Auskunftssysteme, Fahrzeuge sowie 
technologische Fragestellungen genauer analysiert. 

Fahrplangestaltung 

Die Fahrplangestaltung ist eine wesentliche Teilaufgabe bei der Planung von 
SPV-Systemen. Als primäre Ziele können in diesem Bereich 

	 die Erfüllung der Kundenbedürfnisse, 

	 die optimale Ausnutzung des vorhandenen Streckennetzes, 

 eine effiziente Schnittstellengestaltung (betreiberübergreifend, Abstimmung 
von Nah- und Fernverkehr, internationale Koordination), sowie 

	 die Berücksichtigung der (in der Regel nicht konfliktfreien) Anforderungen 
unterschiedlicher EVU (auch des Güterverkehrs) verstanden werden. 

Effizienter Schnittstellengestaltung und Fahrplankoordination wird in Märkten mit 
mehreren Anbietern eine große Bedeutung beigemessen. Die Lösung dieses Op­
timierungsproblems kann grundsätzlich auf verschiedene Arten erfolgen, wobei in 
dieser Studie zwischen zwei Grundformen (und in der Praxis mehreren Zwischen­
stufen) unterschieden wird: 

a) zentrale Fahrplangestaltung 

Die Kompetenz für die Gestaltung der Fahrpläne wird in diesem Fall an ei­
nen klar definierten Aufgabenträger vergeben. Somit kann beispielsweise 
sichergestellt werden, dass die Abstimmung von Nah- und Fernverkehren 
ausreichend berücksichtigt wird. Von besonderer Bedeutung sind in diesem 
Fall die Ermöglichung integrierter Verkehrsangebote sowie eine gute Aus­
nutzung der Kapazität der Schieneninfrastruktur. Kritisch ist jedoch anzu­
merken, dass eine stark zentralistische Planung womöglich keine ausrei­
chende Berücksichtigung individueller Interessen (von Regionen oder ein­
zelnen EVU) zulässt. 

b) dezentrale Fahrplangestaltung 

Hier sind individuelle Einheiten für die Gestaltung der Fahrpläne zuständig. 
Diese Aufgabe kann beispielsweise von regionalen Aufgabenträgern oder 
sogar von einzelnen EVU übernommen werden. Ein wesentliches Merkmal 
ist, dass mehrere Einzelfahrpläne entstehen, die in einem Gesamtfahrplan 
konsolidiert werden müssen. Übernehmen unterschiedliche regionale Auf­
gabenträger die Fahrplangestaltung bzw. die Spezifikation der Rahmenbe­
dingungen, so können lokale Interessen explizit berücksichtigt werden. 
Wird die individuelle Planung jedoch gänzlich isoliert und ohne weitere Ein­
schränkungen/Regeln durchgeführt, so sind die resultierenden Fahrpläne 
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oft nur räumlich begrenzt tauglich. Sind einzelne EVU für die Gestaltung 
zuständig, ist der Grad der Fragmentierung am höchsten. 

Für beide Ausgestaltungsoptionen können Stärken und Schwächen identifiziert 
werden. Jedenfalls festzuhalten ist jedoch, dass das singuläre Verfolgen einer 
Strategie in der Regel zu ineffizienten Lösungen führt. In den im Rahmen dieser 
Studie analysierten Ländern wurde dieser, den Planungsoptionen anhaftende, 
Trade-off daher weitgehend berücksichtigt. Die von den verschiedenen Ländern 
verfolgten Strategien sind im Detail jedoch unterschiedlich. 

In Deutschland obliegt die Fahrplangestaltung im SPNV konzeptionell den Aufga­
benträgern, die Leistungen bei Eisenbahnverkehrsunternehmen bestellen. Die 
detaillierte Ausgestaltung nehmen die EVU auf Basis der ihnen gewährten Frei­
heitsgrade (z.B. Fahrzeugeinsatz, Kapazitäten) im Rahmen der Trassenbe­
stellung beim Eisenbahninfrastrukturunternehmen (i.d.R. DB Netz AG) vor. Die 
endgültige Trassenkonstruktion erfolgt beim Infrastrukturbetreiber. 

In Großbritannien hat man sich für dezentrale Planung in Verbindung mit zentral 
formulierten Vorgaben entschieden. Obgleich die Planungskompetenz grundsätz­
lich bei den TOC liegt, versucht das Verkehrsministerium (DfT) durch die gezielte 
Formulierung der Franchise-Verträge ein Mindestmaß an Koordination zwischen 
unterschiedlichen Betreibern sicherzustellen. Die Erfahrungen aus Großbritannien 
zeigen jedoch deutlich die sich in fragmentierten Systemen mit einer Vielzahl an 
Wettbewerbern ergebende Komplexität im Zusammenhang mit der Gestaltung 
integrierter Fahrpläne. Der wesentliche Unterschied zum deutschen Modell ergibt 
sich aus der Tatsache, dass in Deutschland viele Aufgabenträger parallel als Be­
steller auftreten, während diese Kompetenz in Großbritannien (aktuell noch) weit­
gehend beim Verkehrsministerium zusammengefasst ist. 

Auch in den Niederlanden ist es üblich, dass der Besteller ein Mindestangebot 
(z.B. die Zugfrequenz) vorschreibt, das den EVU jedoch einen Gestaltungsspiel­
raum bei der Fahrplanerstellung einräumt. Üblich ist es außerdem, dass An­
schlüsse zu Zügen der NS teilweise vorgeschrieben werden. So kann trotz de­
zentraler Planung die Kompatibilität zum vom Incumbent betriebenen Kernnetz 
sichergestellt werden. 

Auch Frankreich verfolgt bei der Fahrplangestaltung eine dezentrale Strategie. Als 
‚Autorités Organisatrices des transports régionaux de personnes‘ sind die Regio­
nen verantwortlich für Fahrpläne und Frequenzen.225 

In der Schweiz wird der Integration von Fahrplänen besonderes Interesse beige­
messen. Der Fahrplan der SBB bildet der Grundlage für Fahrpläne der regionalen 
EVU. Diese Koordinierung ist sogar in einem Gesetz auf Bundesebene festgelegt. 
In bundesweiten Fahrplankonferenzen werden Fahrpläne abgestimmt bevor die 
offizielle Beantragung der Trassen stattfindet.  

Die Analyse zeigt deutlich, dass viele Länder zumindest in einem Punkt ver­
gleichbarere Strategien verfolgen. Detailfahrpläne werden meist von jenen Unter­
nehmen ausgearbeitet, welche die Schienenverkehrsleistungen durchführen. Der 
individuelle Gestaltungsspielraum wird jedoch (unterschiedlich stark) durch die 

225 Vgl. Université Lumière Lyon II / ENTPE Certu (Ed.), La regionalization des transports ferrovi­
aires. Enseignements de l’expérimentation et perspectives, Seite 32. 
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bestellenden Aufgabenträger oder durch die Planungen/Vorgaben des Incumbent 
bzw. Kernnetzbetreibers eingeschränkt. 

Im Rahmen der Fahrplangestaltung treten außerdem unterschiedliche Konflikte 
auf. Neben konkurrierenden Trassenansprüchen von miteinander im Wettbewerb 
stehenden EVU ist beispielsweise zu berücksichtigen, dass Güter- und Personen­
verkehr in den meisten Ländern auf der gleichen Verkehrsinfrastruktur durchge­
führt werden. Neben der oben beschriebenen Anschlussorientierung des Nah- 
und Fernverkehrs (vgl. in diesem Zusammenhang auch Kapitel 11.5.3) muss bei 
der Planung außerdem auch das Konkurrenzverhältnis dieser Verkehre bei der 
Trassennutzung beachtet werden. 

Systemweite Konfliktvermeidung kann dezentral zumeist nur unzureichend si­
chergestellt werden. Eine zentral tätige Regulierungsbehörde oder der für die dis­
kriminierungsfreie Trassenvergabe zuständige Netzbetreiber können mit der 
Wahrnehmung dieser Aufgabe oder zumindest mit ausgewählten Teilaspekten 
betraut werden. Wie problematisch die Funktion in der Praxis ist, zeigt jedoch das 
Beispiel Deutschland: In Bezug auf Fernverkehrstrassen, für die verschiedene 
Unternehmen auf gleichen Strecken Zugang beantragen können, ist der zum DB 
Konzern gehörende Infrastrukturbetreiber im Rahmen des Vergabeverfahrens den 
Befürchtungen eines Diskriminierungspotenzials ausgesetzt. 

Fahrplankonferenzen stellen ein weiteres potentielles Instrument zur teilweisen 
Lösung der Konfliktproblematik dar. Kritischer müssen hingegen bilaterale Ab­
sprachen verschiedener Anbieter gesehen werden, wenn daraus wettbewerbswid­
rige Vereinbarungen im Zusammenhang mit der Trassenbeantragung resultieren 
können. 

Das Angebot internationaler Schienenverkehrsverbindungen sollte, um Flug-
und PKW-Verkehre zu ersetzen, von großem verkehrspolitischen Interesse sein. 
Mit der immer stärkeren europäischen Integration gewinnen diese Verkehre auch 
tendenziell an wirtschaftlicher Bedeutung.  

Bei fast allen internationalen Verkehren gilt, damit diese einigermaßen wirtschaft­
lich geführt werden können, dass eine Integration mit den nationalen Verkehren 
erforderlich ist. Die Integration der internationalen Verkehre in die nationalen Ver­
kehrssysteme ist eine große Herausforderung. Da in der Vergangenheit die inter­
nationalen Verkehre für viele EVU nur von nachrangiger Bedeutung waren, gab 
es bei vielen grenzüberschreitenden Verkehrsangeboten Qualitätsprobleme. Die 
italienische FS ging sogar so weit, diese Leistungen weitgehend einzustellen.  

Bisher konnten Probleme auf dieser Ebene durch eine zentrale Planung in der 
Regel mehr oder weniger zufriedenstellend gelöst werden. Wird nun die Planung 
weitgehend dezentralisiert und/oder das Angebot unterschiedlichen Anbietern 
übertragen, ergeben sich eine Reihe von neuen Herausforderungen, die weit über 
die Fahrplankoordination hinausgehen und bis in die Ebene der Ressourcenbe­
reitstellung reichen. Werden für internationale Verkehre Mehrsystemlokomotiven 
benötigt, so müssen für diese Fahrzeuge Mehrspannungsprüfanlagen in Instand­
haltungswerken bereitgestellt oder entsprechende kommerzielle Vereinbarungen 
mit einer Partnerbahn im Nachbarland getroffen werden. 
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Preis- und Tarifgestaltung 

Ähnliche Aufmerksamkeit wie der Fahrplangestaltung muss im SPV bei Vorhan­
densein mehrerer Betreiber der Preis- und Tarifgestaltung sowie der Gestaltung 
der Vertriebskanäle gewidmet werden. Auch hier können wieder verschiedene 
Zieldimensionen und sich daraus ergebende Konflikte unterschieden werden: 

	 Eine für Kunden übersichtliche und transparente Tarifstruktur 

	 Möglichkeit zur Buchung durchgängiger Tickets (betreiberübergreifende 
Anerkennung von Fahrausweisen) 

	 EVU möchten Preisdifferenzierung und -diskriminierung als Wettbewerbs­
instrumente einsetzen, 

Bei der Tarifgestaltung kann außerdem erneut zwischen zwei grundsätzlichen 
Formen differenziert werden 

a) Zentrale Preisvorgabe 

In diesem System werden die Preise zentral festgesetzt oder es wird eine 
standardisierte Tarifstruktur für alle Betreiber vereinbart. Insbesondere bei 
der zweiten Option können Regionen sowie am Markt tätige EVU in den 
Prozess der Preisgestaltung dennoch explizit eingebunden werden. 

b) Dezentrale Preisgestaltung 

Die EVU selbst, Regionen oder Verkehrsverbünde übernehmen die Pla­
nung von, zumeist regional begrenzt gültigen oder sogar nur anbieterspezi­
fischen, Tarifen. 

Während eine zentrale Preisvorgabe zu übersichtlichen und für Kunden über­
schaubareren Systemen führt, wird der Handlungsspielraum für einzelne EVU 
stark eingeschränkt. Werden Preise hingegen gänzlich dezentral festgelegt, so ist 
es zum Teil nicht möglich, durchgehende Tickets zu buchen. Dies kann in Teilbe­
reichen beispielsweise in Deutschland beobachtet werden. 

Die Analyse der Preis- und Tarifstrukturen und korrespondierenden Regelungen 
der im Rahmen dieser Studie beleuchteten Länder hat zu nachstehend dargestell­
ten Ergebnissen geführt. 

In Deutschland sind im SPNV Verkehrsunternehmen weitestgehend an die Preis- 
und Tarifproduktgestaltung der Verkehrsverbünde gebunden. Abhängig von der 
Verbundorganisation haben diese allerdings im Rahmen der Tarifentwicklung ein 
Mitsprache- bzw. Mitentscheidungsrecht. Ein weiteres Problem sind vielfältige 
Angebote der Bundesländer. Für verbundüberschreitende oder verbundfreie Ver­
kehre ist in der Regel seitens der Besteller die Anwendung des C-Preises der DB 
AG/TBNE gegeben. Damit besteht quasi ein Tarifmonopol der DB AG. Da die DB 
und private Anbieter viel mit Sonderpreisen arbeiten ist die Tatsache, dass Son­
derpreise der DB nicht mit den Preisen der Wettbewerber in einem Ticket kombi­
niert werden können für den Kunden negativ. 

In Frankreich sind die Regionen für Preisgestaltung im SPV zuständig, jedoch mit 
der Verpflichtung, die Kompatibilität mit den nationalen SNCF-Tarifen sicherzu­
stellen. Im Bereich Vertrieb spielt der Incumbent nach wie vor eine marktbeherr­
schende Rolle. 
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In Großbritannien wurden die ehemaligen Preise des Incumbent als Ausgangs­
punkt für die Definition der neuen Tarife herangezogen. Um sowohl die Interessen 
der Passagiere als auch jene der im Wettbewerb stehenden TOC berücksichtigen 
zu können, wurde ein aus regulierten und nicht-regulierten Tarifen bestehendes 
System umgesetzt. Es muss jedoch eindeutig festgestellt werden, dass das briti­
sche Tarifmodell in der Praxis zu einer intransparenten Struktur und trotz der Re­
gulierung zu hohen Preisen geführt hat. Bemerkenswert ist außerdem, dass das 
Buchen durchgehender Tickets (die zumeist gemeinsam über National Rail ver­
marktet werden) in der Regel deutlich teurer ist als so genanntes „Split-Ticketing“, 
bei dem Kunden Fahrkarten für Teilstrecken, für deren Preisgestaltung jeweils 
unterschiedliche TOC zuständig sind, erwerben. 

Interessant ist auch das dänische Beispiel. Hier wurde in einem Verkehrsvertrag 
zwischen DSB und dem Ministerium die Tarifintegration explizit berücksichtigt. Es 
gibt vertragliche Vereinbarungen zur verpflichtenden Integration zwischen der 
DSB und Drittanbietern bzgl. Verkauf und Preisen von Tickets für Fahrten mit 
mehreren Betreibern. In der Schweiz ist die Integration der Tarifsysteme sogar 
gesetzlich festgelegt. Das Recht eines EVU auf Subventionen hängt u.a. davon 
ab, inwieweit dieses System anerkannt wird. In der Praxis ist das Tarifsystem der 
SBB vorherrschend. Allerdings haben EVU theoretisch auch die Möglichkeit, ei­
gene Tarifeinheiten zu bestimmen. Kantone sind überdies berechtigt, regionale 
integrierte Bus-Bahn Tarife zu bestimmen. Diese regionalen Tarifsysteme haben 
oft ein geringeres Preisniveau (als jenes der SBB). Die SBB und andere EVU 
müssen diese Tarife akzeptieren, aber anderseits müssen die Kantone die Verlus­
te, die dadurch für die EVU entstehen, kompensieren. 

In Holland wird das Tarifsystem der NS auch bei den regionalen EVU angewen­
det. Außerdem werden sämtliche NS Fahrausweise und Zeitkarten anerkannt. Es 
ist außerdem grundsätzlich möglich, von und zu allen Bahnhöfen (egal welches 
Unternehmen sie bedient) durchgehende Fahrkarten zu lösen, allerdings nur Pa­
pierfahrscheine. Das holländische Modell kann grundsätzlich als positives Refe­
renzbeispiel verstanden werden. Allerdings nur auf den ersten Blick. Eine genaue­
re Analyse zeigt, dass der Einsatz unterschiedlicher e-Ticketing Systeme im Be­
reich elektronischer Fahrscheine auch auf diesem Markt zu großen Problemen 
geführt hat. 

Grundsätzlich lässt sich festhalten, dass verschiedene Strategien der Länder bei 
der Tarifgestaltung und -integration in der Praxis zu unterschiedlichen Ergebnis­
sen geführt haben. Besonders kritisch muss das britische Beispiel verstanden 
werden, in dem sich Kunden aktuell mit hohen Fahrpreisen und komplexen Tari­
fen konfrontiert sehen. Obgleich integrierte Tarife theoretisch verfügbar sind und 
Passagieren zum Kauf angeboten werden, sind diese Angebote in der Regel mit 
signifikanten Zusatzkosten verbunden. 

Informationssysteme 

Wird das gesamte Marktangebot von mehreren Anbietern bereitgestellt, so müs­
sen die Informationen zu den Angeboten (Fahrplandaten, Fahrpreise, etc.) den 
Bahnkunden nach Möglichkeit in konsolidierter Form zur Verfügung gestellt wer­
den. 
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Als direkte Kundeschnittstelle nehmen Informations- und Auskunftssysteme daher 
eine wichtige Aufgabe war. In den letzten Jahren hat vor allem die elektronische 
Fahrplanauskunft (auch auf mobilen Endgeräten) stark an Bedeutung gewonnen. 
Primär von Interesse ist an dieser Stelle die Frage, wer für die Konsolidierung und 
Veröffentlichung der Daten verantwortlich sein soll. 

In vielen Ländern haben die ehemaligen Staatsbahnen umfangreiche Informati­
onssysteme zur Erfassung, Analyse und Bereitstellung von SPV-Daten aufgebaut. 
Der Zugang zu bestehenden Systemen ist für neue Betreiber in der Praxis jedoch 
nicht immer einfach. Die Entwicklung betreiberspezfischer Systeme und die damit 
verbundene, vorwiegend dezentrale, Informationsbereitstellung wird für Schie­
nenverkehrsmärkte bzw. für Verkehrsangebote insgesamt jedoch als nicht taugli­
che Alternative identifiziert. Neben den hohen Entwicklungs- und Implementie­
rungskosten kann der Einsatz neuer Parallelsysteme unter Umständen in „Lock­
in-Situationen“ resultieren und somit mittelfristig zu unterschiedlichen – mitunter 
gänzlich inkompatiblen – Systemstandards führen. 

In der Praxis müssen in diesem Bereich, beispielsweise für Deutschland, Proble­
me festgestellt werden. Nach wie vor werden Fahrplandaten von Unternehmen 
der DB AG verwaltet und den Auskunftssystemen zur Verfügung gestellt. Insbe­
sondere im Fernverkehrsbereich mussten sich neue Anbieter auf dem Rechtsweg 
Zugang verschaffen.226 Auch gibt es keine Regelungen bzw. keine Verpflichtun­
gen zur Aufnahme weiterer konzernexterner Anbieter, z.B. im Fernbusbereich. 
Auch wenn einige Verkehrsverbünde und Aufgabenträger eigene Systeme entwi­
ckeln, die Reiseauskunft der DB AG wird auch mittelfristig marktbeherrschend 
sein. 

In Großbritannien werden Fahrplandaten unterschiedlicher Betreiber konsolidiert 
und für die Kunden in einheitlicher Form präsentiert. Informationssysteme auf 
Bahnhöfen oder in Zügen sind zum Teil Gegenstand der individuellen Franchise-
Verträge. Es muss aber angemerkt werden, dass Betreiber auch eigene Informa­
tionssysteme verwenden, um ihr Angebot besser von Mitbewerbern differenzieren 
zu können. Kemnitz und Engel stellten bei einer Gegenüberstellung der britischen 
und deutschen Informationspolitik im SPV dennoch fest, dass das britische Sys­
tem deutlich offener ist. Es werden nicht nur mehr, sondern weitgehend auch voll­
ständigere Informationen bereitgestellt.227 

Auch in den Niederlanden sind fahrzeuggebundene Echtzeit-Informationssysteme 
mittlerweile eine Standardbedingung von Ausschreibungen geworden. Der Infra­
strukturbetreiber ProRail stattet überdies alle Bahnhöfe und Haltestellen in den 
Niederlanden mit aktuellen Zuginformationssystemen (Bildschirm) aus. 

Informationen sind aber nicht nur für Kunden, sondern auch als Grundlage für die 
Planung, Analyse und Optimierung von Verkehrsangeboten unabdingbar. In Dä­
nemark wurde daher mit den DSB vertraglich die Bereitstellung dieser Informatio­
nen vereinbart. Bei Kündigung eines Teiles der Dienstleistungen sind die DSB 
verpflichtet, dem Ministerium Daten für Planungszwecke zur Verfügung zu stellen 
und ggf. auch Fragen während Ausschreibungsverfahren zu beantworten. Außer­

226 Vgl. InterConnex
227 Vgl. Kemnitz, J. und Engel, R.: Trennung bringt Bahn in Schwung. Die Trennung von Netz und 

Verkehr funktioniert. In: derFahrgast 4/2007, S. 17. 
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dem muss für Trafikstyrelsen der Zugang zu den Reisedaten (traffic data) gewähr­
leistet werden. 

Insgesamt muss festgehalten werden, dass einheitliche und integrierte Informati­
onssysteme fast nur bei einem Verantwortlichen (EVU oder Eisenbahn Infrastruk­
tur Unternehmen) möglich sind, der ein einheitliches und nicht diskriminierendes 
System betreibt. 

Fahrzeuge 

Die auf unterschiedlichen Strecken eingesetzten Fahrzeuge sind ein wesentlicher 
Indikator für den Komfort und die Qualität der den Kunden angebotenen SPV-
Leistung. Überdies ist das Rollmaterial aus Sicht der EVU ein wichtiger Kosten­
faktor. 

Obgleich die Optimierung des Fahrzeugbestandes aus betriebswirtschaftlicher 
Sicht für Eisenbahnbetriebe bereits immer ein wichtiger Aufgabenbereich gewe­
sen ist, muss das Thema vor dem Hintergrund von Ausschreibungswettbewerben 
auch aus einer anderen Perspektive beleuchtet werden. 

Die hohen Investitions- und Instandhaltungskosten für Schienenfahrzeuge stellen 
insbesondere für kleinere Betreiber eine nicht zu unterschätzende Markteintritts­
barriere dar. Überdies stehen den SPV-Vertragslaufzeiten von oft unter 10 Jahren 
(vgl. Abbildung 57) Fahrzeugamortisationszeiten von bis zu 40 Jahren gegenüber. 

Länder, die Leistungen im SPV ausschreiben möchten, sollten diese Thematik 
daher explizit bei der Ausgestaltung und Formulierung ihrer Ausschreibungspolitik 
berücksichtigen. Mögliche Ausgestaltungsoptionen sind: 

	 EVU beschaffen und finanzieren Fahrzeuge selbst: Dabei sind Leasingmo­
delle weit verbreitet, da direkter Kauf für viele EVU nicht möglich. Nachteile 
sind hohe Kosten für Sicherheit und das Restwertrisiko.  

	 Das EVU ist für die Anschaffung der Fahrzeuge verantwortlich. Der Aufga­
benträger garantiert jedoch die Übernahme nach Ablauf der Vertragslauf­
zeit. 

 Der Aufgabenträger kauft oder least die Fahrzeuge selbst und stellt sie an­
schließend dem/den EVU zur Verfügung. 

 Diskriminierungsfreies Nutzung von Fahrzeugen des Incumbent (oft einzi­
ger/monopolistischer Anbieter) gegen eine Nutzungsgebühr. 

	 Aufgabenträger beschafft unabhängig von der Vergabe von Verkehrs­
leistungen Fahrzeuge für eigenen Fahrzeugpool. Aufgabenträger tritt wie 
Leasinggeber auf, EVU erhält während des Verkehrsvertrages Fahrzeuge 
zur Nutzung 

Die europäischen Länder haben sich bei der Organisation der Fahrzeuge für un­
terschiedliche Strategien entscheiden. In einigen Staaten wurden die zur Verfü­
gung stehenden Alternativen außerdem bereits maßgeblich durch diesem Pro­
zess vorgelagerte Entscheidungen determiniert. 

So auch in Großbritannien, wo im Rahmen der Zerschlagung des Incumbent der 
ehemalige Fahrzeugbestand von British Rail auf drei im Wettbewerb stehende 
ROSCOs aufgeteilt wurde. Die TOC leasen das Lokomotiven und Waggons von 
den ROSCOs und übernehmen auch die laufenden Instandhaltungs- und Reini­
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gungsaufgaben. ROSCOs sind neben der Beschaffung von neuem Rollmaterial 
(in Abstimmung mit den TOC) für größere Reparaturen und Instandhaltungen zu­
ständig. Beck attestiert dem britischen Fahrzeugkonzept jedoch wenig Interope­
rabilität im gesamten Netz, eingeschränkte Möglichkeiten der TOC den Fahr­
zeugbetreiber zu wechseln, kaum Verhandlungsmöglichkeiten für Zugbetreiber, 
oligopolistische Strukturen und dadurch bedingtes Marktversagen sowie hohe 
Kosten im internationalen Vergleich.228 Auch die vom DfT in Auftrag gegebenen 
Rail Value for Money Study weist auf die hohen Kosten des rollenden Materials 
und das Optimierungspotential in diesem Bereich hin.229 Hingegen konstatiert 
Bauer, dass durch die Gründung der ROSCOs in Großbritannien unmittelbar ein 
funktionierender Markt für Schienenfahrzeuge geschaffen worden ist.230 

In Dänemark wurde die Fahrzeugbereitstellung im Verkehrsvertrag zwischen DSB 
und dem Ministerium geregelt. Die DSB sind verpflichtet, dem Gewinner einer 
Ausschreibung gegen Gebühr Rollmaterial zur Verfügung zu stellen. Auch in den 
Niederlanden werden die Fahrzeuge in der Regel vom Incumbent NS bereitge­
stellt. Problematisch ist dies, wenn sich der monopolistische Fahrzeuganbieter 
wettbewerbswidrig verhält und den privaten EVU höhere Gebühren verrechnet. 

Bzgl. Fahrzeugpools ist anzumerken, dass dieses Instrument in Deutschland von 
einigen Ländern eingesetzt worden ist, um mehr Unternehmen für die Teilnahme 
am Ausschreibungswettbewerb begeistern zu können. Diese Strategie hat am 
Anfang in der Tat dazu geführt hat, dass Ausschreibungswettbewerbe in Regio­
nen mit Fahrzeugpools erfolgreicher waren als Ausschreibungen ohne Fahrzeug­
pools. Da das eingesetzte Wagenmaterial für EVU in der Regel aber auch ein 
wichtiges Differenzierungskriterium ist, resultierte der Aufbau von Pools mittelfris­
tig sogar in einer Abnahme der Wettbewerbsintensität. So hat die Deutsche Bahn 
AG beispielsweise auf die Teilnahme an bestimmten Ausschreibungen verzichtet, 
da der eigene Fuhrpark231 nicht eingesetzt werden durfte.232 Neben einigen Auf­
gabenträgern in Deutschland hat auch Schweden Fahrzeugpools aufgebaut. 

Überdies konnte bei der Analyse des holländischen Marktes ein weiteres wichti­
ges Detail identifiziert werden. Sind nicht ausreichend Fahrzeuge am Markt vor­
handen bzw. sind im Rahmen von Ausschreibungen auch Neubauten geplant, so 
müssen die Vorlaufzeiten (Konstruktion, etc.) bis zur Bereitstellung des einsatzfä­
higen Rollmaterials auch im Vergabeverfahren ausreichend berücksichtigt wer­
den. 

Allerdings muss man darauf achten, dass die Fahrzeugpools eine gewisse Größe 
haben. Sind diese zu klein, so ergibt sich aufgrund der langen Lebensdauer von 
Schienenfahrzeugen das Problem, dass nur selten Fahrzeuge beschafft werden. 
So können Innovationen nur langsam umgesetzt werden. Ein kleiner Fahrzeug­
pool muss auch – um flexibel zu sein – auf sehr breit einsetzbare und sehr strak 
standardisierte Fahrzeuge achten. Dies kann dazu führen, dass man darauf ver­

228 Beck, Arne (Civity), Internationale Wettbewerbsstrategien im Schienenpersonenverkehr: Mo­
delle, Erfahrungen und Schlussfolgerungen für Deutschland. Konferenzbeitrag „Kommunales 
Infrastruktur-Management“, Berlin 2011. 

229 Vgl. Rail Value for Money Study, S. 227 ff. 
230 Vgl. Bauer, K.: Best Practices in Competitive Tendering of Regional Rail Services. In: Railway 

Market – CEE Review No. 1/2010, S. 14. 
231 Die Fahrzeuge der DB entsprachen sogar jenen aus dem Fahrzeugpool. 
232 Vgl. Bauer, 2010, S. 15. 
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zichtet, spezifische, für bestimmte Verkehre besonders geeignete Fahrzeuge ein­
zusetzen. 

Technologie 

Grundsätzlich ist in mehreren Fällen zu beobachten, dass der einsetzende (oder 
angedrohte) Wettbewerb zum Einsatz neuer Technologien und damit zu Ange­
botsverbesserungen beigetragen. Dies kann vor allem im Zusammenhang mit der 
Einführung von neuem Wagenmaterial und der Ausstattung der korrespondieren­
den Züge bestätigt werden. 

Allerdings muss man berücksichtigen, dass in vielen Fällen auch im Falle der 
Weiterführung der Verkehre durch den Incumbent und vor allem im Falle der Di­
rektvergabe der Einsatz neuer Fahrzeuge und neuer Technologien erfolgt wäre. 
Da es in der Regel einen Technologiesprung gibt, wenn alte Fahrzeuge durch 
neue Fahrzeuge ersetzt werden. 

Die Ausführungen zu Informationssystem und rollendem Material haben aber be­
reits gezeigt, wie problematisch das Management von Investitionen in neue Sys­
teme in der Praxis ist. Neben hohen Finanzierungskosten und den damit oft ver­
bundenen Amortisationsrisiken, ist auch die parallele Entwicklung unterschiedli­
cher Systeme kritisch zu sehen. Besonders problematisch ist hier der Einsatz 
proprietärer (herstellerspezifischer) Technologien. 

Bereits kritisch reflektiert wurde die Einführung unterschiedlicher e-Ticketing Sys­
teme in den Niederlanden. Da verschiedene Betreiber inkompatible Systeme ent­
wickelt haben, können in vielen Fällen keine durchgehenden elektronischer Fahr­
scheine erworben werden. Kunden müssen in diesem Fall auf Papierfahrscheine 
oder auf mehrere elektronische Fahrausweise für Teilabschnitte ausweichen. 

In Dänemark wurde die Entwicklung des e-Ticketing Systems durch die DSB im 
Vertrag mit dem Verkehrsministerium geregelt. Die Möglichkeit der Berücksichti­
gung mehrerer EVU und betreiberübergreifender Verkehre sollte bereits zum 
Entwicklungszeitpunkt abgesichert werden. Im Wesentlichen muss von DSB si­
chergestellt werden, dass der elektronische Fahrausweis zwischen verschiedenen 
Betreibern der gleichen Strecke differenzieren kann. Außerdem müssen die Daten 
des Systems (Zug- und Streckenbelastungdaten) ausgewertet werden können. 
Obgleich vertragliche Regelungen nicht immer sinnvoll sind, so sollte zumindest 
bei langfristigen Investitionen, welche direkt oder indirekt auch andere EVU (z.B. 
auch künftige Betreiber einer ausgeschriebenen Strecke) betreffen auf die Ent­
wicklung offener und standardisierter Systeme geachtet werden. 

Es bleibt jedoch unbestritten, dass Investitionen in technologische Neuerungen 
und die damit verbundenen Angebotsverbesserungen im SPV unabdingbar sind. 
Insbesondere für das Bestehen im intermodalen Wettbewerb ist die kontinuierli­
che Weiterentwicklung wesentlich. Wichtig ist es daher, dass für Unternehmen 
Anreize geschaffen werden, die Investitionen in Infrastruktur und Systeme för­
dern. Unter anderem aus diesem Grund hat die Britische Regierung die Konzes­
sionsdauer im SPV von 7 auf 15 Jahre erhöht. Längere Vertragslaufzeiten können 
nämlich als besonders wichtiges Gestaltungskriterium für die Erhöhung der Inves­
titionsbereitschaft verstanden werden. Allerdings steigt mit einer längeren Ver­

157
 



t

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

tragsddauer das Risiko, daass sich wwährend deer Vertragslaufzeit wwesentlichee Ver­
tragspparameter, z.B. Fahrrgastzahlenn, ändern. 

Im Sinne einess Zwische nfazits fassst Abbilduung 58 wiichtige Erkkenntnissee über 
wichtiige Ausge staltungenn der Orgaanisation soowie der AAusgestaltuung der SP(N)V 
Systeeme der unntersuchtenn Länder zzusammen. 

Abbilddung 58: Übeerblick über wwichtige Ausggestaltungenn der Organissation sowiee der Ausgesstaltung 

der SSP(N)V Systteme der untersuchten Läänder 

11.7 Modul 4: Einbinduung der RRegionen 
Auch wenn in Europa geesetzliche Vorgaben im Schiennenverkehhr immer sstärker 
durchh die EU eerfolgen, soo gibt es inn fast allenn europäisschen Länddern ein sttarkes 
Bedürfnis der RRegionen, EEinfluss auuf die Orgaanisation uund die Auusgestaltunng des 
SPV zu nehmen, bzw. diee Gesamtvverantworttung für deen SPNV zzu übernehhmen. 
Die BBedeutung der Regioonen bei deer Definitioon der Anfoorderungen an den ÖÖPNV 
ist unnbestritten und solltee in einemm moderneen Staat eeine Selbsttverständlichkeit 
sein. Grundsätzzlich hat eiine Regionnalisierung  der Entsccheidungenn auch - wwie be­
reits in Kapitel 11.5.4.1 ((Planung, Vergabe uund Kontroolle von SSPV Leistuungen) 
kurz bbesprocheen, einerseits positivee Anreizwirrkungen, aandererseitts entsteheen da­
raus iinsbesondere bei kleeineren Ländern durcch doppelten Kompeetenzaufbaau, ge­
ringe Auslastunng und reduundante Auufgabenerffüllung, Ineeffizienzenn. 

Die imm Rahmenn dieser SStudie durcchgeführteen Untersuuchungen hhaben erggeben, 
dass regionalenn Aufgabenträgern inn europäisschen Länddern untersrschiedlichee Rol­
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len zugesprochen werden. Daher variiert auch der Grad der Mitgestaltung an den 
jeweiligen SPV-Systemen. 

Sehr zentralistisch ist beispielsweise das britische System. Das Verkehrsministe­
rium nimmt bei Bestellung und Spezifikation der SPV-Leistungen eine dominante 
Position ein. Lokale Interessen können zwar eingebracht werden, die finale Ent­
scheidung wird derzeit aber noch im Ministerium gefällt, das dafür einen relativ 
großen Mitarbeiterstab hat. 

In Frankreich begann der Prozess der Regionalisierung bereits 1982 mit dem Ge­
setz LOTI. 1995 folgte das sogenannte Pasqua-Gesetz; dadurch erhielten die 
Regionen die Möglichkeiten, den Regionalverkehr nach ihren Vorstellungen aus­
zugestalten und die Tarifstruktur zu bestimmen. Als ‚Autorités Organisatrices des 
transports régionaux de personnes‘ sind die Regionen seither verantwortlich für 
Fahrpläne und Frequenzen 

In Deutschland ist die Einbindung der Regionen von der Aufgabenträgerstruktur in 
den jeweiligen Bundesländern abhängig. Mit der Übertragung der Verantwortung 
für den SPNV vom Bund auf die Länder im Rahmen der Regionalisierung kann 
diese auf diese Ebene weitgehend wahrgenommen werden. Der Einfluss regiona­
ler Einheiten (Landkreise) unterscheidet ich jedoch von Land zu Land. 

Allgemein kann jedoch festgehalten werden, dass Regionen immer stärker in Pla­
nungs- und Entscheidungsprozesse eingebunden werden möchten. Beispielswei­
se sollen in Großbritannien im Rahmen einer umfassenden Regionalisierung und 
Dezentralisierung des SPV Passenger Transport Executives (PTE) künftig deut­
lich stärker in die Gestaltungs- und Vergabeprozesse der Franchises eingebun­
den werden. Die in diesem Zusammenhang zum aktuellen Zeitpunkt genauer be­
trachteten Optionen können als generische Modelle für die Einbindung regionaler 
Aufgabenträger in vergabeorientierten System verstanden werden: 

a) Regionale und nationale Aufgabenträger führen die Ausschreibungen ge­
meinsam durch (beide werden Vertragspartner). 

b) Ausschreibungen werden zentral spezifiziert und durchgeführt. Regionen 
können auf eigene Kosten Zusatzleistungen bestellen. 

c) Ausschreibungen werden durch die nationale Behörde durchgeführt. Die 
Spezifikation der erfolgt aber weitgehend durch die Regionen selbst. 

d) Eine Hauptausschreibung wird vom nationalen Aufgabenträger durchge­
führt. Zusätzlich gibt es kleinere Ausschreibungen von (weitgehend in sich 
geschlossenen) Stichstrecken durch regionale Aufgabenträger. 

e) Die Ausschreibungskompetenz liegt gänzlich bei den Regionen. 

Neben der Form der Beteiligung regionaler Entitäten ist auch die Größe der be­
rücksichtigten Regionen ein nicht unwesentlicher Parameter. Grundsätzlich wird 
festgestellt, je feingliedriger die Struktur, desto stärker werden regionale Einheiten 
für sich betrachtet optimiert. Dies ist im Nahverkehr in der Regel kongruent zu den 
Zielen der regionalen Verantwortung. Bezogen auf zusammengehörige Verkehrs-
räume, z.B. Ballungsgebiete, zeigt die Erfahrung, dass die Zusammenarbeit bei 
der Koordination zwischen unterschiedlichen Aufgabenträgern gut funktioniert. 
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An seeine Grenzzen kommtt das Systeem im Fall von langlaaufenden, z.T. länderüber­
greifeenden schnellen Reegionalverkkehren, beei denen ssich Intereessenlagenn z.B. 
hinsicchtlich des  Haltekonzzeptes, deer zu berüccksichtigenden Anschhlussknoteen etc. 
deutlich untersccheiden köönnen. Auff diese Problematik wurde bereits im Zuusam­
menhhang mit der dezentrralen Gesttaltung vonn Fahrplänen hingewwiesen. Daas Ma­
nagemment von rregionalen und überrregionaler Interessenn und den daraus resultie­
rendeen Zielkonfflikten ist ein wesentlicher Punkkt bei der SSystemgesstaltung. 

Überddies dürfenn die Auswwirkungen der Dezenntralisierunng auf die VVerwaltunggseffi­
zienz und die ddamit verbuundenen KKosten nichht außer AAcht gelasssen werden. Die 
im Zuusammenhhang mit dder Systemmgestaltunng anfallennden Kosteen bestehen im 
Weseentlichen aus folgendden Kompoonenten: 

a)) Kosten dder zentrallen staatlicchen Planungs-, Ve rgabe- undd Regulierrungs­
stellen 

b)) Kosten dder regionaalen staatlicchen Planuungs- und Vergabesttellen 
c) Kosten bbei den EVU 

Durchh die Übeertragung vvon mehr Verantwoortung an regionale Aufgabenträger 
müsssen Effiziennzverluste in Kauf ggenommenn werden. Auch die im Zusammmen­
hang mit dem ddezentralenn Kompeteenzaufbau korrespondierenden Kosten (AAufbau 
von Systemen, Schulung des Peersonals, Wissenstransfer dees besteheenden 
Knoww-how, etc.) dürfen nicht unteerschätzt wwerden. Eiin Problemm sind doppelte 
Komppetenzen aauf staatliccher und EEVU-Ebenee aber aucch mehrfacche Kompeetenz-
und RRessourceenbindung bei EVU, die an dden Vergaben teilneehmen. Neehmen 
EVU an Ausschhreibungenn mehrere er Regionen teil und sind die AAusschreibbungs­
verfahhren und -prozesse stark untterschiedlicch, entstehht für poteentielle Annbieter 
von SSPV-Leistuungen mituunter unverrtretbarer ZZusatzaufwwand. Ein Indiz für ddie ho­
hen KKosten auff Seiten deer EVU sowwie die Finnanzierunggsschwierigkeiten sinnd die 
sinkenden Anbiieterzahlenn bei SPNVV Ausschrreibungen in Deutschhland (siehhe Ab­
bildunng 59). 

Abbbildung 59: Enntwicklung dder durchschnnittlichen Anzahl der Bietter233 

Besonnders für kkleine Länder bzw. RRegionen mit sehr wwenigen unnd/oder unnregel­
mäßiggen Ausscchreibungeen scheint eine stark dezentralee Ausrichtuung keine güns­

233 Proo Verfahren bbezogen auf Jahr der Zu uschlagsertei lung und gewwichtet nachh Zkm (Quelle: kcw; 
Weettbewerberreeport 2011 a uf Basis eigeener Stichproobenerhebunng). 
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tige Alternative darzustellen. Aus Kosten- und Effizienzgründen bietet sich die 
Einrichtung einer zentralen Stelle für das Management von Ausschreibungen an. 
Regionen können und sollen jedoch stark in jene Vergabeprozesse eingebunden 
werden, die ihren Bereich direkt oder indirekt betreffen. 

11.8 Modul 5: Finanzbedarf und Finanzierung  
Neben dem von vielen Regionen geforderten Mitspracherecht bei der Gestaltung 
der SPV-Systeme waren es in den meisten europäischen Ländern vor allem die 
finanziellen Engpässe der öffentliche Haushalte und die ineffizienten bestehenden 
Systeme, die zur Diskussion um die Etablierung von Ausschreibungswettbewer­
ben geführt haben. 

In allen analysierten Ländern waren die Erreichung von mehr Systemeffizienz so­
wie eine Entlastung der öffentlichen Hand bei der Finanzierung explizite Anforde­
rungen. Insgesamt muss jedoch festgestellt werden, dass diese Ziele in der Regel 
nur teilweise erreicht worden sind. 

Besonders betont wurde das Ziel einer umfassenden Subventionsreduktion in 
Großbritannien. Nach knapp 20 Jahren Franchise-System muss jedoch noch im­
mer ein hoher Finanzierungsanteil der öffentlichen Haushalte ausgewiesen wer­
den.234 Die durch die Bahnreform gewünschten Effizienzgewinne konnten nur be­
dingt erreicht werden und auch die angestrebten Kostensenkungen waren bisher 
nicht realisierbar. Der Subventionsbedarf, insbesondere für den Bereich der 
Schieneninfrastruktur, muss bei einer Beurteilung des Gesamtsystems als großes 
Problem des britischen Eisenbahnsektors identifiziert werden. Außerdem konnte 
festgestellt werden, dass durch den hohen Fragmentierungsgrad und die damit 
verbundenen Regulierungsmaßnahmen hohe Zusatzkosten im Bereich der Sys­
temintegration entstanden sind. 

Bei den in Schweden von den RKTM durchgeführten Ausschreibungen der regi­
onalen Verkehre sind Bruttoverträge üblich. Die RKTM sind verantwortlich für 
Planung und Vermarktung und bekommen im Allgemeinen die Fahrgeldeinnah­
men. Bei den Ausschreibungen geht es darum, den geringsten Zuschussbedarf 
zu erzielen. Bei den Ausschreibungen der interregionalen Verkehre sind dagegen 
Nettoverträge die Regel. Die EVU bekommen die Fahrgeldeinnahmen und haben 
mehr Möglichkeiten, Betrieb und Dienstleistungen zu beeinflussen. Insgesamt 
muss auch für den Markt in Schweden festgestellt werden, dass die Finanzierung 
des SPV weiterhin von öffentlichen Geldern abhängig ist. Die mehrmalige „Ret­
tung“ der ehemaligen Staatsbahn durch die Regierung weist die Problematik ex­
plizit aus. Auch der Rückzug der dänischen DSB aus Schweden kann als Folge 
finanzieller Schwierigkeiten verstanden werden. 

Und auch in Frankreich werden die Zunahme der Bahndefizite und der kontinu­
ierliche Anstieg der Bahnschulden vom Rechnungshof seit Jahren als bedrohlich 
bezeichnet, wobei vor allem der im Schienenverkehr als Zielvorgabe gesetzlich 
verankerte Service public regelmäßig als eine der Hauptursachen erwähnt wird. 

234 Der Subventionsbedarf bzw. Grad der Nutzerfinanzierung unterschiedlicher Franchises bzw. 
TOC variiert in der Praxis sehr stark. Insgesamt (bezogen auf das System Schiene) muss aber 
ein deutlicher Subventionsbedarf festgehalten werden. 
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Die finanzielle Situation von SNCF und RFF zwingen zur Entscheidung, ob Stre­
ckenneubau oder Streckenerhaltung künftig Priorität haben soll. Der Anteil der 
Nutzerfinanzierung bewegt sich zwischen 21 und 33 Prozent, und zwar in Abhän­
gigkeit von der Stadtgröße. Selbst der TGV, einst das Flaggschiff der europäi­
schen Bahnmodernisierung, kann heute nur noch zu 70 Prozent den eigenwirt­
schaftlichen Verkehren zurechnet werden. 

In den Niederlanden wurde in letzter Zeit vermehr auf finanzielle Engpässe un­
terschiedlicher Betreiber hingewiesen. Das Unternehmen Syntus, welches bereits 
seit den 1990er Jahren SP(N)V Leistungen in den Niederlanden betrieben, erwirt­
schaftet aktuell jährlich einen Verlust von EUR 5 Mio. Als ein wesentlicher Grund 
werden in diesem Fall Angebote unter den Herstellungskosten angegeben. 

Grundsätzlich ist anzumerken, dass bei der Gestaltung von Ausschreibungswett­
bewerben der Zielkonflikt zwischen ausschreibender Behörde und EVU explizit 
berücksichtigt werden muss. Während ein Ausschreibungsdesign aus Sicht der 
Aufgabenträger dann optimal ist, wenn der monetäre Zuschussbedarf minimiert 
wird,235 steht für die an Ausschreibungswettbewerben teilnehmenden EVU die 
Optimierung der eigenen Erlös- bzw. Ertragssituation im Vordergrund. Dies kann 
in der Praxis vor allem bei stark asymmetrischen Informationen problematisch 
werden. Die Erfahrungen haben gezeigt, dass in vielen Ländern vor allem zu op­
timistische Angebote ein großes Problem darstellen. In Schweden und Dänemark 
konnten vermehrt besonders „billige“ Offerte identifiziert werden. Dabei ist auffäl­
lig, dass vor allem die ehemaligen Staatsbahnen günstige Angebote abgeben. 
Diese Strategie resultiert zum Teil auch aus der Tatsache, dass diese Unterneh­
men sich womöglich selbst als „too big to fail“ identifizieren und im Krisenfall auf 
die Unterstützung des Staates hoffen. Auch in England mussten Verträge mit 
EVU bisher oft bereits wenige Jahre nach der Übernahme eines Franchise ange­
passt werden. Die Tatsache, dass die Nachverhandlung von Verträgen für den 
Staat oft günstiger ist als eine komplette Neuausschreibung, verleitet zu strategi­
schem Bieterverhalten. 

Zu Nettoverträgen ist in an dieser Stelle kritisch anzumerken, dass es für neue 
Marktanbieter oft nur unzureichende Möglichkeiten gibt, das tatsächliche Fahr-
gastpotential abschätzen zu können. In vielen Fällen stehen die Daten nämlich 
nur dem bisherigen Betreiber (Incumbent) zur Verfügung. Diese Informationen 
sind jedoch eine wichtige Planungsgrundlage für die Kalkulation seriöser Angebo­
te. In Dänemark wurde daher die DSB im Verkehrsvertrag verpflichtet, diese In­
formationen auch anderen Betreibern sowie dem Staat zur Verfügung zu stellen. 

Die Analyse der SPV-Finanzierung hat überdies große Unterschiede zwischen 
staatlichen und privaten Anbietern ergeben. Für Details zu den grundsätzlichen 
Finanzierungsvorteilen großer staatlicher Anbieter, wie z.B. der Deutschen Bahn 
AG oder der SNCF und den daraus resultierenden Auswirkungen auf die Ver­
kehrsmärkte möchten wir auf die Ausführungen in Kapitel 11.5.1 
(Marktstruktur/Marktbalance) verweisen. 

235 Beck, Arne: Der Ausschreibungswettbewerb im SPNV: Markteintrittsbarrieren und Anreizme­
chanismen bei der Vergabe von Leistungen im SPNV, Erich Schmidt Verlag, Berlin 2009, S. 
52. 
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11.8.11 Eigen- uund Gemeiinwirtschaaftlichkeit im SPV 

Eine ttrennscharrfe Abgrenzung eigen- und gemmeinwirtschaftlicher LLeistungenn ist in 
den mmeisten Ländern nichht zu findenn. Die EU ddefiniert imm Rahmen der Verorddnung 
1370//2007 gemmeinwirtschhaftliche Leeistungen als „eine von der zzuständigeen Be­
hördee festgeleggte oder beestimmte AAnforderunng im Hinbblick auf diee Sicherstellung 
von imm allgemeeinen Interresse liegeenden öffeentlichen PPersonenveerkehrsdie nsten, 
die deer Betreibeer unter Berücksichtigung seinnes eigeneen wirtschaaftlichen Innteres­
ses nnicht oder nnicht im gleeichen Ummfang oderr nicht zu dden gleicheen Bedinguungen 
ohne Gegenleisstung überrnommen hatte.“ Da her werdeen für gemmeinwirtschaftlich 
erbrachte Schieenenverkehhre Ausgleeichszahlunngen (Subvventionen)) geleistet. 

Warnecke und Götz weiseen außerdem darauff hin, dass das Kriterrium „Wirtsschaft­
lichkeeit“ in der PPraxis nichht notwenddigerweisee als die einzige Mögglichkeit zuur Be­
stimmmung von EEigenwirtschaftlichkeeit verstan den wird. So hat beeispielsweisse die 
Deutssche Bahn die Klassiifikation auuf Basis deer Zugstypeen236 getrofffen.237 

In Grroßbritannien ist einee Unterschheidung auufgrund deer Systemggestaltung „nicht 
zwinggend erforderlich“, dda die fläcchendecke nden Frannchises soowohl kosttende­
ckendde als auchh nicht-kosstendeckennde Verke hre umfassen und diie „Quersuubven­
tionieerung“ inneerhalb einzeelner Franchises soggar gewünsscht ist. 

Aus dder Sicht dder Verkehrsbetriebe  wie auch aus der SSicht der öfffentlichen Hand 
als Beestellerin vvon SPNV--Leistungeen wäre es wünschennswert, dasss zumindeest für 
den EEigenwirtscchaftlichkeitsbegriff aauf eine einnheitliche Definition zzugegriffenn wer­
den kkönnte. Dies ist leider nicht dder Fall. DDie Ursach en liegen darin, dasss die 
Fachssprache beereits bei den Kompponenten ddes Eigenwirtschaftlichkeitsbegriffes 
eine Mehrzahl ähnlicher, aber inhaaltlich nichtt identischher Bezeichnungen bbereit­
stellt. Im Folgennden sollenn die inhalltlichen Unnterschiedee dieser Koomponenteen an­
hand der Abbilddung 1 kurzz erläutert werden. 

I 

I 

I 

V 

Abbilddung 60: Möggliche Kompoonenten des Eigenwirtschaftlichkeitsbbegriffs 

236 IC ((Intercity), ICCE (Intercity EExpress) undd IR (InterReegio)
237 Waarnecke und GGötz, 2012, S. 112-113. 
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Das Begriffspaar auf der Ebene I wird verwendet zur Beschreibung von Geldflüs­
sen. Darunter können allerdings auch Zahlungen fallen, die das Ergebnis des Un­
ternehmens weder verbessern noch verschlechtern, einfach deshalb, weil es sich 
um sogenannte Durchlaufposten handelt. 

Wenn das Begriffspaar der Ebene II verwendet wird, ist klargestellt, dass es sich 
dabei um Beträge handelt, die das Betriebsergebnis beeinflussen: Einnahmen 
tragen zur Verbesserung, Ausgaben zur Verschlechterung des betrieblichen Ge­
samtergebnisses bei – es sei denn, es handelt um Investitionsausgaben, die vor­
genommen werden, um auf dem Weg über Projekte eine Verbesserung des Be­
triebsergebnisses zu erzielen. 

Das Begriffspaar der Ebene II wird z.B. im Eigenwirtschaftlichkeitsbegriff des 
Gabler Wirtschaftslexikons verwendet: 

	 „Eigenwirtschaftlichkeit ist dann gegeben, wenn Einnahmen und Ausgaben 
ausgeglichen sind und damit kein Defizit vorliegt.“238 

Bei diesem Begriffspaar befindet man sich auf der Verantwortungsebene der Ge­
schäftsleitung für das finanzielle Gesamtergebnis des Unternehmens. Anders bei 
der nächsten Ebene, bei der eine Eingrenzung auf den betrieblichen Fokus „Pro­
duktion“ erfolgt. 

Wird das Begriffspaar der Ebene III verwendet, dann ist klargestellt, dass vom 
Kernbereich „Produktion“ des betreffenden Unternehmens die Rede ist. Das Be­
griffspaar „Aufwendungen und Erträge“ findet sich beispielsweise im Eigenwirt­
schaftlichkeitsbegriff des VDV239. Diese Begriffsvariante hat – mit geringen Ab­
wandlungen - auch Eingang in die Personenbeförderungsgesetze Österreichs240 

und Deutschlands241 gefunden: „Tariferlöse“ und „Beförderungserlöse“ gehören 
ebenso wie „Ausgleichsleistungen“ in die Kategorie „Erträge“. Auf der Aufwands­
seite verwendet das ÖPNRV-G den Begriff „Kosten“,  denen im betriebswirtschaft­
lichen Begriffsschema eigentlich das Äquivalent „Leistung“ gegenübersteht.  Es 
kann davon ausgegangen werden, dass der Eigenwirtschaftlichkeitsbegriff der
Ebene III die Interessenlage des ÖPNV-Bereichs sehr gut widerspiegelt: In der 
Abgeltungsdiskussion geht es den ÖPNV-Betrieben darum, sicherzustellen, dass 
ihnen der gesamte im Kernbereich „Produktion“ anfallende Ressourcenverbrauch 
abgegolten wird, weil bei geringerer Abgeltung der Betrieb einen Substanzverlust 
erleiden würde. 

Das Begriffspaar Kosten/Leistung der Ebene IV wird in der innerbetrieblichen 
Produktkostenermittlung und -kontrolle verwendet. Hier geht es um produktbezo­
gene Daueraufgaben des innerbetrieblichen Kostenmonitoring. Daher tritt dieses 
Begriffspaar bei der nach außen gerichteten Abgeltungsdebatte und dem dabei 
zentralen Eigenwirtschaftlichkeitsbegriff nur selten in Erscheinung. 

238 Quelle: wirtschaftslexikon.gable.de 
239 Verband Deutscher Verkehrsbetriebe, Hauptgeschäftsstelle Köln 
240 Bundesgesetz über die Ordnung des öffentlichen Personennah- und Regionalverkehrs (Öffent­

licher Personennah- und Regionalverkehrsgesetz 1999 - ÖPNRV-G 1999 in der Fassung vom 
31.8.2012) , Quelle: Bundeskanzleramt – Rechtinformationssystem. 

241 Personenbeförderungsgesetz (PBefG), (Quelle: BGBl. I S. 1690) 
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Wenn man berücksichtigt, dass allein in der deutschen Fachsprache diese Vielfalt 
ähnlicher Bezeichnungen für die Eigenwirtschaftlichkeitskomponenten vorhanden 
ist, dann wird klar, dass bei länderüberbergreifenden Recherchen in Sachen Ei­
genwirtschaftlichkeit besondere Vorsicht bei der Interpretation des erhobenen Da­
tenmaterials geboten ist. Linguisten lassen sich als Übersetzer oftmals sehr stark 
vom Klang der Fachbegriffe leiten. So kann es kommen, dass für den deutschen 
Begriff „Eigenwirtschaftlichkeit“ im Französischen ein Übersetzungsäquivalent für 
„Eigenkapitalrendite“ empfohlen wird („rentabilité du capital propre“242). In solchen 
Fällen besteht Gefahr, dass die Recherchen auf ein falsches Gleis geleitet wer­
den. Es wäre an der Zeit, dass die EU-Kommission eine einheitliche mehrspra­
chige Begriffsliste mit autorisierten Übersetzungen der für die gemeinsame Ver­
kehrspolitik wichtigsten Begriffe in Angriff nehmen würde. 

11.8.2 Die Rolle des IBE im Ausschreibungswettbewerb 

Die Länderanalysen haben deutlich gezeigt, dass insbesondere die Bereitstellung 
von Schieneninfrastrukturleistungen eine neuralgische Komponente darstellt. Zu­
meist sind Bau- und Instandhaltung von Schienenwegen und Stationen243 nämlich 
stark defizitäre Geschäftsbereiche. In vielen Fällen wird die Infrastruktur primär 
aus zwei Quellen finanziert. Neben (staatlichen) Subventionen sind vor allem die 
durch die EVU zu leistenden Infrastrukturbenutzungsentgelte (IBE) relevant. 

Abbildung 61: Kostendeckungsgrad der Schieneninfrastruktur244 

Für diese Abgabe gelten Vorgaben der EU. Jedoch ist der Gestaltungsspielraum 
bei der Spezifikation des IBE (wie in vielen anderen Bereichen des europäischen 
SPV) so groß, dass sich in der Praxis in nahezu allen Mitgliedsstaaten sehr unter­
schiedliche Entgeltsysteme herausgebildet haben, die sich sowohl strukturell (auf 
Basis welcher Faktoren das IBE berechnet wird) als auch hinsichtlich der Tarifhö­
he signifikant voneinander unterscheiden. 

Abbildung 62 zeigt einen Ländervergleich des IBE für Züge im Regional- und Lo­
kalverkehr, während Abbildung 63 und Abbildung 64245 die Kosten für typische 

242 Quelle: dict. leo.org

243 Bei Stationen wird eine differenzierte Beurteilung des Kostendeckungsgrades empfohlen.
 
244 Vgl. International Transport Forum, 2008, Charges for the Use Rail Infrastructure of 2008.
 
245 Die Daten in Abbildung 62 und Abbildung 63 basieren auf Werten des Jahres 2008, während 


jene in Abbildung 64 auf Basis des Liberalisierungsindex Bahn 2001 erstellt worden sind. 
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Intercity-Verbindungen ausweisen. An dieser Stelle muss darauf hingewiesen 
werden, dass der Vergleich auf Musterzügen beruht, deren Annahmen (Länge 
des Zuges, Gewicht, Länge der zurückgelegten Strecke, etc.) das Ergebnis signi­
fikant beeinflussen können. Auffällig ist insgesamt nicht nur das breite Spektrum 
an Tarifen, sondern auch die teilweise unterschiedliche (zumindest relativ gese­
hen) Bepreisung von Regional- und Fernverkehren in den einzelnen Ländern. Bei 
einer Gegenüberstellung der Daten von 2008 und 2011 fällt neben der durch­
schnittlichen Erhöhung der Entgelte auf, dass diese weiterhin stark divergieren.
Für einige Länder (z.B. GB) sind im Zeitverlauf überdies sogar deutliche Ände­
rungen sichtbar.246 

Abbildung 62: Durchschnittliches IBE für Züge im Regional- und Lokalverkehr (EUR pro Zkm)247 

Abbildung 63: Durchschnittliches IBE für Züge im Intercity-Verkehr (EUR pro Zkm) 248 

246 Anmerkung: Die Vergleichbarkeit ist aufgrund der unterschiedlichen Datenquellen aber nur 
bedingt gegeben. 

247 Vgl. Nash, Chris, European Rail Reform - The Next Steps, 2009, S. 5. 
248 Vgl. Nash, Chris, European Rail Reform - The Next Steps, 2009, S. 5. 
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Abbildung 64: Durchschnittliches IBE für Züge im Fernverkehr (EUR pro Zkm)249 

Trotz der unterschiedlichen Höhe und Struktur der Entgelte haben die Länderana­
lysen gezeigt, dass die unmittelbaren Auswirkungen auf die Ausschreibungspraxis 
eher begrenzt sind. In Deutschland werden die Kosten vom Aufgabenträger über­
nommen und stellen für die EVU daher in erster Linie einen „Durchlaufposten“ 
dar. Nicht unwesentlich sind die Entgelte aber mitunter für die Aufgabenträger 
selbst. Gefahrenpotential250 besteht in diesem Zusammenhang bei einer Diskrimi­
nierung durch den Infrastrukturbetreiber. Dieser kann nach Möglichkeit die Ge­
bühren auf von Wettbewerbern bedienten Strecken erhöhen und somit indirekt 
finanziellen Druck auf die Aufgabenträger ausüben. Müssen dann von Aufgaben­
trägern aus finanziellen Gründen Verkehrsleistungen „eingespart“ werden, trifft es 
somit eventuell genau jene Strecken, die von dritten Anbietern bedient werden.251 

Auch in Dänemark wird das IBE der Privatbaner durch die Besteller bezuschusst. 

In den Niederlanden wird das IBE für ausgeschriebene Strecken anders behan­
delt als jenes für das Kernnetz. Während es bei Ausschreibungen in vollem Um­
fang vom Aufgabenträger abgegolten wird, gibt es keine Kompensation des IBE 
für die NS. Der staatsnahe Anbieter hat Preiserhöhungen daher bereits mehrfach 
mit den Kosten für die Infrastrukturbenützung begründet.  

249 Warnecke, Christian und Götz, Georg, 2012, Offener Marktzugang im europäischen Schienen­
personen-verkehr: Erfahrungen aus der Wettbewerbsentwicklung, in: Vierteljahreshefte zur 
Wirtschaftsforschung, Jahrgang 81, S. 111-130; Anmerkung: HGV = Hochgeschwindigkeitsver­
kehr; Ein „*“ als Zusatz zum Ländernamen markiert Länder, für die der Liberalisierungsindex 
als Trassenpreis nur eine Bandbreite über Güter- und Personenverkehr verzeichnet, von der 
die Studienautoren den Durchschnitt verwendet haben; Musterzug: Intercity-Zug mit 750 Sitz­
plätzen. 

250 Anmerkung: Zumindest hypothetisch. 
251 Dieses Problem kann nur dann auftreten, wenn der Infrastrukturbetreiber oder ein mit ihm ver­

flochtenes Unternehmen selbst auch als EVU auftritt. 
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In Großbritannien wirkt sich das IBE zwar grundsätzlich auf die Wirtschaftlichkeit 
der Leistungserstellung aus, hat insgesamt aber keine besonderen Auswirkungen 
auf den Wettbewerb im engeren Sinn. Interessant ist jedoch der Umgang mit Än­
derungen des IBE, die im Rahmen „periodischer Überprüfungen“ vorgenommen 
werden können. Diese Anpassungen werden (egal ob sie für das EVU positiv o­
der negativ sind) durch den Aufgabenträger kompensiert (‚no net loss, no net 
gain‘-Klausel). Auswirkungen auf Ausschreibungen bzw. auf die Erstellung aus­
geschriebener SPV-Leistungen kann das IBE theoretisch dann haben, wenn die 
Struktur des Entgeltes für EVU einen Anreiz darstellt, Schienenfahrzeuge einzu­
setzen, die zwar in punkto IBE-Abgaben günstiger wären, jedoch nicht den Anfor­
derungen und Bedürfnissen der Nachfrager entsprechen würden. 

Werden Infrastrukturbenützungsentgelte bei bestellten Verkehrsleistungen durch 
den Auftraggeber abgegolten sind die Anreizwirkungen für die EVU in der Regel 
gering, da eine Erhöhung der Entgelte eine Subventionserhöhung bedingt. 

Auswirkungen kann die Ausgestaltung des IBE überdies auf das Verhältnis zwi­
schen Open-Access-Anbietern und einem Franchise-System bzw. dem Aus­
schreibungswettbewerb (bzw. insgesamt auf den intramodalen Wettbewerb) ha­
ben. Hier stellt sich vor allem die Frage, wie die Zuschüsse (bei Annahme einer 
nicht kostendeckenden) Infrastruktur abgegolten werden (durch Zahlungen an das 
EVU oder an das EIU). Vorgaben der EU (z.B. Richtlinie 2001/14/EG) zielen je­
doch auf ein möglichst „diskriminierungsfreies“ Entgelt ab. 

Einen Einfluss kann das IBE auf den intermodalen Wettbewerb haben. Eine star­
ke direkte Unterstützung des Infrastrukturanbieters durch öffentliche Mittel, die in 
geringeren Nutzungsgebühren für EVU (unabhängig davon, ob die Leistung auf 
Basis von Ausschreibungen oder im Open-Access erbracht wird) resultiert, erlaubt 
den EVU grds. das Anbieten von günstigeren Tarifen.252 In Schweden wird das 
IBE in diesem Zusammenhang beispielsweise zur Förderung des Schienenver­
kehrs eingesetzt.253 Es stellt nur einen geringen Anteil der Kosten (13%) dar und 
die Preissteigerungen sind explizit begrenzt. 

252 Unter der Annahme, dass die Subventionierung des EVU von der Höhe der Zahlungen an das 
EIU unberührt bleibt. 

253 Ebenso in Frankreich, und zwar unter Berufung auf das Umweltgesetz „Grenelle de 
l’Environnement“ 
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11.9 Modul 6: Gesamtssystemst teuerung// -kompleexität  
Aus dden bisherrigen Darsstellungen ist deutlich gewordeen, wie enng die einzzelnen 
Entsccheidungenn ineinandergreifen. Im Folgennden soll die Verknüppfung der unter­
schiedlichen Teeilbereichee in der GGesamtsysttemsteueruung beschhrieben weerden. 
Diesee ist gewisssermaßenn die Umseetzung derr (politisch geprägtenn) strategischen 
Grunddsatzentsccheidungenn. 

Grunddsätzlich isst es wünschenswert, dass daas SPV-Syystem auss Sicht dess Rei­
sendeen möglichhst einfachh zu benuttzen ist. HHierbei spieelt die Einnheitlichkeit aller 
Systeeme und ddie Integraation der FFahrpläne innerhalb des SPV,, aber aucch die 
Verknnüpfung dees SPV mit den andderen öffenntlichen Veerkehrsträgger und die Ge­
staltung der Schhnittstelle zzum IV (Fuußwege, Fahrräder uund MIV) eeine große Rolle. 
Als MMusterbeisppiel kann hhier sicherr das Schwweizer SPVV-System gelten. Diee Ver­
taktunng der Verrkehre in dder Schweiiz ist ebenso vorbildllich, wie diie Einheitlichkeit 
und EEinfachheitt der Preissgestaltungg. Die großße Bedeuttung des ööffentlichenn Ver­
kehrss unterstreiicht, dass iim Jahre 22011 5,5% der Schweeizer Einwoohner ein GGene­
ral-Abbonnement hatten, ddas die Beenützung dder fast geesamten ööffentlichenn Ver­
kehrssmittel in dder Schweeiz mit eineer Zeitkartte erlaubt. Fast 30%% der Schwweizer 
Einwoohner hatteen 2011 ein Halbtax--Abonnemment, mit deem bei Fahhrten im öfffentli­
chen Netz eine Ermäßigung von 50 % gilt. 

Abbildunng 65: Entwiccklung der Scchweizer Ha lbtax und Geeneral-Abonnnement254 

Die GGesamtsysstemsteuerrung ist abber nicht nur aus SSicht des Fahrgastees von 
überragender BBedeutung, sondern auch aus Sicht der Eisenbahhninfrastrukkturer­
stellung. So muuss die mitttel- und laangfristige Ausbauplaanung dess Netzes mmit der 
Planuung zukünfftiger SPVV-Angebotee abgestimmmt werdeen. Aus deer Sicht dees Ei­

254 httpp://www.tickeetinfo.ch/statiistik/0009/00009.html, 14.7.2011 
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senbahninfrastrukturbetriebs ist die Auslastung des Netzes ein wichtiges wirt­
schaftliches und verkehrspolitisches Ziel. Durch eine ganzheitliche Fahrplange­
staltung, die die unterschiedlichen Geschwindigkeiten und Halte der Züge berück­
sichtigt, kann die Auslastung des Netzes und damit das Zugangebot erheblich 
gesteigert werden. Es ist offensichtlich, dass dies einfacher ist, wenn es eine 
zentrale Planung und Steuerung gibt. 

Aus der Sicht des Staates und der ihm untergeordneten Gebietskörperschaften 
nimmt durch die Ausschreibungen die Systemkomplexität zu. Falls die ausschrei­
bende Gebietskörperschaft zugleich als Investorin auftritt, ist sie nicht nur 
Schiedsrichterin, sondern auch Mitspielerin, was ihre Neutralität gegenüber den 
Anbietern durchaus nicht erleichtert. 

Auf der Ebene der EVU sind organisatorische Professionalität und das Know-how 
über die Bedeutung finanzwirtschaftlicher Kennzahlen traditionsgemäß vorhan­
den. Eine Komplexitätserhöhung kann sich allerdings dort ergeben, wo der 
Incumbent bisher seine Betriebseinheiten ausschließlich verwaltungsmäßig ge­
führt hat. In solchen Fällen wird ein Umlernen, z.B. in der Frage, welche Kostenar­
ten der Betriebswirt als entscheidungsrelevant in Betracht zieht, unerlässlich sein.  

Für die Fahrgäste sind zentrales Anliegen die neu hinzukommenden Wahlmög­
lichkeiten. Durch sie erlangt der Verkehrsnutzer die Möglichkeit, dem Anbieter 
individuell und nonverbal zu signalisieren, ob er mit der Qualität des Leistungsan­
gebots zufrieden ist. Bereits im Februar 2009, als im französischen Senat der 
Rapport HAENEL diskutiert wurde, verwendete der Berichterstatter den prägnan­
ten Satz „Der Nutzer erduldet, der Kunde wählt.“  

Dass die Ausschreibungspraxis auch für die Fahrgäste eine Komplexitätserhö­
hung zur Folge haben wird, kann nicht bestritten werden. Bei jeder Neuerung in 
SPV brauchen vor allem die älteren Fahrgäste eine gewisse Eingewöhnungszeit 
(ähnlich wie bei der Gerätebedienung im Bereich der Haustechnik). Der Hauptvor­
teil der Ausschreibungspraxis, nämlich dass durch den Wettbewerbsdruck die 
SPV-Leistungsangebote auf Verbesserungsmöglichkeiten hin tatsächlich durch­
gecheckt werden, ist für den Fahrgast eine insgesamt erfreuliche Veränderung. 

Dass eine weitgehende Liberalisierung der Märkte untrennbar mit großen Kom­
plexitätsanstiegen verbunden ist, zeigt insbesondere die Analyse von Großbritan­
nien. Trotz umfangreicher Investitionen in einen mit Koordinationsaufgaben beauf­
tragten Verwaltungs- und Regulierungsapparat führen Schnittstellenprobleme und 
intransparente Prozesse in den Bereichen Fahrplangestaltung, Preisgestaltung 
aber auch bei der Anbindung von Nah- und Fernverkehren sowie bei franchise­
übergreifenden Angeboten zu hohen Kosten und Effizienzverlusten. 

Eine allgemeingültige Aussage hinsichtlich der Auswirkungen kann an dieser Stel­
le jedoch nur bedingt getroffen werden. Der Grad „zumutbarer“ Fragmentierung 
und der damit korrespondierenden Systemkomplexität hängen im Einzelfall von 
den Eigenschaften des betrachteten Markes bzw. seinen Umweltfaktoren ab. Ein 
wesentlicher Punkt ist in diesem Zusammenhang der „Deckungsgrad“ individuel­
ler Beförderungswünsche (Passagiere fragen eine Transportleistung von A nach 
B nach) mit der Anzahl der für die Leistungserstellung erforderlichen Unterneh­
men. Komplexe(re) Beförderungswünsche (bzw. komplexe Nachfrageströme) re­
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sultieren in fragmentierten Systemen aufgrund des unabdingbaren Koordinations­
bedarfs mitunter in deutlich höheren Kosten, während eine zu geringe Abstim­
mung der Angebote (zumindest aus Kundensicht) zu einer Untauglichkeit der er­
stellten Leistung führt. 

Wichtig ist jedenfalls, dass die im Rahmen der Marktliberalisierung eingeplanten 
Kosteneinsparungen unbedingt den aus der Fragmentierung resultierenden Zu­
satzkosten gegenübergestellt werden müssen. 

11.10 Übertragbarkeit der Ergebnisse auf Österreich? 
Abschließend stellt sich die Frage, ob die betrachteten Systeme theoretisch auch 
auf den österreichischen Markt für Schienenpersonenverkehrsleistungen übertra­
gen werden können. In den Länderberichten (vgl. Abstracts) wurde diese Frage 
bereits aus der Perspektive des jeweils analysierten Systems beleuchtet. 

An dieser Stelle muss jedoch festgestellt werden, dass insgesamt kein System 
„unmittelbar“ auf Österreich angewendet werden könnte. Die Charakteristika der 
einzelnen Länder (sowie auch die IST-Systemzustände und Rahmenbedingungen 
im SPV) sind oft signifikant unterschiedlich und erfordern daher differenzierte 
Vorgehensweisen. Definitiv keine taugliche Strategie stellt jedoch „unkritisches 
Cherry-Picking“ erfolgreicher Teilsysteme/-elemente dar. Obgleich für jedes Land 
(mitunter eindeutige) Stärken und Schwächen identifiziert werden konnten, müs­
sen diese zum Teil als (in)direkte Ergebnisse des Systems, in das sie eingebettet 
sind, verstanden werden.255 Diese Interdependenzen (die oft aber nur schwer zu 
ermitteln sind) sollten daher beim Blick auf diese „Beispiellösungen“ unbedingt
berücksichtigt werden. Grenzen der Übertragbarkeit stellen auch unterschiedliche 
Verwaltungsstrukturen (Größe von Regionen, regionale Budgets, die Ausgestal­
tung von Steuersystemen, etc.) dar. 

Obgleich die unmittelbare Übertragbarkeit auf dieser Basis keiner Lösung attes­
tiert werden kann, so hat die vorliegende Studie zumindest gezeigt, dass „kleinere 
Länder“ tendenziell andere Anforderungen haben, als „größere Länder“. Folglich 
konvergiert für diese Gruppen grundsätzlich auch das Spektrum geeigneter Lö­
sungen und Gestaltungsvarianten. Beispielsweise kann in diesem Zusammen­
hang beobachtet werden, dass in kleinen Staaten viele Verkehre überregionale 
Funktionen erfüllen und integrierte Verkehrsangebote aus Kundensicht eine große 
Bedeutung haben. Insofern sind jene Modelle gut geeignet, die ein vergleichswei­
se hohes Maß an Integration (möglichst effizient) sicherstellen können. Das Mo­
dell der Schweiz und eingeschränkt auch jenes aus den Niederlanden haben ge­
zeigt, dass diese Integrationsaufgabe durchaus auch dem Incumbent zukommen 
kann. Ausschreibungen auf regionale Stichstrecken und Nebenbahnen zu be­
schränken, die sich nur teilweise mit den Angeboten des Incumbent überschnei­

255 Beispiel: Ein in Land A erfolgreiches Element (z.B. die Form der Bereitstellung des Rollmateri­

als) könnte in Land B aufgrund des Kontexts sogar durchaus zu einer Angebotsverschlechte­

rung führen. 
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den, sind eine Alternative. Die Planungen für das Kernnetz sind in diesem Fall die 
wesentlichen Bezugspunkte für andere Anbieter. Eine weitere Variante ist die ex­
plizite Übernahme von Planungs- und Koordinationsaufgaben durch den Incum­
bent. Dieser muss dann für die Bereitstellung dieser Leistungen jedoch ein ange­
messenes Entgelt (seitens der dadurch profitierenden EVU) oder eine Aus­
gleichszahlung (aus öffentlichen Mitteln bzw. durch den/die Besteller) erhalten. 

Bei der Definition eines Kernnetzes spielen die Rahmenbedingungen und die ak­
tuelle Marktsituation eine besondere Rolle. Das System in den Niederlanden ba­
siert beispielsweise darauf, dass der Incumbent über Einnahmen auf dem Kern-
netz die von ihm angebotenen (und zumeist stark defizitären) Nahverkehrsange­
bote quersubventioniert und für diese keine Zuschüsse mehr bekommt. Wird das 
Kernnetz im Open-Access durch „Cherry-Picking“ konkurrenziert, so müssen die 
finanziellen Konsequenzen für den Betreiber des Kernnetzes unbedingt erkannt 
und berücksichtigt werden. 

Ein interessantes (und nicht unmittelbar kontextspezifisches) Gestaltungselement 
kann aus Dänemark (tlw. auch aus der Schweiz) übernommen werden, und zwar 
die Formalisierung der Leistungsintegration. Die gegenseitige Anerkennung von 
Tarifen, oder die Kompatibilität von Softwaresystemen, etc. können auf Basis ein­
deutiger Verträge geregelt werden. Diese Verträge haben nach Meinung der Au­
toren insbesondere für Übergangszeiträume (Zeit bis zu ersten Ausschreibungen) 
eine große Bedeutung. Dass ein hoher Formalisierungsgrad der Beziehungen 
unterschiedlicher Akteure ein taugliches Instrument ist konnte auch am Beispiel 
Großbritannien ausgewiesen werden. 

Insgesamt muss jedoch nochmals konstatiert werden, dass Österreich zwar zwei­
fellos aus den Vorerfahrungen der betrachteten Länder lernen kann, die Gestal­
tung des eigenen Systems jedoch unbedingt kontextspezifisch erfolgen muss. Die 
Empfehlung einer spezifischen Ausgestaltungsvariante erfordert weiterführende 
Analysen und kann daher zum aktuellen Zeitpunkt nicht vorgenommen werden. 

11.11 Zeitbedarf zur Umsetzung von Ausschreibungen 
In den letzten Kapiteln konnte gezeigt werden, welche inhaltlichen Punkte im Zu­
ge einer Einführung von Ausschreibungswettbewerb bzw. bezüglich der Planung 
nationaler (und internationaler) Schienenverkehrssysteme beachtet werden müs­
sen. 

Nur bedingt wurden in diesem Zusammenhang die zeitlichen Anforderungen refe­
renziert, die bei der Gestaltung solcher Systeme berücksichtigt werden müssen. 
Basierend auf den Erfahrungen der unterschiedlichen Länder soll nachfolgend ein 
Überblick hinsichtlich der temporalen Dimension gegeben werden. 

Tabelle 9 definiert 11 grundlegende Prozesse, die politische Entscheidungsträger 
und die am Verkehrssystem mitwirkenden Akteure durchlaufen müssen, um einen 
Betrieb ausgeschriebener SPV-Leistungen zu ermöglichen. Die Definitionen sind 
generisch und daher aufgrund der fehlenden Spezifikationen von Detailprozessen 
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ausdrücklich nicht als Handlungs- oder Implementierungsanleitung im engeren 
Sinne zu verstehen. 

Phase Zeitraum 

P1 Politische Entscheidungsfindung über zu implementierendes SPV-

System 

Der Etablierung von Ausschreibungswettbewerb müssen eine verkehrspoli­

tische Analyse und eine Diskussion über die Strategie im SP(N)V voraus­

gehen. In dieser Phase sollen unterschiedliche strategische Grundausrich­

tungen evaluiert werden. Wichtig ist es beispielsweise, in diesem Zusam­

menhang den Grad möglicher/gewünschter/sinnvoller Wettbewerbsintensi­

tät zu spezifizieren. Die weiteren Planungsschritte werden weitgehend 

durch die in dieser Phase getroffenen Entscheidungen determiniert. 

Die Strategieformulierung muss die aus nicht bzw. nur bedingt beeinflussba­

ren Umweltfaktoren (beispielsweise Gesetzgebung der EU) resultierende 

Einschränkung des Gestaltungsspielraumes berücksichtigen. 

Im Zusammenhang mit der Strategie sollen überdies Ziele formuliert wer­

den, die nach der Operationalisierung auch (quantitativ) überprüft werden 

können. 

Festzuhalten ist, dass die Ergebnisse dieser Phase in späteren Prozess-

schritten oft nur mehr schwer angepasst bzw. verändert werden können. 

Für eine seriöse Systemanalyse sollten daher mehrere Jahre eingeplant 

werden, obgleich der tatsächliche Zeitbedarf im Einzelfall stark von der 

aktuellen Situation und der Informationslage der Entscheidungsträger ab­

hängig ist. 

10-7 Jahre vor 

Betriebsbeginn 

P2 Umsetzung der Strategie, Schaffung der Rahmenbedingungen 

Die Festlegung der strategischen Grundausrichtung ist der Ausgangspunkt 

für die Umsetzung. In einem ersten Schritt müssen die Abweichungen der 

späteren SOLL-Situation vom aktuellen IST-Zustand erhoben werden. Die­

se Analyse muss sowohl auf rechtlicher, organisatorischer, als auch auf 

technischer Ebene erfolgen. 

Besonders hervorzuheben ist die Anpassung des (insbesondere juristi­

schen) Ordnungsrahmens an die spezifizierten Anforderungen. Die Erfah­

rungen unterschiedlicher Länder haben gezeigt, dass eine Anpassung der 

Gesetze kurzfristig nur bedingt möglich ist. Da davon auszugehen ist, dass 

die Rahmenbedingungen für Ausschreibungswettbewerbe sich mitunter 

deutlich von bestehenden Regelungen unterscheiden, muss ausreichend 

Zeit für die Ausarbeitung dieser spezifischen Gesetze und für das Inkrafttre­

ten vorgesehen werden.256 

Obgleich die Kompetenzen (Verantwortung, Zuständigkeit) für die Spezifika­

7-4 Jahre vor 

Betriebsbeginn 

256 In Großbritannien hat sich das Gesetzgebungsverfahren zur Privatisierung des Bahnsektors 
durch den Widerstand der Opposition verzögert (vgl. Van Riesen, S. 162). 
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tion und Durchführung von Ausschreibungen mitunter bereits in den korres­

pondierenden Gesetzen geregelt werden, müssen sie auch für die organisa­

torische Ebene eindeutig formuliert werden, um spätere Konflikte und Über­

schneidungen möglichst zu vermeiden. 

Müssen entsprechende Behörden (z.B. neue Regulierungsstellen) erst 

geschaffen werden, so ist die Vorlaufzeit für die Einrichtung dieser neuen 

Organisationseinheiten, und jene für die Einstellung und Schulung der Mit­

arbeiter, unbedingt zu berücksichtigen. Vor allem beim Aufbau der Fach­

kompetenz des später mit den Ausschreibungen beschäftigten Personals ist 

neben der Verfügbarkeit von geeigneten Fachkräften auch zu überprüfen, 

ob genügend potentielle Berater und Trainer zur Wissensvermittlung zur 

Verfügung stehen. 

Auf technischer Ebene muss sichergestellt werden, dass sowohl für die 

Durchführung der Ausschreibungen als auch für den anschließenden Be­

trieb durch die EVU alle nötigen Informationssysteme zeitgerecht bereitge­

stellt werden können. In diesem Zusammenhang ist auch die Verfügbarkeit 

von Planungstools (z.B. Software für die Integration von Fahrplänen unter­

schiedlicher Betreiber, Programme zur Abrechnung [Clearing] von EVU-

übergreifenden Leistungen, etc.) sicherzustellen. 

Wesentlich ist auch der klare und transparente Umgang mit dem Incumbent. 

Den (sofern existierend) ehemals staatsnahen Eisenbahnverkehrsbetrieben 

muss die Möglichkeit zur Repositionierung gegeben bzw. die Zeit zur Vorbe­

reitung auf die sich ändernden Umweltbedingungen zugestanden werden. 

Bevor Ausschreibungswettbewerb erfolgreich etabliert werden kann, muss 

eindeutig feststehen, welche Rolle diesem Unternehmen in der Zukunft 

zugeschrieben werden soll bzw. zugeschrieben werden kann. 

P3 Vorbereiten der Erstausschreibung 

Die Erstausschreibung sollte nach Möglichkeit mit fachlicher Unterstützung 

externer Experten (die Erfahrungen mit Ausschreibungsprojekten in ande­

ren [Bundes-]Ländern haben) durchgeführt werden. 

Die Erstausschreibung muss als „Einschwingphase mit Gewinnung von 

Erfahrungswerten“ verstanden werden. Häufig können erst in diesem Schritt 

Fehler der vorgelagerten Prozessschritte identifiziert werden. Denn selbst 

bei sorgfältiger Planung ist damit zu rechnen, dass im Rahmen dieser Pha­

se unerwartete Komplikationen unterschiedlichster Art auftreten können, die 

möglicherweise in signifikanten Verzögerungen resultieren. Daher müssen 

ausreichend Pufferzeiten eingeplant werden. 

3,5 bis 4 Jahre vor 

Betriebsbeginn 

P4 Juristische Prüfung 

Eine juristische Prüfung vor der Publikation des Angebotes soll in erster 

Linie sicherstellen, dass nationale und internationale Gesetzesvorschriften 

eingehalten werden. 

Dauer ca. 

1-2 Monate 
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P5 Veröffentlichung und Bewerbung 

Das Angebot muss anschließend veröffentlicht und den potentiellen Bewer­

bern zugänglich gemacht werden. Bei der Veröffentlichung sind die durch 

die EU vorgegebenen Mindeststandards (bzgl. Informationen) einzuhalten. 

3 bis 3,5 Jahre vor 

Betriebsbeginn 

P6 Angebotserstellung (durch EVU) 

In diesem Schritt werden die Angebote durch die potentiellen Betreiber 

erstellt. Die Dauer diese Phase wird stark durch die an die Angebote ge­

stellten Anforderungen determiniert. Werden die Angebote weitgehend 

zentral vorgegeben (EVU muss nur die geplanten Kosten für eine vorgege­

bene Leistung kommunizieren), so kann für diese Phase eine Dauer von 

wenigen Monaten ausreichend sein. 

Müssen die potentiellen Anbieter hingegen selbstständig Leistungen spezi­

fizieren und die damit in Verbindung stehenden Kosten berechnen, so ist für 

die Erstellung dieser individualisierten Angebote mehr Zeit zu berücksichti­

gen. Bei sehr heterogenen Angeboten ist auch der im Rahmen der Ange­

botsprüfung (nächste Phase) entstehende Zusatzaufwand zu berücksichti­

gen. 

Der Aufwand für die EVU hängt auch davon ab, ob von der Behörde alle zur 

Evaluierung (beispielsweise des Erlöspotentials) nötigen Daten in ausrei­

chender Qualität zur Verfügung gestellt werden können. 

2,5 bis 3 Jahre vor 

Betriebsbeginn 

P7 Angebotsprüfung 

Die eingelangten Angebote müssen von dem Aufgabenträger hinsichtlich 

Plausibilität, der vorgegebenen formellen Anforderungen und insbesondere 

bzgl. der spezifizierten Kosten (und Leistungen) überprüft werden. 

Der Zeitbedarf wird wesentlich durch die Komplexität der Angebote (Um­

fang, Individualität) und die Anzahl an Interessenten determiniert. 

Durch die Standardisierung der einzureichenden Unterlagen, einen vorab 

durchgeführten Shortlisting-Prozess (bei dem die Anzahl der berücksichtig­

ten Bieter bewusst eingegrenzt wird) sowie den Einsatz von zusätzlichem 

Personal können sowohl der Zeitbedarf als auch dessen Berechenbarkeit 

optimiert werden. 

2 bis 2,5 Jahre vor 

Betriebsbeginn 

P8 Zuschlagserteilung 

Der Auftrag für die Erstellung der ausgeschriebenen Schienenverkehrsleis­

tung ist dem auf Grundlage der formalisierten Kriterien der Angebotsbewer­

tung dem als ‚Ausschreibungsgewinner‘ identifizierten Unternehmen zu 

erteilen. Der Zeitpunkt der Auftragserteilung muss auch davon abhängen, 

wie schnell die Mobilisierung durch das EVU durchgeführt werden kann 

bzw. welche Vorlaufzeit beispielsweise für die Beschaffung neuer Fahrzeu­

ge oder anderer Ressourcen einberechnet werden muss. 

ca. 2 Jahre vor 

Betriebsbeginn 
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Tabellle 9: Zeitbeddarf bei der EEtablierung vvon Ausschreeibungswettbbewerb 

In der nachstehhenden Abbbildung istt der Prozess bis zuum Beginn der erstenn Ver­
tragsddurchführuung graphissch dargesstellt. 

Abbilldung 66: Zeeitbedarf bei AAusschreibuungen (ausgeewählte Prozzesse) 

Aus dder Visualiisierung geeht hervorr, dass inssbesonderee für die PPhasen biss zum 

Vorhaandensein adäquater Rahmenbbedingunggen relativ viel Zeitbuudget eingeplant
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werden muss. Politische Entscheidungsträger und Verkehrsplaner müssen sich 
dieses Umstandes jedenfalls bewusst sein. Die Analysen unterschiedlicher Län­
der haben gezeigt, dass eine Ad-hoc-Einführung von Ausschreibungswettbewerb 
nicht möglich ist. Festzuhalten ist jedoch auch, dass Länder wie Österreich aus 
den Erfahrungen anderer EU-Mitgliedstaaten lernen und einzelne Prozessschritte 
durch Nutzung dieses Wissens mitunter beschleunigen können. 
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12 Lessons Learned 

12.1 Strategische Grundsatzentscheidungen  
Ohne eine klare (politische) Zielvorgabe für das Leistungsniveau des SPV sind 
sowohl marktorientierte Strukturen als auch die Aufgabenerfüllung durch einen 
staatlichen Dienstleister ineffizient. Insofern sind für den Erfolg eines SPV-
Systems klare, politisch formulierte, strategische Grundsatzentscheidungen eine 
notwendige Bedingung. Ein „Durchwurschteln“ (muddeling through) in der SPV-
Politik ist besonders problematisch, wenn ein marktorientiertes System mit Aus­
schreibungen etabliert werden soll. Dies birgt die Gefahr, dass es aufgrund vieler
Änderungen und einem hohen Improvisationsgrad sehr teuer ist. Wohingegen ein 
staatlicher Dienstleister eher durch politischen Druck und aufgrund seiner nicht 
nur auf Gewinnerzielung ausgerichteten Zielfunktion dazu gebracht werden kann, 
Anpassungen ohne die Ausweitung seiner Marge durchzuführen. Die negativen 
Beispiele in Schweden und zumindest was die Strategie der DSB angeht in Dä­
nemark zeigen, dass widersprüchliche strategische Grundsatzentscheidungen 
nicht nur die Qualität des SPV-Systems negativ beeinflussen, sondern auch sehr 
hohe Kosten verursachen können. 

Für EU-Länder scheint ein balanciertes Wettbewerbsmodell erfolgsversprechend 
zu sein. Mag es bei einem großen Land wie Deutschland noch akzeptabel sein, 
dass es kein einheitliches Modell gibt, so ist es für kleine Länder nicht denkbar. Im 
Grunde sind die erfolgreichen SPV-Systeme der Schweizer und jenes der Nieder­
lande ähnlich. Beide haben den Incumbent erhalten und im Falle der NS sogar als 
europäischen Spieler etabliert. In beiden Ländern ist der Incumbent per Direkt­
vergabe für das Kernnetz zuständig und gibt auch – im Falle der Schweiz noch 
stärker - Vorgaben hinsichtlich notwendiger Systeme, wie Ticketing, Fahrgastin­
formationen etc. Die Niederlande haben – im Gegensatz zur Schweiz – auf den 
Zubringerstrecken zum Kernnetz einen relativ starken Ausschreibungswettbewerb 
etabliert und bis auf das Beispiel des e-Tickets auch die Integrationsprobleme gut 
gelöst. In einem nächsten Schritt versuchen die Niederlande nun Ausschreibun­
gen auch im Kernnetz zu etablieren. Allerdings hatte die NS auch genügend Zeit, 
sich darauf vorzubereiten. 

Ein kleines Land, das sein SPV-System anpasst, könnte bei den strategischen 
Grundsatzentscheidungen in diese Richtung gehen und von den Stärken und 
Schwächen des Schweizer und des niederländischen Systems lernen. 

12.2 SPV-Gesetzgebung 
Die Analyse zeigt, dass der gesetzgeberische Gestaltungsspielraum groß ist. 
Trotz einiger EU-Gesetzesinitiativen und dem Bestreben der EU, stärkere Vorga­
ben zu machen, kann im Zeitablauf keine wesentliche Einschränkung des Gestal­
tungsspielraums beobachtet werden. 

Der Gestaltungsspielraum ist für die Länder mitunter eine Möglichkeit, die SPV-
Systeme an die jeweiligen Erfordernisse des Landes anzupassen, jedoch insge­
samt dazu geeignet, grenzüberschreitende Verkehrsangebote zu behindern bzw. 
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das erfolgreiche Angebot im internationalen SPV zu erschweren (vgl. hierzu auf 
die Ausführungen in Kapitel 11.2). Ein weiteres Beispiel für die Problematik der 
Gemeinschaftsgesetzgebung stellt die Heterogenität der Trassenentgelte dar, die 
– obwohl auf Basis einer für alle Mitgliedsstaaten bindenden Vorgabe der EU er­
stellt – insgesamt sogar größer ist als vor der Bahnliberalisierung (vgl. hierzu ver­
tiefend Kapitel 11.8.2). 

12.3 Organisation des SPV-Systems 
Die Beispiele zeigen, dass es viele gute Gründe gibt den Incumbent zu erhalten 
und nicht zu zerschlagen. Die starke Marktkonsolidierung und die „Cross-border 
nationalisation“ stellen potentielle Gefahren dar. Bei einer starken Marktorientie­
rung ohne einen starken Incumbent sehen selbst große Länder wie Großbritanni­
en nur bedingt Möglichkeiten, diese abzuwehren. Die Strategie, den Incumbent so 
zu ertüchtigen, dass er zu einem relevanten europäischen Player wird, scheint 
derzeit wohl die erfolgreichste Option zu sein. Allerdings muss dies in jedem Fall 
mit Augenmaß erfolgen, um nicht wie im Falle der DSB erhebliche Verluste einzu­
fahren. 

Zwar konnten im Rahmen dieser Studie die Kosten, die bei der Zerschlagung des 
Incumbent entstehen, nicht genau analysiert und berechnet werden, aber in den 
Beispielen wurde deutlich, dass die notwendigen Abfindungen bzw. Kosten für 
Auffanggesellschaften für Beamte und staatliche Angestellte im Falle einer Zer­
schlagung sehr hoch sind und deswegen nicht nur aus sozialen Gründen eine 
Weiterbeschäftigung der Mitarbeiter des Incumbent viele Vorteile hat. Insbeson­
dere kann so auch das Know-how des Managements eines komplexen SPV-
Systems, das in den staatlichen Eisenbahnunternehmen durchaus vorhanden ist, 
weitergenutzt werden. 

Die Länderanalysen zeigen außerdem, dass die Abgrenzung von Nah- und Fern­
verkehren in fast allen Ländern eher unscharf ist. Allerdings ist die Koordination 
des Kernnetzes/linen mit den Zubringerlinien und anderen Verkehrsträgern sehr 
wichtig und muss bei Direktvergabe oder Ausschreibungen unbedingt berücksich­
tigt werden. Am einfachsten scheint es zu sein, dass ein Kernnetz/linien definiert 
wird. Diese Definition bestimmt dann die Schnittstellen, insbesondere Anschlüsse 
für die Zubringerstrecken. Als erfolgreiches Beispiel können hier die Niederlande 
und die Schweiz genannt werden. 

Die steigende Marktkonzentration, verbunden mit der Marktmacht der großen 
staatlichen Anbieter, stellte schon vor der Krise eine gewisse Herausforderung 
dar. Die Finanzkrise 2008 dürfte darüber hinaus die Unterschiede in den Finanzie­
rungskosten und -möglichkeiten noch deutlich verstärkt haben. Das Beispiel der 
Niederlande und in gewissen Umfang auch die Situation Dänemarks zeigen, dass 
man die Kostenvorteile dieser Unternehmen durchaus in Teilmärkten nutzen 
kann. Die Gestaltung der Vergabelose an nationale oder internationale Wettbe­
werber des Incumbent ist ein Balanceakt. Werden in einem kleinen Land durch 
jede Region kleine Strecken ausgeschrieben, so ist dies sowohl unattraktiv für 
potentielle Wettbewerber als auch ineffizient für die Aufgabenträger. Werden grö­
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ßere Teilnetze ausgeschrieben, so ist dies wiederum durchaus attraktiv für die 
Wettbewerber, es könnte aber den Incumbent gefährden. Betreiben diese auch 
noch, wie im Fall von Schweden, Preisdumping, so besteht die Gefahr, dass so­
wohl der Incumbent als auch die Wettbewerber, die vorher die Verkehre des 
Incumbents übernommen haben, gerettet bzw. deren Verkehre übernommen oder 
– zu höheren Kosten – an andere Anbieter vergeben werden müssen. 

Bei der Planung, Auftragsvergabe und Kontrolle zeichnen sich europaweit insbe­
sondere für kleine Länder gemischte Systeme ab, bei denen das Kernnetz bzw. 
Kernlinien zentral und Zubringerstrecken lokal bzw. regional geprägt sind. Kleine 
Länder müssen darauf achten, dass hierdurch keine Ineffizienzen durch einen 
parallelen Kompetenzaufbau und geringe Auslastung entstehen. Dazu sollten die 
staatlichen Institutionen, die für die Planung, Ausschreibung/Vergabe sowie der 
Kontrolle der SPV Leistungen verantwortlich sind, von den Erfahrungen lernen 
können oder noch besser, die Planung, Ausschreibung/Vergabe bündeln. 

Bezüglich dem Vergabeverfahren wenden viele Länder erfolgreich eine Mischung 
aus Direktvergabe (für das Kernnetz und wichtige Strecken) und ggf. einem Aus­
schreibungswettbewerb für regionale Netze oder Zubringerstrecken an. 

Als „best practice“ bei Ausschreibungsverfahren hat sich ein zweistufiges Verfah­
ren herausgebildet, bei dem in einer ersten Runde mit groben Informationen EVU 
ihr Interesse anmelden können. Aus dieser Interessentenliste werden 3-5 Unter­
nehmen eingeladen, ein Angebot abzugeben. Hierzu erhalten diese einen Einblick 
in alle notwendigen Unterlagen. 

Die Laufzeiten steigen leicht an. Die maximalen Laufzeiten liegen bei den meisten 
Ländern zwischen 10 und 15 Jahren. 

12.4 Ausgestaltung des SPV-Systems 
Sowohl in der Schweiz als auch in den Niederlanden hat es sich bewährt, dass 
die regionalen Netze und Zubringerstrecken sich nach den Fahrplänen des 
Incumbent richten. Allerdings gibt es in beiden Ländern keinen Open Access 
Wettbewerb. Ist jedoch eine derartige Marktsituation vorhanden, so muss bei der 
Ausgestaltung eines SPV-Systems darauf geachtet werden, dass dieser durch 
eine solche Vorgehensweise nicht diskriminiert wird. 

Aus Sicht des Kunden sind benutzerfreundliche Preis- und Informationssysteme 
(möglichst einheitliche Tarifstruktur, durchgängige Tickets, einheitliche Fahrgast­
informationen) wichtig. Leider führt die Leistungserstellung durch mehrere Anbie­
ter immer dazu, dass ein bestimmter Grad an Heterogenität entsteht. Der staatli­
che Aufgabenträger muss bei Ausschreibungen und Direktvergaben darauf ach­
ten, dass sich diese Heterogenität so wenig wie möglich auf die für den Kunden 
wichtige Einheitlichkeit und Integration durchschlägt. 

Ob der staatliche Aufgabenträger Fahrzeugpools bilden soll oder nicht, das kann 
aufgrund der Länderanalysen nicht eindeutig gesagt werden. Die Vor- und Nach­
teile wurden bereits dargestellt. Es kann festgestellt werden, dass Fahrzeugpools 
kürzere Laufzeiten ermöglichen und die Eintrittsbarrieren für kleinere EVU verrin­
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gern. Allerdings reduzieren sich bei einem Fahrzeugpool die Differenzierungs­
möglichkeiten deutlich und das Risiko der Fahrzeuge geht auf den Staat über. In 
einem kleinen Land besteht zudem die Gefahr, dass die Fahrzeugpools zu klein 
sind. 

12.5 Einbindung der Regionen 
Die Länderanalysen zeigen, dass selbst in zentralistischen Ländern wie Frank­
reich die Regionen stärker in die Planung und Gestaltung der SPV Systeme ein­
gebunden werden wollen. Allerdings scheint besonders für kleine Länder bzw. 
Regionen mit sehr wenigen und/oder unregelmäßigen Ausschreibungen eine 
stark dezentrale Ausrichtung keine geeignete Alternative darzustellen. Aus Kos­
ten- und Effizienzgründen bietet sich die Einrichtung einer zentralen Stelle für das 
Management von Ausschreibungen an. Regionen können und sollen jedoch stark 
in jene Vergabeprozesse eingebunden werden, die ihren Bereich direkt oder indi­
rekt betreffen. 

12.6 Finanzbedarf und Finanzierung 
Durch die Aktivierung von Marktkräften können Effizienzvorteile genutzt werden, 
allerdings reicht hierzu in der Regel die Androhung des Wettbewerbs. Im Grunde 
kann man allerdings festhalten, dass eine Angebotsausweitung im SPV auf jeden 
Fall höhere Kosten verursacht. Vereinfacht ausgedrückt: Besserer SPV kostet 
mehr Geld. 

Strategische Grundsatzentscheidungen, die versuchen diese Tatsachen zu igno­
rieren, erzielen ggf. kurzfristig Kosteneinsparungen und damit einen geringeren 
Finanzierungbedarfs des Staates. Mittel- bis langfristig zeigt sich aber in Schwe­
den, Großbritannien und im Grunde auch in Dänemark, dass der Staat die Mittel 
aufbringen muss. Systeme, die diese Tatsache nicht ignorieren und sich fragen, 
wie die (zusätzlichen) Mittel am effizientesten eingesetzt werden können, schei­
nen, wie die Niederlande und Deutschland zeigen, erfolgreicher zu sein.  

Der Finanzierungsbeitrag des Staates hängt auch davon ab, ob und wie stark 
man andere Systemelemente an diesen Kosten beteiligt. Bemerkenswert ist an 
dem Beispiel Deutschland, dass es der DB gelungen ist, bei einer Fokussierung 
des Angebots im Fernverkehr und einem relativ hohen Preisniveau eigenwirt­
schaftliche Verkehre zu betreiben. Auch ist nicht alles schlecht, was in Großbri­
tannien gemacht wurde. Sehr interessant ist die Beteiligung von Nutznießern des 
SPV, wie z.B. Immobilienbesitzern oder großen Einzelhandelszentren an der Fi­
nanzierung der Anbindung an den öffentlichen Personenverkehr. 

Das Infrastrukturbenützungsentgelt stellt in den meisten Ländern keine wesentli­
che Determinante für den Erfolg von Ausschreibungen dar. Wichtig ist jedoch, 
dass eine Diskriminierung auf Basis der Streckenbenützungsentgelte durch einen 
auch als EVU am Markt auftretenden Infrastrukturanbieter verhinder wird. Über­
dies ist zu vermeiden, dass durch die Struktur des IBE bzw. die damit verbundene 
Berechnung der Kosten Anreize für Zugbetreiber geschaffen werden, welche die 
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Leistungsqualität negativ beeinflussen (IBE-Optimierung anstatt Angebotsoptimie­
rung). 

12.7 Gesamtsystemsteuerung/ -komplexität 
Fällt die Gesamtsystemsteuerung durch den Incumbent weg, so muss der staatli­
che Aufgabenträger diese Aufgabe durch geeignete Maßnahmen ersetzen bzw. 
sicherstellen. Geschieht eine Steuerung durch staatliche Aufgabenträger, so ent­
stehen hierdurch hohe für die öffentliche Hand hohe Steuerungskosten. Diese 
zehren zum Teil die Vorteile der Liberalisierung auf. Außerdem ist es bei einem 
verteilten System mit staatlicher Regulierung schwierig, ein hohes Leistungsni­
veau und ein hohes Maß an Systemintegration sicherzustellen. 

12.8 Gefahrenpotentiale bei der Umsetzung 
Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, was bei der Einführung von Aus­
schreibungswettbewerb beachtet werden muss bzw. welche länderspezifischen 
Umsetzungen als taugliche Referenzbeispiele identifiziert werden können. 

Allerdings müssen an dieser Stelle auch explizit Gefahrenpotentiale im Zusam­
menhang mit dem Einsatz des betrachteten Instruments angesprochen werden. 
Die Implementierung eines nicht anforderungsgerechten Systems oder irrationale 
Erwartungen können nämlich zu signifikanten und langfristigen Zusatzbelastun­
gen führen. Entscheidungsträger sollten daher unter anderem die nachstehenden 
Punkte beachten. 

Grundsätzlich muss von zeitlich sehr ambitionierten Umsetzungsprojekten 
abgeraten werden. Die Anmerkungen zur Planung des Zeitbedarfs (vgl. Kapitel 
11.11) haben gezeigt, dass für die Etablierung von Ausschreibungswettbewerb 
jedenfalls genügend Vorlaufzeit sowie überdies prozessspezifische Pufferzeiten 
berücksichtigt werden müssen. Zu schnelle Implementierungen bergen mehrere 
potentielle Risiken. Insbesondere ist von einer Parallelisierung der Schaffung von 
Rahmenbedingungen und der Durchführung der ersten Ausschreibungen abzura­
ten, da Zeit für wichtige Reflexionen fehlt und somit auch Anpassungsmöglichkei­
ten und Änderungen nur mehr schwer möglich sind. 

Überdies wird eine sofortige und flächendeckende Einführung eines neuen 
Systems als besonders kritisch angesehen. Lösungen für das gesamte Staatsge­
biet sollten nach Möglichkeit nicht ohne zuvor durchgeführte und temporär sowie 
räumlich begrenzte Pilotprojekte implementiert werden. „Experimente“ mit kleinen 
Einheiten und ausreichendem Monitoring zu Dokumentations- und Lernzwecken 
sollten daher als erste Umsetzungsalternativen in Betracht gezogen werden. 

Länder, bei denen Schienenverkehre bisher in erster Linie durch den staatlichen 
Incumbent erbracht werden/wurden, dürfen nicht den Fehler begehen, keine ge­
eignete Strategie für dieses Unternehmen zu formulieren. Ist die Rolle des Incum­
bent nicht eindeutig geregelt, ist mitunter mit deutlichen Problemen und vor allem 
auch mit zusätzlichen finanziellen Belastungen zu rechnen. 

Überhöhte Erwartungen an den Nutzen, der durch das Instrument Ausschrei­
bungswettbewerb erzielt werden kann, sind eine weitere Gefahrenquelle. Die 
Länderanalysen haben gezeigt, dass die formulierten Kosten- und Leistungsziele 
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meist nur eingeschränkt erreicht werden konnten. Jedenfalls berücksichtigt wer­
den müssen zusätzliche Aufwendungen, die für das Ausschreibungsmanagement 
sowie im Bereich von Regulierungs- und Koordinationsaufgaben anfallen können. 
In diesem Kontext ist vor allem eine Überschätzung marktlicher Selbstorgani­
sation und Selbstkoordination problematisch. 

Einen weiteren Gefahrenbereich stellt mangelndes Wissen über die Existenz 
und Funktionsweise von Anbietermärkten voraus. Selbst organisatorisch gut 
vorbereitete und weitgehend fehlerfrei durchgeführte Ausschreibungen sind 
sprichwörtlich zum Scheitern verurteilt, wenn keine geeigneten EVU für die Ange­
bote interessiert werden können. 

„Falsche“ Anreize für EVU sind ein weiteres Problem. In vielen Ländern haben 
zu optimistische Angebote bereits vermehrt zu großen Problemen geführt. Die 
Ausschreibungen müssen so gestaltet sein, dass Anbieter nicht zur Abgabe unre­
alisierbarer Vorschläge verleitet werden. EVU müssen außerdem die Möglichkeit
haben, taugliche Angebote zu legen. Bei einer Übernahme des Erlösrisikos muss 
der Anbieter dieses Risiko auch abschätzen/quantifizieren können. Fehlende Da­
tenquellen sind hier als großes Hindernis zu identifizieren. 

Abschließend soll nochmals betont werden, dass organisatorische, technische 
und gesetzliche Mängel bei der Systemgestaltung besonders hohe Risiken 
bergen. Dies betrifft sowohl die Ausschreibungs- als auch die Betriebsphase. 
Kompetenzkonflikte, das Fehlen geeigneter Softwaresysteme zur Fahrplangestal­
tung oder zum Clearing verkehrsträgerübergreifender Leistungen sind nur einige 
wenige Beispiele für inadäquate Rahmenbedingungen. 

183
 



 

 

       

               

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

  
 

  

 

 

Anhang A – Erhebungsmatrix (Kompaktinformation) 

Angebot Kriterien \ Regionen Dänemark Deutschland Frankreich Großbritannien Niederlande Schweden 

Soft Facts 

Strategische Grundsatzent­
scheidungen 

SPV ist in verschie­
dene Bereiche 
eingeteilt: Fernver­
kehr, S-Bahn Ko­
penhagen, SPNV 
der "privatbaner", 
und der übrige 
SPNV. Es gab die 
Absicht, 1/3 der 
letzten Kategorie 
öffentlich auszu­
schreiben; bis 2012 
sind 23 % der Leis­
tungen ausgeschrie­
ben worden. 

Privatisierung der Bahn 
1994; diskriminierungsfreier 
Zugang zur Netzinfrastruktur, 
Bundesländer für SPNV 
verantwortlich (Regionalisie­
rung und "Bestellerprinzip") 

Dominanz des Ser­
vice public und 
weitgehender Schutz 
für SNCF 

Materielle Privatisierung 
des gesamten Eisen­
bahnsektors; Zerschla­
gung des Incumbent 
(British Rail) und Auftei­
lung in mehr als 100 
Einzelunternehmen; 

Die Personenverkehrs-
sparte des Incumbent 
wird auf 25 (flächende­
ckende) Franchises 
(mittlerweile weniger) 
aufgeteilt, die über 
Ausschreibungen ver­
geben werden. 

Einteilung in Hauptlini­
ennetz (Direktvergabe 
an NS) und regionale 
Strecken (Vergabe 
durch öffentliche Aus­
schreibungen). Das 
Ministerium ist zustän­
dig für die Konzession 
des Hauptliniennetzes, 
die Provinzen sind 
zuständig für die regio­
nalen Konzessionen. 

Einführung von Aus­
schreibungswettbewerb 
sowohl im Fernverkehr als 
auch im Regionalverkehr; 
außerdem freier Wettbe­
werb im Fernverkehr seit 
2012 

Beihilfenpolitik und Unterstüt­
zungsprogramme 

- - Subventionierung des 
gesamten Bahnsektors 
zu Beginn der Bahnre­
form (Privatisierung) 
doppelt so hoch wie die 
geplante Subventionie­
rung des Incumbent. 

Danach schrittweise 
Reduktion. Nach Hat­
field (Unfall) wieder 
deutlich höhere Unter­
stützung. 

Investitionen in regio­
nale Schieneninfra­
struktur (Streckenaus­
bau, neue Haltestellen, 
usw). tragen zum 
erheblichen Fahrgast­
zuwachs bei. 

Investitionen in Schie­
neninfrastruktur; geringes 
IBE 
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Angebot Kriterien \ Regionen Dänemark Deutschland Frankreich Großbritannien Niederlande Schweden 

3.2.2. Regelungen der eigenwirt- Keine (soweit be­ open access => kommerziel- TGV als über viele Ganzheitliche Bewer- Die NS betreibt das SJ betreiben einige Fern-
c und schaftlichen Verkehre; (Vgl. kannt) le Verkehre abseits des Jahre eigenwirt­ tung von Franchise- Hauptliniennetz (so­ verkehrslinien. 
4.a auch 3.2.2.c sowie 4.a) SPNV schaftlich geführter 

Teilbereich des 
Staatsmonopols 
SNCF 

Bündeln (die wirtschaft­
liche und unwirtschaftli­
che Komponenten 
enthalten können); 
gänzlich profitable 
Strecken mitunter im 
Open-Access Wettbe­
werb (dürfen Franchi­
ses nicht behindern, 
"Cherry-Picking" prak­
tisch kaum möglich) 

wohl Fern- wie Regio­
nalverkehre) eigenwirt­
schaftlich und zahlt für 
die Konzession 20 Mio 
Euro (ab 2013: 30 
Mio.). 

Trennlinie Nah-, Regional- und 
Fernverkehr 

4-Teilung, siehe 
oben 

2-Teilung Nahverkehr und 
Fernverkehr:  Unterschei­
dung nach Verantwortung 
und Finanzierung (Besteller­
prinzip Nahverkehr, Eigen­
wirtschaftlichkeit Fernver­
kehr), Klassifizierung Zuggat­
tungen und (formal) Reise-
weiten 

Abgrenzungsprob­
lem: Fernverkehr 
sowohl in TGV-
Zügen (auf eigener 
Infrastruktur) als 
auch in TER-Zügen 
(im normalen SNCF-
Netz) 

3-Teilung (vgl. Text); 
Einteilung der Franchi­
ses schwierig - diese 
verknüpfen oftmals 
regionale und überregi­
onale Verkehre 

Siehe Abbildung 42 im 
Bericht. 

Trennlinie ist nicht ganz 
eindeutig. Regionale 
Aufgabenträger (CPTA) 
bestellen den SPNV, 
Trafikverket den gemein­
wirtschaftlichen Fernver­
kehr. 

6, 1. Flexibilität des gewählten Im Vertrag mit DSB Kaum Anpassungen des TGV-Netz entlastete Laufende Anpassungen Während der Laufzeit In den letzten Jahrzehnten 
Auf. Systems gibt es die Möglich­

keit, weitere Leis­
tungen öffentlich 
auszuschreiben. 

Systems, allerdings zahlrei­
che Sonderfälle möglich und 
praktiziert ("IR-
Ersatzverkehre", Regionetze 
der DB, Stadtbahn-Lösungen 
für Umland etc) 

ab 1981 schrittweise 
das vorhandene 
SCNF-Netz zuguns­
ten des Nah- und 
Regionalverkehrs. 

des Systems; Zusatz­
bestellungen von Leis­
tungen möglich (auch 
durch PTE) 

einer Konzession 
beschränkt, oft mit 
Mehrkosten verbunden 

immer angepasst 

6, 1. Anpassungszeiträume - Nach Bahnreform zum Kfr. nach Gesetzge­ - -
Auf. 1.1.1994 schrittweise Umset­

zung und Anpassung an 
neues System (Geschwin­
digkeit je nach Bundesland 
unterschiedlich) 

bungen; Laufend Adap­
tionen aufgrund von 
Designfehlern 
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Angebot Kriterien \ Regionen Dänemark Deutschland Frankreich Großbritannien Niederlande Schweden 

Hard Facts 

Entwicklung der Einnahmen Deutliche Steigerung der 
Fahrgelderlöse 

Steigend: SNCF 
Reisen + 5,9 % 
langfristig (trotz 
Rückgang bei Interci­
tés), SNCF Nahver­
kehr + 7,2 % langfris­
tig (Quelle: SNCF 
Communiqué 72 - 
26.1.2012) 

Gestiegen (in absoluten 
Zahlen) 

Gestiegen -

Kostendeckungsgrad Bei den analysierten 
"privatbaner":  31 % 
in 2010; bei den 
ausgeschriebenen 
Leistungen: 43 % 
(erste Konzession 
Arriva) bzw. 43 % 
(erwartet, erste 
Konzession DSB-
First). 

47 % (2011), Steigerung um 
14 %-Punkte im Vergleich 
zum Jahr 2001 bezogen auf 
DB Regio AG 

Das Gesamtsystem 
Schiene und die Infra­
struktur sind nicht kos­
tendeckend. 

Im Betrieb sind viele 
TOC kostendeckend 
(zahlen ein "Premium", 
das als Konzessions­
gebühr bzw. als "nega­
tive Subvention" bewer­
tet wird.) 

Jedoch wird bei der 
Bestimmung der Wirt­
schaftlichkeit der TCO 
die direkte Infrastruktur­
subvention an NR nicht 
berücksichtigt. 

Hat sich auf regionalen 
Strecken durch Fahr­
gastzuwachs und 
Senkung der Kosten 
(deutlich) verbessert. 

-

Produktivitätsentwicklung - Steigerung der mittleren 
Besetzung der Züge  um rd. 
16 % (Vergleich 2001/2011) 

Umsatz pro Mitarbei­
ter bei SNCF stei­
gend (Quelle: SNCF 
in: Le Journal du Net, 
2012) 

Performance (gemes­
sen in PPM) ist in den 
letzten Jahren kontinu­
ierlich gestiegen. 

Im regionalen Verkehr: 
deutlich gestiegen; 
Hauptliniennetz k.A. 

-
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Angebot Kriterien \ Regionen Dänemark Deutschland Frankreich Großbritannien Niederlande Schweden 

3.2.6. 
a 

Entwicklung der Fzkm Arriva 
(West/Zentraljütland) 
: relativ stabil, aber 
mit Möglichkeit 
optional die Leistun­
gen zu erweitern. 

Gestiegen um 7 % (Zkm, 
Verleich 2001/2011), 641 Mio 
Zkm (2011) 

Gestiegen (vgl. Abbil­
dung im Text) 

Sowohl bei den NS 
sowie bei den regiona­
len EVU ständige 
Erweiterung des Ange­
botes 

-

3.2.6. 
b 

Passagierentwicklungen in 
Pkm 

DSBFirst (Kystbah­
nen, Øresundståg): 
+15% 

Gestiegen um knapp 30 % 
(Vergleich 2002/2011), neuer 
Rekord: 49,4 Mrd. Pkm 

Stark gestiegen (vgl. 
Abbildung im Text) 

Stark gestiegen (auch 
regional). 

Tendenz seit 1995 stei­
gend 

3.2.6. 
e 

Anzahl Fahrzeuge SPV Gestiegen - Gestiegen Gestiegen Fahrzeuge der SJ ab 2003 
bis 2007 um 10 % abge­
nommen; unklar, wie die 
Entwicklung der gesamten 
Fahrzeugflotte ist 

Versorgungsniveau (Versor­
gungsniveau/Einwohner) 

- - - -

3.2.6.f Serviceniveau - Festschreibung von Quali­
tätsanforderungen in Nah­
verkehrsplänen und Verträ­
gen, deutlich gestiegen 

- -

3.2.6.f Alter/Ausstattung der Fahrzeu­
ge 

Arriva 
(West/Zentraljütland) 
musste 11 neue 
Triebwagen erwer­
ben (gesamte Flotte: 
41 Triebwagen). 
DSBFirst: k.A. 

Durchschnittliches Fahr­
zeugalter von 35 Jahren 
(2000) auf unter 20 Jahre 
(heute) gesunken 

Verbesserungen der 
Fahrzeugausstattung, in 
erster Linie durch Mo­
dernisierung (General­
überholung) alter Fahr­
zeuge bzw. durch Neu­
anschaffungen 

Auf regionalen Stre­
cken fahren ab Ende 
2012 kaum noch Alt­
baufahrzeuge. 

Regionalverkehr: < 20 
Jahre, erheblicher Teil 
aber < 10 Jahre, Fernver­
kehr: < 30 Jahre, moder­
nisiert 
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Angebot Kriterien \ Regionen Dänemark Deutschland Frankreich Großbritannien Niederlande Schweden 

3.2.6.f Fahrgastinformationssysteme - Oft Gegenstand von Ver­
kehrsverträgen, deutliche 
Verbesserung, zentrale 
Fahrplandatenbank bei DB 
AG 

Oft integrierte Informa­
tionssysteme 

Auf Bahnhöfen von 
ProRail betreut (dyna­
mische Fahrgastinfo 
auf fast allen Bahnhö­
fen ab 2012); innerhalb 
der Züge z.Zt. bei fast 
allen Betreibern 

3.2.6. 
g 

Entwicklung der Fahrpreise Deutlich gestiegen Die Höhe der Fahrprei­
se ist stark gestiegen. 
Auch die Komplexität 
der Tarifstruktur hat 
deutlich zugenommen. 

Moderat 

3.2.6. 
h 

Entwicklung der Zahlungen von 
Staatsseite/Subv. 

Ersparungen durch 
Ausschreibungen: 
West/Zentraljütland: 
2,4 Mio Euro 

Leicht gesunken: Finanzie­
rungsbedarf: jährliche Steige­
rung weniger als 1 %, deut­
lich unterhalb der Kosten­
entwicklung 

Stark gestiegen (insb. 
die Kosten für die Be­
reitstellung und Erhal­
tung der Infrastruktur) 

k.A. 

3.2.6.i Entwicklung der Unfälle - Anzahl der Unfälle hat sich 
seit Mitte der 90er Jahre 
halbiert. 

Zwischenfälle zu Be­
ginn gestiegen (bis 
Hatfield), aber aktuell 
rückläufig; "Fatale 
Zwischenfälle" seit 
Jahrzehnten stark 
rückläufig 

k.A. (aber gering) 

Hard Facts (2/3) 

3.2.7. 
a 

Investitionen insgesamt 
(vor/nach Ausschreibungen) 

- - Zu Beginn gesunken 
(insb. Infrastruktur); 
aktuell steigend 

Gestiegen, vor allem in 
Neubaufahrzeugen 

3.2.7. 
b 

Investitionen in (regionale) 
Infrastruktur 

- Jährlich 4 bis 5 Mrd. EUR für 
Streckennetz der DB 

- Gestiegen Im letzten Jahrzehnt 
intensiviert 
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Angebot Kriterien \ Regionen Dänemark Deutschland Frankreich Großbritannien Niederlande Schweden 

3.2.7. 
c 

Investitionen in (regionale) 
Schienenfahrzeuge 

Gestiegen Gestiegen, da in den ersten 
Ausschreibungsrunden meist 
Neufahrzeuge gefordert 

- Gestiegen 

3.2.7. 
d 

Systemkosten des (regionalen) 
Schienenverkehrs 

- Insbesondere im Betriebsbe­
reich sind die spezifischen 
Kosten je Zugkm durch 
Wettbewerbseffekte einmalig 
gesunken. 

Gestiegen -

3.2.7. 
e 

Finanzierungskosten des 
Schienenpersonenverkehrs 

- - Gestiegen; Finanzie­
rung privater TOC 
kompliziert; Finanzie­
rungsvorteile staatsna­
her Betriebe aus dem 
Ausland führen zur 
Konkurrenzierung 
privater Betreiber 

- Haben stark zugenommen 
(u.a. wegen Zersplitterung 
der Aufgaben und Kosten 
für zunehmenden Koordi­
nationsbedarf) 

Hard Facts (3/3) 

3.2.5. 
a 

Anzahl Marktteilnehmer EVU DSB, Arriva, DSB-
First 

32 Wettbewerbsbahnen 
(2011) im Nahverkehr; 2 
Wettbewerbsangebote im 
Fernverkehr  

25+ im Personenver­
kehr (Franchise und 
Open Access) 

NS, Arriva, Connexxion 
(Transdev), Syntus 
(Keolis), Veolia 
(Transdev). 

Fernverkehr: SJ AB, 
Veolia, Norrlandståg;           
Regionalverkehr: SJ AB, 
Stockholmståg, A-Train, 
Tågkompaniet, Roslag­
ståg, Arriva; Botniatåg 
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Angebot Kriterien \ Regionen Dänemark Deutschland Frankreich Großbritannien Niederlande Schweden 

3.2.5. 
b 

Marktanteile 14 % Wettbewerbsbahnen 
bezogen auf pkm (2011) 

Vgl. Abbildung und 
Tabelle im Text (auch 
Darstellung des Privat­
anteils) 

Der regionalen EVU: 
Arriva: 9 %, Veolia: 5 
%, Syntus: 5 %, Con­
nexxion-Transdev: 1 % 

SJ: 56 %; andere: 44 % 
(laut ASTOC); Veolia, 
Svenska Tagkompaniet 
AB, Arriva Tag AB, DSB 
(ausgestiegen) 

Rechtliche Rahmenbedin­
gungen 

Eisenbahngesetz 
Gesetz über die 
unabhängige Akti­
engesellschaft DSB 
und DSB-S Bahn 

Siehe Text Siehe Text 

3.2.1 Gesetze Eisenbahnneuordnungsge­
setz (ENeuOG) - u.a. Allge­
meines Eisenbahngesetz 
(AEG), Regionalisierungsge­
setz (RegG); Landesnahver­
kehrsgesetze, Eisenbahn-
bau- und Betriebsordnung 
(EBO), Personenbeförde­
rungsgesetz (PBefG) 

Vgl. Fließtext; Gesetze 
sind EU- und PSO-
konform und sogar 
strenger als die Vorga­
ben 

Aufgabentei­
lung/Organisation bei Aus­
schreibungen 

Wettbewerbskontrolle und ­
regulierung 

Trafikstyrelsen (Teil 
des Ministeriums für 
Transport und Ener­
gie) 

Regulierung durch Bundes­
netzagentur 

Verkehrsministerium 
(Teil des Umweltmi­
nisteriums) und die 
2010 errichtete 
Regulierungsbehör­
de ARAF 

Regulierung durch ORR 
(Office of Rail Regula­
tion) 

Regulierung durch 
Wettbewerbbehörde 
Nma 

Konkurrensverket : Teil 
des Ministeriums für Wirt­
schaft, Energie und Kom­
munikation 
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Infrastrukturvergabe, Zugangs­
regelung 

Banedanmark (im 
Eigentum des Minis­
teriums) 

Eisenbahnbundesamt (Ge­
nehmigungen und Aufsicht) 

Netzwerklizenz von 
OOR an NR erteilt; 
Benutzungsverträge 
zwischen NR und TOC 
(bzw. FOC) 

Staat erteilt ProRail 
eine Konzession für die 
gesamte Streckenin­
standsetzung (und 
Neubau); Benutzungs­
verträge zwischen 
ProRail und EVU 

3.2.2. Planung (Fahrplangestaltung, - SPNV: Aufgabenträger im Regionen Bottom-Up-Planung Von den EVU in Ab-
a Vertaktung) Rahmen ihrer Funktion als 

Besteller der Leistungen, 
Detailgestaltung Fahrplan 
EVU in Abstimmung mit 
Aufgabenträgern 

(Erstplanung erfolgt 
durch die individuellen 
TOC); Vorgaben in den 
Franchiseverträgen; 
anschließend zentrale 
Konsolidierung der 
Einzelpläne (inkl. Koor­
dination bei Konflikten) 

sprache mit den Auf­
gabenträgern; Fahr­
planvorschläge werden 
von ProRail optimiert 
und koordiniert. Die NS 
hat relativ große Auto­
nomie in Bezug auf 
eigene Fahrplangestal­
tung. 

3.2.2. Tarifgestaltung, Preisgestal- Trafikstyrelsen und Nahverkehr: i.d.R. im Rah- Regionen Regulierte (Vorgaben Wird von den Aufga­
b tung Regionen, die Auf­

gabenträger der 
"privatbaner" sind 

men von Kooperationsverträ­
gen Verbundtarife; verbund­
freie Räume C-Preis der DB 
AG/TBNE, Fernverkehr: EVU 
(kommerzielle Verkehre) 

durch den Staat) und 
nichtregulierte Tarife; 
Lead-Operator-Prinzip 
(Hauptanbieter jeder 
Strecke darf bindende 
Referenztarife bestim­
men) 

benträgern bestimmt, 
beschränkte Tarifflexi­
bilität durch die EVU. 
Das NS Tarifsystem 
kommt außerdem 
überall zur Anwen­
dung, ist aber relativ 
ungünstig. 

3.2.2. Organisation des SPV, Tren- So weit bekannt, gibt Trennung vorhanden: Nah­ De-facto-Trennung Keine eindeutige Defini- Der Betrieb des Haupt- Bestellter (regionaler) 
c nung von eigen- und gemein­

wirtschaftlichen Verkehren 
es keine eigenwirt­
schaftlichen Verkeh­
re. 

verkehr in Länderverantwor­
tung (Bestellung der Be­
triebsleistungen), Fernver­
kehr in Verantwortung des 
Eisenbahnunternehmens 
(eigenwirtschaftlich) 

durch Netztrennung: 
TGV-Verkehr auf 
eigenem Netz war 
bis vor Kurzem 
eigenwirtschaftlich.  

tion der Begriffe im 
Gesetz; "Expected 
Revenue" im Fran­
chisevertrag spezifiziert; 
Subventionsbedarf aber 
durch TOC selbst be­
rechnet und im Rahmen 
der Angebotslegung 
kommuniziert 

liniennetzes findet auf 
eigenwirtschaftlicher 
Grundlage statt, der 
regionale Betrieb 
außerhalb dieses 
Netzes wird von den 
Provinzen subventio­
niert. 

SPNV ist gemeinwirt­
schaftlich, der Fernverkehr 
sowohl gemeinwirtschaft­
lich wie (auf einigen Li­
nien) eigenwirtschaftlich. 
Ab 2012 sind überall 
eigenwirtschafltiche Ver­
kehre zugelassen. 
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3.2.3. 
a 

Verantwortung für Durchfüh­
rung der Ausschreibung 

Trafikstyrelsen Aufgabenträgerorganisatio­
nen 

Noch nicht relevant; 
angekündigt für 2014 

Weitgehend DfT; aber 
Konsultierung regiona­
ler Behörden und Inte­
ressensvertretungen; 
Überwachung durch 
ORR 

Die regionalen Aufga­
benträger in Eigenre­
gie; siehe Abbildung 43 

Regional: die CPTA 
(County Public Transport 
Authorities); Natio­
nal/Fernverkehr: Trafik­
verket 

Gibt es regionale Verkehrsko­
ordinatoren? 

Ja, Aufgabenträgerorganisa­
tionen 

Passenger Transport 
Executives (PTE) mit 
eigenem Budget; Lon­
don, Schottland und 
Wales sind für ihre SPV 
selbst verantwortlich 

Nur die Provinzen (und 
bestimmte Regionen) 
erfüllen diese Aufgabe. 

-

Einbindung der Verkehrsver­
bünde 

Abstimmung Verkehrsange­
bot/Fahrplan, EAV, Tarif, 
einheitliche Fahrplaninforma­
tionen, Anschlusssicherung 
zu anderen Verkehrsunter-
nehmen 

PTE übernehmen ähnli­
che Funktion 

Trifft für die Niederlan­
de nicht zu. 

Im Grunde genommen 
erfüllen die CPTAs diese 
Aufgabe. 

Charakteristika der Aus­
schreibungen 

Noch nicht rele­
vant. Angekündigt 
für 2014. 

3.2.3. 
b 

Brutto-/Nettoausschreibungen; 
Muss/Kann-Ausschreibung 

Ausschreibungspflicht, aller­
dings auch Direktvergaben 
praktiziert / Bruttoausschrei­
bungen mit fixem Entgelt, 
Nettoausschreibungen sowie 
kombinierte Formen 

Weitgehend Nettoaus­
schreibungen (mit 
Erlösrisiko für EVU), 
Ausschreibungspflicht 

Weitgehend Nettoaus­
schreibungen; ab 2010 
auch einige Brutto­
ausschreibungen 
(Provinz Overijssel). 

Im Regionalverkehr: meis­
tens Brutto-Verträge; 
Fernverkehr: Netto-
Verträge 

3.2.3. 
c 

Wie viel Prozent der Strecken 
werden ausgeschrieben? 

Bis 2012 ca. 23 % 
(ausgenommen S-
Bahn, Fernverkehr) 
der früheren DSB 
Leistungen 

Große Unterschiede zwi­
schen den Ländern (Umset­
zungstempo), perspektivisch 
100 % 

100 % Bis 2012 der Betrieb 
auf 18 von 20 regiona­
len Strecken (außer­
halb des Hauptlinien­
netzes) 

2009 waren 25 % der 
gesamten Zugkm ausge­
schrieben. 
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3.2.3. 
d 

Verhältnis Ausschreibungen : 
Direktvergaben 

- - Derzeit quasi noch 
ein geschlossener 
Markt 

- - Keine Direktvergaben 
(mehr) 

3.2.3. 
e 

Ausschreibungsdauer (Dauer 
der Verträge) 

West- und Zentral­
jütland: acht Jahre 
Kystbahnen, 
Øresundståg: sechs 
Jahre 

Zwischen 7 und 15 Jahre Bisher durchschnittlich 
7-15 Jahre; ab 2012 
vermehrt 15 Jahre 

Durchschnittlich 10 - 
15 Jahre 

Dauer der analysierten 
Verträge: beide 10 Jahre 
(der erste wurde nach 5 
Jahren storniert) 

3.2.3.f Größe in Fahrleistung/Jahr (in 
km) 

West- und Zentral­
jütland: 7,5 Mio. 
Zugkm Kystbahnen, 
Øresundståg: 4,4 
Mio. (nur dänische 
Seite) 

Sehr unterschiedlich Stark unterschiedlich 
(vgl. Diagramm im Text) 

-

3.2.3.f Ausschreibungslos, -umfang 
[1] 
Einzelstrecken oder Netze? 

Netze Unterschiedlich, meist Teil-
netze im Umfang von ca. 3-5 
Mio. Zugkm 

Stark unterschiedlich 
(vgl. Diagramm im Text) 

In der Regel sind Fran­
chises als Leistungs­
bündel zu verstehen 
und nicht als einzelne 
Strecken. Die Franchi­
ses wurden weitgehend 
überschneidungsfrei 
definiert. 

Sowohl Einzelstrecken 
wie auch Netze; Netze 
haben verschiedene 
Vorteile, z.B. eine 
gewissene Zahl von 
Ersatzfahrzeugen für 
mehrere Strecken 
bereitstellen zu kön­
nen, anstelle eines 
Fahrzeuges für jede 
Strecke. Auch gibt es 
mehr Möglichkeiten zur 
Optimierung des Be­
triebes (Zugführer, 
Schaffnereinsatz usw.) 

Netze (vielleicht vereinzelt 
auch Einzelstrecken) 

3.2.3. 
g 

Genauigkeitsgrad/Freiheitsgrad 
(funktionale Ausschreibun­
gen?) 

Weitgehend genau Weitgehend vorgeschrieben Bisher weitgehend 
vorgegeben; in Zukunft 
verstärkt funktional 
(gem. derzeitiger politi­
scher Diskussion) 

Unterschiedlich Soweit bekannt, sehr 
genau 
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3.2.3. 
h 

Wer besitzt die Fahrzeuge? 
Rücklaufregelungen 

West- und Zentral­
jütland: Fahrzeuge 
müssen am Ver­
tragsende für Über­
nahme angeboten 
werden 

Unterschiedlich, meist Eigen­
tum der EVU, Fahrzeugpools 
der Länder/Aufgabenträger 
(Niedersachsen, RMV), tlw. 
Leasingverträge 

Drei große private 
ROSCOS (oligopolisti­
scher Markt); Leasing­
verträge mit TOC 

Neuerdings erster 
Vertrag mit Rücklauf­
regelung (Provinz 
Overijssel) 

Die CPTA stellen über 
eine/einige Leasingfir­
ma/firmen Fahrzeuge für 
den SPNV zur Verfügung. 

3.2.3.i Unterschiede zwischen SPNV 
und ÖPNV 

- Unterschiedliche gesetztliche 
Grundlagen (ÖPNV: PBefG) 
sowie meist unterschiedliche 
Aufgabenträgerschaften 

-

3.2.3.j Ausschreibungskosten (Staat) - Hoch, aber insgesamt 
rückläufig (GBP 7054 
Tsd. im Jahr 2007-08) 

3.2.3.j Ausschreibungskosten (EVU) - Ca. GBP 3 Mio. bis  
GBP 5 Mio. pro Bewer­
ber jedes Franchise 

3.2.3. 
k 

Dauer der Vergabeverfahren 
(bis zum Betrieb) 

West- und Zentral­
jütland: 1,5 Jahre 
Vorbereitung bis zur 
Vergabe; danach 22 
Montage Vorberei­
tung bis zur Auf­
nahme des Betrie­
bes 

Meist 2-4 Jahre (Fahrzeug­
beschaffungszeiten) 

Sehr kurz; knapp über 1 
Jahr 

Anfangs sehr kurz ( < 1 
Jahr), mittlerweile über 
2 Jahre 

-

3.2.3.f Ausschreibungslos, -umfang 
(Einzelstrecken oder Netze?) 

Unterschiedlich, meist Teil-
netze 

Integrierte Franchises 
(Leistungsbündel) 

Es gibt sowohl reine 
SPNV-, reine ÖPNV- 
sowie kombinierte 
Ausschreibungen, 
ohne wesentliche 
Unterschiede. 

CPTA arbeiten eng zu­
sammen, um größere 
Netze erzielen zu können. 
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Finanzierung des SPNV 

4.a Trennung von eigenwirtschaft­
lichen und gemeinwirtschaftli­
chen Verkehren? 

Soweit bekannt, gibt 
es keinen eigenwirt­
schaftlichen Ver­
kehr. Es gab aber 
einige schwedische 
Fernzüge, die bis 
Odense durchge­
bunden waren (ein­
gestellt mangels 
Rentabilität). 

Eigenwirtschaftlicher Ver­
kehr: meist Fernverkehr und 
ohne Bestellerentgelte, ge­
meinwirtschaftlicher Verkehr: 
SPNV - Finanzierung durch 
Bestellerentgelte (aus Regio­
nalisierungsmitteln) 

De-facto-Trennung 
durch Netztrennung: 
TGV-Verkehr auf 
eigenem Netz war 
bis vor Kurzem 
eigenwirtschaftlich.  

Franchise ist entweder 
subventioniert oder 
zahlt Konzessionsge­
bühr (negative Subven­
tion); keine genaue 
Spezifikation der Ei­
genwirtschaftlichkeit 

Nahezu alle Franchises 
enthalten rentable und 
unrentable Strecken. 

Bestellter SPNV auf 
regionalen Strecken ist 
gemeinwirtschaftlich, 
der gesamten SPV auf 
dem Hauptliniennetz 
eigenwirtschaftlich. 
Siehe Text. 

Bestellter SPNV ist ge­
meinwirtschaftlich, der 
Fernverkehr sowohl ge­
meinwirtschaftlich wie (auf 
einigen Linien) eigenwirt­
schaftlich. Ab 2012 sind 
überall eigenwirtschaflti­
che Verkehre zugelassen. 

4.a Trassenkosten, Höhe des IBE - Hoher Kostenblock für Tras­
sen- und Stationsnutzung, 
i.d.R. durchlaufender Posten 
für EVU 

RFF berechnet das 
IBE aus drei etwa 
gleich großen Kom­
ponenten: Redevan­
ce A (für accès = 
Netzzugang), Rede­
vance R (réservati­
on) und Redevance 
C (für circulation = 
Verkehr). Gesamt­
höhe: circa 4,5 Mrd 
Euro p.a. - Pro Zgkm 
gelten bis 2013 
folgende Beträge: 
11.- Transilien und 
TER; 14.- TET und 
TGL;  13.- TAGV; 2.- 
Fracht (Quelle: RFF, 
Printemps 2012 , La 
Tarification) 

Hoher Kostenblock, 
aber begrenzte Bedeu­
tung für ASW aufgrund 
der ‘no net loss, no net 
gain’-Klausel 

Im Verleich zu anderen 
Ländern relativ gering, 
Tendenz aber steigend 

Nur 13 % (der realen 
Kosten), eine Steigerung 
ist aber vorgesehen. 
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4.b Wer finanziert die Fahrzeuge 
und wie? 

Das EVU i.d.R. durch EVU (Ausnah­
men: Fahrzeugpools der 
Aufgabenträger/Länder) 

In der Île de France 
die Organisation 
STIF; sonst SNCF, 
Städte, Regionen 

Leasingkosten werden 
durch TOC übernom­
men; Anschaffung 
durch ROSCOS 

Kosten werden durch 
EVU getragen bzw. in 
den Betriebskosten 
berücksichtigt. 

Die CPTA stellen gemein­
sam eigene Fahrzeuge zur 
Verfügung, z.B. über die 
Leasingfirma Transitio AB. 

4.c Wer finanziert den Betrieb und 
wie? 

Fahrgasterlöse und 
Aufgabenträger 

Bestellerentgelte (Regionali­
sierungsmittel) der Aufgaben­
träger, Fahrgelderlöse 

Nutzerfinanzierung 
zwischen 21 und 33 
% (abhängig von der 
Stadtgröße); Rest: 
öffentliche Hand und 
Unternehmungen mit 
mehr als 9 Mitarbei­
tern 

Fahrgasterlöse, private 
Gelder (in der Regel 
DfT oder PTE); Subven­
tionen 

Fahrgasterlöse und 
Aufgabenträger 
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